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Präsident Frank Imhoff eröffnet die Sitzung der 
Bürgerschaft (Landtag) um 11:14 Uhr. 

Präsident Frank Imhoff: Meine Damen und Her-
ren, die 31. Sitzung der Bürgerschaft (Landtag) ist 
eröffnet. 

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Me-
dien. 

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herzlich 
eine Klasse Pflegekräfte aus Weyhe und einen Kurs 
„Kultur und Gesellschaft“ der Volkshochschule 
Bremen. – Herzlich willkommen hier bei uns im 
Haus! 

(Beifall) 

Die Sitzung beginnt heute Vormittag mit der Aktu-
ellen Stunde, anschließend wird der Tagesord-
nungspunkt 48 aufgerufen, danach wird in der Rei-
henfolge der Tagesordnungspunkte verfahren. 

Weiter geht es nach der Mittagspause mit den Ta-
gesordnungspunkten 6 und 45. Fortgesetzt wird 
die Tagesordnung dann ebenfalls in der Reihen-
folge der weiteren Tagesordnungspunkte. 

Die Sitzung beginnt am Donnerstag mit der Frage-
stunde, im Anschluss daran werden die miteinan-
der verbundenen Tagesordnungspunkte 9 und 22 
sowie der Tagesordnungspunkt 43 aufgerufen. 

Weiter geht es dann nach der Mittagspause mit 
dem Tagesordnungspunkt 20. Im Anschluss wird 
der Tagesordnungspunkt 46 behandelt und fortge-
setzt wird die Tagesordnung dann wieder in der 
Reihenfolge der weiteren Tagesordnungspunkte. 

Die übrigen interfraktionellen Absprachen können 
Sie der digital versandten Tagesordnung entneh-
men. Dieser Tagesordnung können Sie auch die 
Eingänge gemäß § 37 der Geschäftsordnung ent-
nehmen, bei denen interfraktionell vereinbart 
wurde, diese nachträglich auf die Tagesordnung zu 
setzen – es handelt sich insoweit um die Tagesord-
nungspunkte 44 bis 48. 

Die Vorlage zu Tagesordnungspunkt 28 wurde 
vom Antragsteller zurückgezogen. 

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Das ist nicht Fall. 

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit 
den interfraktionellen Absprachen einverstanden. 

(Einstimmig) 

Sie haben für diese Sitzung die Konsensliste über-
mittelt bekommen. Es handelt sich um die Zusam-
menfassung der Vorlagen, die ohne Debatte und 
einstimmig behandelt werden sollen. 

Auf dieser Liste sind die Tagesordnungspunkte 23, 
26, 27, 31, 34 und 36 bis 42. 

Um diese Punkte im vereinfachten Verfahren zu 
behandeln, bedarf es eines einstimmigen Beschlus-
ses der Bürgerschaft (Landtag). Ich lasse jetzt dar-
über abstimmen, ob eine Behandlung im verein-
fachten Verfahren erfolgen soll. 

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit 
dem vereinfachten Verfahren einverstanden. 

(Einstimmig) 

Entsprechend § 22 der Geschäftsordnung rufe ich 
nun die Konsensliste zur Abstimmung auf. 

Wer der Konsensliste seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Konsensliste zu. 

(Einstimmig) 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte 
ich Ihnen mitteilen, dass der Abgeordnete Thomas 
Röwekamp am 15. Oktober 2021 sein Mandat nie-
dergelegt hat. Für ihn ist ebenfalls am 15. Oktober 
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2021 die Abgeordnete Melanie Morawietz nachge-
rückt. – Wir wünschen Ihnen viel Erfolg bei der 
Ausübung Ihres Mandates. 

(Beifall) 

Wir treten in die Tagesordnung ein. 

Aktuelle Stunde 

Für die Aktuelle Stunde liegen zwei Themen vor, 
und zwar erstens, auf Antrag der Abgeordneten 
Prof. Dr. Hauke Hilz, Lencke Wischhusen und 
Fraktion der FDP, das Thema „Pleiten, Pech und 
Pannen – Offshoreterminal Bremerhaven ist ge-
scheitert!“; zweitens, auf Antrag der Abgeordneten 
Olaf Zimmer, Miriam Strunge, Sofia Leonidakis, 
Nelson Janßen und Fraktion DIE LINKE sowie der 
Abgeordneten Philipp Bruck, Dr. Solveig Eschen, 
Dr. Henrike Müller, Björn Fecker und Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen und der Abgeordneten 
Janina Strelow, Mustafa Güngör und Fraktion der 
SPD, das Thema „Primatenversuche an der Univer-
sität Bremen beenden“. 

Dazu als Vertreterinnen des Senats Senatorin 
Dr. Claudia Schilling und Senatorin Claudia Bern-
hard. 

Hinsichtlich der Reihenfolge der Redner wird nach 
der Reihenfolge des Eingangs der Themen verfah-
ren. – Ich stelle Einverständnis fest. 

Ich rufe jetzt das erste Thema der Aktuellen Stunde 
auf. Es lautet wie folgt: 

Pleiten, Pech und Pannen – Offshoreterminal Bre-
merhaven ist gescheitert! 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Dr. Clau-
dia Schilling. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Prof. Dr. Hauke Hilz. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr 
geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Mit dem Urteil von vorletzter Wo-
che ist der Offshoreterminal Bremerhaven endgül-
tig gescheitert. Der Senat hat hier auf ganzer Ebene 
versagt, weitere Hafenkapazitäten für Bremer-
haven zu schaffen. 

(Beifall FDP, CDU) 

Das ist eine heftige Niederlage, und es ist auch ein 
schwarzer Tag für Bremerhaven, denn es wird ver-
mutlich sehr schwer werden, südlich der Fischerei-
hafenschleuse noch weitere Hafenerweiterungen 
in Bremerhaven zu schaffen. Nun ist es eine lange 
Geschichte und ein bisschen rückblickend müssen 
wir tatsächlich auch noch einmal schauen, wie es 
soweit kommen konnte. 

Anfang der 2000er-Jahre wurde die Offshorewind-
energie in der Deutschen Bucht – –. Meine Redezeit 
läuft übrigens nicht. Jetzt ja, danke. Anfang der 
2000er wurde in der Deutschen Bucht die Offsho-
rewindenergie ausgebaut, beziehungsweise die 
Ideen entstanden, und in der Zeit keimte auch hier 
die Idee, ein Verladeterminal für Windkraftanlagen 
am Bremerhavener Weserdeich entsprechend in 
die Wege zu leiten. 

Das war keine Diskussion, die allein in Bremen 
stattgefunden hat, sondern – und das muss man 
nun einmal sagen – auch in Cuxhaven. Im Land 
Niedersachsen hat man diese Ideen gehabt, und 
die damalige schwarz-gelbe Landesregierung un-
ter FDP-Wirtschaftsminister Walter Hirche hat es 
geschafft, tatsächlich in Cuxhaven den Offshore-
terminal nicht nur zu planen, nicht nur daran zu 
denken, nicht nur darüber zu debattieren, sondern 
ihn konkret zu bauen und auch fertigzustellen. 

Da muss man sich noch einmal die Jahreszahlen 
ansehen. Wie lange ist das eigentlich her? Die erste 
Plattform wurde 2008 fertiggestellt. 2008 war die 
erste Offshoreplattform in Cuxhaven fertiggestellt. 
Der Terminal 1 wurde 2009 fertiggestellt und der 
Terminal 2 2012. So kann man auch, wenn man vo-
rausschauend handelt, als schwarz-gelbe Landes-
regierung Offshoreterminals bauen. 

(Beifall FDP) 

Warum ist das in Bremen für Bremerhaven denn ei-
gentlich gescheitert? Aus unserer Sicht gibt es zwei 
Gründe dafür. Das eine ist die verfehlte Standort-
wahl, das andere ist die unnötige Beschränkung 
auf Offshorewindenergieteile anstatt eines Multi-
funktionsterminals für Schwerlast oder „High and 
Heavy“, wie die Fachleute sagen. Als es um die 
Standorte ging, kamen zwei Standorte infrage: ei-
ner am Erdmannsiel, einer am Blexer Bogen. Man 
hat Gutachten eingeholt für beide Standorte, und 
die Gutachten kamen zu dem Schluss – die können 
Sie alle noch nachlesen, sind alle öffentlich einseh-
bar –: Der Erdmannsiel-Standort war der ökono-
misch bessere und logistisch bessere Standort. Der 
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Standort am Blexer Bogen war der ökologisch bes-
sere Standort. Der damalige rot-grüne Senat hat 
sich dann für den Blexer Bogen entschieden. Das 
war aus unserer Sicht falsch. 

(Beifall FDP) 

Dann ist man auf Investorensuche gegangen, was 
wir als FDP ausdrücklich begrüßt haben. Denn es 
ist vielleicht für europäische Hafenanlagen neu, 
aber in Asien werden solche Projekte schon lange 
mit privatem Geld finanziert. Insofern fanden wir 
es den richtigen Weg, auch nach privaten Investo-
ren zu suchen, insbesondere im Haushaltsnotlage-
land Bremen. Aber natürlich lagen beide Gutach-
ten vor und es konnte kein Investor gefunden wer-
den. Es war ja auch nur der höchstens zweitbeste 
Standort, der hier zur Debatte stand. Ökonomisch 
schlechter und logistisch schlechter, da ist es auch 
kein Wunder. Insofern war in dem Falle die Inves-
torensuche reine Zeitverschwendung. 

Man hatte sich dann mit dem BUND geeinigt, dass 
der Offshoreterminal gebaut werden könne, Aus-
gleichsmaßnahmen entsprechend akzeptiert vom 
BUND. Umfassende Ausgleichsmaßnahmen, muss 
man auch sagen. Aber der zweite Fehler wie gesagt 
war die Beschränkung auf rein Offshorewindpro-
dukte, würde ich einmal sagen. 

Wir sind da völlig anderer Meinung gewesen. Bre-
merhaven braucht nach wie vor einen Multifunkti-
onsterminal. Die Wirtschaftlichkeitsberechnung, 
die sich dann ergeben hat aufgrund dieser Ein-
schränkung, ist, muss man sagen, extrem optimis-
tisch davon ausgegangen, dass Gondeln, also nicht 
nur die Flügel dieser Windräder, sondern Gondeln, 
dass von den Gondeln perspektivisch fast 50 Pro-
zent aller Gondeln, die in die Deutsche Bucht ver-
bracht und aufgebaut werden, über Bremerhaven 
verladen werden sollten. Das hat sich spätestens 
mit der Ansiedlung von Siemens in Cuxhaven er-
übrigt. Diese extrem optimistischen Schätzungen 
werden nie realisiert werden können. 

Trotzdem können wir froh sein, das möchte ich an 
dieser Stelle auch noch sagen, dass Siemens seinen 
Standort in Cuxhaven gesucht hat. Viele haben 
noch gehofft, dass es vielleicht irgendwie doch 
nach Bremerhaven gehen würde. Aber wer sich die 
Rahmenbedingungen ansieht: In Cuxhaven war 
der Offshoreterminal wie gesagt fertig. Die Fläche 
für die Halle stand dort zur Verfügung. Insofern ist 
es gut, dass Siemens nach Cuxhaven gegangen ist 
und nicht nach Esbjerg oder an die britische Küste. 

Das waren auch Standorte, die in der Diskussion 
waren. 

Insofern haben wir weiterhin ein Cluster der Offs-
horewindenergie Bremerhaven/ Cuxhaven. Bre-
merhaven mit seinen Wissenschaftsstandorten, 
Hochschule Bremerhaven mit der Forschungs- und 
Koordinierungsstelle Windenergie (FK Wind) und 
dem Fraunhofer-Institut für Windenergiesysteme 
(IWES), die hier natürlich ein Standortvorteil immer 
noch sind, auch wenn viele Teile der Offshorewin-
denergiewirtschaft mittlerweile Bremerhaven ver-
lassen haben. 

Mit dieser Einschränkung kam es dann zu dem be-
sagten Urteil. Der BUND hatte sich dann nicht 
mehr veranlasst gesehen, sich an vorherige Ab-
sprachen halten zu müssen, und hat gegen die 
Wirtschaftlichkeit des Offshoreterminals geklagt, 
und mit vorletzter Woche ist das Urteil eingegan-
gen, das aus unserer Sicht final den Offshoretermi-
nal beerdigt hat. Das ist ein Versagen des Senats 
an dieser Stelle. 

(Beifall FDP, CDU) 

Die Frage ist: Wie geht es jetzt weiter? Das heißt, 
wir müssen nach vorn sehen und schauen: Was 
kommt jetzt auf uns zu, und wie können wir Bre-
merhaven weiterhin konkurrenzfähig aufstellen? 
Die neue Bundesregierung wird die Ausbauziele 
für die Offshorewindenergie in der Deutschen 
Bucht deutlich erhöhen. Das, meine Damen und 
Herren, ist kein Geheimnis. Das heißt, die Decke-
lung, die insbesondere in der Großen Koalition voll-
zogen wurde, wird aufgebohrt, sodass es einen 
neuen Markt, neue Marktperspektiven für die Offs-
horebranche gibt, nicht nur in dem Aufbau neuer 
Windkraftanlagen, sondern natürlich auch in War-
tung, Instandsetzung und Sanierung, nenne ich es 
einmal. Einige sagen, Rückbau von bestehenden 
Anlagen, wenn sie dann ihre Lebzeit erreicht ha-
ben. 

Ich glaube, wie das im Einzelnen geschehen wird, 
da werden wir noch abwarten müssen. Aber das 
sind Märkte, die an Bremerhaven nicht vorbeige-
hen dürfen, sondern wir müssen schauen, wie wir 
die vorhandenen Flächen, die wir haben, entspre-
chend nutzen, um hier Windkraftanlagen, aber 
auch weitere Schwerlastgüter – „High and Heavy“ 
– verladen zu können. Wir haben Kapazitäten oder 
wir haben Möglichkeiten. Ich erinnere mich noch 
gut an die Tripods, also die großen Metallfunda-
mente, die in Bremerhaven über die ABC-Halbin-
sel im Wesentlichen verladen wurden. Wenn Sie 
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einmal auf dem Containerturm sind in Bremer-
haven, dann sehen Sie immer noch am CT 1 jede 
Menge Flügel für Windkraftanlagen, die auch 
heute noch dort verladen werden. 

Es gibt, das ist die gute Nachricht, Flächen und 
Möglichkeiten, Terminals zu nutzen, um hier Ver-
ladung zu veranschlagen. Das heißt, wir müssen 
hier in eine kritische Flächenanalyse einsteigen 
und uns die vorhandenen Kapazitäten genau anse-
hen, und das ist Aufgabe des Senats, hier Bremer-
haven weiterhin konkurrenzfähig zu halten, um 
auch im Bereich „High and Heavy“, im Bereich der 
Schwerlast aktiv werden zu können, marktfähig, 
konkurrenzfähig zu sein und an dieser Entwick-
lung des Offshorewindausbaus zu partizipieren. 

Das möchte ich an dieser Stelle sagen: An dieser 
Aufgabe werden wir Sie dann messen müssen, sehr 
geehrte Frau Senatorin Schilling. So ein Versagen, 
so eine schlechte Botschaft, so ein Versagen wie 
beim Offshoreterminal Bremerhaven, das kann sich 
Bremen, das kann sich dieser Senat nicht noch ein-
mal leisten, meine Damen und Herren. – Vielen 
Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Thomas Jürgewitz. 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich frage Sie: Was soll das Thema OTB (Offshore-
terminal Bremerhaven) noch hier in der Bürger-
schaft? 

Präsident Frank Imhoff: Herr Jürgewitz, einen kur-
zen Moment. Ihre Uhr vorn läuft nicht. Ich weiß 
nicht, warum. 

(Abgeordneter Marco Lübke [CDU]: Sie ist abge-
laufen! – Heiterkeit) 

Nein, die Uhr vorn. So, jetzt läuft sie. Herr Jürge-
witz, bitte schön, Sie haben das Wort. 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Ich be-
ginne noch einmal. Ich frage Sie: Was soll das 
Thema OTB hier heute noch in der Bürgerschaft? 
Das Thema hatte sich schon durch das Urteil des 
Verwaltungsgerichtes und den Beschluss von 2019 
erledigt. 

Die AfD hatte dieses bereits 2016 vorausgesagt. 
Auch wenn Herr Raschen von der CDU – er wird 

sich erinnern – sich damals absolut sicher war, dass 
der OTB kommt. Wir haben aber in Bremerhaven 
dafür sinnloserweise den Flugplatz Luneort geop-
fert. Die AfD hatte damals gefordert, den Flugplatz 
Luneort erst dann zu schließen – der übrigens vor-
her gerade mit Millionenbeträgen saniert wurde –, 
wenn die rechtlichen Auseinandersetzungen been-
det sind. 

Ich stelle also fest: Hätte die Politik damals auf die 
AfD gehört, gäbe es den Flugplatz Luneort in Bre-
merhaven heute noch. Ich stelle weiter fest, dass 
wir jetzt eine weitere Bauruine in Bremerhaven ha-
ben, eine Infrastruktur von Brücken und Schwer-
laststraßen, die nicht benötigt wird. Ich frage den 
Senat: Wie viele Millionen Euro wurden bisher für 
und auf der Luneplate für einen Hafen verbuddelt, 
den niemand braucht? Das ist eigentlich ein Fall für 
den Bundesrechnungshof, denn das Urteil, auch 
hier des Oberverwaltungsgerichts (OVG), war ab-
sehbar. 

Auch die Politik hier in Bremen hatte das Thema 
OTB längst beerdigt. Der Bremer Senat hat den 
OTB nie wirklich gewollt. Man könnte fast vermu-
ten, die Planungsfehler waren bewusst mit einge-
plant, um das Projekt zu verhindern. Oder was 
steckt sonst hinter diesem Dilettantismus? Warum 
wurde nicht bereits 2015, als sich die Probleme mit 
dem OTB klar abzeichneten, ein Schwerlasthafen 
geplant? Dann wären wir heute, sechs Jahre weiter, 
auf dem Weg zu einer sinnvollen Nutzung der 
Luneplate, und die 120 Millionen Euro, die für den 
OTB zurückgelegt waren, hätten sinnvoll einge-
setzt werden können. Jetzt sind sie längst im Lan-
deshaushalt verpufft. Aber sollte das Geld nicht ei-
gentlich in Bremerhaven eingesetzt werden? Ich 
habe davon nichts mitbekommen. 

Zurück zur aktuellen Frage: Pleiten, Pech und Pan-
nen. Logisch und folgerichtig wäre es, heute in der 
Aktuellen Stunde nach der Zukunft der Lloyd Werft 
in Bremerhaven zu fragen, denn auch hier hat der 
Senat erneut kläglich versagt. Die Bremer Politik 
könnte, wenn sie es denn wollte, den Lloyd unmit-
telbar retten. Es bedarf nur weniger Millionen Euro 
und Geld ist genug da. Ich darf daran erinnern: Die 
Lloyd Werft liegt auf stadtbremischem Gebiet, liegt 
also gerade in Ihrem Verantwortungsbereich hier 
in Bremen. 

Wären nicht hier die Beträge aus den 120-Millio-
nen-Rücklagen für den OTB sinnvoll eingesetzt o-
der auch aus dem Coronafonds hier in Bremen, der 
insgesamt immerhin 970 Millionen Euro beträgt? 
Stattdessen werden diese Gelder offensichtlich 
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wieder in der Sozialindustrie hier in Bremen versi-
ckern. Warum unternehmen Sie hier nichts? Wenn 
der Coronafonds überhaupt Sinn macht, dann hier. 
Die Lage der Lloyd Werft ist tatsächlich eine Aus-
wirkung der weltweiten Coronakrise. Aber egal, ob 
Lloyd oder OTB, es hat eine traurige Tradition, dass 
die Bremer Politik kein Verständnis über und kein 
Verhältnis zur Wirtschaft hat und dass alles die We-
ser hinuntergeht, was Arbeitsplätze und Wohlstand 
schafft. 

Ich erinnere gern an Borgward, den Norddeut-
schen Lloyd, AG Weser, Bremer Vulkan, Seebeck, 
Rickmer, Schichau, Eduscho, Hachez, Becks und 
die Windkraft. Und nun glauben Sie also an den 
grünen Wasserstoff. Der wird sich aus Bremen ge-
nauso verflüchtigen wie die übrige Wirtschaft, 
dank Ihrer Politik. – Danke für die Aufmerksam-
keit! 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Nelson Janßen. 

Abgeordneter Nelson Janßen (DIE LINKE): Sehr 
geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Abgeord-
nete! Der Offshoreterminal Bremerhaven ist ei-
gentlich schon lange tot, aber jetzt hat auch das Ge-
richt den Totenschein ausgestellt. Dass der OTB 
nicht fertiggestellt wurde, als es dafür noch den Be-
darf gab, als er auch gebraucht wurde, ist mit Si-
cherheit kein Grund zur Freude und erst recht nicht 
zur Schadenfreude. Der OTB wäre ein gutes Infra-
strukturprojekt für die Region für die Energie-
wende gewesen, als der Bedarf vorhanden war, als 
die entsprechenden Unternehmen vor Ort waren 
und als auch gemeinsam mit den Umweltverbän-
den eine Klärung darüber herbeigeführt werden 
konnte, dass der Bau auch in einem Naturschutz-
gebiet realisiert werden konnte. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Abenteu-
erlich!) 

Aber auch, wenn wir bereits seit Jahren die Pläne 
für nicht mehr umsetzbar halten, ist das finale Aus 
für das Großprojekt in Bremerhaven nun der kon-
sequente Schlussstrich unter das lange verweigerte 
Eingeständnis, dass dieses Hafenprojekt aus der 
Zeit gefallen ist. Schon lange haben wir, aber vor 
allen Dingen auch der BUND, der die Klage gegen 
das Projekt geführt hat, kritisiert, dass sich die Rah-
menbedingungen für die Offshore-Energie durch 
die Große Koalition auf Bundesebene, durch die 
Reduktion der Ausbauziele, aber auch durch Neu-
ansiedlung von Konkurrenz im unmittelbaren Um-
land einfach grundlegend geändert haben. 

Wir haben in der letzten Legislaturperiode auch 
den Senat dazu aufgefordert, mögliche Änderun-
gen oder Anpassungen in der Planung offenzule-
gen oder vorzunehmen. Fakt ist aber, dass weder 
die veränderte Ausbauplanung noch die neu ent-
standene Konkurrenz im unmittelbaren Umfeld in 
die Berechnung aufgenommen wurden und das 
Projekt – komme, was da wolle – noch durchgesetzt 
werden sollte. 

Hinter vorgehaltener Hand – und eben ja auch 
noch einmal relativ offensiv durch die FDP – wird 
schon lange diskutiert, dass es doch so oder so eine 
schwerlastfähige Kaje in Bremerhaven gebraucht 
hätte, auch jenseits von der Verladung vormontier-
ter Komponenten für die Windenergiebranche. Sie 
sprachen eben von einem sogenannten Multifunk-
tionsterminal. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Das ha-
ben wir immer gesagt!) 

Für einen allgemeinen Schwerlasthafen – und das 
haben wir auch schon immer gesagt – gab es aber 
niemals eine rechtliche Grundlage, weil die Reali-
sierung des Offshoreterminals auf der Luneplate 
nur dadurch zu begründen war, dass in der Güter-
abwägung zwischen dem Naturschutz und der 
Energiewende ein überwiegendes öffentliches In-
teresse in der Realisierung der Energiewende ge-
sehen wurde. Das war überhaupt die Grundlage 
dafür, dass dieser Planfeststellungsbeschluss zu-
standekommen konnte. Ein Multifunktionsterminal 
in einem Naturschutzgebiet wäre sowieso niemals 
geplant worden. Deshalb kann es auch nicht durch 
die Hintertür realisiert werden. 

(Beifall DIE LINKE) 

Aus Sicht der LINKEN ist das Gerichtsurteil damit 
richtig und stellt nun auch juristisch das Scheitern 
dieses Großprojektes fest. 

Ich möchte aber meinen Blickwinkel noch einmal 
etwas erweitern und ein paar recht grundlegende, 
bemerkenswerte Anteile in dieser Debatte anspre-
chen. Sowohl die FDP hat es eben in Bezug auf den 
BUND gemacht, aber auch andere Rednerinnen 
und Redner zuvor haben immer wieder auch die 
Fragestellung des BUND in dieser Frage kritisiert. 
Der Vorwurf war immer, dass der Umweltverband 
durch sein Agieren unverantwortlich handle oder, 
ich sage einmal, dadurch wortbrüchig oder ver-
tragsbrüchig geworden ist, dass er irgendwann die 
Klage erhoben hat. Ich halte diesen Vorwurf für 
grotesk und auch für falsch. 
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(Beifall DIE LINKE) 

Umweltbelange brauchen starke Umweltverbände, 
die insbesondere auch größere staatliche Projekte 
kritisieren und gegebenenfalls auch einer gericht-
lichen Überprüfung unterziehen lassen. Das Bei-
spiel des OTB zeigt uns doch, dass die Klage am 
Ende gezeigt hat, dass auch sich verändernde Rah-
menbedingungen in die Planung großer Projekte 
mit einbezogen werden können und dass wir starke 
Umweltverbände brauchen, die im Zweifelsfall den 
Finger in die Wunde legen und derartige Projekte 
stoppen. Denn anders als bei anderen Klageverfah-
ren gibt es eben keine direkt Betroffenen, die selbst 
Klage führen können. 

Daher brauchen wir Umweltverbände, die im Rah-
men des Verbandsklagerechtes dieses Recht wahr-
nehmen, und wir sind daher auch immer kritisch, 
wenn es darum geht, genau diese Verbandsklage-
rechte abzuschwächen wie im Planungsbeschleu-
nigungsgesetz oder anderen Vorhaben, bei denen 
immer wieder versucht wird, die Rechte von Um-
weltverbänden oder anderen Organisationen über 
das Verbandsklagerecht einzuschränken, nur um 
derartige Projekte schneller und einfacher umset-
zen zu können. 

Natürlich ist nicht jede Klage jedes Umweltverbun-
des immer richtig, aber an dieser Stelle, sagen wir, 
war die Klage richtig, und wir glauben auch und 
sind fest davon überzeugt, dass man davon nicht 
abhängig machen kann, welche Rechte man derar-
tigen Verbänden zugesteht, sondern müssen für ei-
nen Rechtsstaat selbstverständlich davon ausge-
hen, dass eine solche Überprüfung notwendig ist, 
um damit auch sichere und langfristig gute Pla-
nungsverfahren abzusichern. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Was kommt nach der Planung des OTB? Ich 
glaube, das ist eigentlich die Überschrift, die diese 
Aktuelle Stunde heute gebraucht hätte. Denn wir 
wissen alle, und wir wussten es auch schon länger, 
dass die Planung des OTB und der Planfeststel-
lungsbeschluss in eine Sackgasse weisen. Wir 
brauchen eine gezielte Überprüfung der künftig 
notwendigen Strukturen, die wir in Bremerhaven 
auf- und hinzubauen müssen, die Überprüfung der 
Investitionsnotwendigkeiten in der bestehenden 
Hafeninfrastruktur und die Fragestellung, welche 
weitere und ergänzende Hafeninfrastruktur es 
braucht. 

Auch der technologische Fortschritt, die Verände-
rungen in der Offshore-Industrie, nämlich die 
Frage „weg von großen vormontierten Anlagen, 
hin zur Montage auch auf See“ muss eingepreist 
werden und auch in die Veränderung der Planung 
der Hafeninfrastruktur eingebaut werden. Der 
Stopp des OTB darf weder der Stopp von Investiti-
onen in die Hafeninfrastruktur noch ein Stopp beim 
Ausbau erneuerbarer Energien sein. 

Wir alle würden es begrüßen, wenn in den Ausbau 
auch der Offshore-Energie wieder frischer Wind 
kommen würde. Dann müssen wir uns mit dieser 
Realität eben so auseinandersetzen, dass dafür ge-
zielte Planungen vorgelegt werden, die an den re-
alen Bedarfen orientiert sind, die auch an einer Fi-
nanzierbarkeit und einer Wirtschaftlichkeit eines 
Betriebes orientiert sind. 

Dann, meine sehr geehrte Damen und Herren, 
müssen wir auch aus der Vergangenheit lernen 
und feststellen: Die Suche nach privaten Investoren 
hat wertvolle Zeit gekostet. Sie war die falsche Ent-
scheidung, und derartige Projekte müssen nun ein-
mal mit Voraussicht, aber auch mit realistischer 
Planung unterlegt werden, staatlich organisiert 
werden und dann auch zu einem Planungsprozess 
gebracht werden, der sich nicht über eine so lange 
Zeit zieht, dass in der Zwischenzeit die Planungs-
grundlage entfällt. 

(Beifall DIE LINKE) 

Das Scheitern des OTB war lange abzusehen. Nun 
braucht es Alternativen für die Sicherung Bremer-
havens als nachhaltigen Hafen und als nachhalti-
gen Wirtschaftsstandort. – Vielen Dank! 

(Beifall DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Robert Bücking. 

(Zuruf: Denken Sie an Ihre Redezeit!) 

Abgeordneter Robert Bücking (Bündnis 90/Die 
Grünen): Die Uhr läuft noch nicht, aber gleich. 

(Zuruf Bündnis 90/Die Grünen – Heiterkeit) 

Jetzt läuft sie! Wir haben verabredet, dass ich ver-
schiedene Zurufe bekomme, die so ein bisschen ko-
diert sind, wenn ich an das Ende meiner Redezeit 
gerate, und 
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(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Wir kön-
nen auch Schilder hochhalten!) 

ich will auf jeden Fall Besserung geloben. 

Ich wollte ganz am Anfang einen ähnlichen Gedan-
ken vortragen wie den, den Nelson Janßen eben 
vorgetragen hat. Es hat viele Leute hart getroffen, 
dieses Urteil. Man merkte richtig, wie das Blut auf-
wallte und manche dazu neigten, über das Gericht 
herzufallen mit Bemerkungen wie, etwas Schlim-
meres hätten sie sich noch nie anhören müssen. 

In dem Zusammenhang möchte ich noch einmal 
sehr dafür werben, dass wir als Parlamentarier – 
das ist auch bisher der Ton der Debatte gewesen, 
das möchte ich ausdrücklich sagen, ganz im Sinne 
von Herrn Professor Hilz – die dritte Gewalt, die 
Justiz achten, dass wir die wichtige Trennung der 
Gewalten achten, dass, wenn wir mit einem Urteil 
nicht einverstanden sind, so doch deutlich machen, 
wenn wir uns damit auseinandersetzen, dass das 
ein Riesengewinn für unseren Rechtsstaat, unsere 
Demokratie ist, dass wir alle diese Teilung der Ge-
walten in Deutschland akzeptieren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, DIE LINKE) 

Insofern würde ich ausdrücklich den Gedanken 
von Nelson Janßen unterstützten, zu sagen, die 
Überschrift über dieser Debatte hätte sein müssen: 
Wie geht es jetzt weiter? Aber das nur am Rande. 

Die Achtung vor der Judikative schließt die Ach-
tung vor dem Prozessgegner ein. Das ist auch völlig 
klar, es ist sein gutes Recht. Es ist das gute Recht 
der Umweltverbände, Zweifel an den exekutiven 
Entscheidungen zu haben, das überprüfen zu las-
sen. Dementsprechend setzen wir unsere Prozess-
gegner nicht herab. Das, finde ich, ist auch eine 
wichtige Grundlage für die ganze Art und Weise, 
wie wir hier verhandeln. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Aber natürlich ist es so, dass wir uns mit einer Sa-
che auseinandersetzen müssen, die ja allen regel-
recht im Nacken gesessen hat bei diesem letzten 
Auftritt vor Gericht. Endlich ist der Deckel auf dem 
Ausbau der Offshore-Energie herunter. Endlich 
zeichnet sich ab, dass angemessen ausgebaut wird, 
nicht nur von Deutschland, sondern auch von Dä-
nemark, auch von Holland, auch von England, so-
dass man erwarten kann: von den jetzt bescheide-
nen 7 Gigawatt installierter Leistung kommt man 
in zehn Jahren vielleicht auf die angepeilten 20 

und womöglich dann sehr schnell weiter hoch auf 
40 Gigawatt. 

Der Schmerz für Bremerhaven besteht doch darin, 
dass sie an dieser Konjunktur auf dem ursprünglich 
eingeschlagenen Weg nicht teilhaben können, und 
man muss in Bremerhaven natürlich erklären, wie 
es dazu kommen konnte. Das liegt, finde ich, auf 
der Hand. Da würde ich abweichend von den vor-
getragenen Argumenten von Professor Hilz sagen 
wollen, da trägt die FDP auch ihren Anteil an der 
Schuld, würde ich einmal sagen. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ach!) 

Ja, es gab einmal einen FDP-Umweltminister na-
mens Rösler. 

(Zurufe: Wer?) 

Herr Rösler. 

(Zuruf Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]) 

Bitte? Der war wofür zuständig? 

(Zuruf Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Ge-
sundheit! – Heiterkeit) 

Worauf ich hinauswollte, ist Folgendes. Wenn man 
an der Küste herumfragt – –. Große Heiterkeit? 
Habe ich hier irgendetwas durcheinandergebracht 
mit dem Namen? Vielen Dank, dass Sie mir das 
durchgehen lassen. Herr Rösler, so hieß er, hat zu-
sammen mit Herrn Altmaier im Jahre 2012 ein Pa-
pier geschrieben und sich dazu geäußert, dass man 
die Subventionen der Windenergie herunterfahren 
müsse, und zwar deutlich, auch rückwirkend, und 
auch wenn dieser Vorstoß nicht eins zu eins umge-
setzt worden ist, so ist es doch so gewesen, dass das 
nach meinen Informationen in der Offshore-Indust-
rie zu einer dramatischen Verunsicherung geführt 
hat. 

Sie müssen sich vergegenwärtigen: In der damali-
gen Zeit war diese Industrie im Aufbau. Sie waren 
Pioniere, sie haben Lehrgeld bezahlt. Es sind große 
Investitionen auch technisch gescheitert und zum 
Teil auch wirtschaftlich gescheitert, und die Konse-
quenz ist gewesen: Hält man das durch, macht man 
da weiter oder nicht? Und das Rösler-Altmaier-Pa-
pier 2012 hat einen schweren Schaden an der Offs-
horewindkraft angerichtet, und dafür trägt die FDP 
die Schuld. Wenig später gab es einen Wirtschafts-
minister – –. 
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(Zuruf FDP – Abgeordneter Heiko Strohmann 
[CDU]: Sie haben Schuld!) 

Wenig später war Sigmar Gabriel Wirtschaftsminis-
ter, und der hat auch seinen Anteil dazu beigetra-
gen. Der hat nämlich das Herunterfahren der Aus-
bauziele zu verantworten. Insofern, meine Damen 
und Herren, müssen wir uns vergegenwärtigen, 
dass die Situation zwischen dem Moment, in dem 
wir den OTB geplant haben und dem Moment, in 
dem der OTB planfestgestellt worden ist, gezeich-
net war von einer radikalen Veränderung der Hoff-
nungen und der Möglichkeiten der Offshorewin-
dindustrie. Das hat diesen Plan enorm beschädigt. 
Dafür trägt die Große Koalition, inklusive FDP, 
Verantwortung. 

Keine Frage, nach meinem Gefühl hat auch die 
Bremer Seite, auch der Senat nicht einfach nur klug 
agiert. Die Idee, den OTB privat zu finanzieren, hat 
uns Zeit gekostet, und sie war nicht realistisch. Die 
Idee, ihn dann privat betreiben zu lassen, hat auch 
wiederum viel Zeit gekostet. Das ist Zeit gewesen, 
die genau das Fenster offen gelassen hat für diese 
große Verunsicherung und diese große Schwä-
chung der Offshorewirtschaft in dieser Phase. 

In der Konsequenz hat sich das Zeitfenster ge-
schlossen und in der Konsequenz konnte der 
BUND vor Gericht überzeugend die Fragen auf-
werfen: Ist der OTB denn noch aussichtsreich? Wird 
er das Versprechen einlösen können? Da gibt es die 
zweite Differenz – ganz entscheidend zu Ihnen, 
Herr Professor Hilz –, es wäre nicht denkbar gewe-
sen, den OTB als einen Schwerlasthafen allgemei-
ner Art zu rechtfertigen, wenn man einen Eingriff 
in ein FFH-Gebiet mit allen möglichen geschützten 
Arten und hohem Rechtsstandard vornimmt. Das 
kann man nur, wenn man dafür einen spezifischen 
Grund vorträgt, im Sinne von: Nur hier geht das, 
was ein ganz hochrangiges Ziel ist, nämlich, diese 
Energiewende zu ermöglichen. 

Genau an dieser Stelle hat das Gericht immer ge-
fragt: Ist das so? Nicht abstrakt: Gibt es Bedarf für 
Offshorewindenergie? Sondern: Wird dieser Bedarf 
in Bremerhaven an dieser Stelle wirksam werden? 
Da stellte sich dann heraus, dass bestimmte Annah-
men, die am Anfang sehr stark herausgestellt wor-
den sind, nicht mehr gehalten werden konnten. Am 
Anfang hat man geglaubt, diese großen Windener-
gieanlagen werden montiert, vormontiert, der Ro-
torstern war schon zusammengeschraubt, von der 
Küste zum Errichtungsstandort gebracht, ein un-

glaublich ausladendes Bauteil. Es hat sich heraus-
gestellt: Das ist nicht sinnvoll, das machen wir in 
Zukunft anders. 

Die Errichterschiffe selbst haben eine andere Tech-
nologie ausgebildet, stehen mittlerweile auf vier 
Beinen und sind dadurch vom Wackeln der Mee-
resoberfläche frei und können deswegen diese ein-
zelnen Bauteile vor Ort zusammenfügen, die im 
Übrigen immer schwerer, immer größer, immer 
sperriger geworden sind, weshalb die ursprüngli-
chen Ideen, wie man so etwas macht, sich mit der 
Konsequenz erledigt haben, dass das Erfordernis, 
einen neuen Schwerlasthafen zu gründen, an die-
ser Stelle obsolet geworden ist. Mittlerweile kann 
man alle diese Dinge, die man hier transportieren 
will, unproblematisch über den CT 1 transportie-
ren, wenn man das denn wollte. Tatsächlich wer-
den da ja auch Bauteile in die Welt hinausgebracht. 

Letzter Aspekt in diesem Zusammenhang, ich bin 
gleich fertig: In der Zwischenzeit ist es zum Glück 
so gewesen, dass der technologische Fortschritt 
nicht mit abgerissen ist. Diese enormen Konzentra-
tionsvorgänge, das ganze Wegräumen der mittel-
ständischen Windwirtschaft, auf die wir so große 
Hoffnung gesetzt haben, haben nicht dazu geführt, 
dass die Fähigkeit, auszubauen, grundlegend zer-
stört worden ist. Vielmehr hat es einen gewaltigen 
technischen Fortschritt gegeben. 

Mittlerweile machen das drei Firmen. Das ist ganz 
klar Siemens, das ist General Electric und das ist 
Vestas. Die haben den europäischen Markt in der 
Hand. Es gibt keinen, der außer ihnen hier noch 
unterwegs ist. Sie agieren von drei Errichterhäfen, 
zwei, drei Basishäfen aus, Esbjerg, Eemshaven und 
Hall, und von da aus wird diese europäische Küste 
bestückt. Es besteht kein Anlass für die Hoffnung, 
dass die Kapazitäten, die da aufgebaut worden 
sind, nicht ausreichen würden, um diesen Markt zu 
bedienen, diesen Ausbauschub jetzt möglich zu 
machen. 

Die Hoffnungen für Bremerhaven liegen darin – 
das ist wiederum der Punkt, an dem wir Drei uns 
einig sind, die wir bisher das Wort ergriffen haben 
–, sich in der langen Wertschöpfungskette rund um 
die Offshore-Energie neue Segmente zu suchen. 
Das kann das Recycling von Anlagen sein, wenn 
die eines Tages ihre prognostizierte Standdauer er-
reicht haben, das kann der Service sein, das wird 
mit Sicherheit Testen und Entwickeln sein, aber es 
wird vermutlich nicht die Option geben, von Bre-
merhaven wieder eine Produktionsbasis für die 
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wichtigsten Komponenten von Windenergieanla-
gen zu errichten. Weder Flügel noch Gondeln wer-
den hier gebaut, wahrscheinlich auch keine Turm-
segmente und Fundamente. 

Aus diesem Grunde halten wir es für richtig, wenn 
wir nach vorn schauen, genau nach diesen Auswe-
gen Ausschau zu halten und nicht länger auf das 
Gericht zu schimpfen, das einen Prozess abge-
schlossen hat, der überfällig war. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Jörg Zager. 

Abgeordneter Jörg Zager (SPD): Herr Präsident, 
liebe Kolleg:innen und Gäste! Herr Professor Hilz 
hat ja schon einmal die Abläufe dargestellt, wie das 
entstanden ist mit dem Offshoreterminal, die Pla-
nungen und Hast-du-nicht-gesehen. Deshalb will 
ich das an dieser Stelle nicht wiederholen, ich spare 
uns die Zeit. Auch zu meinen Vorrednern: Selbst-
verständlich akzeptiere ich Entscheidungen von 
Gerichten, nur manchmal verstehe ich die Begrün-
dungen nicht, die dann abgegeben werden, und 
wie es zum Urteil gekommen ist, und das ist 
manchmal problematisch. 

Natürlich haben die Abgeordneten Herr Janßen 
und Herr Bücking recht: Wir hätten gar keine 
Chance gehabt, nur einen Schwerlasthafen dort zu 
machen, das ginge nur mit einem OTB. Deshalb 
war das auch richtig, sich nicht auch für einen 
Schwerlasthafen zu öffnen. Aber was ist passiert? 
Das Verwaltungsgericht hat 2019 festgestellt, dass 
der Planfeststellungsbeschluss nicht rechtmäßig er-
folgt sei und nicht vollzogen werden darf. Ja, okay. 
Dagegen ist der Senat zu Recht in die Berufung ge-
gangen, und das Oberverwaltungsgericht Bremen 
hat nun die Berufung verhandelt. Nach meinem 
Verständnis wird dann in diesem Berufungsverfah-
ren geprüft, ob das Urteil des vorherigen Gerichts 
rechtmäßig ergangen ist. 

Mittlerweile haben ja Bundesverwaltungsgerichte 
und auch Oberverwaltungsgerichte den Rechtsge-
danken der Funktionslosigkeit einer Planung ent-
wickelt. Diese sei dann gegeben, wenn mit der 
Durchführung des Vorhabens realistischerweise 
nicht mehr gerechnet werden könne, wie das OVG 
zum Urteil am 2. November ja mitgeteilt hat. Indi-
zien seien die Finanzierbarkeit, der Realisierungs-
wille, der zukünftige Bedarf für ein Offshoretermi-
nal. 

Nun habe ich mir die Frage gestellt: Wie kann man 
den Bedarf angesichts der Bestrebungen auf Bun-
desebene anzweifeln, in der zukünftigen Ampelko-
alition die Windenergie auszubauen? Daher hätte 
ich mir gewünscht, dass das OVG auch dann viel-
leicht einmal in die Planung eingestiegen wäre o-
der die Begründungen, die von Herrn Peters oder 
auch von Herrn Howe als Geschäftsführer von bre-
menports dargestellt worden sind, in ihrer Urteils-
begründung einfließen zu lassen. 

(Beifall SPD) 

Zum Thema Funktionslosigkeit des OTB hat übri-
gens das Verwaltungsgericht 2009 schon festge-
stellt, dass das nicht eintritt. Die Funktionslosigkeit 
ist nicht gegeben an dieser Stelle. Deshalb kann 
das weiterbetrieben werden, kann man übrigens 
im Urteil des Verwaltungsgerichts nachlesen auf 
den Seiten 19 und 20. 

Schauen wir einmal zurück. Finanzsenatorin 
Linnert hat in der der letzten Legislaturperiode ge-
sagt: „Pass mal auf, wir wollen das machen. Wir 
müssen dafür Sorge tragen, dass wir Mittel hinter-
legt bekommen für den OTB. Wir sparen mal die 
Mittel dafür an.“ Das war bis dato ein eher untypi-
sches Finanzierungsverfahren, um Infrastruktur-
maßnahmen aufzulegen. 

Wir haben die Mittel – tatsächlich über den Senat 
und auch wir als Bürgerschaft, als Haushaltsgesetz-
geber – für andere Dinge eingesetzt, weil wir da-
mals eine etwas andere Haushaltslage hatten, und 
ich fand das auch legitim an der Stelle. Denn, wenn 
ich ein Sparbuch habe und habe große Lücken, 
dann muss ich vielleicht einmal das Sparbuch nut-
zen, um die Lücken zu füllen. Aber daraus abzulei-
ten, dass ich gar nicht willens bin, einen OTB zu 
finanzieren, das hat sich mir nicht erschlossen, 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Das er-
kläre ich Ihnen gleich!) 

denn wir sind Haushaltsgesetzgeber, und wir kön-
nen immer noch Mittel anderweitig darstellen, wie 
auch andere Infrastrukturprojekte anderweitig dar-
gestellt werden. 

Ob wir überhaupt noch einen Willen hatten, den 
OTB weiter fortzuschreiben oder voranzubringen, 
dazu habe ich mir noch einmal den Koalitionsver-
trag angeschaut. Daraus zitiere ich jetzt hier: „Auf 
der Grundlage einer abschließenden Genehmi-
gung nach Ausschöpfung des Rechtsweges sowie 
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der bis dahin zu erwartenden veränderten Ausbau-
ziele und Branchenentwicklungen im Bereich der 
Offshorewindenergie muss vor einer finalen politi-
schen Investitionsentscheidung eine aktuelle Über-
prüfung des Bedarfs und der Wirtschaftlichkeit er-
folgen.“ Ja, und genauso hätten wir es gemacht, 
wenn es an der Stelle dann abschließend vielleicht 
entschieden worden wäre, zu unseren Gunsten. 
Was nicht heißen soll, dass ich dem BUND das 
Recht auf Klage an der Stelle abstreite. 

Lassen Sie uns nach vorn blicken. Auf Bundes-
ebene, wie gesagt, wird gerade darüber verhan-
delt, die Ausbauziele für Offshore- und Onshore-
windenergie neu festzulegen, und sie werden mit 
Sicherheit nicht unter den jetzigen liegen. Wenn 
wir jetzt sagen, Bremerhaven und Bremen sollen 
davon profitieren und sollen auch ihren Beitrag 
leisten zur Energiewende, dann brauche ich dafür 
die entsprechende Infrastruktur. Daran führt kein 
Weg vorbei, aber damit verbunden wäre auch die 
Chance, ausgediente Windräder dem Recycling zu-
zuführen, wie Kollege Bücking es gerade schon 
dargestellt hat. 

Ich kann den zerkleinerten Beton im Straßenbau 
verwenden, ich kann die zerkleinerten Rotorblätter 
noch weiter schreddern, kann sie einer weiteren 
Nutzung zuführen. Ich kann die Kabel, die Metalle 
und auch die anderen Dinge auch dem Recycling 
zuführen. Daher hätten wir viele Chancen mit dem 
OTB gehabt. Deswegen passt das Urteil für mich im 
Augenblick in keiner Weise in die Zeit, in der wir 
den Klimaschutz brauchen, erneuerbare Energien 
und die Windkraft, die wir insbesondere auch offs-
hore sehr effektiv zur Energiegewinnung nutzen 
können. 

(Beifall SPD) 

Denn laut Deutscher Energieagentur muss sich die 
Produktion aus der Offshorewindkraftenergie bis 
2050 verfünffachen – verfünffachen, damit 
Deutschland ausreichend grünen Strom bekommt 
und klimaneutral wird. Wie sollen wir das bewälti-
gen ohne entsprechende Infrastrukturmaßnah-
men? Die Frage stellt sich mir immer wieder. Nun 
liegt leider die Begründung von dem Urteil des 
OVG noch nicht vor. Fest steht nur, Revision ist 
nicht zugelassen, und nach meinem jetzigen Stand 
würde ich mich freuen, wenn der Senat Be-
schwerde gegen die Nichtzulassung der Revision 
einlegen würde. Es ist aber so oder so misslich, weil 
wir wieder wichtige Zeit verlieren. – Vielen Dank 
für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Heiko Strohmann. 

Abgeordneter Heiko Strohmann (CDU): Herr Prä-
sident, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die FDP hat die Aktuelle Stunde eingereicht: Plei-
ten, Pech und Pannen beim OTB. Ich finde das eine 
sehr beschönigende Überschrift, weil das Ganze 
mit Pannen ehrlicherweise nichts zu tun hat. Denn 
Pannen passieren, worauf man keinen Einfluss hat. 
Mit Pech hat das auch ehrlicherweise nicht zu tun. 
Gut, Pleiten, dafür sind Sie bekannt. 

Nein! Bei diesem ganzen Verfahren ist von Anfang 
an bewusst in Kauf genommen worden, dieses 
wichtige Infrastrukturprojekt für die Energie-
wende, aber auch für gute Arbeitsplätze in Bremer-
haven gegen die Wand zu fahren. 

(Beifall CDU) 

Wenn man sich anschaut, Bremerhaven war bis zu 
diesem Zeitpunkt ja schon ein Kompetenzzentrum 
für den gesamten Offshorebereich, nicht nur wis-
senschaftlich, sondern wir hatten Produktion. Und 
Sie haben die Chance verpasst, dieses weiterzuent-
wickeln, dass wir wirklich hier in Bremerhaven und 
in Deutschland ein europäisches Kompetenzzent-
rum geworden wären! 

(Beifall CDU) 

Das haben Sie – und das müssen Sie zur Kenntnis 
nehmen – zu verantworten, allein zu verantworten! 
Sie besonders als Grüne, das muss man klar und 
deutlich sagen, weil Sie schon immer gegen alle 
Infrastrukturmaßnahmen waren. CT 3a, CT 4, Kai-
serschleuse. Wenn es nach Ihnen gegangen wäre, 
hätten wir in Bremerhaven jetzt wahrscheinlich ein 
Folkloredorf, was wir besuchen können, aber mit 
Industriearbeitsplätzen hätte das nichts zu tun ge-
habt. 

(Beifall CDU) 

Das Gericht hat es ja deutlich gesagt, es fehlt der 
Realisierungswille und es steht die Finanzierung 
nicht. Das haben sie von vornherein im Grunde ge-
nommen schon immer klar und deutlich dargestellt 
und bestätigt. Frau Senatorin Schilling will ja jetzt 
Beschwerde einreichen. Können Sie machen. Ich 
sehe da keine großen Chancen. Das wird das Ge-
richt wahrscheinlich sehr beeindrucken, wie wenn 
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Selke einen Elfmeter schießt, denn dabei kommt 
nichts heraus, das sage ich Ihnen voraus. 

Nein! Wenn Sie sich das jetzt einmal ansehen, ab 
2009. Der erste Senatsbeschluss! Schon dieser Se-
natsbeschluss war halbherzig, war grob fahrlässig 
und hat die Grundlage des Scheiterns schon vor-
programmiert. 

(Beifall CDU) 

Jeder, der sich mit Hafen, Hafeninfrastruktur, Ha-
fenentwicklung mal irgendwann in seinem Leben 
beschäftigt hat, weiß, dass privat finanzierte oder 
privat organisierte Hafeninfrastruktur nicht funkti-
oniert. Das gibt es nicht. Das sind hoheitliche Auf-
gaben. Die Infrastruktur muss der Staat – –. Deswe-
gen, glaube ich, ist es schon grob fahrlässig und ein 
Trick von Frau Linnert damals gewesen, zu sagen, 
wir suchen erst einmal einen Investor, obwohl sie 
wusste, dass Sie nie einen finden werden. 

(Beifall CDU) 

Was ich nicht verstehe – –. Bei Ihnen kann ich das 
ja verstehen, Sie sind ja gegen Infrastruktur, gegen 
alles, gegen Beton, keine Frage, aber dass gerade 
die starken Bremerhavener innerhalb der SPD die-
ses mitgemacht haben und dieses zum Teil ja auch 
noch verteidigt haben, das kann ich nicht nachvoll-
ziehen. Wir haben von vornherein gesagt, das wird 
nicht funktionieren, das geht nicht, es ist vergeu-
dete Zeit. Dann ging es ja weiter. Dann haben Sie 
ja irgendwann 2011 gemerkt, dass die Suche nach 
einem privaten Investor gescheitert ist, haben dann 
gesagt, ja, wir machen das dann über Haushalts-
mittel. 

Dann kam die Zeit 2014, richtig, in der die Bundes-
regierung mit Sigmar Gabriel als Wirtschaftsminis-
ter und Herrn Altmaier als Umweltminister – –. Will 
ich auch – –. Ich will da nicht sagen, das war die 
SPD. Es war die Große Koalition, die gesagt haben, 
wir müssen bei der Offshorewindenergie aufpas-
sen. Wir setzen darauf erst mal einen Deckel, weil 
sich bestimmte Entwicklungen – Robert Bücking 
hat es ja gesagt – nicht so entwickelt haben, nicht 
so in dieser Geschwindigkeit vorangingen. 

Es gab viele technische Problematiken. Es gab Fi-
nanzierungsproblematiken. Es gab auch Versiche-
rungsproblematiken. Trotzdem wussten wir aber 
ab einem gewissen Zeitpunkt, dass dieser Deckel 
irgendwann nicht mehr haltbar sein wird und dass 
er auch gelöst, wieder geöffnet werden wird. Die 
Niedersachsen haben es uns ja vorgemacht. Die 

haben ja weiterentwickelt, trotz des Deckels, weil 
sie vorausschauend im Grunde genommen Wirt-
schaftspolitik machen. Daran fehlt es aber leider 
hier in dieser Regierung. 

(Beifall CDU) 

Sie haben sich ja noch nicht mal Gedanken ge-
macht, als 2015 die Klage eingereicht wurde und 
das Verwaltungsgericht 2016 den Baustopp ange-
ordnet hat. Da will ich auch ehrlicherweise sagen, 
das ist die Aufgabe des BUND, so etwas zu machen. 
Dafür haben wir das Verbandsklagerecht und das 
ist ihr Auftrag. Aber was Sie dann noch gemacht 
haben, sich mit ihm dann noch ausgetauscht ha-
ben! Es war doch von vornherein klar, dass der 
BUND sich auf keinen Deal einlassen wird. Dann 
hätte man mit denen auch gar nicht sprechen müs-
sen, sondern hätte konsequent dieses Projekt vo-
ranschreiten lassen müssen, was Sie nicht gemacht 
haben. Sie haben sich mit denen ins Bett gelegt und 
wundern sich dann über das Ergebnis. 

(Beifall CDU) 

Aber selbst 2016 und danach haben Sie noch nicht 
einmal Anstalten gemacht, darüber nachzudenken, 
wie können wir das Projekt OTB beziehungsweise 
Hafenausbau in Bremerhaven für Offshore-Um-
schlag vielleicht weiterentwickeln? Sie haben alle 
Vorschläge noch nicht einmal in Betracht gezogen. 
Wir haben 2018 hier darüber diskutiert und Sie ha-
ben es abgelehnt. 

Dann kam es so, wie es kommen musste. Das Ver-
waltungsgericht hat 2019 dann entschieden, der 
Planfeststellungsbeschluss ist zwar nicht aufgeho-
ben, aber er ist mangelhaft. Und was haben Sie ge-
macht? Nichts! Sie haben Widerspruch eingelegt, 
nichts gemacht. 

Jetzt kommt das Eigentliche, was ich Ihnen massiv 
vorwerfe. Das ist genau die Bestätigung, Herr Za-
ger, warum Sie sich fragen, warum das Gericht so 
entschieden hat, wie es entschieden hat bezie-
hungsweise mit der Begründung. Es ist doch ganz 
normal. Sie haben im Koalitionsvertrag 2019 – –. Da 
ging es ja auch um die Weiterentwicklung oder das 
Projekt OTB. Wie ist der noch zu retten oder muss 
man etwas Anderes machen? Sie haben das ja erst 
einmal zurückgestellt, wir entscheiden das dann ir-
gendwann mal später, haben dann aber im Koaliti-
onsvertrag geschrieben: Nutzung der noch verfüg-
baren OTB-Rücklagen für die Wirtschaftsstruktur-
projekte in Bremerhaven. 
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Das haben Sie im Koalitionsvertrag so geschrieben, 
was auch in Ordnung ist. Das ist auch in Ordnung, 
aber Sie haben komplett anders gehandelt. Denn 
Sie haben dann nämlich 2020/2021 100 Millionen 
aus den Rücklagen in den allgemeinen Haushalt 
fließen lassen. Nur 20 Millionen sind in Infrastruk-
turmaßnahmen, Hafeninfrastrukturmaßnahmen 
nach Bremerhaven gegangen. Mit so einem Han-
deln erwarten Sie von einem Gericht, dass es Ihnen 
glaubt, dass Sie einen Realisierungswillen haben? 
Was glauben Sie? Was träumen Sie eigentlich 
nachts? Sage ich einmal ganz ehrlich. 

Das ist doch ganz schlüssig, das Gericht hat schlüs-
sig entschieden. Sie haben nicht ansatzweise und 
bis heute nicht – wir haben heute 2021 –, Sie haben 
bis heute sich keine Gedanken gemacht, wie be-
kommen wir wirtschaftspolitisch, strukturpolitisch 
noch Maßnahmen hin, um an der Energiewende 
uns mit zu beteiligen, nicht nur, weil es wichtig ist, 
sondern weil wir auch die Arbeitsplätze in Bremer-
haven brauchen? 

Deswegen glaube ich – Was müssen wir jetzt tun, 
perspektivisch? –, wir müssen jetzt in Bremerhaven 
die Westkaje des Fischereihafens II uns anschauen, 
ob es als Grundlage für Ansiedlung von hafenori-
entierten und hafenabhängigen Industrie- und Pro-
duktionsbetrieben mit hoher Wertschöpfung – –, ob 
man da etwas machen kann. Wir müssen uns ein 
wenig Zeit nehmen und schauen, inwieweit man 
Effekte für den Fischereihafen durch einen Zugang 
zur Weser ohne Schleuse, also einen Hafen an der 
Weser für Schiffe mit mehr als acht Meter Tiefgang, 
32 Meter Breite und 180 Meter Länge – –. Was man 
da machen kann, was man da entwickeln kann. 
Haben Sie da schon etwas? Haben Sie sich diese 
Gedanken schon einmal gemacht? Oder weinen 
Sie jetzt immer noch drei Jahre, dass das Gericht so 
gemein entschieden hat? Das ist die entscheidende 
Frage! 

Liebe Grüne, abschließend möchte ich noch einmal 
sagen: So geht es nicht, wie Sie es machen. Wir 
müssen uns irgendwann auch hier und in der Ge-
sellschaft entscheiden, weil wir auch zukünftig 
große Konflikte zwischen Naturschutz und Klima-
schutz bekommen werden. Denn ich glaube, nur 
mit veganer Ernährung werden wir den Klimawan-
del nicht aufhalten und die Energiewende auch 
nicht schaffen. Das ist die Verantwortung, und da 
haben Sie in den letzten Jahren bei diesen Berei-
chen immer wirklich unverantwortlich gehandelt. 

Sie reden hier, ich höre noch die Reden von Frau 
Dr. Schaefer, das Klima muss gerettet werden, die 

Flut kommt und alles ist schlimm. Gleichzeitig aber 
verhindern Sie überall, nicht nur in Bremen und 
Bremerhaven, sondern auch in der ganzen Bundes-
republik 

(Zurufe Abgeordneter Ralph Saxe [Bündnis 90/Die 
Grünen] und Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]) 

mit Bürgerinitiativen – –. Wo Windkraft gebaut 
werden soll, wo eine Stromtrasse gebaut werden 
soll, sind Sie mit der Fahne vorne ran. 

(Beifall CDU) 

Das wird die Aufgabe sein und da werden wir Sie 
nach wie vor stellen. Denn mit Sonntagsreden wer-
den wir die Energiewende nicht schaffen. – Vielen 
Dank! 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Robert Bücking. 

Abgeordneter Robert Bücking (Bündnis 90/Die 
Grünen): Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren! Diese Legende, die am Schluss jetzt noch ein-
mal von Heiko Strohmann entwickelt worden ist, ist 
ja eine Lieblingsstory, die überall erzählt wird. Die 
ist dummes Zeug. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Wir sind, als die Offshorewindenergie langsam in 
der ersten Dekade hochlief, uns in Bremen in der 
Koalition vollständig einig gewesen, dass wir ge-
sagt haben, daran soll Bremerhaven einen Anteil 
haben. Wir wollen diese Energiewende, Offshore-
windkraft voranbringen. 

(Zuruf Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]) 

Dafür müssen auch die infrastrukturellen Voraus-
setzungen geschaffen werden. Das war unter uns 
vollständig unumstritten. An einer Stelle legen Sie 
einen Finger in die Wunde, und da gilt ein bisschen 
der alte Grundsatz, dass der Pathologe schlauer ist 
als der Doktor. 

(Zuruf Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]) 

Sie legen zu Recht den Finger in die Wunde bei der 
Frage: Hätte man nicht von Anfang an das als öf-
fentliche Infrastruktur organisieren und bezahlen 
müssen? 
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(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Von heute an ist vollständig klar: Man hätte. Man 
hätte es sollen. Ich erinnere kurz daran, was damals 
aber die Herausforderungen gewesen sind. Die rot-
grüne Koalition hat einen von der CDU und der 
Großen Koalition in Bremen schwer beschädigten 
Haushalt übernommen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen – Heiterkeit CDU) 

Ja, hahaha! Das ist aber die Wahrheit! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Wir mussten uns einem dramatischen Sparkurs un-
terwerfen, um die von Ihnen angerichteten Folgen 
Stück um Stück in den Griff zu bekommen. Das ist 
wahr. Das fällt unter den Großbegriff Haushaltsnot-
lage, weshalb man nachvollziehen kann, warum 
man wenigstens eine Weile der Frage nachgeht: 
Lässt sich diese neue Infrastruktur nicht von denen 
finanzieren, die jetzt gerade so große Hoffnungen 
auf diese Offshore-Energie gesetzt haben? Das ist 
nicht aufgegangen. Das haben wir nicht erreicht. In 
der Konsequenz haben wir Zeit verloren und noch 
einmal extra mit der Idee, wenigstens die Supra-
struktur privat finanzieren zu lassen. Auch damit 
haben wir noch einmal Zeit verloren. 

Das hat uns in die Kalamität gebracht, dass der ei-
gentlich dramatische Vorgang, über den Heiko 
Strohmann so freundlich hinweggegangen ist, dass 
nämlich die Bundesregierung diese aufkommende 
Offshore-Industrie ruiniert hat, überhaupt dieses 
Projekt gefährden konnte. So ist der Gesamtzusam-
menhang. 

Wir standen 2015 vor Gericht, und uns waren die 
ganzen Gründungsunternehmen in Bremerhaven 
schon abhandengekommen. Siemens hatte sich 
schon für Cuxhaven entschieden und in der Konse-
quenz nahm das Desaster seinen Lauf. Wir sind der 
Meinung, dass es jetzt notwendig ist, daraus Kon-
sequenzen zu ziehen, statt diesen Gerichtsmara-
thonlauf weiterzutreiben. 

Jetzt kommt es darauf an, alles das, was diese 
Wertschöpfungsketten noch unbesetzt für jeman-
den, der neu auf den Markt kommt, bereithalten, 
zu verfolgen. Das heißt, Nehlsen muss mit dem Re-
cycling anfangen, möglicherweise spielen wir eine 
Rolle bei dem Service, bei den ganzen technischen 
Überwachungssystemen. Wir spielen mit Sicher-
heit eine Rolle beim Testen und Entwickeln. In die 
Richtung muss es gehen, und mein Freund Herr 

Bruck schaut auf die Uhr, mit Recht. Ich ziehe mich 
aus der Debatte zurück. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Prof. Dr. Hauke Hilz. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr 
geehrter Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren! Ich habe mich jetzt doch noch einmal gemel-
det, um noch auf so ein paar Aspekte, die hier in 
der Debatte aufgekommen sind, einzugehen. 

Zunächst einmal: Gab es den politischen Willen, 
dieses Projekt zu realisieren? Bei der SPD würde 
ich sagen: ja. Das ist auch über die Jahre klar ge-
worden. Der Redebeitrag von Nelson Janßen sagt 
deutlich: Bei den LINKEN gab es in den letzten 
Jahren keinen Willen mehr, dieses Projekt zu reali-
sieren – und das als Teil der Regierung, die auch 
Verantwortung für Arbeit und Arbeitskräfte in Bre-
merhaven und für die Energiewende hat. Das halte 
ich schon einmal für schwierig, aber das ist Ihre 
Haltung, das haben wir zur Kenntnis genommen. 

Bei den Grünen ist das über die ganzen Jahre im-
mer ein bisschen so gewesen: so ein bisschen ja 
und irgendwie so ein bisschen auch nicht. Die Bre-
merhavener Grünen haben immer gesagt: Wir 
brauchen es unbedingt. Hier war immer die Frage: 
Ja, wie können wir es begründen? Wie können wir 
noch einen ökologischen Aspekt extra mit in die 
Begründung hineinziehen? Robert Bücking hat das 
auch noch einmal so ein bisschen dargestellt. Es ist 
ein bisschen wackelig bei Ihnen. Trotzdem haben 
Sie sich wenigstens äußerlich bemüht, weiter zu 
dem Projekt zu halten. 

(Heiterkeit CDU, Bündnis 90/Die Grünen – Abge-
ordneter Heiko Strohmann [CDU]: Sie waren stets 
bemüht!) 

Insofern kann man das denken. 

Ich teile die Aussagen von Jörg Zager, ohne jetzt 
näher auf die Gerichtsbegründung einzugehen, 
dass der Haushaltsgesetzgeber immer noch das 
Parlament ist, und wenn dem Parlament ein Projekt 
wichtig ist, kann das Parlament Mittel dafür zur 
Verfügung stellen. Es muss sie natürlich woanders 
wegnehmen. Aber insofern: Das als Begründung 
heranzuziehen und zu sagen, deswegen kann man 
den Offshoreterminal nicht mehr begründen, das 
halte ich schon für ein bisschen fragwürdig. Des-
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wegen werden wir uns die schriftliche Urteilsbe-
gründung auch noch einmal genau ansehen, was 
das auch für Folgen hat. 

Aber ein paar Aspekte wollte ich noch sagen: Wie 
kann man eigentlich solche Projekte am Ende tat-
sächlich realisieren? Da haben Sie, Herr Janßen, 
sich nun eigentlich selbst widersprochen. Zum ei-
nen sagen Sie, man muss diese Projekte schnell re-
alisieren. Zum anderen sagen Sie aber, die Verfah-
rens-, die Klagewege und so, die sind genau gut 
und richtig, und die muss man so weiter aufrecht-
erhalten. 

Seinerzeit hatte Staatsrat Schulz ein beschleunig-
tes Gerichtsverfahren auf den Weg gebracht, um 
eine Instanz einzusparen. Das haben wir damals 
auch sehr begrüßt, und wir begrüßen auch das 
Maßnahmenbeschleunigungsgesetz, weil es neben 
einer guten Öffentlichkeitsbeteiligung im Vorwege 
am Ende auch tatsächlich zu einer Beschleunigung 
des Verfahrens führt und gerade für die großen, für 
die wichtigen Maßnahmen – Außenweservertie-
fung ist, glaube ich, für Bremen die wichtigste 
Maßnahme – ein guter Weg ist, tatsächlich schnel-
ler zu werden. 

Ansonsten passiert nämlich genau das: Entwick-
lungen überholen einen, es gibt Veränderungen, 
wir müssen neu planen. Wir haben beim Geeste-
sperrwerk darüber gesprochen, dass die Planungen 
wieder neu aufgerollt werden müssen, weil es wie-
der andere Prognosen für Wasserstände in der Zu-
kunft gibt. Ich glaube, da müssen wir uns einig 
sein: Wir müssen einfach schneller werden bei 
Großprojekten, die bedeutsam für den Standort 
Bremen, Bremerhaven und für die Zukunftsfähig-
keit unseres Bundeslandes sind, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall FDP) 

Zu den Ausführungen, Herr Bücking, zu Philipp 
Rösler und seiner Rolle: Philipp Rösler hat sicher-
lich nicht alles richtig gemacht, sonst wäre er heute 
noch Wirtschaftsminister und FDP-Vorsitzender. 
Aber ich glaube, in dieser Frage ist tatsächlich der 
Impuls, und zwar ein starker Impuls, von Herrn Alt-
maier gekommen, 

(Zuruf Abgeordneter Robert Bücking [Bündnis 
90/Die Grünen]) 

der hier einen auch längeren Streit im Vorfeld 
führte – ich kann mich noch gut erinnern –, im Vor-

feld zu diesem Papier, es war die Strompreis-
bremse, um die es damals ging, sodass man am 
Ende in einer Koalition Kompromisse eingehen 
musste. Was Herr Altmaier tatsächlich für Ziele 
verfolgte, konnte er dann in der Großen Koalition 
mit der Deckelung der Offshore-Ausbauziele errei-
chen. 

(Zuruf Abgeordneter Robert Bücking [Bündnis 
90/Die Grünen]) 

In einem hatte auf jeden Fall Philipp Rösler recht, 
dass die Subventionen tatsächlich gar nicht nötig 
sind, weil wir mittlerweile Null-Cent-Ausschrei-
bungen haben. Das heißt, die Windkraft ist konkur-
renzfähig. Die Windkraft ist tatsächlich in ihrer Art 
ohne Subventionen marktfähig. Das ist die gute 
Nachricht, und darauf müssen wir aufbauen, und 
darauf müssen wir eben auch im Offshore-Ausbau 
hinwirken. 

Noch eben ein letzter Satz: Wir müssen einfach 
durch die vorhandenen Flächen, die wir haben, 
auch den Ausbau der Westkaje im Fischereihafen 
schwerlastfähig machen. Da müssen wir Kapazitä-
ten schaffen, damit wir an den Ausbauzielen parti-
zipieren, die jetzt wieder hochgeregelt werden bei 
der Offshorewindenergie. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Heiko Strohmann. 

Abgeordneter Heiko Strohmann (CDU): Herr Prä-
sident, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Lieber Robert Bücking, das kann ich so nicht stehen 
lassen. Ich finde schon – ach so, der hört mir gar 
nicht zu –, das ist immerhin auch das Problem, dass 
man auch selbstkritisch das noch einmal reflektie-
ren muss, was man im Grunde genommen getan 
hat oder wie man gehandelt hat und man muss 
auch sagen, man hat falsch gehandelt hinsichtlich 
der Frage mit dem privaten Investor. Aber diese 
Entscheidung war eine bewusste Entscheidung, 
weil in anderen Projekten, bei denen man wusste, 
dass es Private besser können und man selbst es 
staatlich nicht kann, haben Sie sich ja auch für eine 
staatliche Entwicklung – –. KBM, der Teilersatz-
neubau, da haben Sie sich genau entgegengesetzt 
entschieden, obwohl es professionelle Firmen dafür 
gibt. Wenn wir etwas konnten, war das ja Häfen 
entwickeln. Wir haben ja schon CT 3, CT 4 und 
dergleichen – –. 
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Aber ehrlicherweise richtig ärgere ich mich, dass 
jetzt die angebliche Verschuldungspolitik der Gro-
ßen Koalition schuld war, dass Sie 2009 nicht genug 
Geld für einen Hafen hatten. 

(Abgeordneter Robert Bücking [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Das habe ich nicht gesagt!) 

Entschuldigen Sie bitte: Woraus haben Sie denn als 
Regierung in den letzten Jahren im Grunde genom-
men die Steuereinnahmen generiert? Aus der wirk-
lich perspektivisch wichtigen Arbeit der Großen 
Koalition. 

(Beifall CDU) 

Ich weiß, da kommt jetzt wahrscheinlich wieder 
Space Park und Musical Theater. Das ist ja so der 
Klassiker an Unwissenheit. Ich sage das einmal 
wirklich: Die komplette Entwicklung der Umstruk-
turierung der Universität mit dem Technologiepark 
war wirklich das Pilotprojekt der Großen Koalition, 
das uns wissenschaftlich und auch arbeitsplatzmä-
ßig – –. Schauen Sie sich das heute an mit dem 
Technologiepark, was da passiert ist. 

(Beifall CDU) 

CT 3a, CT 4 – Sie waren übrigens dagegen –, die 
Kaiserschleuse, die Entwicklung Bremerhavens 
nicht nur zu einem Wissenschaftsstandort und Offs-
horestandort, Industriestandort, sondern auch zu 
einem touristischen Highlight, 

(Beifall CDU) 

das war die Politik der Großen Koalition. Deswegen 
glaube ich, das Geld, was Sie in den letzten Jahren 
generiert haben, damit wurde die Grundlage ge-
setzt. Was haben Sie gemacht? Ich habe leider die 
Zahlen jetzt nicht mehr parat. Weil diese Verschul-
dungsarie, von der erzählen Sie ja jetzt nicht mehr, 
aber vor ein paar Jahren immer noch – –. Ich glaube 
zu wissen, dass unter Ihrer Finanzsenatorin die 
Verschuldungen in den Jahren danach massiv grö-
ßer geworden sind und erst in den letzten vier bis 
sechs Jahren eigentlich ein einigermaßen starker 
Sparkurs eingehalten wird. Deswegen: Hören Sie – 
–. 

(Abgeordneter Christoph Weiss [CDU]: Und höhere 
Steuern!) 

Und höhere Steuereinnahmen kommen ja auch 
noch dazu aus der erfolgreichen Arbeit der Großen 

Koalition von 1995 bis 2007. Hören Sie also bitte auf 
mit solchen Legendenbildungen! – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort Senatorin Dr. Claudia Schilling. 

Senatorin Dr. Claudia Schilling: Sehr geehrter 
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren 
Abgeordnete! Es ist jetzt an mir, das Thema wieder 
zurückzuführen auf die Aktuelle Stunde, über die 
wir hier diskutieren. Darüber könnten wir sicher-
lich noch länger diskutieren, was in der Vergan-
genheit hätte anders gemacht werden können und 
ob Sie, sehr geehrte Damen und Herren von der 
FDP, dem Senat beim Thema OTB das Etikett 
„Pleiten, Pech und Pannen“ anheften können. 

Aber viel wichtiger ist aus meiner Sicht, nach dem 
Urteil des Bremer Oberverwaltungsgerichts, des-
sen Begründung für uns in der Tat etwas überra-
schend war, den Blick nach vorn zu richten. Es gilt, 
weiter zu arbeiten an einem zukunftsorientierten 
Wirtschaftsstandort Bremerhaven, der von dem zu 
erwartenden enormen Ausbau der Offshorewind-
energie profitiert und damit einen wesentlichen 
Beitrag zu einer erfolgreichen Energiewende in 
Deutschland leistet. Das ist unser Auftrag und den 
werden wir auch annehmen. 

Verstehen Sie mich nicht falsch! Natürlich ist es 
auch wichtig, dass wir hier nach dem Gerichtsurteil 
in der Bürgerschaft über den OTB diskutieren – 
selbstverständlich. Aber die von Ihnen beantragte 
Aktuelle Stunde überzieht leider mit dem reißeri-
schen Titel das Thema und ignoriert auch die klare 
Haltung und das Engagement des Senats in dieser 
Sache. Von der Pleite kann hier nämlich gar keine 
Rede sein. Herr Professor Hilz, Sie haben das ja 
auch zu Recht dargelegt, denn die Finanzierung 
des OTB ist, anders als das Oberverwaltungsge-
richt es meint, nach wie vor möglich. 

Die Rücklage, die für den OTB im Haushalt ange-
legt wurde, haben wir natürlich im laufenden 
Haushalt aufgelöst, das wurde schon gesagt, um 
andere Projekte zu finanzieren. Das ist aber haus-
haltsrechtlich auch so geboten, denn es ergibt ja 
keinen Sinn, hier Guthabenkonten im Haushalt zu 
führen, um für andere Projekte dann wiederum 
Schulden zu machen. Damit ist aber doch die Fi-
nanzierbarkeit des OTB nicht infrage gestellt wor-
den. Denn nach der finalen Investitionsentschei-
dung ist es dem Haushaltsgesetzgeber jederzeit 
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möglich, die Mittel für die Realisierung neu bereit-
zustellen. Das gilt übrigens nicht nur für den OTB. 
Das gilt für alle Investitionen der Freien Hansestadt 
Bremen, seien es Schulen, Kindergärten oder eben 
Hafenanlagen. 

Kommen wir zum OTB und zum Pech: Beim OTB 
haben wir – vom Land Bremen allerdings unver-
schuldet – wirklich Pech gehabt. Der Fadenriss 
beim Ausbau der erneuerbaren Energien durch die 
Deckelung bei der Offshorewindkraft ist durch die 
damalige Bundesregierung, CDU/CSU und FDP, 
beschlossen worden. Ich darf Sie daran erinnern, 
dass damals die Altmaier-Rösler-Bremse ein durch-
aus geflügeltes Wort war. Für dieses Pech tragen 
also viele Verantwortung. 

Es ist doch aber auch ganz klar, dass wir ohne diese 
Deckelung keine Insolvenzwelle in der Windkraft 
erlebt hätten, wie wir sie jetzt erlebt haben und 
dass wir heute mit der Energiewende sehr viel wei-
ter gewesen wären. Dass der Plan, eine für den 
Ausbau der Offshorewindenergie erforderliche Ha-
feninfrastruktur zu schaffen, richtig war und nach 
wie vor richtig ist, zeigen uns doch die Zahlen. Seit 
dem 1. Januar 2021 wurden die Ziele für Offshore 
auf 40 Gigawatt in der Nordsee angehoben. Der 
Flächennutzungsplan für die Nordsee sieht sogar 
ein Ausbaupotenzial von 60 Gigawatt vor. 

Ich gehe davon aus, dass die neue Bundesregie-
rung, wie von Olaf Scholz angekündigt, sehr 
schnell die erforderlichen Beschlüsse fassen wird, 
damit die Energiewende durch einen massiven 
Ausbau der Offshorewindenergie weiter voran-
kommt. 

(Beifall CDU – Abgeordneter Heiko Strohmann 
[CDU]: An Bremerhaven vorbei!) 

Und, Herr Strohmann, der Standort Bremerhaven 
wird von dieser Entwicklung profitieren können, 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Mit der 
richtigen Regierung ja!) 

wenn wir dafür die notwendigen Infrastrukturen 
schaffen. Hierzu möchte ich an dieser Stelle deut-
lich klarstellen: Die Koalition steht zu ihrer Verant-
wortung, die für den Ausbau der Offshorewind-
energie erforderlichen land- und wasserseitigen 
Infrastrukturen am Hafen- und Logistikstandort 
Bremerhaven zu schaffen, und sie unterstreicht, 
dass es einen geeigneten Zugang zum seeschifftie-
fen Wasser im südlichen Fischereihafen geben 

muss. Das zu schaffen ist der Auftrag der Koalitio-
näre an mein Ressort, und daran werden wir auch 
weiterarbeiten. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Zum Schluss bleiben noch die von Ihnen hier wort-
reich proklamierten Pannen, die dem Senat beim 
OTB angeblich unterlaufen sind. Ich stelle mir die 
Frage: Was meinen Sie mit Pannen? Der Senat hat 
ein Projekt, das er für richtig gehalten hat, vor Ge-
richt verteidigt. Das ist uns aktuell nicht gelungen, 
aber so funktioniert nun einmal der Rechtsstaat. 
Was wir für problematisch halten und was wir uns 
genauer ansehen werden, ist, dass sich das Gericht 
in der mündlichen Verhandlung nicht die Mühe 
gemacht hat, sich inhaltlich mit dem OTB zu be-
schäftigen. Das halten wir für nicht richtig, und wir 
haben – da stimmen Sie ja auch inhaltlich zu – gute 
Argumente für den OTB und den Ausbau der Inf-
rastruktur, die für die Umsetzung der Energie-
wende erforderlich sind. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Wir haben auch fortwährend konstruktive Ge-
sprächsbereitschaft gegenüber den Naturschüt-
zern des BUND signalisiert. Aber unabhängig da-
von waren wir natürlich in der Zwischenzeit nicht 
untätig. Denn wir setzen weiterhin auf die klima-
freundliche Energieerzeugung, und deswegen ha-
ben wir jenseits vom OTB in den letzten Jahren pa-
rallel massiv weiter in die Zukunftsentwicklung 
Bremerhavens investiert. Wir haben im Süden Bre-
merhavens mit der Luneplate und dem ehemaligen 
Flughafengelände eine Gewerbefläche von rund 
250 Hektar zur Verfügung. Das ist für die Stadt 
Bremerhaven ein riesiges Entwicklungspotential. 
So eines werden Sie kein zweites Mal an der Küste 
finden. 

Für das Areal des ehemaligen Flughafens haben 
wir einen gültigen Bebauungsplan. Die Erschlie-
ßung des Flughafens an das Gewerbegebiet Lune-
ort im Süden des Fischereihafens und erste Flä-
chenaufsandungen sind bereits fertiggestellt. Auf 
dem Flughafengelände selbst schaffen wir aktuell 
mit dem 20-Millionen-Euro-Wasserstoffprojekt 
„Grünes Gas für Bremerhaven“ gemeinsam mit 
dem Fraunhofer IWES-Institut das Elektrolysetest-
feld in Bremerhaven. Gleichzeitig entwickeln wir 
im Fischereihafen die Testregion für mobile Was-
serstoffanwendungen. 
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Für die Luneplate erwarten wir das Baurecht im 
nächsten Jahr. Für den Ankauf von Kompensati-
onsflächen und deren Entwicklung haben wir be-
reits 2018 rund 20 Millionen Euro bereitgestellt. 
Für die geplanten Erschließungsabschnitte bis zum 
Jahr 2027 haben wir rund 80 Millionen Euro in die 
Planung der GRW-Bundesförderung gestellt. 

Ich zähle einmal weiter auf: Wir haben die straßen-
seitige Erschließung dieses Gebietes hergestellt. 
Wir haben für die schienenseitige Erschließung ei-
nen Sanierungsplan für die vorhandene Eisenbahn 
im Fischereihafen aufgestellt. Erste Teilprojekte 
sind bereits realisiert und die Gesamtfinanzierung 
durch Haushaltsbeschlüsse im Umfang von rund 
fünf Millionen Euro abgesichert. Wir arbeiten aktu-
ell an einer Erneuerung der Kajen im Fischereiha-
fen und stehen vor dem Abschluss der Planung für 
den Bau der sogenannten Labradorkaje. Für die 
Realisierung dieser Kaje wollen wir im nächsten 
Jahr die erforderlichen Beschlüsse fassen, sodass 
wir auch hier zeitnah zu einer weiteren Stärkung 
des Fischereihafens kommen. Das gilt für weitere 
Projekte wie etwa die Kaje entlang des ehemaligen 
Flughafens. 

Was noch? Wir haben für einen Teil der Fläche das 
Green-Economy-Programm entwickelt, und wir 
werden den parlamentarischen Gremien im nächs-
ten Jahr vorschlagen, ein Zentrum für Start-ups der 
Green Economy zu realisieren. Allein für dieses 
Zentrum haben wir zehn Millionen Euro einge-
plant. Parallel arbeiten wir an einem Konzept für 
ein sogenanntes Food-Startup-Lab für die Halle-X 
im Fischereihafen und wollen mit europäischen 
Mitteln aus dem EFRE und dem Fischereifonds 
ebenfalls zehn Millionen Euro investieren. 

Ihre Behauptung, wir hätten auf den OTB gewartet, 
ohne zielgerichtete und strukturpolitisch wichtige 
Projekte voranzutreiben, trifft daher einfach nicht 
zu. Wir haben es im Fischereihafen im Gegenteil 
mit einer richtigen Investitionsoffensive des Landes 
zu tun. In diesem Zusammenhang von Pleiten, Pech 
und Pannen zu sprechen, ist nicht nur unangemes-
sen, sondern solche Beschreibungen steigern nicht 
gerade das Vertrauen in die Wirtschaftskraft unse-
res Standortes Bremerhaven, und sie könnten – und 
das will sicher niemand von Ihnen, und das weiß 
ich auch – am Ende den Standort in der öffentlichen 
Wahrnehmung schädigen. 

Sehr geehrte Abgeordnete, der Senat wird jetzt die 
schriftliche Urteilsbegründung abwarten und so-
dann über das weitere Vorgehen beraten. Dies 
würde aber in jedem Fall – und das muss uns allen 

klar sein – auf eine komplexe und langjährige ju-
ristische Auseinandersetzung hinauslaufen. So-
lange können und wollen wir auch nicht warten, 
um Bremerhaven für die Zukunft zu rüsten. Das ab-
sehbar erhebliche und auf lange Zeit angelegte 
wirtschaftliche Potenzial, welches sich aus dem 
Ausbau der Offshorewindenergie, dem 
Repowering von Offshore-Anlagen, dem Aufbau 
einer grünen Wasserstoffwirtschaft und damit aus 
der gesamten Energiewende für Bremerhaven 
ergibt, müssen wir als große Chance erkennen und 
auch ergreifen. 

Aus diesem Grunde werden wir weiter an der Ent-
wicklung von attraktiven Flächen und Infrastruk-
turangeboten arbeiten und dabei auch prüfen, in-
wieweit wir – und zwar eingriffsminimierend und 
immer auch mit einem Gesprächsangebot in Rich-
tung der Naturschutzverbände – einen schwerlast-
fähigen Zugang zum seeschifftiefen Wasser im 
südlichen Fischereihafen realisieren können. Die 
Option des gesamten südlichen Fischereihafens 
mit einem Flächenpotenzial von 250 Hektar, mit ei-
nem Zugang an das tiefe Wasser werden wir nicht 
aufgeben, weil wir als Hafen- und Entwicklungs-
standort an der Nordsee in der Verantwortung ste-
hen, geeignete Infrastrukturen zur Erreichung der 
Ziele der Energiewende zur Verfügung zu stellen. 

Wir müssen und wir werden dafür sorgen, dass Bre-
merhaven von der Energiewende profitiert und wir 
damit gemeinsam einen Beitrag zur Bewältigung 
der Klimakrise leisten können. – Ich danke Ihnen! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Meine Damen und Her-
ren, zu diesem Themenkomplex liegt mir keine 
weitere Wortmeldung vor. 

Bevor wir zum nächsten Thema in der Aktuellen 
Stunde kommen, verlese ich Ihnen kurz die Rest-
redezeiten: Die CDU hat noch 16 Minuten, die SPD 
24 Minuten, die Grünen 15 Minuten, die Fraktion 
DIE LINKE hat 23 Minuten, die FDP-Fraktion hat 
knappe 15 Minuten, und der Senat hat noch 19 Mi-
nuten. 

Ich rufe jetzt das zweite Thema der Aktuellen 
Stunde auf: 

Primatenversuche an der Universität Bremen be-
enden 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Claudia 
Bernhard. 
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Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Olaf Zimmer. 

Abgeordneter Olaf Zimmer (DIE LINKE): Herr 
Präsident, verehrte Abgeordnete! Zunächst an die-
ser Stelle von uns als LINKE-Fraktion ein klares Be-
kenntnis zu Freiheit von Forschung und Wissen-
schaft. Nur in der ergebnisoffenen mit anerkannten 
Methoden untermauerten Auseinandersetzung mit 
Natur und Umwelt ist Fortschritt, ist Entwicklung, 
ist Lernen, ist Emanzipation möglich. Aber nicht al-
les, was geht, nicht alles, was gemacht werden 
kann, muss beziehungsweise darf auch gemacht 
werden. 

Das Forschen am Menschen allgemein, dem For-
schen am menschlichen Genom, der Embryonen-
forschung et cetera sind sehr enge Grenzen ge-
setzt. Auch das Verwenden von Versuchstieren ist 
nur eingeschränkt im Rahmen des Tierschutzrech-
tes möglich. So hat die EU-Kommission am 22. Sep-
tember 2010 eine Richtlinie zum Schutz der für wis-
senschaftliche Zwecke verwendeten Tiere erlas-
sen, die als bindendes Recht von den Mitglieds-
staaten in nationale Gesetzgebung umgesetzt wer-
den muss. 

Die EU hat 2010 eine Richtlinie erlassen, die klar 
sagt: Das letztendliche Ziel ist es, komplett ohne 
Tierversuche auszukommen, sobald es wissen-
schaftlich möglich ist, und bis dahin muss sehr ge-
nau im Einzelfall geprüft werden, ob es das wert ist. 
An Menschenaffen werden gar keine Versuche 
mehr durchgeführt. Für andere Primaten – also ver-
einfacht Affen – gelten höhere Hürden als für an-
dere Tiere. Für bestimmte Forschungszwecke, zum 
Beispiel Kosmetik, sind Tierversuche nicht mehr 
zugelassen. 

Es reicht nicht mehr, dass die Institute das begrün-
den, warum sie bestimmte Tierversuche machen 
wollen, sondern die Behörde muss das eigenstän-
dig prüfen, ob es gerechtfertigt ist. Maßstab ist ein 
hoher erkennbarer Nutzen für die menschliche Ge-
sundheit. Je stärker der Eingriff und der Zwang für 
das Tier ist, desto genauer muss das abgewogen 
werden. Dass ein Institut nur mitteilt, wir haben da 
etwas, das wissenschaftlich interessiert, und das 
wollen wir uns am lebenden Tier ansehen, das ist 
endgültig vorbei. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen – 
Vizepräsidentin Sülmez Dogan übernimmt den 
Vorsitz.) 

Die Bundesregierung hat im Juni 2021 das „Gesetz 
zur Änderung des Tierschutzgesetzes – Schutz von 
Versuchstieren“ beschlossen, nachdem die EU das 
bis dahin geltende deutsche Tierschutzrecht von 
2013 als unzureichend beklagt und Maßnahmen, 
nämlich ein Vertragsverletzungsverfahren, einge-
leitet wurden. In der Gesetzesbegründung wird 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Ergän-
zung, zum Beispiel Tierversuche, einen klarstellen-
den Charakter haben. Das gilt auch für die Klarstel-
lung, dass für die Genehmigung von Tierversuchen 
die wissenschaftlich begründete Darlegung des 
Antragstellers nicht mehr ausreichend ist, sondern 
die Genehmigung nur nach Prüfung durch die ge-
nehmigende Behörde erfolgen kann, wenn die Ver-
suche aus wissenschaftlicher Sicht gerechtfertigt 
sind. 

Seit 1998 finden an der Universität Bremen die 
Tierversuche an Makaken statt. In den letzten Jah-
ren hat dagegen an verschiedenen Instituten eine 
Abwendung von Primatenversuchen eingesetzt. 
Am Tübinger Max-Planck-Institut wurden die Pri-
matenversuche 2015 eingestellt. Die Ruhruniversi-
tät Bochum führte seit 2019 Versuche an den soge-
nannten Organoiden durch, aus Stammzellen ge-
züchteten Minigehirnen. 

Bildgebende Verfahren, bei denen Elektroden le-
diglich äußerlich angebracht werden, machen 
große Fortschritte. Die Auflösung reicht zwar nicht 
auf die Ebene einzelner Nervenzellen, kann aber 
das Zusammenspiel detaillierter Hirnregionen im-
mer detaillierter beobachten. Insbesondere die 
Kombination solcher Alternativmethoden kann un-
ter Umständen bessere und schnellere Erkennt-
nisse bringen als das Anbohren von einzelnen Ner-
venzellen am lebenden Tier, das, extra für die For-
schung gezüchtet, ein Leben ausschließlich im 
Dienst der Wissenschaft führt. 

Der bundesweite Verein „Ärzte gegen Tierversu-
che e. V.“ nennt die Bremer Affenversuche extrem 
grausam und wissenschaftlich völlig sinnlos. Den 
Makakenaffen werden Messgeräte auf den Schä-
del implantiert, dann werden sie in Primatenstüh-
len fixiert, und der Kopf wird unbeweglich ange-
schraubt. Außerhalb der Experimente erhalten die 
Affen nichts zu trinken, für gute Kooperation gibt 
es ein paar Tropfen Saft. Die Tiere leiden unter per-
manenten Durst, der sie dazu zwingt, für etwas 
Flüssigkeit alles zu machen, was von ihnen ver-
langt wird, so Dr. Corina Gericke, Fachreferentin 
bei „Ärzte gegen Tierversuche e. V.“ 
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Die Torturen müssen die intelligenten Tiere über 
Jahre meist täglich mehrere Stunden lang ertragen. 
Dabei handelt es sich um reine Grundlagenfor-
schung ohne praktischen Bezug. Eine mögliche Be-
handlung von Alzheimer oder Epilepsie ist nur vor-
geschoben, so die Tierärztin weiter. Tatsächlich ist 
der Nutzen für kranke Menschen gleich null. Vor 
diesem Hintergrund, der neuen EU-Gesetzgebung 
zu Tierversuchen, der aktuellen und weiter anste-
henden Anpassung des deutschen Tierschutzge-
setzes, den aktuellen wissenschaftlichen Entwick-
lungen, der mangelnden Relevanz und der ver-
stärkten Verbreitung von Alternativmethoden 
müssen diese Versuche erheblich kritischer be-
trachtet werden als in den vergangenen 23 Jahren. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Wir finden es deshalb enttäuschend, wenn die Uni-
versität Bremen sich von all diesen neuen Entwick-
lungen und Debatten so abkoppelt. Seit 23 Jahren 
laufen die Affenversuche an der Universität. In all 
dieser Zeit haben sich die Methoden und die Ver-
suchsanordnungen nicht verändert. Alle drei Jahre 
wird ein Antrag gestellt: Wir wollen das so weiter-
machen. Niemand kann erklären, was das für die 
menschliche Gesundheit bisher gebracht hat. 
Wenn die Behörden die Fortsetzung dieser immer 
gleichen Versuche infrage stellen, dann geht die 
Universität vor Gericht und versucht, das durchzu-
klagen, so auch jetzt wieder. 

Wenn wir heute erklären, dass wir die Forschung 
an Affenhirnen in dieser Form ablehnen, dann tun 
wir das in dem Wissen, dass das nur der erste 
Schritt sein kann. Der Debatte um die Ablehnung 
der Verlängerung der Genehmigung von Versu-
chen an Makaken folgt im nächsten Jahr die De-
batte um eine grundsätzliche Ablehnung der Neu-
genehmigung dieser in unseren Augen unsägli-
chen Tierquälerei. Ich bin sehr froh, dass die Sena-
torin für Gesundheit deutlich gemacht hat, dass sie 
den erneuten Antrag der Universität auf Verlänge-
rung der Affenversuche nicht einfach so durchwin-
ken wird. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Bremen hatte schon einmal versucht, diese Versu-
che zu beenden und ist vor Gericht gescheitert, 
aber seitdem haben sich die rechtlichen und wis-
senschaftlichen Grundlagen verändert. Dem muss 
Rechnung getragen werden. Ich finde, dass auch 
die Universität sich von einer Haltung verabschie-
den muss, diese Versuche zu decken, solange man 

sie nur irgendwie gerichtlich durchgesetzt be-
kommt. Der Tierschutz steht seit 2002 im Grundge-
setz. Das ist nicht nur eine Floskel. Das ist Aus-
druck einer gesellschaftlichen Haltung, von der 
sich auch Forschung und Wissenschaft nicht länger 
isolieren dürfen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Unser Antrag fordert den Senat auf, sehr kritisch 
abzuwägen, ob sich die Affenversuche an der Uni-
versität Bremen heute noch rechtfertigen lassen. 
Diese Abwägung muss stattfinden. Aber, das letzt-
liche Ziel ist für mich klar, denn es ist das Ziel, das 
auch die EU-Richtlinie zu Tierversuchen an der 
Forschung nennt: Wir wollen den Ausstieg! – Bes-
ten Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Philipp Bruck. 

Abgeordneter Philipp Bruck (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kol-
leg:innen! Es ist gut, dass wir heute über die Affen-
versuche an der Universität Bremen reden, aber es 
ist bitter, dass wir auch im Jahr 2021 noch über 
diese Versuche reden müssen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Seit 23 Jahren werden an der Uni Makaken gehal-
ten, ihnen wird die Schädeldecke aufgebohrt, um 
Elektroden einzupflanzen, sie werden mit einem 
Bolzen am Kopf in einem Primatenstuhl fixiert, 
ihnen wird Flüssigkeit entzogen, damit sie an den 
Experiment teilnehmen, und schließlich werden sie 
wie alle Tiere in Tierversuchen am Ende getötet. 
Dieses Unrecht, liebe Kolleg:innen, muss jetzt end-
lich aufhören! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht, aber wenn ich 
mich in der Bevölkerung umhöre, nehme ich selten 
so eine breite Geschlossenheit in Tierschutzfragen 
wahr wie bei dieser Frage. Egal, wen ich frage, 
egal, aus welchem Hintergrund, egal, aus welchem 
politischen, auch parteipolitischen Hintergrund: 
Die Ablehnung dieser Tierversuche ist absolut klar. 
Das heißt, wenn ich im Folgenden über die Frage, 
ist das eigentlich zulässig, was dort an der Univer-
sität gemacht wird, diskutiere, dann haben die Bre-
mer:innen ihre Antwort schon gegeben, und diese 
Antwort lautet klar: nein! 
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(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Trotzdem möchte ich die Frage „Darf man das?“ 
aus zwei verschiedenen Perspektiven beleuchten. 
Das ist einmal die ethische Perspektive und die 
rechtliche Perspektive, auf die Herr Zimmer schon 
eingegangen ist. Zunächst zur ethischen Perspek-
tive: Die Tierversuchsethik ist eine utilitaristische 
Ethik. Affenversuche sind ja auch nicht die einzi-
gen Tierversuche, und es ist dann immer wieder 
die Frage, bei allen Versuchen zumindest theore-
tisch abzuwägen zwischen dem potenziellen Nut-
zen dieser Versuche auf der einen Seite und dem 
Schaden für die Tiere auf der anderen Seite. 

Setzt man diese Ethik voraus, muss man sich also 
fragen: Sind die Affenversuche an der Universität 
Bremen wissenschaftlich gerechtfertigt? Wie ver-
halten sich die Ergebnisse oder die erhofften Er-
gebnisse und das Leid der Tiere? Das führt erst ein-
mal zu einer besonderen Schwierigkeit, denn wie 
bitte soll man den theoretischen Nutzen von 
Grundlagenforschung mit dem Versprechen, damit 
Krankheiten bei Menschen irgendwann heilen zu 
können, und das reale, heute sichtbare Leid von 
Makaken gegeneinander abwägen? Wie will man 
das messen? 

Auf jeden Fall müsste man in Betracht ziehen, dass 
wissenschaftliche Untersuchungen anderer For-
scher:innen, in „Nature“ publiziert, gezeigt haben, 
dass es – Überraschung! – wesentliche Unter-
schiede zwischen den Gehirnen von Affen und 
Menschen gibt, sodass die Übertragbarkeit der Er-
gebnisse solcher Versuche an Makaken auf den 
Menschen natürlich beschränkt ist. Man müsste 
auch in Betracht ziehen, wie wenig jahrelang von 
den Forscher:innen am Bremer Institut für Kogniti-
onswissenschaften publiziert wurde, man müsste in 
Betracht ziehen, wie relevant diese Ergebnisse 
sind. Es heißt, die veröffentlichten Ergebnisse seien 
dünn. 

Ich kann fachlich ehrlich gesagt gar nicht beurtei-
len, welche Bedeutung diese Ergebnisse für die 
Wissenschaft haben. Aber ich kann mir nicht vor-
stellen, dass sie in der Lage sind, das Leid, das mit 
den Versuchen an den Affen auf der anderen Seite 
der Waagschale liegt, zu rechtfertigen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Das hat vor allen Dingen einen Grund, denn man 
muss sich ja fragen, ob diese Art der Abwägung 
überhaupt ethisch zulässig ist. So ein utilitaristi-
sches Prinzip, in dem die einen leiden müssen, um 

für die anderen einen potenziellen Nutzen zu erzie-
len, würden wir unter uns Menschen ja niemals zu-
lassen. Wir würden auch dann keine Versuche an 
Menschen durchführen, wenn der potenzielle Nut-
zen noch so hoch wäre. Wir würden ganz bestimmt 
keinem einzigen Menschen gegen dessen Willen 
die Schädeldecke aufbohren, selbst, wenn wir uns 
davon noch so große Fortschritte für die Medizin 
versprechen würden, weil wir unserem Handeln 
mit klaren Schutzrechten eindeutige Grenzen set-
zen. 

An dieser Stelle kann man darauf hinweisen, dass 
das nicht immer so war. Nicht nur in der Zeit des 
Nationalsozialismus, auch danach wurden in 
Deutschland noch Versuche an Menschen, an 
Schutzbedürftigen in Heimen, durchgeführt. Diese 
Zeit ist Gott sei Dank vorbei, aber das zeigt auch, 
dass Wissenschaft sich weiterentwickelt, und die 
Antwort auf die Frage, was Wissenschaft darf, nicht 
grenzenlos und nicht in Stein gemeißelt ist. 

Aber zurück zum Utilitarismus und dieser Abwä-
gung von potenziellem Nutzen und sicherem Leid. 
Wir müssen uns doch fragen: Weshalb sollte ein 
Prinzip, das wir unter uns, Spezies Mensch, kate-
gorisch ablehnen, dann zulässig sein, wenn das 
Leid bei den Tieren liegt, aber der erhoffte Nutzen 
bei den Menschen? Eine solche moralische Zwei-
teilung im Sinne von Utilitarismus beim Tier, aber 
Kantianismus, also kategorischer Imperativ, beim 
Menschen lässt sich ethisch kaum rechtfertigen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Die logische Konsequenz aus dieser Erkenntnis 
sind unveräußerliche Tierrechte, die die einzelnen 
Tiere vor einer solchen Güterabwägung schützen 
und damit auch Affenversuchen wie denen an der 
Universität Bremen eindeutig und endgültig den 
Riegel vorschieben würden. Es wird Zeit, dass wir 
den Tieren diese Rechte geben. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Damit kommen wir zur rechtlichen Perspektive, 
denn die derzeitige Rechtslage sieht ja tatsächlich 
diese Nutzenabwägung vor. Damit kommt es dann 
immer wieder zu den Streitfragen zwischen Frei-
heit der Wissenschaft auf der einen Seite und dem 
Staatsziel Tierschutz auf der anderen, beide Seiten 
grundgesetzlich verbrieft. Auch der Rechtsstreit 
um die Affenversuche hat ja eine lange Historie, 
Herr Zimmer hat das skizziert. Nach dem einstim-
migen Beschluss der Bürgerschaft 2008 folgte eine 
jahrelange juristische Auseinandersetzung. 2014 
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ist das vor dem Bundesverwaltungsgericht geendet 
mit dem Ergebnis, dass die Versuche weiter durch-
geführt werden dürfen und auch heute noch durch-
geführt werden. 

Doch seit 2008 ist viel passiert. 2010, also vor elf 
Jahren schon, hat die EU eine Tierversuchsrichtli-
nie erlassen, die von den EU-Staaten in nationales 
Recht gegossen werden muss und die Tierversu-
chen klare Grenzen setzt. Die Bundesregierung hat 
daraufhin 2013 zwar das Tierschutzgesetz geän-
dert, nach Auffassung der EU aber nicht hinrei-
chend. Diese Auseinandersetzung mündete dann 
2018 – auch das wurde schon skizziert – in ein Ver-
tragsverletzungsverfahren der Europäischen Union 
gegen Deutschland für die unzureichende Umset-
zung dieser Tierversuchsrichtlinie. 

Daraufhin wurde dann diesen Sommer wieder das 
Tierschutzgesetz geändert. Kurioserweise wird das 
genau einen Tag, nachdem die Genehmigungen 
der Versuche an der Universität Bremen auslaufen, 
wirksam, also ab dem 1. Dezember gilt das neue 
Tierschutzgesetz. Ein Ergebnis dieses ganzen Pro-
zesses und dieses Vertragsverletzungsverfahrens 
der EU ist es, dass in dem Genehmigungsverfahren 
der Behörden eine vollständige Schaden-Nutzen-
Abwägung durchgeführt werden muss, statt, wie 
das OVG Bremen 2011 erklärt hat, eine bloße Plau-
sibilitätsprüfung der Abwägung der Wissenschaft-
ler:innen zu machen. 

Diese vollumfängliche Abwägung gilt es also nun 
in Bremen anzuwenden. Wir glauben, dass der An-
trag auf weitere Versuche an Makaken an der Uni-
versität Bremen dieser Abwägung nicht standhal-
ten wird. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Doch es geht nicht um Glauben, und es ist ja ab-
sehbar, dass es in den nächsten Wochen und Mo-
naten eine neue juristische Auseinandersetzung 
geben wird. Und wie so häufig in solchen Ausei-
nandersetzungen kann vorher niemand sagen, wie 
das ausgehen wird, welche Seite Recht bekommen 
wird. Aber im Sinne der Tiere sollten wir alle Mög-
lichkeiten nutzen, diesen Versuchen ein Ende zu 
setzen. Den Rest müssen dann Gerichte entschei-
den. 

Aber weil es nicht reicht, zu sagen, wir lassen das 
einmal die Gerichte entscheiden, und diese Abwä-
gungen finden dann immer wieder statt, gilt es, auf 
Bundes- und europäischer Ebene die Rechte der 
Tiere zu stärken und sie einer solchen einseitigen 

und ethisch fragwürdigen Abwägung grundsätz-
lich zu entziehen. Erst das bedeutet Gerechtigkeit 
im Umgang mit Tieren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Liebe Kolleg:innen, Affen gehören nicht in Labore, 
ihnen gehört nicht die Schädeldecke aufgebohrt, 
man zwingt sie nicht durch Flüssigkeitsentzug zu 
Experimenten. Diese unwürdigen Versuche sind 
ethisch nicht zu rechtfertigen und müssen jetzt 
endlich beendet werden. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Janina 
Strelow. 

Abgeordnete Janina Strelow (SPD): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich glaube, es steht außer Frage, dass wir uns in 
dieser Aktuellen Stunde mit einem schwierigen 
und sensiblen Thema befassen. Es geht um Tier-
versuche, genauer gesagt um invasive Versuche an 
Primatenaffen. Als SPD haben wir hierzu generell 
eine klare Haltung: In erster Linie sehen wir hier 
das Tier, also ein Lebewesen. Somit ist auch unter 
unserer Regierungsverantwortung der Tierschutz 
im Jahr 2002 im Grundgesetz aufgenommen wor-
den. 

Für die Tiere werten wir es als großen Erfolg, dass 
sich mittlerweile die Rechtslage zu ihren Gunsten 
verbessert und sich auch gesellschaftlich eine hohe 
Sensibilität für ihre Belange entwickelt hat. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Damit ist auch klar, dass es unser aller Verantwor-
tung ist, Tiere zu schützen und ihnen auch diesen 
Schutz zuzugestehen. Vor dem Hintergrund sehen 
wir drei Punkte, mit Versuchstieren umzugehen. 
Zum Ersten wollen wir, dass die Gesamtzahl von 
Versuchstieren reduziert und kontinuierlich weiter 
gesenkt wird. Zusätzlich muss die Situation bezie-
hungsweise Haltung der Tiere im Blick behalten 
und müssen Umstände, in denen Tiere stark leiden 
oder belastet werden, vermieden werden. Als drit-
ten Punkt – und das ist für uns ein sehr, sehr ent-
scheidender – müssen wir unseren Fokus darauf 
richten, ohne Versuchstiere auszukommen und 
hier auf Alternativ- beziehungsweise Ersatzmetho-
den setzen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 
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Dass diese Entwicklung bereits stattfindet, ist an 
anderen Standorten erfolgreich zu beobachten. 
Nur wenn wir diesen Ansatz konsequent verfolgen, 
wird die Reduzierung der Versuchstiere schneller 
erfolgen können. Klar ist für uns auch, dass der 
Bund hierzu Mittel für die weiteren Erprobungen 
von alternativen Methoden bereitstellen soll, um in 
dem Bereich das Innovationspotenzial noch einmal 
erheblich zu steigern. Einen veränderten Fokus, 
auch von inhaltlich geförderten Forschungsprojek-
ten hin zu verfahrenstechnischen Verbesserungen, 
würden wir in diesem Fall sehr begrüßen. 

Aber nun zurück nach Bremen: Schon in der Ver-
gangenheit, im Jahr 2007, hat die Bremische Bür-
gerschaft sich für den Ausstieg aus den invasiven 
Affenversuchen ausgesprochen, was jedoch ge-
richtlich keinen Erfolg hatte. Heute, 2021, debattie-
ren wir erneut, das Spannungsfeld ist dabei aber 
das gleiche geblieben. Es bewegt sich zwischen 
dem Nutzen für den Menschen und dem Leid der 
Tiere. Nach wie vor möchte die Universität Bremen 
die Versuche weiter durchführen. Dazu beruft sie 
sich auf die erzielten Ergebnisse und die Bedeu-
tung der wissenschaftlichen Grundlagenforschung. 

Im Zentrum der Debatte stehen nach wie vor die 
Affen an der Universität. Neurobiologen untersu-
chen dabei die Gehirnaktivitäten. Öffentlichen Vi-
deoaufnahmen ist dabei zu entnehmen, dass die 
Affen für die Versuche in Konstruktionen einge-
klemmt werden und dann mit Reizen konfrontiert 
werden, es wurden in den Gehirnen auch Elektro-
den zu Versuchszwecken eingepflanzt. Diskutiert 
wird nun die Fortsetzung dieser Experimente um 
ein Jahr. Doch diese Entscheidung werden wir 
heute in diesem Rahmen allenfalls diskutieren, 
aber nicht entscheiden können. Nachdem die Uni-
versität den Antrag auf Weiterführung beim Ge-
richt eingereicht hat, ist dieses am Zuge. Die Ent-
scheidung erwarten wir mit Spannung. Doch was 
wir heute tun können, ist, künftigen Anträgen auf 
Affenversuche eine Absage zu erteilen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Unsere Auffassung orientiert sich bei der Fortfüh-
rung und Perspektive der Affenversuche an dem, 
was ich vorhin als unsere Haltung beschrieben 
habe. Aus diesem Grund sagen wir, dass die Ver-
suche nicht weitergeführt werden sollen. Wir for-
dern deshalb, invasive Tierversuche zu unterbin-
den und einen Ausstieg aus dem Tierleiden zu fin-
den. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Der Senat soll hierzu den aktuellen Stand des Tier-
schutzrechtes, die Entwicklung in der Forschung 
sowie den Zustand der Tiere berücksichtigen und 
die Rechtfertigung der Versuche einbeziehen. – 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Silvia 
Neumeyer. 

Abgeordnete Silvia Neumeyer (CDU): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kollegen und Kolle-
ginnen! Liebe Vertreter des Bremer Tierschutzver-
eins, die Sie heute von der Besuchertribüne zuhö-
ren, was ich sehr gut finde. – Herzlich willkommen 
bei uns! 

Liebe Frau Senatorin Bernhard! Die Koalition hat 
für heute eine Aktuelle Stunde zu dem Thema Pri-
matenversuche an der Bremer Universität einge-
reicht. Die Genehmigung läuft aus. Bis zum 30. No-
vember dieses Jahres muss die Senatorin für Ge-
sundheit entscheiden, ob die Primatenversuche an 
der Bremer Universität weitergeführt werden dür-
fen. 

Heute hat die Senatorin die Gelegenheit, den poli-
tischen Willen dieses Parlaments zu hören und mit-
zunehmen. Ich werde jetzt – das haben meine Kol-
legen vorher schon gemacht – die Versuche, die Af-
fenversuche, nicht genauer beschreiben, das haben 
meine Kollegen genug getan. Ich muss ganz ehr-
lich sagen, mir fällt das persönlich auch sehr 
schwer. 

In den letzten 23 Jahren wurde die Debatte um die 
Genehmigung der Affenversuche nicht nur hier im 
Parlament, in Deputationen, Ausschüssen und 
Tierschutzverbänden geführt, sondern auch in ver-
schiedenen Instanzen vor Gericht. Außerhalb die-
ser Gremien haben sich viele Bürgerinnen und Bür-
ger intensiv in die Diskussion um die Genehmi-
gungsverfahren eingebracht. Mehr als 
100 000 Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt ha-
ben sich in Bürgeranträgen und durch ihre Unter-
schrift gegen die Fortführung der Versuche ausge-
sprochen. Auch heute hat der Tierschutzverein den 
tierschutzpolitischen Sprecherinnen und Spre-
chern sowie der Senatorin wieder mehrere 
1 000 Unterschriften gegen die Affenversuche 
überreicht. 

Die Politik hat sich in den vergangenen Jahren die 
Entscheidung zwischen Freiheit der Forschung und 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 31. Sitzung am 17.11.2021 und 18.11.2021 4145 

Wissenschaft auf der einen Seite und Tierschutz 
auf der anderen Seite nie leicht gemacht. Schaut 
man in alte Protokolle, kann man nachlesen, dass 
es in den Diskussionen auch immer um eine zeitlich 
begrenzte Versuchsreihe ging, dass es darum ging, 
aus den Tierversuchen auszusteigen und andere 
Möglichkeiten der Forschung zu nutzen. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich persönlich konnte die Versuche an den Affen 
nie mit meinem Gewissen vereinbaren und war 
stets auf der Seite der Tierschützer. In den Neunzi-
gerjahren habe ich gemeinsam mit meinem Bruder 
über 500 Unterschriften gesammelt und sie beim 
Tierschutzverein eingereicht. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Deshalb war ich froh darüber, dass meine Partei, 
die CDU, gemeinsam mit der SPD-Fraktion 2007 ei-
nen Antrag in die Bürgerschaft eingebracht hat, mit 
dem sie einen geordneten Ausstieg aus den Affen-
versuchen gefordert hat. Dieser wurde aufgrund ei-
nes Änderungsantrags der Grünen zur Festlegung 
auf das Jahr 2008 konkretisiert. Er wurde im Parla-
ment einstimmig angenommen. Der damalige Se-
nator folgte dem Beschluss und lehnte eine weitere 
Genehmigung der Versuche ab. 

Professor Kreiter legte Einspruch ein und bekam 
vom Verwaltungsgericht Bremen Recht. Es folgten 
Einsprüche gegen dieses Urteil und weitere Ver-
handlungen beim OVG bis hin zum Bundesverwal-
tungsgericht. Dieses entschied 2014 das Urteil des 
OVG sei rechtskräftig. Die Versuche mussten wei-
ter genehmigt werden. 

Heute ist die Ausgangslage eine andere. Die Euro-
päische Kommission hat auf eine Verletzung der 
EU-Tierversuchsrichtlinie, Artikel 38, hingewie-
sen. Der Tierschutzbeirat dieser Stadt, dem auch 
Abgeordnete aller Fraktionen dieses Hauses ange-
hören, hat sich bereits im Juli mit diesem Thema 
beschäftigt und einen Beschluss gefasst, den die 
Senatorin Anfang September per Post zugestellt 
bekommen hat. 

Ich verrate hier kein Geheimnis, wenn ich sage, 
dass der Tierschutzbeirat sich mehrheitlich für die 
Beendigung der Primatenversuche an der Univer-
sität Bremen ausgesprochen hat. In dem Beschluss 
wurde die Senatorin gebeten, bei der Entscheidung 
über den weiteren Genehmigungsantrag von Pro-
fessor Dr. Kreiter eine intensive inhaltliche Prüfung 
aller Genehmigungsvoraussetzungen inklusive der 

Zulässigkeit und der ethischen Vertretbarkeit der 
beantragten Tierversuche vorzunehmen. 

Die Begründung wurde unterlegt mit einer Ein-
schätzung der Deutschen Juristischen Gesellschaft 
für Tierschutzrecht e.V., die auf die Verletzung des 
Artikels 38 der EU-Tierversuchsrichtlinie hinwies. 
Die CDU-Fraktion trägt diesen Beschluss des Tier-
schutzbeirates mit. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich hoffe sehr, dass die Senatorin die richtige Ent-
scheidung trifft und dass diese Entscheidung vor 
Gericht Bestand hat. 

Lassen Sie mich noch auf Ihren Antrag, den Antrag 
der Koalition, der uns heute Morgen sozusagen ins 
Haus geflattert ist, eingehen. Der Text hat im Inhalt 
viel von dem, was ich gerade gesagt habe. Der Be-
schluss ähnelt sehr dem Beschluss des Tierschutz-
beirates, und die CDU-Fraktion hat dem schon im 
Juli zugestimmt. Wir werden auch Ihrem Antrag 
zustimmen. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Nun lassen Sie mich meinen Beitrag mit ein paar 
Zeilen von Albert Schweitzer beenden, die mir im-
mer sehr lieb und teuer waren: Ich bin Leben, das 
leben will, inmitten von Leben, das leben will. – 
Vielen Dank! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Dr. Magnus 
Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Wir reden über Primatenversuche, weil es dafür ei-
nen Anlass gibt, nämlich die Frage, wie mit diesen 
Versuchen an der Universität Bremen weiter ver-
fahren werden soll. Für uns als FDP-Fraktion ist das 
keine Frage des Parlaments, sondern eine Frage 
von Verwaltungshandeln im Rahmen der Gesetze, 
die Parlamente dazu erlassen haben. 

(Beifall FDP) 

Dieses Verwaltungshandeln bedarf sicherlich einer 
gerichtlichen Überprüfung. Dafür gibt es Klage-
rechte, und das ist genau der richtige Weg, den wir 
hier sehen. 
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Trotzdem wollen wir uns der Debatte nicht verwei-
gern, denn es ist in der Tat so: Es sind viele Rechte 
miteinander abzuwägen. Es ist mitnichten so, dass 
die Freiheit der Forschung alles rechtfertigt. Frei-
heit der Forschung heißt auch Verantwortung der 
Forschung, heißt, dass die Forscherinnen und For-
scher sich rechtfertigen müssen, ihre Ethik darle-
gen müssen, die sie haben, um diese Versuche zu 
rechtfertigen und auch in Zukunft – und das finde 
ich gut so – eine Schaden-Nutzen-Abwägung zu 
machen. 

Das ist Aufgabe derer, und es nicht unsere Aufgabe 
im Parlament zu beurteilen, wie diese Versuche 
einzuschätzen sind, wie grausam oder weniger 
grausam wir sie finden. Das können wir sagen, am 
Ende haben das aber Gerichte und Verwaltung zu 
entscheiden, und das nicht aufgrund unserer Ein-
schätzung, sondern auf der Basis von Erkenntnis-
sen. 

Um es vorwegzunehmen: In Ihrem Antrag fordern 
Sie zu Recht, dem veränderten Stand des Tier-
schutzrechts Rechnung zu tragen. Ja, was sollte 
eine Behörde auch anderes tun, als das geltende 
Recht anzuwenden? Das ist ein Beschluss, den Se-
nat zu rechtsstaatlichem Handeln aufzufordern und 
dabei einzubeziehen, welche Fortschritte und Al-
ternativmethoden es gibt. 

Wir sind uns alle einig: Tierversuche sind auf das 
absolut notwendige Maß – und das ist am besten 
null – zu reduzieren. Solange es aber keine Alter-
nativen gibt, sind sie gerechtfertigt, so ist der 
Stand. An diesen Alternativen gilt es zu forschen 
und sie zu entwickeln, aber wir haben sie noch 
nicht in allen Fällen – leider. Insofern ist es dann 
aber auch so, dass wir diese Alternativen ertragen 
müssen. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Wir ja eben nicht!) 

Ehrlich gesagt, angesichts des vielen Tierleids, das 
wir haben, müssen wir auch schauen, was für eine 
Debatte wir hier führen. Wenn wir Massentierhal-
tung sehen, wenn wir die Versuche sehen, die zu 
Recht für die Kosmetik abgeschafft wurden, dann 
müssen wir uns doch fragen, in welcher Reihe wir 
uns hier befinden und ob wir über ein Symbol oder 
in der Sache streiten. Denn ehrlich gesagt, die 
Leute, die gegen Affenversuche sind, aber bei ei-
nem Discounter günstig ihr Hack kaufen – dafür 
fehlt mir das Verständnis. 

(Beifall FDP) 

Hier hingegen wird die Schaden-Nutzen-Beurtei-
lung gemacht, und die ist bei Grundlagenversu-
chen in der Tat schwierig, weil der wissenschaftli-
che Erfolg nur „in Journals“ dargelegt werden 
kann. Aber genau das ist die Währung, in der For-
scherinnen und Forscher zahlen, nämlich in wis-
senschaftlichen Publikationen, und das ist hier er-
folgt. 

Insofern ist die Frage: Gäbe es Alternativen? Wir 
haben große Interessen, KI voranzubringen und so 
weiter. Aber wer Gehirne in Computern modellie-
ren will, muss wissen, wie Gehirne funktionieren. 
Sonst baut er ein Modell wie im Mittelalter, und das 
ist dann mechanisch. So funktionieren Gehirne 
aber nicht. 

Genauso kann es nicht unsere Idee sein, nur etwas 
zu simulieren, wenn wir es nachbilden wollen, son-
dern wir müssen auch Erkenntnisse haben. Wenn 
die Schaden-Nutzen-Abwägung erbringt, dass das 
immer noch von Vorteil ist, dann sind – und so wer-
den die Gerichte entscheiden – diese Versuche zu 
rechtfertigen. Wir aber im Parlament sollten uns 
enthalten. 

Sie sagen in Ihrem Antrag: Dem erheblichen Lei-
densdruck der Versuchstiere muss in der Abwä-
gung angemessen Gewicht gegeben werden. 
Wenn Sie auf das schauen, was die Universität 
dazu veröffentlicht – –. Natürlich ist die Universität 
wissenschaftlichen Standards verpflichtet, wenn 
sie veröffentlicht, sie ist nicht nur interessengelei-
tet, weil sie diese Versuche machen will, sondern 
muss sich auch rechtfertigen, und genügt in dem, 
was sie an Aussagen dazu auf ihrer Homepage 
trifft, wissenschaftlichen Standards. 

Sie sagt dazu ganz einfach und klar: Im Laufe der 
Rechtsstreite um die Versuche an den Makaken vor 
einigen Jahren wurden mehrere Fachgutachten er-
stellt, die im Detail untersucht haben, ob und in 
welchem Maß die durchgeführten Untersuchungen 
Leiden bei den Tieren hervorrufen. Das Ergebnis 
dieser Gutachten war übereinstimmend so, dass 
die angewendeten Methoden die Tiere allenfalls 
mäßig belasten. Das ist eine Aussage, die dort ge-
troffen wird, und wir wissen nicht, warum wir als 
Parlament, wenn Fachgutachter diese Aussage 
treffen, eine andere Aussage als Fachgutachter 
treffen sollten. 

Deswegen werden wir uns zu Ihrem Antrag enthal-
ten. Denn eines ist für uns klar: Wir wollen auch 
wissenschaftsbasierte Politik machen, was Sie an 
vielen Stellen auch gern wollen, aber hier, wo es 
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Ihnen nicht passt, machen Sie eine eigene Beurtei-
lung, anders als Fachgutachter. Das ist für uns nicht 
gerechtfertigt. 

(Beifall FDP) 

Auch zu Ihrer Darstellung, wie das bei den Versu-
chen ist und wie die Tiere mit Flüssigkeit versorgt 
werden, ist der Wahrheit Rechnung zu tragen, dass 
die Tiere natürlich zwischen den Versuchsphasen 
anders mit Flüssigkeit versorgt werden, ausrei-
chend zu trinken bekommen und sie auch während 
der Versuchsphasen anderweitig zu trinken be-
kommen, diese Getränke aber als Anreiz benutzt 
werden, wie in vielen Tierexperimenten. Wer einen 
Hund hat, weiß, dass man ihm mit Leckerlis etwas 
beibringt, 

(Unruhe SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

und das auch im Versuch dieses Training so durch-
geführt wird. Das ist in der Tat der Weg. 

Ob das gerechtfertigt ist, ob das übertriebener 
Flüssigkeitsentzug ist und so weiter, will ich hier 
gar nicht darstellen. Aber ich glaube, es gehört zur 
Wahrheit dazu zu sagen, dass es etwas anderes ist, 
was hier angestrebt wird, als die Tiere verdursten 
zu lassen. Es ist ein anderes Ziel, dem hier der Ver-
suchszweck dient. Ob das gerechtfertigt ist oder 
nicht, will ich gar nicht sagen. Aber ich will eines, 

(Zuruf Abgeordneter Ralph Saxe [Bündnis 90/Die 
Grünen]) 

dass wir eine Sachdarstellung machen und nicht 
dazu übergehen, Bilder zu malen, die uns dazu 
bringen, eine Haltung einzunehmen, ohne die 
Dinge länger, tiefer und objektiv anzusehen. 

(Beifall FDP) 

Insofern empfehle ich allen auch auf die Seite der 
Universität und in ihre Darstellung dazu zu 
schauen, denn alle, die wir hier in der Debatte sind, 
haben die Unterlagen dazu von der Universität zu-
gesandt bekommen. 

Insgesamt bleibt es für mich und für uns als FDP-
Fraktion dabei: Tierversuche sind nur gerechtfer-
tigt, wenn es keine Alternativen gibt. Sie sind zu 
reduzieren, es ist richtig, wenn eine Nutzen-Scha-
den-Abwägung gemacht wird. Wir sind auch dar-
über einig, dass wir alles tun müssen, um die 
Menge der Tierversuche zu reduzieren. Aber es ist 
im Moment so, alternativ ist manches noch nicht 

möglich. Insofern muss man sehen, dass man die 
Ergebnisse mit möglichst wenig Versuchen be-
kommt. 

Ich glaube, das ist eine Haltung, die uns alle eint, 
auch wenn wir uns sozusagen zu dem Symbol der 
Primatenversuche – und das ist auch ein Teil der 
Wahrheit – unterschiedlich auslassen. 

Wie gesagt, ich habe nicht gesagt, wie wir sie be-
urteilen, sondern ich habe gesagt – und das finde 
ich auch richtig –, dass sie von anderen beurteilt 
werden müssen, weil es nicht Aufgabe des Parla-
ments sein kann, diese komplizierten Abwägungen 
für Gerichte und Verwaltungen zu treffen, denn 
das ist nicht unsere Demokratie. 

Wir setzen die Rahmenbedingungen und die sind 
in der Wissenschaftsfreiheit auf der einen Seite und 
im Tierschutz auf der anderen Seite, in der Ethik 
und in anderen Dingen niedergelegt, und diese gilt 
es von Tierschutzkommissionen, von Ethikräten 
und von Wissenschaftlern bei ihren Anträgen auf 
Forschung und bei der Genehmigung dieser For-
schung zu beachten. Denn, wie gesagt, Forschung 
hat ihre Freiheiten, aber sie hat auch ihre Grenzen. 

Deswegen hat Forschung auch immer etwas mit 
Verantwortung zu tun, und ich hoffe, hier werden 
am Ende alle Beteiligten ihrer Verantwortung ge-
recht: Die Senatorin und ihre Mitarbeitenden bei 
der Beurteilung des Antrags, die Wissenschaftler 
bei der Rechtfertigung ihres Antrags und die Ge-
richte bei der Abwägung der Entscheidung zwi-
schen den verschiedenen Gütern – und das auf der 
Basis von Fakten und nicht von Bildern, die wir in 
der einen oder anderen Art hier vom Rednerpult 
durch unsere Ausführungen in den Köpfen der 
Menschen entstehen lassen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort Senatorin Dr. Claudia Schilling. 
Ach so, Entschuldigung, ich habe jetzt die falsche 
Senatorin. 

(Zwischenruf Philipp Bruck [Bündnis 90/Die Grü-
nen]) 

Haben Sie sich jetzt gemeldet? 

(Zwischenruf Philipp Bruck [Bündnis 90/Die Grü-
nen]) 
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Das ist hier vorne bei uns nicht angekommen. Als 
nächster Redner, entschuldigen Sie, Frau Bern-
hard, hat das Wort der Abgeordnete Philipp Bruck. 

Abgeordneter Philipp Bruck (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Vielen Dank, Frau Präsidentin, sehr geehrte 
Kolleg:innen! Herr Dr. Buhlert es mag Sie überra-
schen, dass es auch Menschen gibt, die auch in an-
deren tierpolitischen Bereichen Schaden-Nutzen-
Abwägungen machen, auch in der Landwirtschaft. 
Das ist auch gut so, aber das ist hier heute nicht das 
Thema. 

Ich wollte eigentlich gar nicht noch einmal etwas 
sagen, weil ich das Gefühl hatte, wir sind uns alle 
einig – und das ist als Tierpolitiker auch sehr er-
freulich, dass wir endlich einmal so einen breiten 
Konsens haben in einer tierpolitischen Haltung im 
Sinne des Tierschutzes. 

Ihr letzter Redebeitrag hat mich jetzt trotzdem noch 
einmal motiviert, mich zu melden. Wir haben ja in 
diesem Antrag, wie Sie richtig zitiert haben, den 
Senat aufgefordert oder wir fordern ihn damit auf, 
dass wir das geltende Recht umsetzen. Da haben 
Sie gesagt: „Ja, was sollen wir dann dagegen ha-
ben?“ Dann muss man aber auch fragen: Warum 
sollte man sich dazu enthalten? Wir fordern den Se-
nat auf, kritisch abzuwägen, so steht es im Wortlaut 
im Antrag. Da kann man ja kaum etwas dagegen 
haben, das gehört doch selbstverständlich zu den 
Aufgaben des Senats. Aber es ist wichtig, dass wir 
hier heute noch einmal ein Zeichen in diesem 
Sinne setzen, was unsere Position als Parlamenta-
rier:innen in dieser Frage ist. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Sie haben gesagt, das mit dem Tierleid hätten wir 
unzureichend widergegeben oder da würden wir 
uns etwas weit aus dem Fenster lehnen, dass das 
erhebliches Leid sei. Man könnte auch sagen, das, 
was die Universität aufgeschrieben hat, greift auch 
ein bisschen zu kurz, denn sie beschreiben tatsäch-
lich in ihren Ausführungen, diesen Fragen und 
Antworten, dass die Gutachten alle gezeigt hätten, 
es seien nur mittelschwere Konsequenzen für die 
Tiere. Das stimmt aber nicht. Es gab auch damals 
das Gutachten des amerikanischen Wissenschaft-
lers John Gluck, das das Ergebnis hatte, dass es 
auch schwere Folgen für die Tiere hat. 

Jetzt müsste ich noch meine Notizen lesen können. 

(Heiterkeit Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Ja, wie auch immer. Also, das Ziel – –. Sie haben 
beschrieben, dass es – –. Sie sind noch einmal auf 
diesen Flüssigkeitsentzug eingegangen und haben 
dann da eine Analogie erwähnt und haben gesagt, 
die Motive der Forscher:innen sind ja eigentlich 
ganz andere. Es spielt doch aber für die Tiere gar 
keine Rolle, was das Motiv der Wissenschaftler:in-
nen ist, die Tiere diesen Sachen auszusetzen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Sondern das Entscheidende ist, was bei den Tieren 
ankommt und wie es den Tieren damit geht. Die 
Tiere wissen doch gar nicht, in welchen Motiven sie 
diesen Situationen ausgesetzt werden. Deshalb ist 
es wichtig, dass wir auch dem ein Ende setzen. Das 
mit dem Leckerli für Hunde zu vergleichen, Herr 
Dr. Buhlert, das ist allerdings reichlich absurd. Das 
wissen Sie, glaube ich, auch. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD, DIE 
LINKE) 

Wir bleiben also bei unserer eindeutigen Ableh-
nung aus ethischen Gründen. Diese Tierversuche 
müssen beendet werden und ich bin froh, dass wir 
heute so ein breites Signal aus diesem Parlament 
senden, dass diese Versuche hoffentlich schon in 
zwei Wochen in Bremen ein Ende finden. – Vielen 
Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat Senatorin Claudia Bernhard das Wort. 

Senatorin Claudia Bernhard: Sehr geehrte Präsi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren, liebe 
Gäste! Ich bin sehr froh, dass wir heute diese De-
batte in der Bürgerschaft zu den Primatenversu-
chen an der Universität Bremen führen. Die Dis-
kussion ist ja durchaus zugespitzt. Wir müssen es 
aufgreifen, weil wir uns diesen Fragen natürlich 
stellen müssen und weil die Politik als Gesetzgeber 
immer wieder ausloten muss, wie denn der gesell-
schaftliche Konsens in solchen Zusammenhängen 
zu interpretieren ist – gerade, wenn es so unter-
schiedliche Meinungen gibt. 

Im Antrag der Koalition ist das Beispiel Tübingen 
angesprochen, wo ähnliche Versuche am Institut 
für biologische Kybernetik vor einigen Jahren ein-
gestellt worden sind. Das war ein Beispiel aus mei-
ner Sicht, von dem ich sagen muss, so sollte es ei-
gentlich nicht laufen. Die Versuche wurden näm-
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lich nicht deswegen eingestellt, weil ein entspre-
chender Antrag nicht genehmigt wurde, sondern 
sie wurden eingestellt, weil es eine sehr gespaltene 
öffentliche Debatte gegeben hat – teilweise übri-
gens sehr persönlich, was ich nicht okay finde –, in 
deren Folge dann der betreffende Wissenschaftler 
faktisch aufgegeben hat. Weder die Behörde noch 
die Hochschule hat diese Fragen zu Ende geklärt. 
Das hat auch Narben hinterlassen, auf allen Seiten. 

Das passiert, wenn der allgemeine Eindruck ent-
steht, dass die gesetzlichen Grundlagen und die 
Haltung der Hochschule nicht mehr dem entspre-
chen, was gesellschaftlich eigentlich Konsens ist 
beziehungsweise was wissenschaftlich Stand der 
Dinge ist. Ich finde, der Bund hat da auch einiges 
versäumt. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ach!) 

Das bezieht sich übrigens nicht nur auf den Zusam-
menhang, sondern generell müssen wir Tierrecht 
noch einmal ganz anders diskutieren. Das wurde 
hier nur gestreift, aber in den Kontext muss man 
schon noch einmal tiefer einsteigen. Die Bundesre-
gierung hat sich sehr lange Zeit gelassen, von der 
EU gedrängt, und letztendlich sollte sie diese ge-
setzlichen Vorgaben einlösen, aber es ist bis jetzt 
praktisch kaum passiert. 

Der Konsens, der jetzt festgeschrieben worden ist, 
ist: Tierversuche in der Forschung sind weiterhin 
möglich, aber die Anforderungen an die Abwä-
gung, ob sie auch gerechtfertigt sind, werden deut-
lich erhöht. Damit wird die Lücke zwischen dem 
gesellschaftlichen Meinungsbildungsprozess und 
den rechtlichen Grundlagen zu den Entscheidun-
gen ein Stück weit geschlossen. Das reicht den 
Tierversuchsgegnern nicht, den Tierversuchsbe-
fürwortern geht es hingegen zu weit. Das aber ist 
die Basis, auf der gehandelt werden muss. 

Anlass der Aktuellen Stunde ist der konkrete Vor-
gang, dass wir über einen neuen Verlängerungsan-
trag zu den Primatenversuchen zu entscheiden ha-
ben. Das ist ein rechtlicher Vorgang – das wurde 
hier auch schon entsprechend diskutiert –, zu dem 
ich deshalb auch nicht, wie soll ich sagen, mich ein-
gehend äußern kann – da bitte ich auch um Ihr Ver-
ständnis –, weil das ein laufendes Verfahren ist. 
Das wäre unangebracht. 

Ich bin jetzt nicht die Wissenschaftssenatorin, ich 
bin zuständig für den Tierschutz. Wir haben den 
konkreten, einzelnen Antrag zu prüfen. Und zwar 
spielt dafür keine Rolle, ob es Drittmittel dafür gibt. 

Es spielt auch keine Rolle, wie viele E-Mails ich in 
den letzten Wochen bekommen habe – und ich 
kann Ihnen sagen, es waren nicht wenige. Es spielt 
auch keine Rolle, wie viele Unterschriften es gibt. 
Wir müssen diesen Antrag auf der gesetzlichen 
Grundlage bescheiden, die wir haben. Das ist doch 
vollkommen klar und das wird hier von uns auch 
nicht anders gesehen. 

Die Versuche an den Affen an der Universität Bre-
men laufen seit 1998, das ist hier auch entspre-
chend dargestellt und erwähnt worden. Die Geneh-
migung wird in der Regel für drei Jahre beantragt. 
Verlängerungen gehen jeweils um ein weiteres 
Jahr. Die aktuelle Genehmigung, wie gesagt, läuft 
hier zum 30. November aus. Die Universität hat 
eine Verlängerung um ein weiteres Jahr beantragt. 
Diesen Verlängerungsantrag haben wir jetzt mit 
Bescheid abgelehnt. Parallel dazu hat die Universi-
tät einen Eilantrag bei Gericht mit dem Ziel einge-
reicht, eine sofortige Genehmigung zu erreichen. 
Das ist der Stand. Nähere Einzelheiten werde ich 
hier auf gar keinen Fall darlegen, aber so viel zur 
rechtlichen Seite, auf die ich jetzt eben nicht näher 
eingehen möchte. 

Zum Politischen und Gesellschaftlichen aber 
würde ich ganz gern noch ein paar Worte sagen. 
Wie Sie wissen, hat die Bürgerschaft bereits im Jahr 
2007 mit großer Mehrheit beschlossen, dass nach 
dem politischen Willen die Affenversuche an der 
Bremer Universität einzustellen sind. 2008 hat das 
Gesundheitsressort dann einen erneuten Antrag 
auf Fortsetzung der Versuche des Herrn Professor 
Kreiter kritisch durchleuchtet, Gutachten erstellen 
lassen und hat eine Fortsetzung der Versuche letzt-
endlich nicht genehmigt. Dagegen wurde geklagt. 
Schließlich hat 2012 das Oberverwaltungsgericht 
Recht bekommen – die Gegenseite hat also Recht 
bekommen – und Bremen hat auch eine Be-
schwerde beim Bundesverwaltungsgericht einge-
reicht. Der gesamte Vorgang ging also über sechs 
Jahre. 

Diese Auseinandersetzung hat Spuren hinterlassen 
– auch in meinem Ressort. Das hat viel Kraft gekos-
tet. Da wird rechtlich – und da muss man sich kei-
nen Illusionen hingeben – mit harten Bandagen ge-
kämpft. Niemand reißt sich darum, das zu wieder-
holen. Trotzdem kommen wir nicht umhin, den jet-
zigen Antrag vor dem Hintergrund der aktuellen 
Rechtslage und dem Licht des Stands der wissen-
schaftlichen Erkenntnisse zu prüfen und zu bewer-
ten. Unsere Auffassung ist eben, dass es zu einer 
Ablehnung führen muss. 
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(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Das heißt nur nicht, dass wir die Bedeutung der 
Kognitionsforschung geringschätzen. Ganz im Ge-
genteil. Ich kann sehr gut verstehen, dass man da-
von auch fasziniert ist und dass wir diese Fort-
schritte, die dort erreicht werden, natürlich brau-
chen. Der Forschungszweig der Neurokognition ist 
in den letzten Jahren ja auch gewaltig gewachsen. 
Da wird an vielen Fronten in unterschiedlichster 
Form natürlich auch Neuland betreten, und die Er-
gebnisse sind von Bedeutung. Das muss auch wei-
tergehen. Offen ist aber, auf welche Weise und wie. 

Es fällt zumindest auf, dass die Primatenversuche 
keine besondere, prominente Rolle mehr dabei ein-
nehmen. Insgesamt nimmt die Zahl der Primaten-
forschung übrigens in Europa und auch in Amerika 
ab. So hat die Harvard Medical School ihre Prima-
tenlabore 2015 geschlossen. Das nationale Gesund-
heitsinstitut in den USA, die US National Institutes 
of Health, haben die Primatenforschung auslaufen 
lassen. Was die Ruhr-Universität Bochum seit 2019 
in der Alzheimer Forschung an Organoiden macht, 
ist durchaus bemerkenswert. 

Es ist nicht so, dass die Hirnforschung mit den Af-
fenversuchen steht und fällt. Sie sind, das ist der 
heutige Stand, rechtlich möglich, ja, wenn der er-
wartbare Erkenntnisgewinn das Maß an Leiden 
rechtfertigt, das den Tieren zugefügt wird – ich 
möchte das hier gar nicht noch einmal weiter be-
schreiben – und wenn die gewählte Methode alter-
nativlos ist. Das ist dann auch der Gegenstand der 
Prüfung. Es ist nicht so, dass damit über die Zu-
kunft eines ganzen Forschungszweiges entschie-
den wird. – Ganz im Gegenteil. 

Die Richtlinie der EU sagt folgendes: Ziel ist, dass 
Tierversuche in der Forschung nicht mehr stattfin-
den, sobald und insoweit es wissenschaftlich nicht 
mehr notwendig ist. Darüber scheiden sich dann 
natürlich die Geister, aber das muss man ausloten. 
Um diesen Prozess zu beschleunigen, ruft die EU 
die Mitgliedsstaaten dazu auf, mehr zu investieren, 
gerade in die Alternativmethoden. Die werden 
auch genannt, auch in der dazugehörigen Richtli-
nie. An dem Punkt sehe ich noch sehr viel Luft nach 
oben, hier in der Bundesrepublik. Das wird kom-
men. Ich glaube, dem Wissenschaftsstandort Bre-
men würde es sehr gut zu Gesicht stehen, wenn 
man sich solchen Trends frühzeitig zuwendet und 
das auch letztendlich reflektiert. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Das liegt nun jenseits meiner Zuständigkeit, aber 
das ist der dringende Wunsch, den ich aus dem 
Tierschutz heraus habe. 

Bremen ist verhältnismäßig klein, aber wir sind im-
mer noch, wie soll ich sagen, an der Seite sehr kre-
ativ, in sehr vielen Teilen durchaus vorneweg, 
kann ich hier auch mit Stolz sagen. Es wäre an der 
Stelle wirklich an der Zeit, sich gewissen Verände-
rungen zuzuwenden. Dazu gehört auch, dass man 
sich auseinandersetzt, auch an dieser Universität. 
Das ist etwas, was sich in dieser Debatte widerspie-
geln sollte. Es ist normal, dass die Dinge nun ein-
mal nicht bleiben wie sie sind. Es kann sich auch 
ändern. Ich hoffe, dass es hier mit nötigem Respekt, 
mit der nötigen Hartnäckigkeit und Aufgeschlos-
senheit passiert. In diesem Sinne begrüße ich 
selbstverständlich diese Debatte und auch den An-
trag. – Ganz herzlichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die aktuelle Stunde ist damit geschlossen. 

Ich unterbreche die Landtagssitzung bis 15:00 Uhr. 

(Unruhe) 

Gut, dass Sie alle aufpassen. Ich eröffne die Land-
tagssitzung noch einmal, damit alles seine Richtig-
keit hat. 

Primatenversuche an der Universität Bremen neu 
bewerten  
Antrag der Fraktionen DIE LINKE, Bündnis 
90/Die Grünen und der SPD  
vom 17. November 2021  
(Drucksache 20/1162) 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Antrag seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, Abgeordneter Uwe Felgenträger [AfD], 
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Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD], Abgeord-
neter Heinrich Löhmann [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(FDP) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem Antrag zu. 

Ich unterbreche die Landtagssitzung bis 15 Uhr 
und wünsche Ihnen eine gute Mittagspause. 

(Unterbrechung der Sitzung 13:31 Uhr) 

 

Präsident Frank Imhoff eröffnet die Sitzung der 
Bürgerschaft (Landtag) wieder um 15:00 Uhr. 

Präsident Frank Imhoff: Die unterbrochene Sit-
zung der Bürgerschaft (Landtag) ist wieder eröff-
net. Wir setzen die Tagesordnung fort. 

Mitbestimmungsrechte in der Justiz stärken!  
Antrag der Fraktionen der SPD, DIE LINKE und 
Bündnis 90/Die Grünen  
vom 22. Juni 2021  
(Drucksache 20/1017) 

Dazu als Vertreter des Senats Staatsrat Björn 
Tschöpe. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin erhält die Abgeordnete Antje 
Grotheer das Wort. 

Abgeordnete Antje Grotheer (SPD): Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Wenn Autokraten 
oder Diktatoren ein Land übernehmen, passiert 
nach der Verhaftung der Opposition normaler-
weise sofort Folgendes: Die freie Presse wird 
mundtot gemacht und die Justiz wird an der weite-
ren Arbeit gehindert, weil diese Autokraten oder 
Diktatoren versuchen, jede Form der Gegenwehr, 
jede Form des Rechtsstaats so schnell wie möglich 
zu ersticken. Die Antwort, auch auf die Diktatur, 
die hier geherrscht hat, war, daraufhin ins Grund-
gesetz zu schreiben und durch das Grundgesetz 
und die Ewigkeitsklausel abzusichern, dass unsere 
Justiz unabhängig ist und vor Einflüssen von außen 
weitgehend geschützt werden soll. Daran halten 
wir unbedingt und immer fest. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Richtig ist, dass Richterinnen und Richter nach ih-
rer juristischen Fähigkeit ausgewählt werden und 
nach dem, was sie vorzuweisen haben, was sie 
dazu befähigt, diesen Beruf auszuüben. Richtig ist 
auch, dass wir daran festhalten wollen. Wir wollen 
aber auch – und dafür brauchen wir die Richterin-
nen und Richter –, dass sie gemeinsam mitentschei-
den können über die Frage, wie die weitere Arbeit 
organisiert wird. Ich muss Ihnen nicht erklären, 
dass wir sehr wohlweislich im Grundgesetz festge-
legt haben, die Mütter und Väter des Grundgeset-
zes, dass die Justiz unabhängig ist und keiner Wei-
sung gebunden, um genau diese politische Ein-
flussnahme, wie es sie vorher gegeben hat, zu ver-
hindern. Sie sind nur und ausschließlich dem 
Grundgesetz und den geltenden Gesetzen ver-
pflichtet. 

Wir haben bei uns über den Richterwahlausschuss 
eindeutig formuliert, dass nur diejenigen endgültig 
in den Justizdienst berufen werden sollen, die die 
Gewähr dafür bieten, die freiheitlich-demokrati-
sche Grundordnung zu schützen und sich selbst auf 
dem Boden des Grundgesetzes und anderer gelten-
den Gesetze zu bewegen. 

Deswegen haben wir einen Richterwahlausschuss, 
der bunt zusammengesetzt ist, der zusammenge-
setzt ist sowohl aus Politik – das ist der Teil, wir prü-
fen ein bisschen die Demokratiefestigkeit der Rich-
terinnen und Richter – als auch aus der Fachlich-
keit, aus Richterinnen und Richtern selbst, die die 
Arbeit der Kolleginnen und Kollegen, die in den 
endgültigen Richterdienst berufen werden wollen, 
beurteilen. Es gibt immer eine Stellungnahme, die 
uns dann sagt, ob diese Person zur Einstellung 
empfohlen wird oder nicht. Ich sage Ihnen auch 
ehrlich, ich habe es in der Zeit, in der ich im Rich-
ter:innenwahlausschuss bin, nicht einmal erlebt, 
dass jemand nicht vorgeschlagen worden ist, son-
dern es wird dann oft der Weg gesucht, schon vor-
her zu klären, dass diese Leute gar nicht erst ver-
suchen, endgültig in den Richter- und Richterin-
nendienst übernommen zu werden. 

Der Antrag heute geht aber über die Frage der Be-
rufung in die Richter:innenschaft hinaus. Der An-
trag heute sagt: Wir wollen, dass Richterinnen und 
Richter auch bei der Organisation ihrer Arbeit, 
auch bei der Frage, wie Personal weiter gefördert 
oder befördert wird, mitreden. Das ist im bremi-
schen öffentlichen Dienst nichts Unbekanntes, im 
Gegenteil, das ist im bremischen öffentlichen 
Dienst übliche Praxis. 
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Bei den Richterinnen und Richtern ist es anders. 
Wir sichern ein Verfahren, in dem die Beschäftig-
ten Mitbestimmungs-, Initiativ- und Schutzrechte 
haben. Das Verfahren wollen wir aber aus einer 
Allgemeinverfügung heraus auf eine rechtliche 
Grundlage stellen. Wir wünschen uns eine breite 
Anbindung der Richterinnen- und Richterschaft, 
eben auch in personellen Angelegenheiten. Das 
fördert die Akzeptanz der Entscheidung und stellt 
eine gute Entscheidung und eine unabhängige 
Justiz sicher. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Weiterhin fordern wir die Erweiterung der Rechte 
des Präsidialrates. Dieser ist bisher in Bremen bei 
Einstellungsverfahren zu beteiligen, aber eben 
noch nicht bei Statusentscheidungen. Auch hier 
bedarf es gesetzlich normierter Einigungsverfah-
ren für den Konfliktfall, falls es unterschiedliche 
Vorstellungen gibt. Auch das ist im gesamten öf-
fentlichen Dienst übrigens übliche und bewährte 
Praxis, auch wenn es in Einzelfällen Auseinander-
setzungen gibt. Auseinandersetzungen als solche 
sind aber nicht schlecht und nicht schädlich. Sie 
müssen irgendwann entschieden werden. 

Deswegen wollen wir eine Regelung, die auch in 
diesem Fall der Mitbestimmung und unseren Vor-
stellungen von Mitbestimmung gerecht wird. Wir 
wollen die Justiz ganz sturmfest machen. Wir wol-
len verhindern, dass es in der Justiz Möglichkeiten 
gibt, durch vielleicht andere politische Einfluss-
nahme auch andere Entscheidungen treffen zu 
können. Deswegen wollen wir die Richterinnen 
und Richter stärker an diesen Entscheidungen be-
teiligen. 

Ich habe in den letzten Monaten in meiner neuen 
Funktion als rechtspolitische Sprecherin der SPD-
Fraktion verschiedene Gespräche geführt und 
habe auch bei den Gerichtspräsidenten und -präsi-
dentinnen danach gefragt, wie sie das eigentlich 
sehen. Als sie mir alle gesagt haben, dass sie diese 
Forderung richtig finden, habe ich mich sehr ge-
freut, und deswegen bin ich davon überzeugt, dass 
das richtig ist und dass wir da gemeinsam den Se-
nat bitten sollten, etwas Entsprechendes auf den 
Weg zu bringen. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
die Abgeordnete Sülmez Dogan das Wort. 

Abgeordnete Sülmez Dogan (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte 
Damen, sehr geehrte Herren! Die unabhängige 
Justiz als dritte Gewalt im Staat ist ein Bollwerk der 
Demokratie und Garantin der Rechtsstaatlichkeit. 
Um die Justiz in ihrer Standhaftigkeit zu stärken 
und ihre richterliche Unabhängigkeit zu wahren, 
ist demokratische Mitbestimmung der dort Be-
schäftigten und der Richterinnen und Richter ein 
wichtiges Instrument. Deshalb haben wir uns als 
Koalition darauf verständigt, diesen Antrag einzu-
bringen, um die Mitbestimmungsrechte in der Jus-
tiz zu stärken. 

Die Richterschaft in Deutschland und auch hier in 
Bremen zeichnet sich durch eine hohe fachliche 
Kompetenz aus, aber nicht nur eine fachliche Kom-
petenz, sondern auch eine soziale Kompetenz und 
durch ihr Einstehen für die freiheitlich-demokrati-
sche Grundordnung. Die im Bremischen Richterge-
setz geregelten Mitbestimmungsrechte der Richte-
rinnen und Richter im Land Bremen, insbesondere 
in personellen Angelegenheiten, liegen deutlich 
hinter dem für die bremischen Behörden geltenden 
Personalvertretungsgesetz zurück. Darauf ist ja 
meine Kollegin Frau Grotheer in ihrer Rede eben 
eingegangen. 

Deshalb fordern wir als Koalition den Senat auf, 
uns hier einen Gesetzentwurf zur angemessenen 
Stärkung der richterlichen Mitbestimmung in der 
Justiz vorzulegen. Wir wollen die Mitbestimmungs-
rechte der bremischen Richterinnen und Richter 
aufbauen und auf personelle Angelegenheiten aus-
weiten, meine Damen und Herren. Denn Mitbe-
stimmung ist wichtig, um Konflikte auch in der 
Dienststelle zu vermeiden, aber auch zu lösen. Gut 
geregelte Mitbestimmung hat ein großes schöpferi-
sches Potenzial und führt zu größerer Zufriedenheit 
am Arbeitsplatz. 

Die Situation von Richterinnen und Richtern unter-
scheidet sich stark von anderen Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst. Zum einen sind sie aufgrund 
der richterlichen Unabhängigkeit weniger stark 
von Eingriffen in dienstliche Angelegenheiten be-
troffen. Zum anderen erlaubt die Unabhängigkeit 
der Justiz ein größeres Maß an verbindlicher Mit-
bestimmung, ohne mit dem Demokratieprinzip in 
Konflikt zu geraten, das in anderen Bereichen der 
öffentlichen Verwaltung ein Letztentscheidungs-
recht des demokratisch legitimierten Senats gebie-
tet. Es wird jetzt Aufgabe der Justizsenatorin sein, 
einen Gesetzentwurf vorzulegen, der diesem Span-
nungsfeld gerecht wird. 
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Meine Damen und Herren, ich kann auf die Rede 
von meiner Kollegin Frau Grotheer in Bezug auf die 
Richterschaft in Bremen Bezug nehmen. Ich habe 
erst letzte Woche und auch davor mit sehr vielen 
Richterinnen und Richtern gesprochen. Sie freuen 
sich sehr, dass wir dieses Thema als Koalition auf-
genommen haben, sind sehr gespannt auf den vor-
gelegten Gesetzentwurf und haben sich auch rich-
tig gefreut, dass wir dieses Thema zu dieser Uhrzeit 
debattieren. 

In diesem Sinne möchte ich mich auch noch einmal 
ganz herzlich bei allen Richterinnen und Richtern, 
mit denen wir immer im persönlichen Austausch 
sind, für die Informationen bedanken, die sie uns 
geben, aber auch für das, was sie tagtäglich für un-
sere Demokratie im Land Bremen leisten. – Vielen 
Dank, meine Damen und Herren, für Ihre Aufmerk-
samkeit! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
der Abgeordnete Ralf Schumann das Wort. 

Abgeordneter Ralf Schumann (DIE LINKE): Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Die dritte 
Gewalt muss sich selbst verwalten. So will ich ein-
mal meinen Redebeitrag beginnen, wissentlich aus 
der eigenen Erfahrung. Ich bin seit 43 Jahren Mit-
glied einer Gewerkschaft, war selbst über viele 
Jahre und Jahrzehnte Arbeitnehmervertreter und 
weiß, wie wichtig das ist, dass man Mitbestim-
mungsrechte hat. Insofern fordern wir heute den 
Senat auf, die Mitbestimmung der Bremer Rich-
ter:innen zu stärken. 

Mitbestimmung ist ein Teil unseres demokrati-
schen Selbstverständnisses und ist in der Bremer 
Landesverfassung durch Artikel 47 besonders ge-
schützt und eigentlich durch das Bremische Perso-
nalvertretungsgesetz umgesetzt. 

(Beifall DIE LINKE) 

Zudem ist eine unabhängige Justiz als dritte Ge-
walt im Staat der grundgesetzlich verankerte 
Schutz unseres Rechtsstaates. Meine Vorrednerin-
nen haben dazu inhaltlich noch mehr beigetragen. 
Das kann ich nur noch einmal aus unserer Sicht un-
terstreichen. 

Nun ist die Justiz kein Betrieb im eigentlichen 
Sinne, und Richter:innen sind keine normalen An-
gestellten wie andere Verwaltungsmitarbeitende. 

Unsere Justiz ist unabhängig, und unsere Rich-
ter:innen sind sachlich und persönlich frei. 
Dadurch sind sie weniger dienstlichen Zwängen o-
der klassischen Arbeitskämpfen ausgesetzt als an-
dere Bedienstete. Das kann aber aus unserer Sicht 
kein Grund sein, ihnen klassische Mitbestim-
mungsrechte zu Personalangelegenheiten wie zum 
Beispiel Personalentwicklung, Fortbildung, Stel-
lenplänen, Beförderungsentscheidungen und so 
weiter vorzuenthalten. 

(Beifall DIE LINKE) 

Die besonderen Rechte, die auch im Betriebsver-
fassungsgesetz oder im Bremischen Personalver-
tretungsgesetz stehen, sind eigentlich zwingend 
notwendig für eine wirkliche Mitbestimmung. 
Dadurch stärken wir durch diesen Antrag die Un-
abhängigkeit der Justiz und der Richter:innen. 

Zum Schluss will ich noch sagen, dass ich diesen 
Antrag sehr deutlich unterstütze. Er ist meiner Mei-
nung nach überfällig. Abschließend hoffe ich, dass 
die Harmonie vor der Mittagspause dazu reicht, 
diesen Antrag vielleicht einstimmig in diesem Ho-
hen Haus durchgehen zu lassen. – Herzlichen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
der Abgeordnete Dr. Oğuzhan Yazici das Wort. 

Abgeordneter Dr. Oğuzhan Yazici (CDU): Herr 
Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Die rechtsprechende Gewalt ist unabhängigen 
Richtern anvertraut, so Artikel 92 des Grundgeset-
zes. Die Sicherung dieser verfassungsmäßigen 
Stellung ist zentrale Aufgabe in einem demokrati-
schen Rechtstaat. Unsere Justiz ist geprägt von ei-
nem Nebeneinander der rechtsprechenden Tätig-
keit und der Einbindung der Richter in Justizver-
waltungsstrukturen. Daraus folgt ein großer Ein-
fluss der Exekutive auf die Personalentscheidun-
gen der Justiz. 

Das ist in den allermeisten Mitgliedsstaaten der Eu-
ropäischen Union anders geregelt, das ist eine 
deutsche Tradition. Gerechtfertigt wird das von der 
wohl herrschenden Auffassung mit dem Erforder-
nis der demokratischen Legitimation der Richterin-
nen und Richter, sodass im Ergebnis die Judikative 
in Deutschland keine selbstverwaltete Staatsge-
walt ist. 
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Ja, das Verfahren über die Beförderung und Ernen-
nung von Richtern und Staatsanwälten hat sich bei 
uns über Jahre hin bewährt. Die Ausschüsse sind 
kompetent besetzt, und die Auswahlentscheidun-
gen werden von der Justizsenatorin in der Regel 
immer angenommen. Auch unter den Richterinnen 
und Richtern gibt es eine große Akzeptanz, weil si-
chergestellt ist, dass die Auswahlkriterien sachlich 
sind. Dieses Verfahren fußt aber letztlich auf einer 
Allgemeinverfügung der Justizsenatorin, die sie 
theoretisch morgen schon rückgängig machen 
könnte, ohne die Bürgerschaft anzurufen. 

Das ist natürlich eine undenkbare Vorstellung, 
aber auch für alle Ewigkeit. Ich möchte hier an die-
ser Stelle den ehemaligen Präsidenten des Bundes-
verfassungsgerichts, Herrn Andreas Voßkuhle, zi-
tieren, der sagt: „Der demokratische Rechtsstaat ist 
uns sehr vertraut. Er ist aber nicht selbstverständ-
lich.“ 

Wie Sie schon angedeutet haben: Wenn wir uns ei-
nige Justizreformen in der Europäischen Union an-
schauen, dann sehen wir, dass diese Balance zwi-
schen Rechtstaat und Demokratie sehr schnell aus 
dem Gleichgewicht kommen kann, und als Gegen-
beispiel sehen wir das in der Trumpʹschen USA, wo 
eine funktionsfähige, intakte Justiz ein zentraler 
Stabilisierungsfaktor ist, wenn Politik droht, aus 
dem Ruder zu laufen. Deswegen, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, müssen wir uns fort-
während um unseren demokratischen Rechtstaat 
kümmern, ihn hegen und pflegen, 

(Beifall CDU) 

weil er eben keine naturgegebene Selbstverständ-
lichkeit ist. 

Wir müssen auch auf schleichende Aushöhlungs-
prozesse achten, wenn es zum Beispiel durch Kon-
zentration von Gewalt zu strukturellen Ungleich-
gewichten unter den Staatsgewalten kommt, wenn 
durch mangelnde Ressourcen Staatsgewalten ihre 
Arbeit in der Justiz nicht angemessen erfüllen kön-
nen, aber auch bei Überlastung der Justiz oder 
wenn Bürgerinnen und Bürger das Vertrauen in die 
Arbeit von Justiz und Gericht verlieren und viel-
leicht auch das Recht in Gänze in Abrede stellen. 
Da ist dann Politik gefordert, hier, wie Sie zu Recht 
sagen, die Justiz frühzeitig sturmfest zu machen. 

Deswegen, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, ist eine grundlegende Reform des Bremischen 
Richtergesetzes längst überfällig, vor allem auch 

deshalb, weil wir es hier im Vergleich zu den Per-
sonalräten mit eklatanten Mitbestimmungslücken 
zu tun haben. Deswegen, kurzum, brauchen wir 
eine Neuausrichtung des Verhältnisses Richter und 
Justizverwaltung. 

Wir müssen einerseits die Beteiligungsrechte bei 
den Entscheidungen der Justizverwaltung stärken. 
Andererseits müssen wir diese durch die Bürger-
schaft legitimieren und gesetzlich verankern, damit 
sie der Verwaltung entzogen werden, sodass wir im 
Ergebnis bei der Stellung der Richter unmissver-
ständlich das Verhältnis zur Legislative und Exeku-
tive deutlich machen. 

Ich finde, dass dieser hier vorliegende Antrag im 
Kern genau dieses Ziel verfolgt. Deswegen werden 
wir diesem Antrag auch zustimmen. – Ich danke 
dafür! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
der Abgeordnete Professor Dr. Hauke Hilz das 
Wort. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Wir schließen uns dem an, was meine 
Vorrednerinnen und Vorredner bereits gesagt ha-
ben. Die Unabhängigkeit der Justiz ist ein ent-
scheidender Baustein für eine funktionierende li-
berale Demokratie. Sie wollen – das haben Sie in 
Ihrer Prosa im Vortext des Antrages ausführlich be-
schrieben – und schlagen vor, dass der Senat ein 
Gesetz vorlegt, das die Mitbestimmung in diesem 
Fall weiter verbessert. Diese Zielsetzung des Antra-
ges teilen wir. Ich kann jetzt schon sagen, dass 
auch wir diesem Antrag zustimmen werden. 

(Abgeordneter Ralf Schumann [DIE LINKE]: Wun-
derbar!) 

Wunderbar, Herr Schumann. 

(Beifall FDP) 

Eine kleine Anmerkung in Ihre Richtung möchte 
ich doch noch loswerden: 

(Abgeordneter Ralf Schumann [DIE LINKE]: Ich 
habe es geahnt!) 
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Sie reden vom Rednerpult aus immer von der Un-
abhängigkeit der Justiz. Zuletzt sind wir im Rechts-
ausschuss ganz freundlich aneinandergeraten, in 
dem Sie eine Anfrage gestellt haben, die sehr de-
tailliert über ein Urteil der unabhängigen Justiz an 
das Ressort gerichtet wurde. Sie haben eine ent-
sprechende Antwort des Ressorts bekommen, die 
die Unabhängigkeit der Justiz betrifft und dass das 
Ressort damit nichts zu tun haben möchte. Auch 
aus dem Innenbereich hat mir meine Kollegin be-
richtet, dass es dort häufiger Anfragen gibt, die tat-
sächlich ein bisschen an Ihrem Verhältnis zur Un-
abhängigkeit zweifeln lassen. 

(Abgeordneter Ralf Schumann [DIE LINKE]: Nur 
eine kritische Begleitung!) 

Eine kritische Begleitung, Herr Schumann, so kann 
man das sagen. Wir werden Sie dabei aber genauso 
kritisch auf der anderen Seite begleiten. 

(Beifall FDP) 

Was uns bei diesem Vorschlag ein bisschen wun-
dert: Wir sind jetzt schon gute zwei Jahre in dieser 
Legislaturperiode und da überrascht es uns ein 
bisschen, dass Sie mit diesem Antrag kommen und 
nicht gleich mit dem Gesetz. Der Senat hätte schon 
ein Gesetz vorlegen können, oder auch Sie als Ko-
alition hätten einen Gesetzentwurf vorlegen kön-
nen. Das verwundert uns. 

Weiter wundert uns, dass in diesem Antrag kein 
Datum, keine Frist eingefügt ist. Die Aufforderung 
ist jetzt da. Der Senat hat unendlich Zeit, irgend-
wann einmal so ein Gesetz vorzulegen. Sei es da-
rum. Wichtig ist, dass das Gesetz dringend überar-
beitet werden muss. Wir plädieren dafür, dass da-
bei insbesondere der Bremer Richterbund und die 
Vertreter der Staatsanwaltschaft eingebunden, an-
gehört werden, sodass wir am Ende ein gutes Ge-
setz bekommen. 

Ich kündige von unserer Seite an, es wird sicherlich 
ein Interesse daran bestehen, das Ganze in Form 
einer Anhörung im Rechtsausschuss zu begleiten. 
Damit haben wir gute Erfahrungen gemacht, nicht 
dass das einfach so durch das Parlament geht. Da 
wollen wir die fachlichen Seiten hören. Trotzdem 
werden wir Ihrem Antrag zustimmen. Denn auch 
wir fordern damit den Senat auf, tätig zu werden. 
Vielleicht klappt das noch in dieser Legislaturperi-
ode. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
die Abgeordnete Antje Grotheer das Wort. 

Abgeordnete Antje Grotheer (SPD): Ich freue mich 
über die weitgehende Einigkeit hier im Hause. Ich 
will nicht verhehlen, dass das Ganze nicht einfach 
wird. Wir müssen eben auch konstatieren, dass wir 
selbst in westdeutschen – so sage ich einmal in die-
sem Falle, um es gleich klarzustellen – Bundeslän-
dern Bestrebungen haben, die Frage der Entschei-
dung über Justiz weiter zu politisieren. Da bin ich 
sehr gespannt, was aus Reihen von Jamaika dann 
auch bei uns im Ausschuss stattfinden wird. Darauf 
freue ich mich sehr. 

Da möchte ich das Beispiel Schleswig-Holstein nur 
einmal antippen. Neues Richtergesetz in Schles-
wig-Holstein – da müssen wir schauen, inwieweit 
da auch unsere eigenen Parteien in den anderen 
Bundesländern ihre Füße im vielleicht nicht ganz 
trockenen Gras haben, um einmal in dem Bild zu 
bleiben. 

Ich freue mich sehr auf die Debatte. Das Ganze ist 
nicht ganz einfach. Wir können nicht einfach etwas 
abschreiben. Der Richterbund hat übrigens schon 
sehr ausdrücklich und schon vor Längerem ziem-
lich genau aufgeschrieben, was die sich denn vor-
stellen. So stelle ich mir das nicht vor, sage ich ein-
mal ganz vorsichtig. Ich will das aber gern in Ruhe 
prüfen. Ich finde den Gedanken einer Anhörung 
gut. Dazu werden wir sicherlich kommen, damit 
wir den Entwurf, den die Justizbehörde jetzt vorle-
gen soll, auch in Ruhe prüfen können. Ich will nur 
eben den Gedanken aufgreifen, warum wir keinen 
Gesetzentwurf vorgelegt haben. 

Der Kollege hat heute Morgen massiv eingefordert, 
dass wir das diejenigen machen lassen, die dafür 
zuständig sind, und hat gesagt, da mögen wir als 
Politik bitte einen Rahmen setzen, der durch die 
Exekutive ausgefüllt werden soll, oder, weil es jetzt 
ein Gesetzgebungsverfahren erfordert, eben durch 
einen Gesetzentwurf des Senats. Ich kann nur sa-
gen, den Ball haben wir schon aufgegriffen, bevor 
der Kollege ihn losgeschossen hat. Wir nehmen ihn 
da ganz ernst und glauben auch, dass es eine Auf-
gabenteilung gibt, die sich für uns aus dem Grund-
gesetz und aus der bremischen Landesverfassung 
ergibt. 

Gerade um die Möglichkeit zu haben, mit mög-
lichst vielen Beteiligten gemeinsam darüber spre-
chen zu können – das ist ja dann der Sinn einer sol-
chen Anhörung –, wollen wir das genau so tun, dass 
der Senat einen Vorschlag macht – es hat sich da in 



4156 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 31. Sitzung am 17.11.2021 und 18.11.2021 

einigen Bundesländern in den letzten Jahren auch 
ein bisschen etwas bewegt – und dass wir dann ge-
meinsam bewerten, ob wir am Ende auch dazu 
kommen, einen entsprechenden Gesetzentwurf ge-
meinsam zu unterstützen. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
Staatsrat Björn Tschöpe das Wort. 

Staatsrat Björn Tschöpe: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Selbstverständlich wird das Res-
sort dem augenscheinlich einvernehmlichen Willen 
dieses Parlaments Folge leisten und den Versuch 
unternehmen, einen Gesetzentwurf vorzulegen. 

Ich will ein bisschen Wasser in den Wein gießen. 
Dass man einen Gesetzentwurf vorlegen kann, ist 
völlig unbestritten. Ob es dann noch so viel Einig-
keit in diesem Hause dazu geben wird, ist fraglich. 
Ich bin des Weiteren der Meinung, es ist auch nicht 
ganz so einfach, Herr Dr. Yazici, wie Sie das eben 
gesagt haben. Die Fragestellung wird relativ ein-
fach zu beantworten sein: Wer hat am Schluss den 
Hut auf, und wer ist derjenige, der am Ende sagt, 
ja, diese Person wird nicht nur eingestellt, sondern 
sie bekommt eine R2- oder eine R3-Stelle, wird ge-
gebenenfalls sogar Gerichtspräsidentin oder Ge-
richtspräsident? 

Bei allen Diskussionen, die es in den unterschiedli-
chen Justizsystemen der Länder immer wieder ge-
geben hat, ist die Frage gewesen: Muss man so ein 
Verfahren nicht vielleicht auch vor der Mehrheit in 
einer Personalvertretung schützen? Es gibt auch 
Personalvertretungen, die zutiefst gespalten sind. 

All diese Fragestellungen wird man hier bearbeiten 
müssen. Deshalb finde ich den Vorschlag von 
Herrn Professor Dr. Hilz ausgesprochen gut, das im 
Rahmen einer Anhörung zu erarbeiten. Wir werden 
uns auch – darauf wird es hinauslaufen – einer gut-
achterlichen Betreuung versichern, um die schwie-
rigen verfassungsrechtlichen Fragen beantworten 
zu können. 

Ich will aber auf eine Sache hinweisen: Vor 
102 Jahren hat es das Reichsbetriebsrätegesetz ge-
geben. Das war der Versuch, in Deutschland erst-
mals die kollektive Mitbestimmung einzuführen, 
um Wirtschaft zu demokratisieren und kollektiv die 
Existenzgrundlage von Arbeiterinnen und Arbei-
tern und auch von Beamtinnen und Beamten zu si-
chern. 

Das ist eine völlig andere Konzeption, als wir sie 
jetzt im Bereich der richterlichen Mitbestimmung 
erwägen. Die Richter sind völlig frei. Sie haben die 
richterliche Unabhängigkeit. Sie sind nicht in ei-
nem Rahmen von Direktionsbefugnissen gebun-
den. Sie können ihre Arbeitszeit frei bestimmen, sie 
können ihren Arbeitsort frei bestimmen, sie können 
frei bestimmen, wann sie verhandeln. Sie können 
in gewissem Umfang sogar ihre Arbeitsmittel frei 
bestimmen. Das heißt, ganz vieles von dem, was es 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern nur 
kollektiv zu erstreiten gilt, ist den Richtern verfas-
sungsrechtlich nicht nur zuzugestehen, sondern es 
muss ihnen zugestanden werden. Das ist eine völlig 
andere Konzeption. 

Diese andere Konzeption ist übrigens auch richtig, 
um da keinen Keil zwischen uns zu treiben. Rich-
terliche Unabhängigkeit bedeutet gerade, dass das 
kein Teil der Verwaltung ist, dass das kein Teil der 
Legislative ist, sondern ein Teil, der sowohl die Le-
gislative als auch die Verwaltung entsprechend 
kontrollieren soll, und das völlig unabhängig, ohne 
Einflussnahme. 

Ich freue mich auf diesen Prozess und versuche, ei-
nen Gesetzentwurf vorzulegen, der sicherstellen 
kann, dass die Richter weiter unabhängig bleiben 
und die Mitbestimmung vertieft wird. Ich freue 
mich auf die Diskussion im Ausschuss und bin ge-
spannt, wie Bremen diese Fragestellung, wer am 
Ende die Entscheidung treffen wird, beantworten 
kann. Ich kann Ihnen das noch nicht sagen, weil ich 
weiß, dass alle, die das einmal angefangen haben, 
einen ganz langen Prozess geführt haben. Ich bin 
gespannt, den mit den rechtspolitischen Sprechern 
gestalten zu können, und verspreche uns allen eine 
langwierige, aber vielleicht doch freudvolle Arbeit. 
– Ich danke Ihnen! 

(Heiterkeit Bündnis 90/Die Grünen, CDU – Beifall 
SPD – Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Das 
ist eine Drohung!) 

Präsident Frank Imhoff: Vielen Dank, Herr Staats-
rat! Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 
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Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem Antrag zu. 

(Einstimmig) 

Flüchtlingstragödie beenden – Lukaschenko in 
die Schranken weisen  
Antrag der Fraktion der CDU  
vom 16. November 2021  
(Drucksache 20/1158) 

Dazu als Vertreter des Senats Senator Dietmar 
Strehl. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner erhält das Wort der Abgeordnete 
Dr. Thomas vom Bruch. 

Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch (CDU): Herr 
Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Zunächst einmal möchte ich Dank sagen an 
die Koalition, dass sie das Thema Flucht und Bela-
rus auf die Tagesordnung gesetzt hat. Das sage ich 
ganz ohne Häme, obwohl wir etwas merkwürdiger-
weise dieses Thema nun im Lichte eines CDU-An-
trages debattieren. Ich hätte fast gesagt, wir helfen 
ja, wo wir können. 

(Heiterkeit Bündnis 90/Die Grünen – Zurufe Bünd-
nis 90/Die Grünen: Danke schön!) 

Ich will deutlich sagen: Ich bin mir sicher, wir hät-
ten für diesen Antrag heute schon eine Mehrheit. 
Eine beabsichtigte Überweisung ist aber immerhin 
die zweitbeste Lösung. Denn die Mehrheit kommt 
nach meinem Eindruck nur nicht zustande, weil 
Koalitionsregeln entgegenstehen. Ob es wirklich 
parlamentarisch gut ist, dass die kleine Minderheit 
der Neinsager, die auch noch das Europaressort 
trägt, damit quasi automatisch eine Mehrheit hat, 
ist zumindest nach außen kaum vermittelbar. 

(Beifall CDU, FDP) 

Wir sind mit der Überweisung einverstanden, hät-
ten aber eine schnelle und eine eindeutige Bot-
schaft an Lukaschenko heute hier und jetzt vorge-
zogen. 

(Beifall CDU, FDP) 

Denn ich bin aus vielen Gesprächen sicher, dass 
uns bei diesem Thema ganz sicher sehr viel mehr 

eint als trennt. Uns eint ganz sicher das Entsetzen 
über Bilder von Todesfällen, von Steinewerfen und 
Wasserwerfereinsatz, wie wir es jüngst gesehen 
haben. Entsetzen kann aber politisch nicht die 
letzte Antwort sein. Uns eint insbesondere der drin-
gende Appell, im Sinne der Menschlichkeit sofort 
der Not der im Grenzgebiet Gestrandeten zu be-
gegnen. Uns eint der Appell, dem Lukaschenko-
Regime bei dem Versuch, die Not der Flucht mit 
noch mehr Not an den Grenzen bewusst für eine 
politische Erpressung zu nutzen, entschieden ent-
gegenzutreten. 

(Beifall CDU, FDP) 

Die politische Unfähigkeit der EU-Staaten, mit 
Flucht und Vertreibung sachgerecht und mensch-
lich, insbesondere aber gemeinschaftlich umzuge-
hen, zeigt sich in den gegenwärtigen Ereignissen 
an den Grenzen von Belarus zu Polen und den bal-
tischen Staaten nicht zum ersten Mal. Zum ersten 
Mal wird aber diese Situation in der Art perfide, in 
verbrecherischer Weise ausgenutzt, nein, sie wird 
vielmehr vorsätzlich geplant und verursacht. 

Meine Damen und Herren, das ist nicht weniger als 
staatlich kriminelles Schleusertum, und damit dür-
fen wir Lukaschenko und seine Clique ebenso we-
nig durchkommen lassen wie mit der Unterdrü-
ckung der eigenen Bürgerinnen und Bürger. 

(Beifall) 

Deutschland und andere Staaten haben in den letz-
ten Jahren viele Menschen insbesondere aus dem 
Nahen Osten und aus Nordafrika aufgenommen. 
Warum es nicht klar aussprechen? Ja, diese Situa-
tionen haben immer wieder auch ein Dilemma of-
fenbart: 

Wie sind widerstreitende Interessen zu vereinba-
ren? Wie ist das Interesse von geordneten Verfah-
ren an sicheren Grenzen zu vereinbaren mit dem 
Grundsatz, dass das Asyl- und Flüchtlingsrecht für 
uns nicht infrage steht? Wie können wir als human 
und rechtsstaatlich orientierte Gesellschaften die-
sen Grundsatz robust gegen die verteidigen, die 
gerade dieses perfide ausnutzen? Wie können wir 
helfen, ohne nicht ungewollt falsche Anreize und 
eine Spirale der Eskalation der Probleme zu schaf-
fen? 

Meine Damen und Herren, es ist geradezu ein 
Merkmal totalitärer Staaten wie Belarus, dass nur 
sie darauf eine einfache, ja eine zynische und eine 
menschenverachtende Antwort haben. 
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(Beifall CDU, Bündnis 90/Die Grünen) 

Das heißt aber nicht, dass eine Antwort nicht auch 
von uns gegeben werden muss, und die kann nur 
im gemeinschaftlichen Vorgehen liegen. Wenn es 
nicht gelingt – solidarisch und gleichzeitig –, den 
Menschen zu helfen, die Sicherheit und Kontrolle 
der Grenzen zu gewährleisten und für geordnete 
und transparente Verfahren zu sorgen, wird es 
nicht gelingen, zu tragfähigen und allgemein ak-
zeptierten Lösungen zu kommen. 

Dieses beinhaltet den Appell an die betroffenen 
Grenzstaaten, schnell und bedingungslos humani-
täre Hilfe durch internationale Organisationen 
nicht nur zuzulassen, sondern aktiv zu unterstüt-
zen. Dieses beinhaltet den Appell an alle Beteilig-
ten, auch Deutschland, auf einseitige Zusagen, 
aber auch auf Verweigerung zu verzichten. Dieses 
beinhaltet den Ausschluss von Gewalt, aber konse-
quent und robust mit Sanktionen, Druck auf die 
verursachenden Staaten einzuwirken und die un-
missverständliche Botschaft zu vermitteln: Euer 
Verhalten lohnt sich nicht. Wir verlassen die 
Grundsätze der Menschlichkeit nicht, wir sind aber 
auch der Meinung, ihr werdet nicht gewinnen. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Lassen Sie mich einen letzten Aspekt ansprechen. 
Die Bekämpfung von Fluchtursachen hat nicht nur 
nicht die gewünschte Wirkung gehabt, die Zahl der 
Flüchtlinge auf der Welt hat sich im Gegenteil ste-
tig gesteigert. Aber können wir als Europäer Ge-
meinschaftssinn und den Verzicht auf Egoismus in 
der Welt erwarten, wenn uns das nicht im eigenen 
Hause gelingt? 

(Glocke) 

Ja, ich komme zum Schluss. Unser Antrag ist des-
halb nicht nur ein Bekenntnis zur Verstärkung der 
diesbezüglichen Zusammenarbeit und Solidarität, 
sondern es ist ein Appell, endlich aus den Fehlern 
der Vergangenheit zu lernen. Dieses anzumahnen, 
aber auch Solidarität und unsere Bereitschaft zur 
Unterstützung zu signalisieren, unsere beschei-
dene Bereitschaft, ist die Botschaft unseres An-
trags. Wir wollen und können angesichts der Ereig-
nisse nicht abseits stehen und sprachlos bleiben. 
Deshalb freue ich mich, dass wir wenigstens im 
Rahmen einer Überweisung die Möglichkeit ha-
ben, weiter darüber im Gespräch zu bleiben. – 
Herzlichen Dank! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Cindi Tuncel. 

Abgeordneter Cindi Tuncel (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir alle sehen fassungslos auf das, was derzeit 
im Grenzgebiet zwischen EU-Ländern und Belarus 
passiert. Menschen verstecken sich in den Wäldern 
vor Übergriffen durch Sicherheitskräfte. Sie haben 
keine Versorgung und keine Unterstützung. Sie 
können nicht vor und nicht zurück. Sie wissen 
nicht, wie es für sie weitergehen soll. Es hat Tote 
gegeben. Die derzeitige Situation ist unhaltbar, 
und wir haben die Verpflichtung, uns dafür einzu-
setzen, dass diesen Menschen geholfen wird, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Jeder Tag, den diese Tragödie weitergeht, gefähr-
det Menschenleben und ist beschämend, auch für 
Europa. Die Schuld am verzweifelten Schicksal der 
Geflüchteten im Grenzgebiet trifft eindeutig Luka-
schenko. Er versucht, die EU unter Druck zu setzen 
und sie zu erpressen, damit sie die Sanktionen auf-
hebt. Was aus den Menschen wird, die jetzt in den 
Wäldern umherirren, ist ihm vollkommen gleich-
gültig. Das ist ein zynisches Vorgehen, das wir auf 
das Schärfste ablehnen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Wahr ist aber auch: Die EU ist auch deshalb er-
pressbar durch ein solches kriminelle Vorgehen, 
weil die EU selbst keine vernünftige Zuwande-
rungspolitik hat. Die Grenzstaaten in der EU wer-
den alleingelassen, die Umverteilung funktioniert 
nicht, das Dublin-System ist überholt, aber es 
kommt nichts Neues zustande. 

Vor allem gilt: Es muss endlich mehr legale Zu-
gangswege in die EU und nach Deutschland ge-
ben. Man muss den Menschen, die aus unter-
schiedlichen Gründen keine Perspektive in ihren 
Heimatländern haben, etwas Besseres anbieten als 
den Versuch, sich irgendwie hierher durchzuschla-
gen. 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ohne ein solches Angebot wird man das nicht in 
geregelte Bahnen bekommen. Seit Jahren geht im-
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mer mehr Energie in Maßnahmen der Abschot-
tung. Das ist keine Lösung. Dass die EU erpressbar 
wird, kennen wir auch von der Türkei. Erdogan ar-
beitet schon lang mit der Drohung, Geflüchtete aus 
der Türkei in die EU zu schicken. Der Missbrauch 
der Geflüchteten durch Lukaschenko ist nochmals 
zynischer und aus unserer Sicht klar verbreche-
risch, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Da werden Geflüchtete zuerst angelockt, um sie 
dann mit Gewalt weiterzuschicken. Doch erfunden 
hat Lukaschenko es nicht, die EU mit Geflüchteten 
unter Druck zu setzen. 

Das Dringendste ist: Die Menschen in den Grenz-
gebieten zwischen EU und Belarus müssen da jetzt 
herausgeholt werden. Sie müssen in die EU kön-
nen, versorgt werden, einen Asylantrag stellen 
können. 4 000 Menschen aufzunehmen, das kann 
für die EU, in der 500 Millionen Menschen leben, 
eigentlich kein ernstes Problem sein, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. Aber es muss eine schnelle 
Verteilung auf verschiedene Mitgliedstaaten ge-
ben. Das muss schnell passieren. Jeder Tag, den 
die Menschen weiter in den Wäldern an der Grenze 
zubringen müssen, ist ein Tag zu viel. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Jeder Tag mehr ist gefährlich für sie. Hier muss 
schnell gehandelt werden. Ich finde es deshalb 
sehr wichtig und sehr gut, dass wir heute darüber 
sprechen. 

Trotzdem können wir dem Antrag der Kollegen der 
CDU so, wie er ist, nicht zustimmen. Ich glaube, 
man muss deutlicher sagen, dass die Menschen un-
verzüglich da herausgeholt werden müssen. Das ist 
nur ein Aspekt. Deshalb ist es gut, wenn wir den 
Antrag überweisen und dann hoffentlich zu einer 
gemeinsamen Beschlussfassung kommen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. 

Eines darf nicht zu kurz kommen, wenn wir über 
dieses Thema sprechen: Sehr viele Menschen in 
Polen haben sich in einer beeindruckenden Weise 
für die Geflüchteten eingesetzt. Sie haben ver-
sucht, ihnen unmittelbar zu helfen. Sie haben da-
gegen demonstriert, dass auch die polnischen Si-
cherheitskräfte gegen die Geflüchteten vorgehen 
und dass es illegale sogenannte Pushbacks gibt. Sie 
sind ehrlich verzweifelt darüber, was hier an der 
Grenze ihres Landes passiert – darüber, dass es 
ihnen kaum möglich ist, Hilfe zu leisten und dass 

ihre Regierung ebenfalls Menschenrechte verletzt, 
wenn sie versucht, die Geflüchteten wieder über 
die Grenze zurückzudrängen. 

Ich glaube, dass es in allen Ländern Europas genü-
gend Menschen gibt, die sich für das Bild schämen, 
das derzeit an den Außengrenzen der EU entsteht. 
Lukaschenko muss Einhalt geboten werden, auch 
durch zielgerichtete Sanktionen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Doch wir sehen auch jedes Mal: Für eine humane 
Politik gegenüber Geflüchteten, die fair ist zwi-
schen den Mitgliedsstaaten, muss die EU dringend 
die Voraussetzung schaffen. Lukaschenko ist nicht 
der Erste, der diese Art von Erpressung versucht, 
und er wird auch nicht der Letzte sein. – Vielen 
Dank für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege Tuncel, Sie 
haben Überweisung beantragt. In welchem Aus-
schuss oder welcher Deputation möchten Sie ihn 
denn gern haben? 

Abgeordneter Cindi Tuncel (DIE LINKE): BEA-
Ausschuss: Europa, Internationales. 

Präsident Frank Imhoff: Sehr gut. Dann werden 
wir das gleich berücksichtigen. Als nächste Redne-
rin hat das Wort die Abgeordnete Antje Grotheer. 

Abgeordnete Antje Grotheer (SPD): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Lassen 
Sie mich ganz kurz noch einmal ansprechen, was 
die Ausgangsposition für diese Debatte heute ist. 
Wir haben letztes Jahr, am 9. August 2020, erleben 
müssen, dass eine Präsidentschaftswahl in Belarus 
unter massiven Fälschungen vonstattengegangen 
ist. Wir haben erlebt, dass Opposition, wenn sie 
nicht schon vorher verhaftet war, ins Ausland 
flüchten musste oder direkt im Anschluss unter er-
heblichen Repressalien gelitten hat. Es hat Tote, 
Verletzte, dauerhaft Eingesperrte gegeben. Die 
Versuche, die Opposition, jede kritische Stimme – 
ich spreche es jetzt gern noch einmal an, weil das 
eben schon einmal Thema war –, im Journalismus 
zum Beispiel oder auch in der Justiz, mundtot zu 
machen, sind ziemlich erfolgreich gewesen. 

Es wehrt sich aber noch die Bevölkerung, und die 
Bevölkerung wehrt sich mit allem, was sie hat, un-
ter großen Opfern. Wir in Bremen haben selbst eine 
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ganz aktive Gruppe, wir haben eine ganz aktive 
Gruppe von Belarussinnen und Belarussen und vie-
len Unterstützer:innen aus der Zivilgesellschaft, 
auch aus der Mitte unseres Parlaments, die ge-
meinsam versuchen, Aufklärung zu leisten, die ge-
meinsam versuchen, auch im Kleinen konkrete 
Hilfe zu leisten, Menschen aus der Demokratiebe-
wegung auch zu uns nach Bremen zu holen. Das, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, ist rich-
tig und bleibt wichtig. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Gleichzeitig hat es erheblichen internationalen 
Druck auf das Lukaschenko-Regime gegeben. Die 
EU hat sich geweigert, die Wahlen anzuerkennen. 
Die EU hat auch den Präsidenten im Weiteren nicht 
anerkannt. Die EU hat, genauso wie andere Staa-
ten es getan haben, mit Sanktionen gedroht und 
Sanktionen durchgesetzt. Ich stelle fest: Diese 
Sanktionen müssen das Regime erheblich getroffen 
haben, sonst hätte es nämlich diese Bewegung, die 
wir jetzt beobachten können, diesen Versuch, Ge-
flüchtete als Faustpfand und Geiseln des Regimes 
zu halten, gar nicht gegeben. 

Wir diskutieren immer wieder über die Frage: Was 
bringen eigentlich Sanktionen und was macht es 
eigentlich aus, ob irgendwer sagt, wir wollen be-
stimmte Sachen nicht mehr? Diese Debatte führen 
wir in den verschiedensten Kreisen, weil es immer 
darum geht, ob wir eigentlich etwas erreichen mit 
unserer Verurteilung von Demokratiefeindlichkeit 
und von Verbrechen. Ich bin überzeugt davon, dass 
Sanktionen wichtig sind. Ich bin auch überzeugt 
davon, dass es richtig ist, diese Sanktionen gemein-
sam durchzusetzen. Wir haben eine sehr intensive 
Debatte auch in meiner Fraktion über die Frage ge-
habt, welche Sanktionen es sein können. Deswe-
gen bin ich sehr froh, dass wir im Ausschuss auch 
noch einmal intensiver darüber reden und gemein-
sam Wege bewerten können. 

Heute geht es aber auch darum, humanitäre Hilfe 
zu leisten – humanitäre Hilfe zu leisten vor allen 
Dingen für diejenigen, die gerade als Faustpfand 
und Geiseln des Regimes missbraucht werden, für 
diejenigen Geflüchteten, die es bis zur Grenze ge-
schafft haben. Wir sind uns einig hier, so habe ich 
das jedenfalls in den Vordiskussionen verstanden, 
dass wir alle gemeinsam – und ich bedanke mich 
dafür, dass das Bekenntnis so eindeutig und von al-
len kommt – uns dafür einsetzen, die Menschen, 
die sich im Moment in Belarus befinden, zu retten, 
den Menschen die Chance zu geben, in einem von 
uns übrigens als EU vorgesehenen Verfahren hier 

ihre Anträge stellen und hier das Ergebnis ihrer 
Asylanträge abwarten zu können. 

Gleichzeitig müssen wir dafür sorgen, dass es kei-
nen Nachschub für diese Geiselhaftpolitik gibt. Wir 
müssen dafür sorgen, dass die Menschen heute 
wissen, dass es keinen Sinn macht, sich durch Bela-
rus aufzumachen – nicht nur, weil wir das in einem 
geordneten Verfahren sowieso an der Grenze ab-
wickeln wollen, sondern auch, weil sie sich miss-
brauchen lassen durch ein Regime, von dem sie 
sich, glaube ich, nicht zum Werkzeug machen las-
sen wollen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Um den Aspekt – die Debatte geht ja deutlich dar-
über hinaus – auch gleich aufzugreifen: Ich bin 
ebenfalls der Meinung, dass die EU weit hinter 
dem, was ich mir eigentlich erwartet habe, auch 
aus dem, was im neuen Asyl- und Migrationspaket 
dargestellt ist, zurückgeblieben ist. Es gibt nämlich 
immer noch keine gemeinsame Antwort, wie wir 
damit umgehen wollen. Es gibt einen weiteren Vor-
schlag in Bezug auf Migration und Integration, le-
gale Migration und Integration. Auch darüber gibt 
es noch keine Einigung. 

Natürlich müssen wir diese Aspekte im Zusam-
menhang betrachten. Auch das werden wir von 
hier aus nicht lösen. Aber ich bin schon sehr froh, 
dass der Ausschuss der Regionen, nämlich der, in 
dem sich die Länderparlamente treffen in Europa, 
in einer sehr großen Einigkeit eine Stellungnahme 
verabschiedet hat, die gesagt hat: „EU-Kommis-
sion, das, was ihr da vorgelegt habt kann noch nicht 
die Antwort sein. Das hilft den Regionen unter 
Druck nicht und das hilft uns insgesamt nicht.“ 

Deswegen freue ich mich, dass wir diese Debatte 
heute führen können. Ich hätte mich auch gefreut, 
wenn wir einen Beschluss hätten fassen können. 
Manchmal ist das Leben anders, und wir haben je-
denfalls gesehen, wir haben mehr Diskussionsbe-
darf. Das ist hiermit nicht abgeschlossen. Ich freue 
mich sehr darauf, dass wir die Debatte gemeinsam 
im Bund-Europa-Ausschuss jetzt intensiv führen 
können. Ich freue mich sehr darüber, dass wir un-
sere belarussische Community und das Komitee 
einladen können, mit uns zu diskutieren und ich 
freue mich auch auf die Debatte, was eigentlich der 
richtige Weg in diesem Zusammenhang sein kann. 
– Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 
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Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Dr. Henrike Müller. 

Abgeordnete Dr. Henrike Müller (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich möchte als allererste 
Maßnahme und Schritt dem Kollegen Dr. Thomas 
vom Bruch danken, dass er den Impuls meiner 
Fraktion und der Koalition aufgenommen hat und 
einen, wie ich finde, hervorragenden Antrag zur 
Lage eingereicht hat. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD) 

Die Debatte bis hierher hat ja schon gezeigt, dass 
wir uns in den Zielen absolut einig sind. Von daher 
finde ich es in der Tat gut, dass wir den Antrag im 
Europaausschuss mit Beteiligten noch einmal in-
tensiver diskutieren und dann zu einer gemeinsa-
men Haltung des Hauses kommen können, was die 
Maßnahmen angeht, die Sanktionierungen, die wir 
uns vorstellen können, die Forderungen, die wir 
auch an die Europäische Union richten und auch an 
eine zukünftige Bundesregierung. 

Wir sollten uns Zeit nehmen, das sehr ausführlich 
miteinander zu beraten, denn die schlechte Nach-
richt ist ja, die Lage in Belarus wird sich nicht in 
den nächsten drei Tagen klären und bessern, so-
dass wir auch eine der nächsten Sitzungen nutzen 
können, um ein deutliches Zeichen aus der Bremi-
schen Bürgerschaft heraus an alle unterschiedli-
chen Ebenen zu senden: Bundesregierung, Euro-
päische Union und natürlich auch an das Luka-
schenko-Regime. 

Bevor wieder externe Akteure bemängeln, warum 
debattiert ein Landesparlament internationale An-
gelegenheiten – das hört man ja immer mal wieder 
–, möchte ich betonen, dass es ausgesprochen 
wichtig ist, dass aus jeder einzelnen Region in Eu-
ropa ein Zeichen Richtung Belarus gesendet wird, 
aber auch ein Zeichen an die europäischen Staa-
ten, die vor Ort leider derzeit auch versagen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ich will nicht verhehlen, dass ich, als ich überlegt 
habe, sollten wir das Thema in die Bürgerschaft 
ziehen, das auch ein bisschen ratlos, mit einer Rat-
losigkeit überlegt habe. Denn es ist schon so, dass 
wir, wie die CDU es aufgeschrieben hat, eine lange 
Forderungsliste uns ausdenken können, in dem 
Wissen, dass sich wahrscheinlich, sowohl innerhalb 
der Europäischen Union in den Diskussionsprozes-
sen als auch natürlich in dem Austausch mit dem 

Lukaschenko-Regime, nicht in 14 Tagen etwas än-
dern wird. 

Ich jedenfalls persönlich muss mich immer so ein 
bisschen wieder motivieren, um den Glauben an 
die Kraft der Europäischen Union nicht zu verlie-
ren, sowohl was die Solidarität intern angeht als 
auch was die Solidarität mit den Geflüchteten und 
mit den Migrant:innen angeht und was die Durch-
schlagskraft gegenüber einem Regime wie diesem 
brutalen Regime, wie wir es da mit der belarussi-
schen Diktatur zu tun haben, angeht. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Mich lässt das in der Tat manchmal ein bisschen 
ratlos zurück. 

Trotzdem ist es umso wichtiger, dass wir uns immer 
wieder gegenseitig bestärken darin, dass wir nicht 
aufgeben, erstens daran zu glauben, aber zweitens 
auch dafür zu sorgen, dass wir hier Schritte voran-
kommen. Ich glaube, dass wir in den einzelnen 
Maßnahmen nicht weit voneinander entfernt sind. 
Da habe ich jetzt von allen Fraktionen – und von 
der FDP wird es gleich auch kommen – gehört, dass 
die wichtigen Maßnahmen, die auch in der öffent-
lichen Debatte sind, die zwischen den EU-Außen-
ministern debattiert werden, dass wir uns da ei-
gentlich einig sind. 

Ich finde trotzdem, dass wir es mit diversen Dilem-
mata zu tun haben, die man nicht unberücksichtigt 
lassen kann. Eines hat die Kollegin Grotheer ge-
rade angesprochen. Natürlich braucht es jetzt so-
fort eine humanitäre Hilfe vor Ort. Wir müssen die 
Menschen dort aus der Lage retten, und zwar so 
schnell wie möglich. Gleichzeitig muss man aber 
natürlich ein Signal in die Herkunftsländer senden 
und sagen: Wir verstehen, dass ihr Not habt und 
eine Zuflucht in Europa finden wollt, das ist aber 
der falsche Weg, lasst euch nicht von Lukaschenko 
instrumentalisieren! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, FDP) 

Das ist wirklich ein Dilemma. 

Das Zweite ist der Umgang mit unseren europäi-
schen Mitgliedsstaaten, den Anrainerstaaten an 
der östlichen Grenze, also Polen, Litauen, Lettland, 
die alle mehr oder weniger gegen EU-Recht versto-
ßen und darauf auch immer wieder hingewiesen 
werden müssen. Ich finde in der Tat, wir dürfen 
nicht denselben Fehler machen, wie wir es mit den 
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südeuropäischen Ländern gemacht haben und ge-
sagt haben, was interessiert uns da die Außen-
grenze, lasst die das doch da regeln und wir 
schauen einfach nicht hin, wie es ein ostdeutscher 
Ministerpräsident vorgeschlagen hat. Gleichzeitig 
ist es natürlich extrem notwendig, dass wir uns mit 
diesen Ländern auch solidarisch erklären und sa-
gen, wir lassen euch da nicht allein, aber bitte un-
terlasst die Menschenrechtsverletzungen, die der-
zeit vor Ort an der Grenze stattfinden. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

In diesem Sinne ist es natürlich schon in gewisser 
Weise eine Quadratur des Kreises, in Solidarität mit 
den Anrainerstaaten, aber auch in freundschaftli-
cher Klarheit Forderungen zu formulieren, die wir 
dann alle gemeinsam auch vertreten können. Frau 
Grotheer hat es schon angesprochen. Das in meiner 
Wahrnehmung einzig wirklich rationale und hilf-
reiche Gremium in der Europäischen Union 

(Glocke) 

ist neben dem Parlament der Ausschuss der Regio-
nen, weil genau da Menschen wie wir zusammen-
sitzen, die vor Ort genau wissen, was notwendig ist 
und manche ideologische Debatte auch sein lassen 
können. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Lencke Wischhusen. 

Abgeordnete Lencke Wischhusen (FDP): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen, liebe Kol-
legen! Es wurde eben mehrfach tatsächlich gesagt, 
man freut sich darauf, dass es jetzt Zeit dafür gibt, 
die Diskussion im Ausschuss fortzuführen. Ich kann 
das an der Stelle verstehen, auf der anderen Seite 
muss ich aber auch sagen, die Menschen, die sich 
gerade an der Grenze aufhalten, haben keine Zeit 
für Diskussionen. Deswegen können wir Sie nur 
darum bitten, dass wir hier auch nicht zu viel Zeit 
verstreichen lassen, sondern das möglichst schnell 
umsetzen. 

(Beifall FDP, CDU) 

Tausende Menschen harren derzeit in Belarus bei 
eisigen Temperaturen an der Grenze zu den EU-
Mitgliedsstaaten Polen, Litauen und Lettland aus. 
Von belarussischen Sicherheitskräften sind sie an 
die Grenze gedrängt worden. Es haben sich provi-
sorische Camps gebildet, in denen es mitunter am 

Nötigsten tatsächlich leider fehlt. Es ist eine huma-
nitäre Krise. Die Bilder, die uns erreichen, machen 
uns alle – es wurde gesagt – wirklich auch betroffen 
und Schmerzen. 

Das Unerträglichste an dieser Situation ist natürlich 
das Leid der Menschen – ein Leid, welches von 
dem belarussischen Diktator Lukaschenko ganz 
bewusst herbeigeführt wurde, um nämlich die Eu-
ropäische Union zu erpressen und zu spalten. Er 
hat Menschen aus Krisengebieten ganz bewusst 
nach Belarus einfliegen und durch seine Sicher-
heitskräfte an die Grenzen zur EU bringen lassen. 
Mittlerweile zeigen auch die internationalen Be-
mühungen – auch die der EU – zumindest dahinge-
hend Erfolge, dass sowohl die Vereinigten Arabi-
schen Emirate, aber auch der Irak Flüge nach Bela-
rus zumindest stark eingeschränkt haben und dass 
nicht noch mehr Menschen in der Hoffnung auf ein 
besseres Leben vom belarussischen Machthaber 
missbraucht werden können. 

Daher ist es absolut richtig und wichtig, wenn auch 
wir hier aus der Bremischen Bürgerschaft heraus 
ein klares, hoffentlich dann auch bald gemeinsa-
mes Zeichen setzen. Denn wir müssen dem Regime 
Lukaschenkos ganz klar aufzeigen, dass wir es 
nicht und niemals hinnehmen werden, wenn Men-
schen für Erpressungsversuche missbraucht wer-
den. Wir jedenfalls unterstützen ohne Vorbehalte 
die Sanktionen gegen Belarus. 

(Beifall FDP) 

Neben der menschenverachtenden Einstellung des 
Lukaschenko-Regimes zeigt aber die aktuelle Lage 
noch ein Weiteres auf. Die EU hat leider die letzten 
Jahre verschlafen und auch weiterhin keine ge-
meinsame Lösung in der Asylpolitik vorzulegen. 
Nicht erst seit 2015 wird das Dublin-System immer 
wieder diskutiert, ohne zu einer tragfähigen Lö-
sung zu kommen. Die EU scheint in Flüchtlingsfra-
gen nicht handlungsfähig zu sein. Dies ist aus un-
serer Sicht ein Armutszeugnis und vor allem für die 
Menschen nicht tragbar. 

Völlig unabhängig hiervon muss nun akut den 
Menschen, welche sich an den EU-Grenzen aufhal-
ten, geholfen werden. Wir sollten schnellstmöglich 
diesen Menschen ein reguläres Asylverfahren er-
möglichen. Wir jedenfalls erwarten, dass sich auch 
alle EU-Staaten solidarisch mit Polen, Litauen und 
Lettland zeigen. Wir dürfen die nicht alleinlassen! 

(Beifall FDP, Bündnis 90/Die Grünen) 
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Gleichzeitig müssen wir uns in Deutschland in der 
Diskussion aber auch eingestehen, dass wir es in 
den letzten Jahrzehnten verpasst haben, ein mo-
dernes Einwanderungsrecht zu schaffen, welches 
klar die Grenzen zwischen dem Recht auf vorüber-
gehenden Schutz und der dauerhaften Einwande-
rung aufzeigt. Deutschland ist ein Einwanderungs-
land, und wir profitieren einerseits als Gemein-
schaft, aber natürlich auch als Wirtschaftsnation 
genau davon. Doch es ist wichtig, die Kriterien fest-
zulegen, wer unter welchen Voraussetzungen ein-
wandern darf. 

Diese klare Ansage ist Voraussetzung dafür, dass 
die Menschen nicht auf falsche Versprechen von 
Schleusern oder leider auch Diktatoren wie Luka-
schenko hereinfallen. Eine grenzenlose und unre-
gulierte Einwanderung nach Deutschland und Eu-
ropa kann es leider nicht geben. Die Integrations-
fähigkeit unserer Gesellschaft und auch die Mittel 
sind leider begrenzt. 

Für uns ist es wichtig, Geflüchteten vor allem bei 
guter Integration und dem Erfüllen klarer und ver-
ständlicher Kriterien den Spurwechsel schnell, ein-
fach und am besten unbürokratisch zu ermögli-
chen. Wer einst als Schutzsuchender gekommen 
ist, sich hier ein Leben aufgebaut hat, der soll auch 
bitte die Chance haben, hier bleiben zu können, 
denn unsere Gesellschaft lebt von Vielfältigkeit. 

(Beifall FDP, Bündnis 90/Die Grünen) 

Wir sind der Ansicht, genau das zeichnet unsere 
Gesellschaft aus: offen, tolerant und vor allem zu 
humanitärer Hilfe sofort bereit. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Hier ist Überweisung an den Ausschuss für Bun-
des- und Europaangelegenheiten, internationale 
Kontakte und Entwicklungszusammenarbeit bean-
tragt. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller (Bündnis 90/Die 
Grünen): Der Senat?) 

Dem Senat ist es freigestellt, ob er zu dem Thema 
spricht oder nicht. Ich habe das Signal bekommen, 

er möchte nicht sprechen und deswegen kommen 
wir zur Abstimmung. 

Wer dieser Überweisung seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen Abgeordneter Uwe Felgenträger [AfD], 
Abgeordneter Heinrich Löhmann [AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) überweist 
entsprechend. 

Unterstützung für Menschen mit Behinderung in 
den Krankenhäusern Bremens sicherstellen!  
Antrag der Fraktion der CDU  
vom 25. Februar 2020  
(Drucksache 20/288) 

Wir verbinden hiermit: 

Unterstützung für Menschen mit Behinderung in 
den Krankenhäusern Bremens sicherstellen!  
Bericht der staatlichen Deputation für Gesundheit 
und Verbraucherschutz  
vom 17. November 2021  
(Neufassung der Drucksache 20/957 vom 10. Mai 
2021)  
(Drucksache 20/1163) 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Claudia 
Bernhard. 

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin erhält das Wort die Abgeordnete 
Sigrid Grönert. 

Abgeordnete Sigrid Grönert (CDU): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es ist geschafft, die scheidende Bundesre-
gierung ermöglicht es allen Assistenznehmern und 
-nehmerinnen, ihre Assistenzen im Arbeitgeber- 
und im Dienstleistungsmodell auch während eines 
Krankenhausaufenthaltes in Anspruch zu nehmen 
und auch finanziert zu bekommen. Damit wird al-
len behinderten Menschen das Recht eingeräumt, 
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gerade im Krankenhaus mit ihrer Assistenz die ge-
wohnte Unterstützung in alltäglichen Dingen wie 
bei der Ernährung, der Körperpflege, in der Kom-
munikation und auch Mobilität zu bekommen. Die-
ser Unterstützungsbedarf macht ja schließlich nicht 
an der Krankenhaustür Halt. Hilfe durch eine Per-
son, die genau weiß, was zu tun ist, kann natürlich 
erheblich zu einer schnellen Genesung beitragen. 

Das erste Mal haben wir dieses Thema hier vor bei-
nahe zwei Jahren debattiert. Wir, die CDU-Frak-
tion, hatten damals unabhängig von der geplanten 
Bundesratsinitiative der Koalition, die wir auch un-
terstützt haben, einen eigenen Antrag eingebracht, 
da uns nicht gefiel, dass hier im Parlament zwar ein 
wichtiges Thema aufgegriffen wird, von den Han-
delnden hier in Bremen aber überhaupt kein Ein-
satz gefordert wurde. 

Dabei gibt es ja auch in Bremen Möglichkeiten, die 
Aufenthaltsqualität für Menschen mit Behinderung 
im Krankenhaus aktiv und unabhängig von Bun-
desentscheidungen zu verbessern. Schließlich hat 
man doch als Politiker oder Politikerin in Bremen 
nach meiner Auffassung zuallererst die Aufgabe, 
das Leben für die Menschen vor Ort selbst so un-
kompliziert wie möglich zu gestalten, gerade für 
Menschen, die mit einer Behinderung leben müs-
sen. 

So hätten alle, bei der Politik angefangen, über die 
Einrichtungen der Eingliederungshilfe, bis hin zu 
den Krankenhäusern – –. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin Grönert, 
dürfte ich Sie kurz unterbrechen? Es ist hier eine 
unheimliche Geräuschkulisse in diesem Raum. Es 
wäre doch schön, wenn wir den Ausführungen von 
Frau Grönert auch alle folgen können. Deswegen 
bitte ich um etwas Ruhe. 

(Beifall) 

Abgeordnete Sigrid Grönert (CDU): Vielen Dank! 
So hätten alle, bei der Politik angefangen, über die 
Einrichtungen der Eingliederungshilfe, bis hin zu 
den Krankenhäusern, gut abgestimmt auch in den 
letzten Jahren bereits mehr dafür tun müssen, um 
ihren Teil zur Umsetzung des Artikels 25 der UN-
Behindertenrechtskonvention beizutragen. Wir 
hatten in unserem Antrag vor zwei Jahren sechs 
Beispiele dazu genannt. Der Antrag wurde damals 
zur Berichterstattung an das Gesundheitsressort 
überwiesen. Von dort gab es dann auch neun Mo-
nate später einen ersten Aufschlag, mit dem aber 

alle unsere Vorschläge als bereits erledigt, in Ar-
beit oder als nicht nötig vom Tisch gewischt wur-
den. 

Inzwischen hat die scheidende Bundesregierung 
aus CDU/CSU und SPD die gesetzlichen Vorgaben 
geändert und das Gesundheitsressort hat seinen 
Bericht entsprechend angepasst, indem es die bun-
desgesetzlichen Änderungen aufgegriffen hat, 
aber weiterer Verbesserungsbedarf über die Ge-
währung von Assistenz hinaus für behinderte Men-
schen im Krankenhaus in Bremen wird erneut nicht 
identifiziert. 

(Vizepräsidentin Sülmez Dogan übernimmt den 
Vorsitz.) 

Sie beschreiben in dem Bericht lediglich beste-
hende Abläufe, räumen aber mit keinem einzigen 
Satz ein, sich jemals damit auseinandergesetzt zu 
haben oder auch darüber nachgedacht zu haben, 
wie man behinderten Menschen einen Kranken-
hausaufenthalt auch unabhängig von Assistenz 
besser gestalten könnte. 

Sie haben sich die ganze Zeit auf den Bund fokus-
siert und das Glück gehabt, dass dieser das Gesetz 
noch geändert hat. Wäre das nicht passiert, hätte 
sich auch hier in Bremen nichts geändert. Keinen 
Vorschlag, keine Idee, keinen Ansatz, auch nur ir-
gendetwas in den Blick zu nehmen, zu überprüfen, 
kann man in dem Bericht finden. Das gefällt mir 
nicht. 

(Beifall CDU) 

Es gibt doch auch hier in Bremen eine Fürsorge-
pflicht, die man nicht einfach mit einer Bundesrats-
initiative abarbeiten kann. Es wäre uns zum Bei-
spiel wichtig gewesen, das Bremische Kranken-
hausgesetz in Anlehnung an das Thüringer Kran-
kenhausgesetz in § 20a mit dem Titel „Belange von 
Menschen mit Behinderung“ zu konkretisieren. 
Dort steht zum Beispiel, dass das Krankenhaus die 
erforderlichen Unterstützungsleistungen zu koor-
dinieren hat und sich hierzu, wenn nötig, auch ei-
geninitiativ mit Betreuern, Angehörigen und Ein-
richtungen abstimmen muss. Die Krankenhäuser in 
Thüringen sind sogar verpflichtet, für ihr Personal 
entsprechende Schulungen zu organisieren. 

Das ist so viel mehr als unser Bremisches Kranken-
hausgesetz hergibt und Sie meinen doch, alle un-
sere Forderungen wären schon erledigt. Ich will die 
Debatte hier auch gar nicht unnötig verlängern, 
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aber ich wollte neben der Freude über die bundes-
gesetzliche Änderung besonders auch betonen, 
dass ich mir hier von Bremen aus mehr Mitdenken 
gewünscht hätte oder zumindest, dass, wenn Sie 
gleich mir sagen, Sie denken mit, dass Sie dem 
auch Ausdruck verliehen hätten, denn genau das 
fehlt ja. 

(Beifall CDU) 

Irgendein Signal dahingehend, dass man auch 
selbst ständig dabei ist, neue Wege für eine gute 
Versorgung von Menschen mit Behinderung auch 
im Falle eines Krankenhausaufenthaltes zu suchen 
und zu etablieren, das hätte mir gefallen. Leider ist 
aber in diese Richtung nichts gekommen, außer 
dass Sie unseren Antrag als erledigt ablehnen wol-
len. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Bevor ich die 
nächste Rednerin aufrufe, möchte ich auf der Besu-
chertribüne heute recht herzlich willkommen hei-
ßen den Kurs „Öffentlichkeitsarbeit der Islami-
schen Föderation Bremen“. Seien Sie recht herzlich 
willkommen! 

(Beifall) 

Als nächste Rednerin hat das Wort die Abgeord-
nete Ilona Osterkamp-Weber. 

Abgeordnete Ilona Osterkamp-Weber (Bündnis 
90/Die Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Im Feb-
ruar 2020 haben wir in der Bürgerschaft beschlos-
sen, den Senat aufzufordern, sich auf Bundesebene 
dafür einzusetzen, dass eine rechtliche Grundlage 
für einen weiteren Bezug der Assistenzleistungen 
und damit zur Sicherung der Versorgungskontinu-
ität im Krankenhaus für alle Assistenznehmer:in-
nen geschaffen wird, unabhängig davon, nach wel-
chem Modell die beanspruchten Assistenzleistun-
gen organisiert sind. 

Meine Damen und Herren, der CDU-Antrag wurde 
in die Gesundheitsdeputation überwiesen. Inzwi-
schen wurde der aktualisierte Bericht vorgelegt, 
der die vergangenen Entwicklungen darlegt. Frau 
Grönert, Sie sind darauf eingegangen. Ich möchte 
einmal die Inhalte dieses Berichts kurz zusammen-
fassen. 

Zunächst zur Bundesebene: Sie hatten es ange-
sprochen, der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 

28. Mai 2021 in dem vom Deutschen Bundestag am 
22. April 2021 verabschiedeten Gesetz gemäß Arti-
kel 104a Absatz 4 des Grundgesetzes, Zustimmung 
des Bundesrats, die nachstehende Entschließung 
gefasst: Der Bundesrat fordert die Bundesregierung 
auch noch in dieser Wahlperiode auf, eine Klärung 
der Kostenübernahme für Assistenzkräfte im Kran-
kenhaus sowie auch in Rehabilitationsmaßnahmen 
für Menschen mit Behinderungen herbeizuführen. 

Meine Damen und Herren, hierzu erfolgte zwi-
schenzeitlich eine Gesetzesänderung im Sozialge-
setzbuch. So übernehmen die Krankenkassen die 
Kosten, wenn Angehörige den Patienten oder die 
Patientin ins Krankenhaus begleiten. Bei einer As-
sistenz durch Beschäftigte aus Einrichtungen der 
Behindertenhilfen übernehmen die Träger der Ein-
gliederungshilfe diese Kosten. Dies ist, wie ich 
finde, ein sehr zügiger Erfolg gewesen von letztem 
Jahr Februar bis zum April dieses Jahres. 

Dann möchte ich auf die Landesebene eingehen, 
Frau Grönert, die Sie so kritisieren: Mit der Novel-
lierung des Bremischen Krankenhausgesetzes 
wurde eine Verpflichtung der Krankenhäuser auf-
genommen. Hier zitiere ich aus dem Bremischen 
Krankenhausgesetz § 23 Absatz 2: „den Belangen 
behinderter Menschen und Patient:innen im Rah-
men der medizinischen Behandlung und der sons-
tigen Betreuung sowie im Bedürfnis nach Fortfüh-
rung eines selbstbestimmten Lebens Rechnung zu 
tragen.“ 

(Abgeordnete Sigrid Grönert [CDU]: Das ist alles, 
ja!) 

Meine Damen und Herren, im Antrag benannt 
wurde auch das Medizinische Zentrum für erwach-
sene behinderte Menschen. Am 4. Oktober 2021 ist 
auch dieses MZEB gestartet. Sie sprechen in Ihren 
Forderungen die Barrierefreiheit an. In einer Ne-
benbestimmung in den Bescheiden zur Kranken-
hausinvestitionsförderung ist dies gegeben in § 11 
zum 1. Januar 2021. Alle Krankenhausinvestitions-
förderungsbescheinigungen greifen das Thema 
Barrierefreiheit auf. 

Meine Damen und Herren, zudem wird über den 
Umgang in Krankenhäusern gesprochen. Ich 
möchte da noch eine Thematik aufgreifen, die wir 
heute schon zweimal gehört haben, einmal in ei-
nem Zusammenhang, den ich befremdlich fand, in 
einem anderen Zusammenhang, der mir gerade 
recht kam, nämlich: Lasst es doch die tun, die sich 
auskennen. Ein grundsätzliches Fragezeichen da-
ran zu setzen, dass Krankenhäuser, dass die 
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Dienstleister der Assistenzleistung, dass die Assis-
tenzen selbst und auch die Betroffenen nicht in der 
Lage sind, Überleitungen zu gestalten, die allen 
Beteiligten transparent machen, wie die betref-
fende Person zu versorgen ist, finde ich nicht rich-
tig. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich glaube durchaus, dass mit entsprechenden Be-
handlungskonzepten – bei denen Sie ja auch 
Transparenz fordern und für die in dem Bericht zu-
gesagt wurde, dass diese Transparenz auch ge-
schaffen wird –, dass entsprechende Fortbildungen 
und der Auftrag aus diesem Bericht heraus und den 
Forderungen, die Sie gestellt haben und die in Ar-
beit sind, dass daraus für Menschen mit Beein-
trächtigung ein guter Übergang in die Kranken-
häuser und Rehabilitationseinrichtungen und zu-
rück geschaffen werden kann. 

Menschen mit Beeinträchtigungen brauchen keine 
zusätzlichen Unsicherheiten im Krankheitsfall, da 
sind wir uns alle sicher gewesen, auch schon in der 
Debatte im Februar vergangenen Jahres. Das ist so 
geblieben. Sie brauchen Fachlichkeit in den Ein-
richtungen, sie brauchen gute Überleitungen und 
sie brauchen gegebenenfalls während des Behand-
lungsprozesses die vertrauten Assistent:innen an 
ihrer Seite. Dies ist gegeben, dies ist umgesetzt 
worden, dies muss mit Leben gefüllt werden. Ich 
kann Ihnen kein Krankenhaus nennen, das das 
nicht tun will und sich dessen nicht annimmt. – Vie-
len Dank, meine Damen und Herren! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Ute Reimers-
Bruns. 

Abgeordnete Ute Reimers-Bruns (SPD): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Menschen mit Behinderung und deren Auf-
enthalt in Krankenhäusern, das ist ein sehr wichti-
ger thematischer Bereich. Wir haben es heute ge-
hört, und es ist uns allen, denke ich, von der Koali-
tion und auch denjenigen, die diesen Antrag ein-
gebracht haben von der Opposition, also von der 
CDU und Frau Grönert, wichtig, dass wir hier eine 
gute Regelung gefunden haben und auch da anset-
zen, wo die Fragen entstanden sind, und für die As-
sistenzbegleitung im Krankenhaus endlich die Re-
gelungen getroffen worden sind. 

Frau Grönert hat gesagt, dass es ihr nicht reicht, 
und das ist im Detail für sie nicht zu erkennen. Frau 
Osterkamp-Weber hat dem widersprochen, und ich 
finde, sie hat das sehr hervorragend gemacht, weil 
tatsächlich in allen Punkten, wenn wir uns die an-
schauen, diese Regelungen, die angesprochen 
worden waren in dem Antrag der CDU, auch um-
gesetzt worden sind. 

Ich will ja nicht sagen, dass es immer so ist, dass 
Senatsressorts so schnell arbeiten und das umset-
zen, was wir alle als Fachpolitikerinnen und Fach-
politiker gut finden. Aber in diesem Fall ist es wirk-
lich gelungen und auch deswegen gelungen, weil 
wir hier im letzten Jahr durch die Debatten den ent-
sprechenden Druck gemacht haben und weil das 
Ressort – dafür bin ich auch sehr dankbar – nicht 
nur im Sinne der Landespolitik reagiert hat, son-
dern das auch alles im Bundesrat an den Bund 
adressiert hat. 

Ich finde es richtig, dass wir in der Fachdeputation 
darüber gesprochen haben. Dort wurde uns in der 
letzten Woche und in den letzten Tagen vorgelegt, 
was genau jetzt unternommen worden ist, um das, 
was im Antrag, das, was die Fachverbände uns 
auch nahegelegt haben und dort an Forderungen 
angebracht worden ist, dass wir das auch tatsäch-
lich umgesetzt haben. Deshalb bin ich in dieser 
Frage auch sehr damit einverstanden, dass wir in 
dieser Form jetzt denen, die dafür die Fachkompe-
tenz haben, die weitere Ausgestaltung überlassen. 

Wichtig ist mir auf jeden Fall, dass wir im Klinikum 
Bremen-Mitte jetzt etwas haben, das wir vorher 
nicht hatten, dass wir dort in der Richtung jetzt vo-
rangehen können, dass wir ein MZEB haben, wie 
es so schön heißt, dass wir dort eine Stelle haben, 
eine Station haben, dass wir dort mit den Men-
schen, die von Behinderungen betroffen sind, und 
vor allen Dingen mit dem Fachpersonal Wege fin-
den, wie wir dort eine möglichst barrierefreie Situ-
ation für die Behinderten, die einen stationären 
Aufenthalt benötigen, umsetzen können. 

Aus diesem Grunde – das wird Sie nicht weiter er-
staunen – lehnen auch wir als SPD-Fraktion den 
Antrag ab. 

Ich möchte mich noch einmal ganz herzlich auch im 
Namen meiner Fraktion bedanken, dass es das 
Ressort so hervorragend und in kurzer Zeit, also in-
nerhalb eines Jahres, in zwölf Monaten, geschafft 
hat, das umzusetzen, was gefordert worden ist. – 
Dankeschön! 
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(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Dr. Magnus 
Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Wenn man so die Debatte hört, wünschte ich mir 
eigentlich, wir hätten ein Verfahren hier wie in an-
deren Landtagen, dass Beschlusspunkte geändert 
werden, Anträge geändert werden und man dann 
etwas Neues beschließt auf der Basis dessen, was 
jetzt Sachstand ist. Denn die Koalition erzählt uns 
jetzt, was alles erreicht worden ist, wir als Opposi-
tion erzählen Ihnen alles, was nicht erreicht worden 
ist. Ehrlich gesagt wäre mir lieber gewesen, wir 
hätten einen neuen Antrag gemacht mit der Situa-
tion, in der gesagt wird: Das und das hält die Bre-
mische Bürgerschaft weiter für erforderlich. 

(Vizepräsidentin Antje Grotheer übernimmt den 
Vorsitz.) 

Diese Punkte gibt es, und da kann die Koalition mir 
noch so sehr erzählen, was sie will: Es sind nicht 
21 Monate, in denen das erreicht worden ist, son-
dern die UN-Behindertenrechtskonvention gibt es 
schon viel länger, und es hätte schon viel länger er-
reicht sein müssen! 

(Beifall FDP) 

Der Union war es dann wert, diesen Antrag zu stel-
len und auf die Missstände aufmerksam zu ma-
chen. Insofern hätten wir auch einen Beschluss 
heute fassen können. Wir danken der Union für 
diese Initiative, dass sie dafür sorgt, dass hier end-
lich gehandelt wird, denn anscheinend hat es die-
ses Antrages bedurft, denn die Koalition stellt alles 
als Reaktion auf den CDU-Antrag vor. Ich hoffe, es 
war nicht so, ehrlich gesagt, weil ich hoffe, Sie ha-
ben auch selbst an Vielem schon gearbeitet. 

(Abgeordnete Ilona Osterkamp-Weber [Bündnis 
90/Die Grünen]: Aber Sie können sich schon an un-
seren Antrag erinnern, oder?) 

Was? 

(Zuruf Abgeordnete Osterkamp-Weber [Bündnis 
90/Die Grünen]: Aber Sie können sich schon an un-
seren Antrag erinnern, oder?) 

Ja, deswegen sage ich – –, aber in der Debatte, Frau 
Osterkamp-Weber, in der Debatte tun Sie jetzt so, 

als ob Sie es nur gemacht hätten. Das habe ich eben 
gerade illustriert. An Ihren Antrag erinnere ich 
mich noch sehr wohl, aber ich will dazu nur 
schlichtweg ausführen: Ich weiß ja und ich hoffe 
auch, dass es Ihre Initiativen auch sind, die dazu 
führen, dass wir die UN-Behindertenrechtskonven-
tion in diesem Bereich umsetzen, aber ehrlich ge-
sagt müssen wir an einigen Stellen noch weiterma-
chen und deswegen hat dieser Antrag an einigen 
Stellen noch seine Berechtigung. 

Natürlich ist die Frage der Assistenz gelöst durch 
das Gesetz, aber es muss dann auch gelebt und um-
gesetzt werden. Wie wichtig und notwendig das ist, 
habe ich, glaube ich, in der letzten Debatte anhand 
von Beispielen erzählt. Wenn man das erlebt mit 
Menschen mit Beeinträchtigungen im Kranken-
haussystem, weiß man, dass Barrierefreiheit viel 
komplexer ist als Blindenleitsysteme, Schwellenar-
mut für Rollstuhlfahrer et cetera pp. Es geht da 
auch um Reizarmut für Menschen mit erhöhter 
Wahrnehmung und so weiter und so fort. Insofern 
bleibt noch viel tun. 

Einen Bereich will ich mir herausgreifen: Viele der 
Verwaltungsprozesse und der Abläufe und der bü-
rokratischen Abläufe, sprich: wie Menschen dort 
verwaltet werden, sind für Menschen mit Beein-
trächtigungen nicht nachvollziehbar. Da wird im-
mer noch über sie entschieden und gehandelt, weil 
sie vieles nicht verstehen, weil vieles ihnen nicht in 
ihrer einfachen Sprache erläutert wird. Ich sehe an 
dem Bereich noch Notwendigkeiten, etwas zu tun. 

Ich bin auch froh, dass einige der Sachen umge-
setzt wurden. Ich habe die Assistenz erwähnt, das 
medizinische Zentrum für erwachsene Menschen 
mit Beeinträchtigung ist genannt worden. Ich 
schaue jetzt Rainer Bensch an, der könnte mir eine 
Jahreszahl zurufen, wie lange wir darüber disku-
tiert haben und wie notwendig das ist. Es ist schön, 
dass es jetzt endlich auf dem Weg ist, aber im Be-
trieb angekommen bei den Menschen, die es brau-
chen, ist es noch nicht. Es bleibt immer noch wei-
tere Aufgabe, dass wir hier tätig sind. 

Deswegen kann ich auch dem CDU-Antrag nach 
wie vor seine Berechtigung nicht absprechen, ob-
wohl sich einige Beschlusspunkte erledigt haben. 
Doch, wie gesagt, wir sollten uns einmal das Ver-
fahren überlegen, wie wir mit so etwas umgehen. 
Immer dieses Ablehnen, weil es schon erledigt ist, 
oder das Sich-Brüsten damit, dass man das umge-
setzt hat: Wir haben das auch bei der Kinder-
wunschbehandlung als FDP erlebt. Dort haben wir 
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das gefordert, Sie haben es erweitert. Teilen wir so-
gar, die Erweiterung, finden wir gut. Aber dann es 
nur noch als eigenen Erfolg darzustellen, ist auch 
nicht redlich. 

(Beifall FDP, CDU) 

An der Stelle, wie gesagt, bleiben wir alle dabei ge-
fordert, es weiter zu verbessern, dass Menschen mit 
Beeinträchtigung im Krankenhaus so behandelt 
werden, wie sie es brauchen, denn da gibt es nach 
wie vor Barrieren. Die gilt es nicht nur rechtlich ab-
zubauen und im verwaltungstechnischen Bereich, 
sondern auch wirklich in der gelebten Praxis. Da 
werden wir weiter hinschauen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Olaf Zimmer. 

Abgeordneter Olaf Zimmer (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, werte Abgeordnete! Wenn 
Anträge abgelehnt werden, dann liegt das nicht 
zwingend an ihrer inhaltlichen Ausrichtung, 

(Abgeordnete Bettina Hornhues [CDU]: Aha!) 

auch liegt es nicht immer daran, dass das unter Um-
ständen Richtige von den Falschen gesagt wird. 
Manchmal werden Anträge schlicht abgelehnt, 
weil sie nicht mehr aktuell sind. So geht uns das mit 
dem hier zur Debatte stehenden Antrag. Die For-
derung, die Sie, werte Opposition, in Ihrem Antrag 
formulieren, haben wir unter anderem mit dem In-
krafttreten der Krankenhausreform zum 1. Ja-
nuar 2021 weitestgehend umgesetzt. Dass es im-
mer die Notwendigkeit gibt, weiter an Verbesse-
rungen auf allen Ebenen, gerade im Bereich Inklu-
sion oder Missinklusion Stand 2021 zu arbeiten, 
versteht sich von selbst. Daher lehnen wir Ihren 
Antrag ab. – Besten Dank! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort Senatorin Claudia Bernhard. 

Senatorin Claudia Bernhard: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, meine lieben Damen und Herren! 
Stichwort bürokratische Verfahren: Da muss ich 
ganz ehrlich sagen, das ist schon für Menschen 
ohne Behinderungen nicht ganz einfach nachzu-
vollziehen, und das gerade im Gesundheitswesen. 
Da kann ich wirklich nur sagen, das ist sehr schwie-
rig. 

Ein Krankenhausaufenthalt ist kein Spaß, erst recht 
nicht für diejenigen, die aufgrund dieser Ein-
schränkungen nicht so einfach damit fertig werden. 
Das möchte ich auf jeden Fall voranstellen. Gerade 
in dem Zusammenhang finde ich es wichtig, dass 
die CDU-Fraktion dieses Thema aufgegriffen hat, 
das möchte ich gar nicht in Abrede stellen. 

Jetzt können wir uns darüber streiten, wer was 
wann erfunden hat und für was verantwortlich ist. 
Aber im Rahmen der Novellierung des Bremischen 
Krankenhausgesetzes haben wir jetzt zumindest da 
eine Grundlage. Ich finde es sehr wichtig, dass wir 
diese Assistenzkräfte jetzt – –, dass es diese Rege-
lung gibt. Das ist keine Selbstverständlichkeit. 

Wie Sie dem vorliegenden Bericht entnehmen kön-
nen, haben wir diesen Entschließungsantrag einge-
bracht, und der ist letztendlich von allen Seiten un-
terstützt worden. Das können Sie sehen, wie Sie 
wollen, aber ich finde das tatsächlich nicht 
schlecht, dass wir da in einer relativ überschauba-
ren Zeit weitergekommen sind. Das haben meine 
Vorredner:innen auch entsprechend dargelegt. 

(Abgeordnete Sigrid Grönert [CDU]: Daran war die 
ganze Bundesrepublik beteiligt, nicht nur Bremen!) 

Ja, das ist vollkommen richtig, aber es hat immer 
alles zwei Seiten. Das SGB V zum Beispiel sieht 
jetzt bei stationärer Behandlung eine Zahlung von 
Krankengeld vor für mitaufgenommene Begleit-
personen aus dem persönlichen Umfeld. 

Auch im SGB IX gibt es entsprechende Änderun-
gen. Auch dies sieht vor, dass die Kosten der Be-
gleitung durch die Assistenzkräfte von den Trägern 
der Eingliederungshilfe übernommen werden. Ich 
denke, darüber müssen wir uns jetzt nicht streiten, 
aber das ist ein Fortschritt, und das finde ich auch 
richtig. 

Worauf ich noch einmal abheben möchte, ist der 
Punkt: Bis so etwas tatsächlich überall angekom-
men ist und wirklich umgesetzt wird, dauert es 
seine Zeit, und ich finde das zum Teil auch viel zu 
langsam. Weil wir aber gerade jetzt gesagt haben, 
wir haben dieses in der Neufassung im Bremischen 
Krankenhausgesetz, diese Nebenbestimmung jetzt 
auch in den Förderbescheiden – –. Das ist etwas, 
was erst einmal bindend ist. Wir werden das auch 
kontrollieren müssen. 

Der andere Punkt, den ich an der Stelle auch noch 
einmal sagen muss: Wir sind natürlich mit den Be-
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hindertenverbänden, immer auch mit dem Landes-
behindertenbeauftragten in der Abstimmung und 
so weiter und so weiter. Gerade in Baufragen geht 
es nicht so nach dem Motto, ob da jetzt eine Stufe 
mehr oder weniger ist oder wie man da zurecht-
kommt, sondern Barrierefreiheit ist ein sehr umfas-
sendes Vorhaben und muss ernst genommen wer-
den. Da finde ich auch eine ganze Menge, was 
noch nachgearbeitet werden muss. Aber ich habe 
auf der anderen Seite von unseren Krankenhäu-
sern ganz klar die Rückmeldung bekommen, dass 
sie das ernst nehmen und sich in Zukunft damit 
auch viel intensiver auseinandersetzen. Das finde 
ich wichtig. 

In dem Zusammenhang bin ich der Meinung, dass 
dieser Bericht, der jetzt vorliegt, darauf entspre-
chende Entwicklungsschritte zeichnet. Sich dar-
über auseinanderzusetzen, ob das schneller geht o-
der wer sich das auf die Fahne heften kann, finde 
ich völlig unangebracht. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Noch ein paar Sätze zu dem MZEB. Auch da haben 
wir uns intensiv darüber auseinandergesetzt, dass 
das endlich eingerichtet wird. Es gab Standortprob-
lematiken, es gab Personalproblematiken, aber wir 
haben es jetzt endlich. Ich kann Ihnen sagen, ich 
habe mich persönlich sehr dafür eingesetzt, dass 
das zu guter Letzt funktioniert und diese Behand-
lungen umgesetzt werden können. 

Ich werde auch weiterhin dafür sorgen, dass dieses 
MZEB arbeiten kann und nicht wieder irgendwo 
die nächsten Steine in den Weg gelegt bekommt. 
Dass dieses Personal, auch wenn es nicht vollstän-
dig refinanziert wird – das muss ich an der Stelle 
auch einmal sagen – trotzdem abgeglichen und 
aufgefangen wird, das halte ich für das Mindeste, 
das wir auf jeden Fall zu erfüllen haben. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Insofern ist es so: Im Kern ist der Antrag der CDU-
Fraktion historisch überholt. Daran lässt sich kein 
Zweifel finden. Ich danke trotzdem für die Debatte. 
Ich fände die Anregung, ob man vielleicht manche 
Anträge aktualisieren kann, gar keine schlechte 
Idee. Allerdings seien wir uns dann darüber im Kla-
ren: Das würde ein weites Feld bedeuten, egal für 
welche Fraktion. – Herzlichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, FDP, Abgeordneter Uwe Felgenträger 
[AfD], Abgeordneter Heinrich Löhmann [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von 
dem Bericht der staatlichen Deputation für Ge-
sundheit und Verbraucherschutz, Drucksache 
20/1163 – Neufassung der Drucksache 20/957 – 
Kenntnis. 

Meine Damen und Herren, bevor ich den Tages-
ordnungspunkt 7 aufrufe, teile ich Ihnen mit, dass 
der Tagesordnungspunkt 8 für die heutige Sitzung 
ausgesetzt wird. 

Wie kann Bremen Sporttalente im Land fördern 
und binden?  
Große Anfrage der Fraktion der FDP  
vom 26. Mai 2021  
(Drucksache 20/977) 

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 13. Juli 2021  
(Drucksache 20/1046) 

Dazu als Vertreter des Senats Staatsrat Jan Fries. 

Ich gehe davon aus, dass der Senat die Antwort auf 
die Große Anfrage nicht mündlich wiederholen 
möchte, sodass wir direkt in die Aussprache eintre-
ten können. 

Die Aussprache ist eröffnet. 

Als erste Rednerin erhält das Wort die Abgeordnete 
Birgit Bergmann. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1163
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/957
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Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Sporttalente sind ein großes Glück für un-
ser Land Bremen. 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Entschuldigung. 
Frau Senatorin Bernhard? 

(Zuruf: Sie bittet gerade die Mitarbeiterin, das – –.) 

Ja, genau. Weil, sie müsste natürlich im Raum blei-
ben. Ohne ein Mitglied der Landesregierung bera-
ten wir natürlich nicht. Vielen Dank! Frau Berg-
mann, bitte. Staatsrat Fries ist unterwegs. Ich wollte 
nur jetzt nicht unterbrechen, bis er dann da ist. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Dann fange 
ich am besten noch einmal an. 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Bitte. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Sporttalente sind ein großes Glück für un-
ser Land Bremen. Da besteht in der Deputation für 
Sport, im Landesbeirat für Sport, in der Bevölke-
rung und, ich glaube, auch hier kein Zweifel. 

Warum ist das so? Warum werden Sporttalente und 
auch ihre Förderung so positiv bewertet? Erstens 
wegen der Strahlkraft des Leistungssports auf Stadt 
und Land. Wir wissen es vom SV Werder Bremen, 
von den Fischtown Pinguins Bremerhaven, vom 
Grün-Gold-Club Bremen e. V. und so weiter. Alle 
diese Vereine und auch die namentlich bekannten 
Leistungssportler, die in Bremen geboren und auf-
gewachsen sind, haben eine Strahlkraft, deren Ef-
fekte bis hinein in die Wirtschaft und in den Tou-
rismus wahrnehmbar, spürbar, messbar sind. 

Außerdem entfalten Sporttalente und Spitzensport-
ler selbst Leuchtturmwirkung, sie werden – durch 
Social Media wird das noch verstärkt – zum Vorbild 
für den Breitensport. Der ist uns allen wegen seiner 
integrativen, sozialen, erzieherischen und auch ge-
sundheitsfördernden Wirkung sehr wichtig. Brei-
tensport ist die Basis für den Spitzensport. Gleich-
zeitig profitiert er von dessen Strahlkraft, denn Kin-
der und Jugendliche lieben Stars und Vorbilder, 
denen sie nacheifern können. 

Drittens, wir schätzen Sporttalente und ihre Förde-
rungen, weil es Biografien in einer Weise verän-
dert, dass einem wirklich das Herz aufgeht. Das 
muss man sich einmal erzählen lassen: Es entste-
hen vor unseren Augen kleine Wunder, wenn in 

wenigen Jahren der Sprung aus generationenlan-
ger Armut, Arbeitslosigkeit, Trostlosigkeit, Krimi-
nalität, Krankheit, Unsicherheit und Angst gelingt, 
weil Begleitung, Disziplin, Selbstwirksamkeit, Fair-
ness und Erfolg bei den jungen Kämpfern die Hoff-
nung freisetzt, den Sprung schaffen zu können. 

(Beifall FDP) 

Wir wollen also alle in Bremen Sporttalente haben, 
fördern und langfristig halten. Aber haben wir Rah-
menbedingungen, die ausreichend gut sind, um 
Sportler in Bremen zu halten? Der Senat beantwor-
tet diese Frage in der Antwort auf unsere Große 
Anfrage mit einem klaren ja. Das ist erstaunlich, 
meine Damen und Herren, denn, wenn wir den ak-
tuellen Worten eines Olympiasiegers im Freiwas-
serschwimmen lauschen, müssen wir sagen: Wir 
wollen und wir reden, aber gelungen ist es wohl of-
fensichtlich nicht. 

Florian Wellbrock hat zwar seine Karriere als jun-
ges Sporttalent in Bremen gestartet, gab aber dem 
Bremer Senat nach seinem Olympiaerfolg für seine 
Einladung ins Rathaus einen entschiedenen Korb 
mit den Worten: „Da habe ich das Gefühl, dass sich 
Bremen mit mir schmücken möchte. Dabei hat mich 
Bremen nie in der Art unterstützt, wie es Magde-
burg und Sachsen-Anhalt getan haben. Vom Land 
Bremen kam nie etwas.“ Autsch! Wir halten es für 
wichtig, solche Aussagen ernst zu nehmen, nach-
zufragen, denn sie sind häufig die Spitze eines Eis-
bergs, der – wenn man das ernst nimmt – helfen 
kann zu entdecken, was unter der Oberfläche be-
seitigt werden muss, damit die Entwicklung von 
Sporttalenten wieder freie Fahrt hat. 

Das Zitat: „Generelle Beseitigung aller Ungleich-
heiten“ wie der Senat es gern und auch in dieser 
Senatsantwort formuliert, ist das eine. Die punkt-
genaue, gezielte, individuelle Förderung von ein-
zelnen Spitzentalenten ist etwas anderes. 

Meine Damen und Herren, an diesem Punkt 
möchte ich aber auch meine Freude zum Ausdruck 
bringen, und zwar darüber, dass der sportbetonten 
Oberschule an der Ronzelenstraße demnächst acht 
nutzbare Internatsplätze zur Verfügung stehen, die 
in Kooperation mit der International School reali-
siert worden sind. Diese sind der letzte Baustein, 
damit die Ronzelenstraße endlich zu einer durch 
den Deutschen Olympischen Sportbund (DOSB) 
zertifizierten Eliteschule des Sports werden kann. 

(Beifall FDP) 
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Das war zur Stellung der Großen Anfrage, die 
schon über ein halbes Jahr her ist, noch nicht der 
Fall. 

Das ist, meine Damen und Herren, wirklich ein 
Meilenstein in der Leistungssportförderung von 
Sporttalenten im Land Bremen, der zu der Zeit – ja, 
genau, ich habe es aufgeschrieben –, als ich es ge-
schrieben habe, noch nicht in Sicht war. Darüber 
freuen wir uns als FDP-Fraktion sehr. Denn jetzt 
können auch externe Sportlerinnen und Sportler in 
Bremen zur Schule gehen und trainieren. Ich bin 
am Ende meiner Redezeit. 

(Abgeordneter Robert Bücking [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Da muss man total aufpassen!) 

In dem zweiten Teil will ich noch kurz weitere Not-
wendigkeiten für die Entwicklung von Sporttalen-
ten und den Umgang mit Unterstützern aus der Be-
völkerung entfalten. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Bevor ich dem 
nächsten Redner das Wort erteile, gebe ich be-
kannt, dass der Senat nunmehr durch Staatsrat Jan 
Fries vertreten wird. Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Marco Lübke. 

Abgeordneter Marco Lübke (CDU): Frau Präsiden-
tin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
bin sehr froh, dass wir heute über dieses wichtige 
Thema sprechen können, weil ich ehrlicherweise 
finde, dass das in den ganzen Debatten, die wir 
zum Thema Sport führen, eigentlich immer zu kurz 
kommt. Natürlich der Sport insgesamt, aber im Be-
sonderen der Leistungssport. Deswegen begrüßen 
wir das ausdrücklich. 

Ich finde es ehrlicherweise schon bezeichnend, 
dass wir dies überhaupt thematisieren müssen. Ei-
gentlich sollte es doch eine Selbstverständlichkeit 
sein, dass wir Sporttalente fördern. Das hat ja auch 
eine Signalwirkung. Was das angeht und wie wich-
tig das ist, Sportathleten und Sporttalente zu haben 
und zu fördern, da möchte ich mich der Vorredne-
rin anschließen. Das sehen wir genauso. Ich möchte 
deswegen zum Ist-Zustand kurz etwas sagen. 

Ich glaube, es gibt da tatsächlich ein paar positive 
Dinge, damit möchte ich gern anfangen. Für uns als 
CDU-Fraktion ist es sehr wichtig und es ist auch ein 
erster Schritt, dass jetzt konkret beabsichtigt ist, die 
Schule Ronzelenstraße zur Eliteschule des Sports 

zu machen. Ich glaube, die Schule hat in den ver-
gangenen Jahren Herausragendes für den Sport 
geleistet, und ich glaube, dass es längst überfällig 
ist, jetzt den nächsten Schritt zu machen und die 
Schule in eine Eliteschule des Sports umzuwan-
deln. 

(Beifall CDU) 

Ja, das wurde in den vergangenen Debatten ja 
auch immer wieder deutlich: Natürlich ist die Elite-
schule des Sports nicht zu vergleichen mit dem Pro-
jekt Haus des Athleten der Sportstiftung. Da hätte 
es natürlich noch ein paar mehr Möglichkeiten ge-
geben, das muss man der Wahrheit halber auch sa-
gen. Für uns als CDU-Fraktion ist und war es im-
mer selbstverständlich, dass der Leistungs- und 
Spitzensport in unserem Land genauso seine Be-
rechtigung hat wie der Breitensport. Das eine be-
dingt das andere, und deswegen stehen wir als 
CDU-Fraktion ohne Wenn und Aber zu dem Spit-
zensport. 

(Beifall CDU) 

Das mögen vielleicht nicht alle so sehen hier im 
Raum, ich bin fest davon überzeugt: Das eine ist 
ohne das andere nicht möglich. Deswegen unter-
stützen wir auch diesen ersten Schritt zur Einrich-
tung einer Eliteschule des Sports. 

Ich glaube aber, dass wir – und da sind wir uns viel-
leicht auch einig – bei dem Thema Leistungssport, 
Spitzensport, Talente fördern noch sehr viel Luft 
nach oben haben. Vielleicht sind wir uns da auch 
einig, dass es nur der erste Schritt war und dass da 
noch der zweite und der dritte Schritt folgen müs-
sen, wenn man es denn mit dem Leistungs- und 
Spitzensport ernst meint. 

Ich möchte ein paar Beispiele nennen: Ich glaube, 
wir müssen uns in Zukunft auch darüber unterhal-
ten, wie man die Schulzeitgestaltung – die hat ja 
eine Schlüsselfunktion bei einem solchen Projekt – 
auch flexibilisieren kann. Wir müssen zum Beispiel 
darüber nachdenken, ob es nicht Sinn macht, bei 
Talenten die Schulzeit auf 14 Jahre auszudehnen, 
um die sportliche Entwicklung unter Umständen 
nicht zu gefährden. – Übrigens ist das bei allen 
sportbetonten und Eliteschulen des Sportes in 
Deutschland Standard. 

Wir müssen ebenfalls darüber nachdenken und 
diskutieren, ob wir diese starren Klassenfrequen-
zen, die es in den Schulen gibt, von zum Beispiel 
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25 Schülern, nicht flexibilisieren können, um 
schnell und flexibel Talente integrieren zu können. 

Meine Damen und Herren, drittens glaube ich, 
dass wir die Frage nach hochqualifizierten Trai-
nern und der Aufbesserung im hauptamtlichen Be-
reich noch nicht komplett auf dem Schirm haben. 
Es ist doch völlig klar, dass wir beim nächsten 
Schritt, den wir im Bereich der Sporttalentförde-
rung machen, mit Ehrenamtlichen so nicht weiter-
machen können. 

Als letzten Punkt lassen Sie mich noch anmerken: 
Natürlich hat das auch etwas mit der Universität 
und der Hochschule oder mit der Hochschulland-
schaft insgesamt in Bremen zu tun. Natürlich müs-
sen sich auch die Hochschulen in diesem Land und 
gerade auch die Universität vor dem Hintergrund 
des wiedereinzuführenden Sportstudiengangs zu 
dem Leistungs- und Spitzensport bekennen und 
ihn auch fördern. Es macht ja keinen Sinn, dass die 
Kinder und Jugendlichen die sportbetonte Schule 
und Eliteschule des Sports durchlaufen und im An-
schluss Bremen verlassen müssen, weil die Hoch-
schule keine Perspektive für den Leistungs- und 
Spitzensport bietet. 

Meine Damen und Herren, insgesamt ist das zu we-
nig für den Leistungssport und die damit verbun-
dene Förderung von Sporttalenten. Ich glaube, 
wenn wir das nur auf die Eliteschule des Sports 

(Glocke) 

und auf die Schule Ronzelenstraße fokussieren, ist 
das zu kurz gegriffen. Ich glaube, wir müssen auch 
noch an die Strukturen herangehen. Dazu werde 
ich im zweiten Beitrag noch etwas sagen. – Vielen 
Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Auf der Besu-
chertribüne begrüße ich jetzt recht herzlich eine 
Gruppe von IG-Metall-Senioren. Schön, dass Sie 
da sind! 

(Beifall) 

Als nächster Redner erhält der Abgeordnete Cindi 
Tuncel das Wort. 

Abgeordneter Cindi Tuncel (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, liebe Gäste! Die Kollegen der FDP möchten 
wissen, wie das Land Bremen Sporttalente im Land 

fördert und ans Land binden möchte. Wie der Fra-
genkatalog angelegt ist, unterstellt uns die FDP als 
Regierungskoalition – 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Wir un-
terstellen überhaupt nichts! Wir stellen Fragen!) 

hören Sie einmal zu –, dass wir nichts für den Spit-
zensport in Bremen leisten oder ihn sogar behin-
dern würden. Hier muss ich gleich am Anfang ein-
mal deutlich widersprechen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ach!) 

Die Mittel für die Förderung des Leistungssports 
sind für 2020 und 2021 deutlich angehoben worden 
und werden auch zukünftig abgesichert. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: 20 Euro!) 

Es geht schon mit Ihrer ersten Frage los, inwiefern 
Leistung für uns ein Aufstiegsversprechen darstellt. 
Ich kann mit dieser Frage nicht sehr viel anfangen. 
Was genau ist denn Leistung? 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hilz [FDP]: Das haben wir 
Sie gefragt!) 

Hier spielt ja so ein Vom-Tellerwäscher-zum-Milli-
onär-Glauben mit hinein oder in unserem Kontext 
Vom-Straßenkicker-in-die-Bundesliga. Dabei wird 
aber meiner Ansicht nach vergessen, dass Leis-
tungsförderung ganz woanders anfangen muss, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Genau!) 

Bei der finanziellen Absicherung des Elternhauses, 
bei der Bildung, bei den kostengünstigen Freizeit-
angeboten und beim Sport, eben ganz besonders 
beim Breitensport, also bei den Sportangeboten für 
alle, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Abgeordneter Marco Lübke [CDU]: Das ist der 
Leistungssport doch auch, oder nicht?) 

Hier haben wir in Bremen gerade den Aktionsplan 
für die Zukunft des Sports auf den Weg gebracht, 
bei dem es genau darum geht, Breiten- und Spit-
zensport gemeinsam zu denken und gemeinsam zu 
fördern. Aber Ihnen geht es hauptsächlich um den 
Spitzensport. Sie fragen den Senat nach der Elite-
schule des Sports an der Ronzelenstraße und nach 
dem Haus der Athleten. Allerdings sind die Ant-
worten zum Thema Eliteschule des Sports nicht 
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mehr ganz aktuell, das hatte ja meine Kollegin Frau 
Bergmann auch schon gesagt. In den vier Monaten 
seit der Veröffentlichung des Antworttextes hat 
sich einiges getan. Zwei wesentliche Beschlüsse 
sind von uns als Koalition auf den Weg gebracht 
worden: Zum einen haben wir mit der Planung für 
die neue doppelstöckige Sporthalle begonnen. 

(Glocke) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Bergmann? 

Abgeordneter Cindi Tuncel (DIE LINKE): Ja, gern. 
Ich bin ja sportlich. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Werter Kol-
lege, haben Sie wahrgenommen, dass ich ganz aus-
führlich über den Breitensport gesprochen habe 
und über den unter anderem auch sozialen Auf-
stieg, der durch den Sport stattfindet? 

Abgeordneter Cindi Tuncel (DIE LINKE): Ja, das 
habe ich wahrgenommen, aber ich möchte das 
noch einmal deutlich machen: In Ihren Fragen ging 
es Ihnen hauptsächlich um den Spitzensport. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Genau! Das 
ist das Thema. 

Abgeordneter Cindi Tuncel (DIE LINKE): Ja. 

Noch einmal, es ging um die Halle. Diese Halle soll 
ja in einem beschleunigten Verfahren errichtet 
werden und so dafür sorgen, dass ab dem Jahr 2024 
ausreichend Hallenkapazitäten an der Schule an 
der Ronzelenstraße vorhanden sind. 

Zweitens haben wir die notwendigen Beschlüsse 
gefasst, um ein Wohnheim an der Mary-Astell-
Straße für ein Sportinternat einzurichten. Damit ist 
dieses lange Verfahren endlich abgeschlossen, und 
ab sofort können junge Sporttalente, auch von au-
ßerhalb – auch das haben Sie erwähnt – die Schule 
an der Ronzelenstraße besuchen. Das finden wir 
gut, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Koali-
tion. 

(Zögerlicher Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 
90/Die Grünen – Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert 
[FDP]: Wenn die Koalition schon angesprochen 
wird, dann sollte sie klatschen! Klappt aber nicht!) 

Damit haben wir erhebliche Schritte vorwärts ge-
macht, um eine Eliteschule des Sports im Land Bre-
men einrichten zu können. Ich teile an dieser Stelle 
aber auch ausdrücklich die Einschätzung des Se-
nats, dass es wichtiger ist, dass an der Schule an der 
Ronzelenstraße die Rahmenbedingungen stimmen. 
Der Titel Eliteschule kommt erst danach. An den 
richtigen Rahmenbedingungen wird gearbeitet, 
sehr aktiv sogar. 

Mit der Lösung für das Internat im Wohnheim an 
der Mary-Astell-Straße halten wir aber auch noch 
die Tür für das Haus der Athleten auf. Hier könnten 
weitere Appartements durch die Stiftung des 
Sports angemietet werden und somit die Verbin-
dung der Eliteschule des Sports mit dem Haus der 
Athleten realisiert werden, meine Damen und Her-
ren. 

Einen letzten Satz noch zum Werder-Nachwuchs-
leistungszentrum. Hier ist die Lage ja noch viel 
komplizierter. Es geht ja nicht einfach um das Geld, 
und zack, steht das Leistungszentrum in der Pauli-
ner Marsch, und Werder spielt wieder in der ersten 
Liga. Hier geht es um eine ganze Anzahl von Akt-
euren: Werder, Anwohner:innen, den Bremer 
Deichverband, verschiedene Ressorts. Wir unter-
stützen Werder bei der Idee eines neuen Leistungs-
zentrums. 

(Abgeordneter Marco Lübke [CDU]: Aber?) 

Der Senat sagt aber vollkommen zu Recht, dass wir 
für den weiteren Prozess jetzt erst einmal die wei-
teren Informationen zur Nutzung und zu den Kos-
ten brauchen. Die liegen eben noch nicht vor, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. 

Grundsätzlich sehe ich es aber so, dass der Sport in 
seiner ganzen Breite sein muss, und er wird in Bre-
men gefördert. Dass hier mehr Luft nach oben ist, 
liebe Kolleg:innen von der CDU und von der FDP, 
das sehen wir alle, aber im Rahmen unserer Mög-
lichkeiten sind wir gut aufgestellt. – Vielen Dank 
für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Prof. Dr. Eva 
Quante-Brandt. 

Abgeordnete Prof. Dr. Eva Quante-Brandt (SPD): 
Meine sehr geehrte Präsidentin, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich bin leider etwas derangiert. 
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(Zuruf FDP) 

Ich habe mich irgendwie erkältet. Ich versuche es 
jetzt trotzdem einmal kurz und bündig. 

Ich bin erst einmal froh, dass wir die Anfrage ge-
habt haben. Ich habe das nicht ganz so kritisch ge-
lesen wie mein Kollege Herr Tuncel. Ich fand auch 
die Fragen eigentlich hoch interessant und ich fand 
sie vor allen Dingen insofern gar nicht schlecht, 
weil sie den Senat noch einmal in die Lage versetzt 
haben, all das, was er gemacht und all das, was er 
kann und all das, was er will und seine Program-
matik auch entsprechend darzulegen. Insofern 
kann ich mit den Antworten als auch mit den Fra-
gen einen ganz guten Umgang finden. 

Ich will einfach nur auf den Punkt eingehen, dass 
natürlich die Eliteschule des Sports – zu der ist 
schon viel gesagt worden – eine ganz wichtige Ent-
scheidung ist, und es ist sehr, sehr gut, dass aus 
dem Bildungsbereich ganz viel dafür getan worden 
ist, dass wir die Curricula jetzt haben, dass die 
Stundentafeln dafür da sind und jetzt auch durch 
die Besetzung fast aller Stellen und jetzt durch die 
Internatsplätze auch die Möglichkeit da ist, dass 
man den Antrag überhaupt stellen kann. Jetzt sind 
die Voraussetzungen dafür getroffen. Es weiß aber 
auch jeder, dass es auch noch zu mehr Verabredun-
gen zwischen der Schule und den Fachverbänden 
kommen kann und muss. 

Das ist natürlich schon so, dass es ein größeres Ko-
operationsgeflecht ist, in dem sich auch eine solche 
Beantragung entwickeln muss, in dem eine solche 
Beantragung auch nur vorgenommen werden 
kann. Wenn Bremen dann die 44. Eliteschule wer-
den sollte, dann glaube ich auch, dass wir hier ei-
nen großen Beitrag dafür leisten, dass der Nord-
westen die Talente im Sport auch in Bremen auf-
nehmen kann. 

Der Grundgedanke, der aus der Antwort des Se-
nats deutlich wird, dass es immer ein Zusammen-
spiel zwischen Breitensport und Leistungssport ge-
ben muss, das ist eine wichtige und zentrale Äuße-
rung. Das ist vor allen Dingen eine, die auch kom-
plett mit den Positionen im organisierten Sport zu-
sammentrifft. Es geht doch schon immer darum, 
dass ich eine Spitze nur entwickeln kann und fin-
den kann, wenn ich eine Breite habe. Ohne Breite 
keine Spitze, also das ist eigentlich relativ einfach. 
Die Frage, ob Vorbilder wichtig sind und ob Sport-
lerinnen und Sportler, Leistungssportler:innen, 
Vorbilder sein können: Ja, das können sie, ja, das 
sind sie, wenn leider auch nicht Alle. 

Schauen Sie sich die Gymnastinnen an, die jetzt in 
langen Anzügen turnen, weil sie sich diesem Sexis-
mus, den es schlicht und ergreifend im Sport, im or-
ganisierten Sport, im Leistungssport ebenso gibt, 
dass sie genau dem nicht mehr folgen und dass sie 
sich jetzt mit Vollanzügen dem Wettkampf stellen. 
Das ist, finde ich, eine tolle Entscheidung von den 
jungen Frauen, und es ist vor allen Dingen auch ein 
wichtiges Signal gegen Sexismus. 

(Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]: Das ist längst 
keine Antwort auf Sexismus!) 

Frau Ahrens, hören Sie doch einmal auf! Es ist aber 
eine wichtige, nämlich, 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

ob man dem Bild, welches man von einer Frau er-
wartet, wie sie sich dort präsentiert, entspricht, o-
der ob man sich dem Bild entzieht. Ich glaube, das 
müsste eigentlich klar geworden sein. 

(Zurufe Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU] 
und Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]) 

Herr Strohmann, dass das Problem komplexer ist, 
ist klar. Wir waren aber auch bei dem Thema von 
Vorbildern. 

(Zuruf Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]) 

Bei Vorbildern ist das, glaube ich, ein ganz wichti-
ger Punkt. Wir können uns auch gern noch einmal 
an anderer Stelle über Vorbilder unterhalten. Auch 
da gibt es, glaube ich, in vielerlei Hinsicht recht viel 
Luft nach oben. 

Ich möchte noch einmal darauf eingehen, dass ich 
es eine sehr, sehr wichtige und richtige Entschei-
dung gefunden habe, dass jetzt in der Haushalts-
aufstellung 100 000 Euro mehr für den Leistungs-
sport veranschlagt werden. Das ist auch deswegen 
wichtig, weil damit auch die Arbeit der Fachver-
bände gestärkt werden kann. Wir wissen alle, dass 
die Fachverbände dann auch die Förderung der 
jungen Athletinnen und Athleten vornehmen kön-
nen und vornehmen müssen und vornehmen soll-
ten. Insofern, glaube ich, ist das eine überfällige 
Entscheidung gewesen und es ist eine ganz, ganz 
notwendige und richtige Entscheidung gewesen. 

Ich kann im zweiten Beitrag vielleicht noch einmal 
auf diese Vorbildfrage eingehen, wenn Ihnen das 
noch ein wichtiges Anliegen ist. Ansonsten bin ich 
schon der festen Überzeugung, dass wir auch mit 
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der Wiedereinführung des Sportstudienganges ge-
nau das tun, was Herr Lübke angesprochen hat: 
Wir sorgen dann auch ein Stück weit mehr dafür, 
dass wir auch wieder die Trainerinnen und Trainer, 

(Glocke) 

die ausgebildeten Fachkräfte dafür finden. – Herz-
lichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Christopher 
Hupe. 

Abgeordneter Christopher Hupe (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren, liebe Gäste! 

Erlauben Sie mir, dass ich zu Anfang ein bisschen 
allgemeiner über Sport spreche, weil ich glaube, 
dass es wichtig ist, noch einmal zu betonen, welche 
wichtige Funktion Sport in der Gesellschaft hat, 
insbesondere für junge Menschen, über die wir ja 
heute hier auch sprechen. Er fördert Teamgeist, 
Verantwortungsvermögen, er lehrt den Wert von 
Anstrengung, Durchhaltevermögen, Disziplin und 
Fairness. Ein ganz wichtiger Part auch: Er lehrt den 
Umgang mit Erfolgen und Misserfolgen und ist da-
mit ganz bedeutend für die Persönlichkeitsent-
wicklung von jungen Menschen. 

Wenn wir dann zum Leistungssport kommen, bie-
tet er Kindern und Jugendlichen die Möglichkeit, 
die eigenen Leistungsgrenzen zu erfahren und 
auch zu verschieben. Sie bekommen die Gelegen-
heit, insbesondere, wenn sie in Kadern sind, ver-
schiedene Orte kennenzulernen, kommen herum, 
und das ist ja diese Frage, die auch angesprochen 
wurde zum sozialen Aufstieg, den insbesondere 
der Leistungssport da bietet. 

Ich habe ja gestern schon in der Sportdebatte er-
zählt, dass ich Basketballer bin und habe vor eini-
gen Jahren eine Leistungssportmannschaft für 
U16-Mädchen in Bremen ins Leben gerufen, weil 
es für diese Mädchen überhaupt keine Möglichkeit 
gab, in Bremen den Sport voranzutreiben, wenn sie 
ein gewisses Talent mitbringen. Da sind Mädchen 
aus ganz Bremen zusammengekommen, aus Vege-
sack, Oberneuland, Arsten, auch aus Brinkum. Das 
ist sehr befruchtend, wenn Kinder, die sonst in ihrer 
Schule, im Alltag, nicht zusammenkommen, dann 
über den Sport diese Möglichkeit haben. Ich 
glaube, das ist etwas, was auch der Leistungssport, 

die Talentförderung, mitbringen und das ist etwas 
ganz Wichtiges. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, FDP) 

Da kann man einmal klatschen. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das war die Pause!) 

Genau, das war die Pause. Ich bin daher auch 
durchaus dankbar für die umfangreiche Große An-
frage und auch für die Antwort des Senats. Es klang 
ja auch schon in den Redebeiträgen der Opposition 
durch, dass da durchaus einige Fortschritte sind, 
die zu begrüßen sind. Ich freue mich sehr darüber 
– Eva Quante-Brandt hat es gerade auch angespro-
chen –, wie sehr die Mittel für die Leistungssport-
förderung jetzt mit dieser Koalition doch deutlich 
gesteigert wurden. Wir waren 2019 noch bei knapp 
über 100 000 Euro und haben jetzt, wenn dieser 
Haushalt denn in diesem Jahr noch beschlossen 
wird, weitere 150 000 Euro im Vergleich zu 2019. 
Das ist ein ordentlicher Sprung nach vorn. Das be-
grüßen wir, und das zeigt auch die Bedeutung des 
Leistungssports für diese Koalition. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Da können wir noch einiges mehr aufzählen: Wir 
investieren einen hohen Beitrag in die Schwimm-
bäder, um diese zukunftsfähig zu machen. Die Ron-
zelenstraße wurde schon angesprochen, auch da 
unterstützt die Koalition das Bestreben, die Ron-
zelenstraße, die sportbetonte Schule, zu einer Eli-
teschule des Sports weiterzuentwickeln. Dafür wird 
in den Campus investiert. Dafür wird eine Sechs-
fachsporthalle kommen. In der letzten Deputations-
sitzung für Kinder und Bildung und in der Deputa-
tionssitzung für Sport haben wir jetzt auch die acht 
Internatsplätze auf den Weg gebracht, die dort 
noch einmal die Möglichkeit schaffen, dann auch 
wirklich Eliteschule des Sports zu werden. 

Ich glaube, dass diese Schule das wird, ist ein ganz 
wichtiger Punkt für junge Sporttalente in dieser 
Stadt, denn der Aufwand zwischen Sport und 
Schule ist enorm. Auch wenn Sport eine Aufstiegs-
möglichkeit bietet, ist immer noch der Fokus, der 
ganz wichtig sein muss, der der Bildung. 

(Abgeordnete Prof. Dr. Eva Quante-Brandt [SPD]: 
Ja!) 
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Das dürfen wir nicht vergessen. Nur Aufstieg durch 
Sport ist immer riskant, weil das jeden Moment vor-
bei sein kann, leider. Ich selbst wollte eine lange 
Profikarriere haben, und mit 22 war es dann von ei-
nem Tag auf den anderen vorbei, weil ich eine 
schwere Verletzung hatte. Das passiert leider auch 
deutlich jüngeren Menschen. Da kann man schon 
in ein ordentliches Loch fallen und da ist es wichtig, 
dass Bildung immer eine Rolle spielt. Bei mir war 
es zum Glück so. Durch die Eliteschule können wir 
da, glaube ich, die Strukturen auch noch einmal 
verbessern, damit Jugendliche die Möglichkeit ha-
ben, sich ihrem Sport voll zu widmen und gleich-
zeitig auch die Bildung nicht zu vernachlässigen. 

Da bin ich auch dankbar, Herr Lübke, für den Auf-
schlag mit G10. Wir haben Diskussionen über G8, 
G9, jetzt noch über G10. Ich glaube, das ist etwas, 
das es wert ist, darüber nachzudenken, wie wir da 
vielleicht auch noch einmal Möglichkeiten schaf-
fen können, um die Schulzeit für diejenigen, die 
sich sehr intensiv ihrem Sport widmen, zu verlän-
gern. 

Das war es von mir in der ersten Runde. Meine Re-
dezeit ist abgelaufen. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Birgit Berg-
mann. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Liest 
man die Texte aus den letzten Monaten aus der Be-
hörde zum Thema, dann liest man ständig über den 
Begriff des Hauses der Athleten. Dieser wird syno-
nym verwandt zum Internat der Oberschule an der 
Ronzelenstraße. 

Damit ist eine große Sprachverwirrung zu dieser 
Thematik ausgelöst worden. Nach all den Diskus-
sionen, die es dazu gab, wird das immer weiter auf-
rechterhalten. So meinte sogar Staatsrat Fries, in 
der letzten Sitzung der Deputation für Sport noch 
darauf aufmerksam gemacht, es sei doch egal, wel-
ches Schild über der Haustür hängt. 

Deswegen noch einmal, und zwar ohne in die De-
tails zu gehen: Das Konzept des Hauses der Athle-
ten, das die Sportstiftung als finanzpotente und 
sportbegeisterte Bürgerstiftung erstellt hat, ist grö-
ßer als diese Internatsidee, ist inklusiver und bis in 
die Finanzierungskonzeption hinein konsequent 

von sozialen und nachhaltigen Prinzipien durchzo-
gen. Das kann man ignorieren und das Türschild 
klauen, aber deswegen ist dann trotzdem nicht da-
rin, was draufsteht. Sprechen wir über Förderung 
von Sporttalenten in Bremen, dann sprechen wir 
von einer Gemeinschaftsaufgabe. 

(Beifall FDP) 

Gemeinschaft, Team, Sport, Fairness, das gehört 
zusammen. Was aber unsportlich ist, wenn man so 
eine großartige Stiftung in der Stadt hat: Wenn man 
sich zu allen möglichen Anlässen damit schmückt, 
sie aber in der Kommunikation um Lösungen außen 
vor lässt. 

Jetzt haben die Senatorin, ihre Vertreter, verkün-
det, sie hätten eine Internatslösung für das Haus 
der Athleten, des Projektes der Sportstiftung, im 
letzten Protokoll gefunden, die könnten sich jetzt 
ebenso bei der International School einmieten. Nur, 
die haben sich einfach an den Kopf gefasst und ich 
kann Ihnen sagen, die waren weit davon entfernt, 
sich in die bestehenden Vorstellungen eines Zent-
rums einbauen zu lassen. 

Warum wird hier so wenig kommuniziert? Die 
Kommunikation mit dem SV Werder Bremen zeigt 
doch, dass es geht und auch, dass Sie wissen, was 
es heißt in Kommunikation und Kooperation zu 
bleiben, bis Lösungen geboren sind. 

Ich komme auf den Aktionsplan für Sport, den wir 
hier verabschiedet haben, mit dessen Erstellung 
der Senat die Behörde beauftragt hat. Nein, das 
Parlament hat beauftragt. Da findet man den Leis-
tungssport und die Talentförderung auf einer Liste 
unter ganz vielen. Dieser Aktionsplan ist kein Ak-
tionsplan, denn er zeigt gar keine Lösung für beste-
hende Probleme. Dabei gibt es handfeste Prob-
leme. 

Ich erinnere zum Beispiel an die mangelnde Unter-
stützung der Bremerhavener Spitzenvereine, die 
Weltsportler auf den Weg begleiten, wie zum Bei-
spiel im Trampolinsport oder im Rollsport. Denen 
zu helfen in ihren Problemen, das wäre praktische 
Talentförderung. 

Was wir brauchen: Konkretisierung von Plänen, 
Lösungsideen und Priorisierung, und zwar nicht 
entlang parteipolitischer Lieblingsthemen, sondern 
entlang der Notwendigkeiten und Erfordernisse 
der Betroffenen und Vereine. Da braucht man 
transparente Meilensteine in der Talentförderung, 
wodurch und bis wann welche Unterziele erreicht 
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werden können, und natürlich brauchen wir auch 
im Talentsport große Zieldefinitionen: Wo wollen 
wir 2030 mit der Talentförderung in Bremen ste-
hen? Wie sieht eine zukunftsorientierte Talentför-
derung 2030, 2040 in Bremen aus? 

Dazu gehört auch eine klare Definition, was darin 
Arbeitspakete, Verantwortlichkeiten und Rolle der 
Politik beziehungsweise des Senats sind und auch 
eine anhaltende, wertschätzende und vor allem tat-
sächlich stattfindende Kommunikation mit den be-
troffenen Personen, Vereinen und Verbänden. Da 
gibt es weiterhin Luft nach oben. Ich hoffe sehr, 
dass die Hausaufgaben da in einigen Punkten bes-
ser gemacht werden als bisher. 

Natürlich brauchen wir den Sportstudiengang, die 
Trainerinnen und Trainer und würdige Sporthallen 
und Sportstätten. Deswegen noch ein letzter Ge-
danke: Wenn Sie Sporttalente im Land Bremen för-
dern und halten wollen und jetzt an den Bau neuer 
Hallen um die Universität herum, wenn Sie wieder 
darangehen, dann legen Sie doch unseren Antrag 
für ein Sport- und Wettkampfzentrum an der Uni-
versität Bremen noch einmal auf den Stapel von un-
ten nach oben, schauen Sie sich den an, nehmen 
Sie diesen Antrag als Grundlage für weitere Dis-
kussionen zum Thema, denn er ist vom Ort und von 
der Zeit her goldrichtig. 

(Beifall FDP) 

Lassen Sie uns vorbeugen, damit wir Reaktionen 
wie die von Florian Wellbrock nicht mehr hören. 

(Glocke) 

Fordern wir unsere Sporttalente nach Kräften. Wir 
tun ihnen, dem Sport, uns allen 

(Abgeordneter Cindi Tuncel [DIE LINKE]: Aber der 
Wellbrock hat auch Unterstützung hier in Bremen 
bekommen!) 

und dem Land Bremen damit etwas Gutes. 

(Beifall FDP) 

Ich habe nicht gesagt, dass er sie nicht bekommen 
hat, aber die subjektive Wahrnehmung von Herrn 
Wellbrock ist ernst zu nehmen und zu hinterfragen, 
um im positiven Sinne daraus lernen zu können. 
Wenn man das nicht tut, wird man nicht besser. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Marco Lübke. 

Abgeordneter Marco Lübke (CDU): Frau Präsiden-
tin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte noch ein paar Bemerkungen zu meinen 
Vorrednern machen. Herr Kollege Tuncel, ja, die 
Mittel sind erhöht worden. Das erkenne ich auch 
an, aber es geht manchmal nicht nur ums Geld. 

(Beifall FDP) 

Sondern, es geht manchmal auch darum, sich zu ei-
nem gewissen Thema zu positionieren und dazu zu 
stehen. 

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Um Haltung!) 

Ihr Redebeitrag hat ehrlicherweise gezeigt, dass 
Sie für den Leistungssport nichts übrig haben. Das 
muss ich ganz offen so sagen. 

(Beifall CDU, FDP) 

Jetzt ist es vielleicht noch einmal an der Zeit, ich 
würde auch noch ein Wort zu Florian Wellbrock sa-
gen. Das ist ja jetzt auch schon angeklungen. Ich 
glaube, ich bin jetzt schon so lange im Schwimm-
sport aktiv, und ich glaube, ich kann die Trainings-
bedingungen einigermaßen einschätzen hier in 
Bremen. Wir müssen uns doch ehrlicherweise 
nichts vormachen. Diese Weltklasseleistung – viel-
leicht können wir ihm dazu hier auch an dieser 
Stelle noch gratulieren, 

(Beifall CDU) 

zu dieser Weltklasseleistung –, die Florian Well-
brock aktuell abliefert, vor der ich den Hut ziehe, 
vor dieser herausragenden Leistung, dieses Welt-
klasseniveau, das ist doch hier nicht in Bremen sys-
tematisch entwickelt worden, da müssen wir uns 
doch nichts vormachen. Das ist, wenn wir ehrlich 
sind, eher zufällig entstanden, weil es nämlich den 
Lehrern der Schule an der Ronzelenstraße gelun-
gen ist, dieses Talent spät zu sichten und dann auf-
zubauen, und dann musste er den nächsten Schritt 
machen. Das ist genau das, was wir ändern müs-
sen, meine Damen und Herren. 

(Beifall CDU, FDP) 

Ich finde, wir als CDU-Fraktion finden, wir sollten 
und müssen dem Leistungssport insgesamt mehr 
Wertschätzung schenken, ihn mehr fördern und 
auch als etwas Positives sehen. Es kann ja nicht 
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sein, dass ständiges Betteln um normale Bedingun-
gen, so will ich es einmal sagen, für den Sport und 
für den Leistungssport an der Tagesordnung sind. 
Das sind genau die Punkte, die wir ändern müssen. 
Dazu gehört zum Beispiel eine moderne leistungs-
fähige Sportinfrastruktur für den Leistungssport. 
Da geht es nicht um Luxus, sondern da geht es um 
die Basis, um die Grundlage, sodass Sport und Leis-
tungssport überhaupt stattfinden können. Ich finde, 
dafür müssen wir als Politik sorgen, meine Damen 
und Herren. 

Ich habe ja nun auch schon ein paar andere Städte 
kennengelernt, in denen viel Sport getrieben wird, 
und ich vergleiche Bremen immer gern mit ande-
ren Städten in ähnlicher Größenordnung. Ich 
nenne jetzt einmal Dresden oder Stuttgart, die ja 
von der Größe ungefähr vergleichbar sind. Ich will 
dazu sagen, dort wird der Sport, aber auch der Leis-
tungssport, als etwas ganz Selbstverständliches ge-
sehen. Da gibt es zehn, 15 sportbetonte Schulen, 
mehrere Eliteschulen des Sports. Ich finde, da hat 
der Leistungssport eine ganz andere Wertschät-
zung, eine ganz andere Priorität, eine Normalität, 
möchte ich einmal sagen. Ich finde, da müssen wir 
langfristig hinkommen, meine Damen und Herren. 

(Beifall CDU) 

Das hat sich in den Jahrzehnten dort so entwickelt, 
was sich hier eben nicht entwickelt hat. Dafür gibt 
es natürlich auch Gründe, weil es politisch keine 
Priorität hatte und weil es auch nicht als so wichtig 
gesehen wurde. Natürlich können wir das nicht 
von heute auf morgen ändern, aber ich finde, da 
müssen wir perspektivisch hinkommen und dafür 
ist die Eliteschule des Sports an der Ronzelenstraße 
ein erster Schritt. Nicht weniger, aber auch nicht 
mehr, meine Damen und Herren. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Christopher 
Hupe. 

Abgeordneter Christopher Hupe (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Ich möchte jetzt nicht da-
rauf eingehen, ob die Zeit an einer Schule in Bre-
men für einen Weltklassesportler entscheidend war 
oder nicht und welche Rolle das gespielt hat. 

Ich glaube, bei allen Anstrengungen, die wir haben 
und allen Fortschritten, die wir jetzt machen und 
die wir in Zukunft vielleicht auch noch machen, 

wird es immer so sein, dass Sportler für den nächs-
ten Schritt auch in jungen Jahren, die Stadt verlas-
sen müssen. Wir können nicht Bundesstützpunkte 
für jede Sportart in Bremen aufbauen. Das ist ein-
fach nicht möglich. Ich glaube, es ist auch nicht 
sinnvoll, Bremen mit Städten, die aber in einem 
Flächenland mit ganz anderen Möglichkeiten lie-
gen, zu vergleichen. Das macht keinen Sinn. 

Ich glaube, das hat die Antwort des Senats gezeigt, 
wir tun eine Menge in dieser Koalition und ich 
kann auch noch weitere Sachen nennen, die ich 
eben schon genannt habe. Die gehen vielleicht 
auch ein bisschen dahin, was für die Talentförde-
rung ganz elementar ist: Dafür müssen Talente erst 
einmal gefunden werden. Die melden sich nicht 
von allein, sondern die werden im Breitensport ge-
funden. Dafür braucht es auch eine gute Aufstel-
lung. 

Es gibt eine Kampagne des Landessportbundes 
Bremen e. V. (LSB), um jetzt darauf zu reagieren, 
dass wir wieder Übungsleiter brauchen, insbeson-
dere nach der Pandemie, und die Kids und Jugend-
lichen wieder in die Vereine bringen müssen. Die 
wird vom Senat mit 50 000 Euro unterstützt und das 
ist eine sehr gute Sache. Außerdem wurden die 
Pauschalen für die Übungsleiter erhöht. Auch das 
ist eine wichtige Sache, weil ohne Übungsleiter in 
den Sportvereinen diese Talente nicht da sind, und 
dann können sie auch nicht gefördert werden. 

Dazu – das wurde vorhin auch schon erwähnt – 
wird der Sportstudiengang wiederkommen, und 
auch das wird den Vereinen helfen, wenn in Zu-
kunft die Sportstudierenden, von denen sicherlich 
viele sich dann auch in den Vereinen engagieren 
werden, dort helfen, nicht nur die Talente zu fin-
den, sondern auch zu fördern. Menschen, die Sport 
studieren, sind dann ja häufig auch affin mit Leis-
tungssport und werden sich da sicher engagieren, 
und davon wird Bremen sehr profitieren. Davon bin 
ich überzeugt. 

Ich sehe gerade, ich habe gar keinen Punkt, den ich 
jetzt noch erwähnen wollte, die anderen hatte ich 
schon. Das war es für meine zweite Runde. – Vielen 
Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Cindi Tuncel. 

Abgeordneter Cindi Tuncel (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Noch einmal, Herr Kollege 
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Lübke: Ich wollte eigentlich nicht noch einmal re-
den. Aber, nachdem Sie gesagt haben, ich hätte 
nichts für den Leistungssport übrig, da wollte ich 
natürlich hier deutlich machen, dass ich das über-
haupt nicht so sehe und dem widerspreche. Ohne 
Breitensport ist Leistungssport nicht möglich. 

(Abgeordneter Marco Lübke [CDU]: Das habe ich 
auch gar nicht abgestritten!) 

Und noch einmal zu Herrn Wellbrock. Ich habe mir 
sein Rennen angeschaut – ich glaube das war in der 
Nacht, ich weiß nicht, wie viel Uhr das war –, weil 
er Bremer war. Ich habe mir auch danach ange-
schaut, welche Trainerinnen und Trainer ihn unter-
stützt und gefördert haben, und das waren Bremer 
Trainer, Bremer Vereine, und ich finde, wenn Sie 
das zigmal erwähnen, Frau Bergmann, dann muss 
man hier auch noch einmal deutlich machen, dass 
viele Bremer Übungsleiterinnen und -leiter sehr, 
sehr gute Arbeit geleistet haben, damit der Junge 
da ist, wo er jetzt ist. So! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen – 
Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: So!) 

Es ist auch so, dass wir, auch wenn wir uns jetzt – 
Fußball ist ja auch eine Sportart, in der sehr viele 
den Sport ausüben –, diesen anschauen: Beispiels-
weise ist jetzt auch ein junger Bremer, über den SV 
Hemelingen, TuS Komet Arsten, SC Borgfeld jetzt 
bei Werder Bremen gelandet: Eren Dinkci. Da 
sollte man auch noch einmal schauen, denn auch in 
diesem Bereich wurde gute Arbeit geleistet. Es ist 
auch immer wieder wichtig, zu erwähnen: Ohne 
Breitensport und ohne Unterstützung der großarti-
gen Übungsleiterinnen und Übungsleiter ist Leis-
tungssport nicht möglich. 

(Abgeordneter Marco Lübke [CDU]: Das streite ich 
auch gar nicht ab!) 

Leistungssport ist auch wichtig für Bremen. Die Ko-
alition hat noch einmal deutlich gemacht, wie wich-
tig sie das findet. Sie haben das finanziell unter-
stützt. Wir haben demnächst unsere Eliteschule, 
wir unterstützen den Leistungssport beim LSB. Es 
ist wirklich nicht in Ordnung, wenn Sie sich dann 
da hinstellen und sagen: Hey, Herr Tuncel, Sie set-
zen sich nicht für den Leistungssport ein. 

(Abgeordneter Marco Lübke [CDU]: Das ist aber 
die Wahrheit!) 

Ich unterstütze Breitensport bis zum Leistungs-
sport. – Danke! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Prof. Dr. Eva 
Quante-Brandt. 

Abgeordnete Prof. Dr. Eva Quante-Brandt (SPD): 
Sehr geehrte Präsidentin, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich meine, mehr gemeinsame Botschaft 
aus dem Parlament kann man doch gar nicht hören, 
als dass alle Leistungssport fördern wollen, dass 
alle der Auffassung sind, ohne Leistungssport ha-
ben wir auch nicht die Kraft, den Breitensport wei-
ter zu entwickeln. 

Vielleicht sind wir ein bisschen unterschiedlicher 
Auffassung an der Stelle, dass wir sagen – ich zu-
mindest sage das und ich glaube, meine Vorredner 
aus der Koalition sagen das auch –, dass man dafür 
auch den Breitensport braucht. Ohne Breitensport 
keine Spitze und vermutlich ohne Spitze auch 
keine Breite. Ich finde, da sind wir doch irgendwie 
an einem gemeinsamen Punkt. 

Wir sind, glaube ich, zweitens auch an einem ge-
meinsamen Punkt, dass es gut ist, dass wir jetzt die 
Eliteschule des Sportes haben werden. Das, glaube 
ich, haben wir auch gemeinsam verständigt. Wir 
wissen aber auch, dass das kriteriengeleitet statt-
finden wird. Es können nur bestimmte Schülerin-
nen und Schüler – das steht ja auch in der Antwort 
des Senats – nach Nominierungskriterien aufge-
nommen werden. Auch das muss man nun einmal 
sehen, weil da jetzt nicht das Land Bremen ent-
scheidet, und es entscheidet nicht allein die Schule, 
sondern es entscheidet das Zusammenspiel zwi-
schen den Spitzenverbänden und der Schule. 

Darüber hinaus gibt es auch die Möglichkeit, dass 
die Landeskader und die Fachverbände Sport-
ler:innen dafür vorschlagen können, damit die 
Schülerinnen und Schüler dort auch auf die Schule 
gehen können. Insofern, glaube ich, haben wir an 
dieser Stelle eine ganz klar gemeinsame Sicht. 

Ich glaube, es ist auch allen gegenwärtig, dass wir 
den Leistungssport auch ein bisschen mehr fördern 
müssen, um als kleines Bundesland, das eben nicht 
wie Städte in Flächenländern ein größeres Einzugs-
gebiet hat, mehr leisten muss, um Sportler:innen in 
Bremen zu halten oder für Bremen zu gewinnen. 
Deswegen kann man Dresden, kann man Stuttgart 
nicht vergleichen, man kann nicht die Strukturen 
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in Flächenländern vergleichen mit einem Zwei-
Städte-Staat wie Bremen. 

(Abgeordneter Marco Lübke [CDU]: Das sage ich 
doch!) 

Das kann man machen, aber das greift nicht so 
richtig. 

(Beifall SPD) 

Ich finde, man muss einfach sehen: Woher kommt 
Bremen, was kann das Land Bremen leisten? Dann 
finde ich es auch richtig – und das wird in der Ant-
wort des Senats auch deutlich –: Am Ende müssen 
Schwerpunkte gesetzt werden. Wichtig ist, dass sie 
gesetzt werden und wenn man sie gesetzt hat, dass 
sie auch umgesetzt werden. Da, glaube ich, sind 
wir uns auch fraktionsübergreifend einig, dass wir 
uns das auch sehr vom Senat wünschen, dass er ge-
nau in dieser Zielrichtung auch den Leistungssport 
weiter fördert und am Ende nicht – und das, finde 
ich, kann man auch nicht aus der Antwort des Se-
nats lesen – den Leistungssport gegen den Breiten-
sport stellt. 

Es ist auch offensichtlich, dass der Senat aner-
kennt, dass man weitere Talentbindungsmodelle 
benötigt, sprich, man muss sich dort auch weiter-
entwickeln. Das, glaube ich, zeigt doch, dass jede 
und jeder weiß, dass an dieser Stelle auch noch 
Hausaufgaben zu machen sind. Es zeigt aber auch, 
dass die Lust und die Bereitschaft da sind, diese 
Hausaufgaben auch zu machen, weil wir den Leis-
tungssport an dieser Stelle auch stärken wollen. 

Ich will noch einen Gedanken sagen. Man kann ja 
auch einmal darüber nachdenken: Wir haben jetzt 
den Bundesstützpunkt der Rhythmischen Sport-
gymnastik (RSG). Auch da finde ich, wird sehr 
deutlich, dass das Land sehr bereit ist, noch inten-
siver in die Stärkung und Stützung dort einzutre-
ten. Man kann natürlich darüber nachdenken: 
Brauchen wir und können wir nicht noch einen 
weiteren Bundesstützpunkt für Bremen einwer-
ben? Können wir uns das nicht zutrauen? Ist es 
nicht eine Frage wert? 

Wir haben die Trampolinspringer:innen, das ist er-
wähnt worden. Wir haben den Rollschuhsport. Wir 
haben die Tänzer:innen. Wir haben ja schon auch 
noch wirklich hohes Potenzial, das haben wir in 
Bremen als auch in Bremerhaven. Insofern wäre 
das ja eine Frage, auch an den Senat, darüber 
nachzudenken, ob das ein Weg sein kann, sich mit 

den Fachverbänden in Verbindung zu setzen und 
sich darüber auch miteinander auszutauschen. 

Ein letzter Punkt: Wir dürfen, finde ich, an der 
Stelle, wenn wir über die Ronzelenstraße reden, 
nicht vergessen, dass wir die Ruderer am Leibniz-
platz haben und dass wir auch die Eliteschule des 
Fußballs „Links der Weser“ haben. Auch die ma-
chen hervorragende Arbeit. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Auch die fördern Talente und tragen für die Sicht-
barkeit der Talente über Bremen hinaus bei. Inso-
fern sind wir da, glaube ich, auf einem guten Weg. 
Ich würde aber auch immer sagen: Wir sind auf ei-
nem guten Weg, aber wir sind noch lange nicht am 
Ziel. 

(Beifall SPD) 

Für mich ist es auch so, dass wir hier wirklich auch 
noch ein bisschen Schubkraft mit hineingeben kön-
nen und sollten. Aber, in diesem Haushalt ist offen-
sichtlich, hier soll ein Schwerpunkt gesetzt werden 
und es ist klar, es stehen nicht Leistungssport und 
Breitensport gegeneinander. – Herzlichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort Staatsrat Jan Fries. 

Staatsrat Jan Fries: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
sehr geehrte Damen und Herren! Vielen Dank für 
diese Debatte zum Leistungssport, die eine Chance 
gibt, genau das zum Ausdruck zu bringen: Leis-
tungssport ist uns wichtig. Frau Quante-Brandt hat 
deutlich gemacht: Wir sind auf einem guten Weg, 
aber wir können noch besser werden. Für diesen 
Weg ist der erste Punkt: Wir müssen aufpassen, 
dass auch das, was wir haben, nicht schlechtgere-
det wird und dass wir das, was wir leisten können, 
realistisch beurteilen. 

Jetzt kann man natürlich eine Debatte führen, ob 
wir vor 40, 50 Jahren bei der Einrichtung von Bun-
desstützpunkten in Bremen etwas verschlafen ha-
ben. Ich finde diese Debatte müßig. Sondern, wir 
müssen Sportpolitik an einem Standort weitgehend 
ohne solche Stützpunkte machen. Das heißt auch, 
dass wir stolz sein müssen, wenn wir Sportlerinnen 
und Sportler dahin gebracht haben, an einen sol-
chen Stützpunkt zu wechseln. Auch hier ist in der 
Debatte deutlich gemacht worden, dass diese 
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Stützpunkte immer sehr große Einzugsbereiche ha-
ben. Das heißt, die Erwartung, alles in einem klei-
nen Bundesland abbilden zu können, ist weder re-
alistisch noch sinnvoll. 

Ich glaube, deswegen sind zwei Ziele einer realis-
tischen und guten Leistungssportpolitik wichtig: 
Die Landeskinder, die Potenzial haben, zu entde-
cken, zu fördern, soweit zu fördern, wie das hier in 
Bremen möglich ist und sie dann auf den weiteren 
Weg zu geben. Zu der Debatte um Florian Well-
brock ist hier schon viel gesagt worden. Aber, ehr-
lich gesagt, eines ärgert mich: Wenn man so tut, als 
ob die Ressourcen, die in der Ronzelenstraße mit 
Trainern, Lehrern, zur Verfügung gestanden ha-
ben, keine Unterstützung, keine staatlichen Mittel 
gewesen wären. Natürlich haben die ihre Grenzen, 
und natürlich ist Bremen nicht in der Lage, einen 
Schwimmer letztlich auf Weltniveau auszubilden, 
sondern ich kann hier die ersten Schritte machen. 

An diesem Punkt auch noch einmal ein weiterer, 
weil die Eliteschule des Sports hier häufig erwähnt 
wird. Für uns im Senat ist es wichtig, dass Leis-
tungssport eben nicht etwas ist, was an Ressort-
grenzen Halt macht, sondern es funktioniert genau 
Hand in Hand verschiedener Ressorts, insbeson-
dere des Bildungsressorts und meines Hauses. Das 
sieht man an der Eliteschule, das sieht man daran, 
dass vor vielen Jahren schon die Mittel aus dem 
Sporthaushalt an Bildung für das Trainer-Lehrer-
Modell, das sehr erfolgreich ist, übertragen worden 
sind und gebündelt werden. 

Deswegen ist bei der Beurteilung von nur 
100 000 Euro in der Vergangenheit oder nur 
250 000 Euro jetzt, zu beurteilen, dass da noch die 
eine oder andere Lehrerstelle, die auch den einen 
oder anderen Euro kostet, noch obendrauf kommt 
und auch ein Teil von Schwerpunktsetzung ist. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Das Zweite: In der Debatte zur Ronzelenstraße ist 
viel Richtiges gesagt worden. Aber, auf eines 
möchte ich noch einmal hinweisen: Zur Anerken-
nung, eine Eliteschule des Sports zu werden, ist vor 
allem wichtig, dass es das sportliche Umfeld gibt, 
dass es Leistungssport in der Stadt gibt, mit der 
diese Schule interagiert. Wenn man die Empfeh-
lungsschreiben der Fachverbände nimmt, und da-
mit meine ich nicht Empfehlungsschreiben der Bre-
mer Fachverbände, die „im eigenen Saft“ sich im-
mer gut finden – das will ich auch hoffen, dass die 
sich gut finden –, sondern die Bundesfachver-
bände, die die Arbeit hier in Bremen loben, ich will 

hier nur beispielsweise die Hockeyarbeit hervorhe-
ben, dann zeigt das auch, was wir haben und dass 
der Blick von außen vielleicht manchmal weniger 
kritisch ist als das, was wir selbst tun. Daher sind 
wir auf einem guten Weg. 

Ich glaube auch, dass der Senat an verschiedensten 
Stellen deutlich gemacht hat, dass er ein Bekennt-
nis hat zum Leistungssport, ein Bekenntnis, dass 
hier auch schon viel betont, nicht auf Kosten des 
Breitensportes ging. Ich glaube, dass wir mit viel 
sportlicher Leistung und sportlicher Höchstleistung 
in den nächsten Jahren noch viel Freude haben 
werden. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Aussprache ist geschlossen. 

Die Bürgerschaft Landtag nimmt von der Antwort 
des Senats, Drucksache 20/1046, auf die Große An-
frage der Fraktion der FDP Kenntnis. 

Unterhalt und Unterhaltsvorschuss – Kinder von 
Alleinerziehenden müssen auch im Land Bremen 
endlich zu ihrem Recht kommen!  
Große Anfrage der Fraktion der CDU  
vom 22. Juni 2021  
(Drucksache 20/1019) 

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 31. August 2021  
(Drucksache 20/1088) 

Dazu als Vertreter des Senats Staatsrat Jan Fries. 

Ich gehe davon aus, dass der Senat die Antwort auf 
die Große Anfrage nicht mündlich wiederholen 
möchte, sodass wir direkt in die Aussprache eintre-
ten können. 

Die Aussprache ist eröffnet. 

Als erste Rednerin erhält die Abgeordnete Sandra 
Ahrens das Wort. 

Abgeordnete Sandra Ahrens (CDU): Frau Präsi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Antwort auf unsere Große Anfrage, das muss 
man leider deutlich sagen, ist geradezu frech. Da-
bei stellt sich die Frage: Wollen Sie die Fragen nicht 
beantworten, oder können Sie tatsächlich diese 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1046
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Fragen nicht beantworten? In Bezug auf Ihr Wollen 
stellt sich die Frage, wieso Sie die parlamentarische 
Kontrolle ausheben, Herr Kollege. In früheren Ab-
fragen der CDU-Fraktion konnten Sie die Fragen 
beantworten, jetzt teilweise nicht mehr. 

Immer noch kommen Sie Ihrem gesetzlichen Auf-
trag, die offenen Forderungen für die Mütter einzu-
ziehen, nicht nach, und das trotz unzähliger Initia-
tiven seit 2009. Das ist ja schon ein bisschen her. 
Dabei ist es eine Haltungsfrage bei Ihnen. Ich erin-
nere an den wunderbaren Auftritt von Sozialstaats-
rat Fries, der im „WISO“-Beitrag des ZDF vom 
9. Juli 2018 behauptet hat, dass die Sozialbehörde 
bei zahlungsunwilligen Vätern nicht beim Finanz-
amt nachfragen dürfe. Ich zitiere wörtlich aus dem 
damaligen Beitrag, nachzulesen auch im Plenar-
protokoll, Drucksache 19/48 S: „Steuerdaten sind 
besonders geschützt, sodass wir nicht direkt darauf 
zugreifen können.“ Diese Aussage widersprach 
der eigenen Aussage des im Sozialressort zu die-
sem Zeitpunkt vorliegenden Leitfadens auf Seite 
fünf. 

Jetzt, Jahre zu spät, wird es, wie man der Antwort 
auf Frage acht entnehmen kann – Seite 13, wer 
nachlesen möchte –, teilweise endlich einmal ange-
wendet. Unglaublich. Dabei wäre die Anwendung 
auch schon Jahre vorher möglich gewesen, nur – 
laut Ressortspitze, ich habe es zitiert – man wollte 
nicht. So läuft das seit 2009. Die CDU fordert Hilfen 
für das Sozialressort durch die Finanzbehörde, der 
Antrag wurde wie immer, was alles von der CDU 
so kam, abgelehnt, um dann Jahre später – wir sind 
im Jahr 2014 –, als die desaströse Rückgriffsquote 
nichts Anderes mehr zuließ, mit dem sogenannten 
Forderungsmanagement dann doch zu kommen – 
leider ebenfalls ohne nachhaltige Verbesserung. 

Zum Stichtag am 31. Dezember 2013 gab es 12 800 
offene Forderungen mit einem Gesamtvolumen an 
Außenständen von 16 Millionen Euro, im zweiten 
Quartal 2021 nur in Bremen 5 489 Fälle mit einem 
Gesamtvolumen an offenen Forderungen von 
20,1 Millionen Euro. Hat sich ja viel verbessert! In 
den Jahren 2000, 2002 und 2003 hat der Bundes-
rechnungshof uns gerügt, 2008 der Landesrech-
nungshof das erste Mal. Auch im Jahresbericht 
2020 des Rechnungshofes Bremen Stadt, Drucksa-
che 20/144 S, übt der städtische Rechnungshofbe-
richt wieder die gleiche scharfe Kritik. Man könnte 
sagen „Copy and Paste“, es ist das Gleiche wie im 
Jahr 2000, im Jahr 2002 oder 2008. Für die Stadtge-
meinde stellt er fest, dass das Jugendressort auf-
grund der fehlenden Überblicke über mögliche Ri-

siken, drohende Verjährung und nicht zügiger Be-
arbeitung von Rückforderungen einen Verstoß 
nach § 34 Landeshaushaltsordnung begeht. 

Offene Forderungen werden immer noch nicht aus-
reichend gut kontrolliert, Sie haben keine Über-
sicht, Sie erheben nicht einmal alle notwendigen 
Daten, Sie lassen schlicht alleinerziehende Mütter 
im Stich. In der Antwort auf Frage Nummer zehn 
geben Sie zu, dass Bremen diese Forderungen noch 
nicht einmal in jedem Fall gegenüber den zah-
lungsunwilligen Vätern angemeldet hat. Damit 
fällt dann aber auch die Forderung für die Zukunft 
weg, und zwar nicht nur für die Stadt, sondern auch 
für die Mütter, was eine Katastrophe ist. 

Während in Bremerhaven mit Postzustellungsur-
kunde hervorragend gearbeitet wird – jede Forde-
rung wird geltend gemacht –, bringt Bremen ein-
mal wieder nichts zustande, wie so oft. Diese Rück-
standsmeldungen sorgen dann auch dafür, dass 
nichts weiter passiert in Bremen. 

(Präsident Frank Imhoff übernimmt wieder den 
Vorsitz.) 

Jetzt soll einmal wieder ein Rückstandsteam neu 
gegründet werden – lächerlich, wenn man be-
denkt, dass wir das 2014 schon hatten, da hieß es 
nur „Forderungsmanagement“. Aber in der Strin-
genz durchgängig einmal eine Verbesserung her-
beizuführen für die Mütter in dieser Stadt, für die 
Alleinerziehenden in dieser Stadt, die Sie doch ei-
gentlich so besonders in den Fokus nehmen woll-
ten, dazu haben Sie sich leider nicht durchringen 
können. Das ist rot-rot-grüne Sozialpolitik. 

(Beifall CDU) 

Ich sage Ihnen, es reicht! Wir als CDU-Fraktion sa-
gen, es reicht! Es hat sich nichts verbessert. Ich bin 
Robert Bücking sehr dankbar, er hat nämlich am 
Dienstag in der Debatte zum Thema Wohngeld ge-
sagt, ich zitiere ihn wörtlich: „Denken Sie daran, 
dass staatliche Leistungen subsidiär sind.“ Recht 
hat er. Der Staat soll nur zahlen, wenn die Väter 
auch wirklich nicht zahlen können. Er kann Forde-
rungen bis zu 30 Jahre über Titel zurückfordern. 
Sie als rot-rot-grüne Regierung lassen hier aber mit 
zwei grünen Ressorts beim Wohngeld und beim 
Unterhaltsvorschuss in der Sozialbehörde die Al-
leinerziehenden in Bremen und Bremerhaven im 
Regen stehen. 

(Glocke – Beifall CDU) 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/48
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/144
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Ihre rot-rot-grüne Überwindung der sozialen Spal-
tung bedeutet für Alleinerziehende 219 Euro pro 
Monat weniger auf dem Konto, in allen drei Alters-
klassen 3 180 Euro mehr Haushaltsloch pro Jahr. 
Wenn dann die Differenz des gezahlten Unterhalts-
vorschusses nur zum Mindestunterhalt nach Düs-
seldorfer Tabelle nach 17 Jahren immer noch nicht 
erfolgt ist 

(Glocke) 

– ich komme gleich zum Schluss –, sind wir bei 
54 060 Euro weniger, die Sie Alleinerziehenden in 
Bremen nicht gönnen, meine Damen und Herren, 
und das, obwohl es nicht sein müsste, denn die An-
zahl der zahlungsunwilligen Väter ist nach wie vor 
hoch. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin, ich bitte 
Sie, zum Schluss zu kommen. 

Abgeordnete Sandra Ahrens (CDU): Letzter Satz, 
ich komme dann noch ein zweites Mal. Ich bin noch 
nicht bei Herrn Bücking mit den zwölf Minuten. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin, ich möchte 
Sie wirklich bitten, Schluss zu machen. Ich habe 
mit Herrn Bücking keine verlängerte Redezeit ab-
gemacht. Wir haben hier unsere abgesprochenen 
Redezeiten und daran halten sich alle. – Danke 
schön! 

Abgeordnete Sandra Ahrens (CDU): Danke. 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Sahhanim Görgü-Phi-
lipp. 

Abgeordnete Sahhanim Görgü-Philipp (Bündnis 
90/Die Grünen): Sehr geehrter Herr Präsident, 
liebe Kolleg:innen! Ich glaube, ich halte meine 
Rede. Es waren bei Frau Ahrens wieder so viele 
Punkte und so viele Vermischungen, deswegen 
wüsste ich nicht, wo ich anfangen sollte. Ich bleibe 
bei meiner Rede jetzt, und schauen wir, wie wir 
weiterkommen. 

(Lachen Bündnis 90/Die Grünen – Beifall Bündnis 
90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Frau Kollegin, eines vorweg: Echt, ich bin so ein 
bisschen erschlagen jetzt. Ja, eines vorweg: Wir 
sprechen hier über eine der wichtigsten finanziel-

len Hilfen für Alleinerziehende. Was für eine Er-
rungenschaft, dass es diese Sozialleistung gibt! 
Darüber bin ich auch sehr froh. 

(Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]: Wir auch!) 

Ich stimme der CDU daher zu, dass es sich beim 
Unterhaltsvorschuss um ein ganz wichtiges Thema 
handelt. Dennoch kann ich die Sorge und die Kritik 
der Opposition, Frau Ahrens, an der Arbeit des Se-
nats nur bedingt verstehen. Der Unterhaltsvor-
schuss ist eine besondere staatliche Hilfe für die 
Kinder von Alleinerziehenden. Die Unterstützung 
kann immer dann beantragt werden, wenn der un-
terhaltspflichtige Elternteil seiner Verpflichtung 
nicht nachkommt und Alleinerziehende keinen o-
der nur unregelmäßigen Unterhalt für ihre Kinder 
bekommen. Dann springt der Staat ein. Darüber 
bin ich auch froh. 

Aus der Mitteilung des Senats wird deutlich: Die 
Gesetzesnovelle im Jahr 2017 hat zu einem deutli-
chen Anstieg an Anträgen und der Förderberech-
tigten geführt. Die Ausweitung auf die über 12-jäh-
rigen Kinder und der Verzicht auf eine maximale 
Bezugsdauer ist für die Betroffenen ein echter 
Grund zum Luftholen. Diese Reform war ein wich-
tiger und notwendiger Schritt zur Verbesserung 
der tagtäglichen Überlegung: Was können wir uns 
leisten? Was können wir uns nicht leisten? Die fi-
nanzielle Hilfe, die durch die Gesetzesnovelle be-
schlossen wurde, führt zu einer deutlichen Besser-
stellung und schließt deutlich mehr Personen ein. 

Es stimmt, dass dieser Anstieg erst einmal zu Ver-
zögerungen bei der Bearbeitung der Anträge ge-
führt hat. Der Senat hat aber auch die Zahl der Mit-
arbeiter:innen in diesem Bereich sukzessiv über die 
vergangenen Jahre in Bremen und Bremerhaven 
erhöht und fast verdoppelt. Der Rückstand in der 
Bearbeitung konnte aufgearbeitet und bearbeitet 
werden. Das haben Sie auch nicht erwähnt, Frau 
Ahrens. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Die beiden Teams in Bremen werden zukünftig an 
einem Standort zusammengelegt. Das wird die Ef-
fizienz bei den Arbeitsabläufen sicherlich auch 
noch einmal erhöhen. Kommen wir nun aber zu Ih-
rem Hauptanliegen, der Großen Anfrage, liebe 
CDU, der Rückgriffsquote. Ich kann durchaus Ihren 
Unmut verstehen. Ja, wir sind in Bremen nicht in 
der Lage, den Unterhaltsvorschuss von der Mehr-
heit der unterhaltspflichtigen Elternteile zurückzu-
bekommen. Das stimmt. Unsere Rückgriffsquote 



4184 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 31. Sitzung am 17.11.2021 und 18.11.2021 

liegt in Bremen momentan bei 10,3 Prozent und in 
Bremerhaven bei 10,5 Prozent. Das liegt aber leider 
an der wirtschaftlichen Situation vieler Menschen 
in Bremen 

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Nein!) 

und nicht an der Arbeit des Senats oder der zustän-
digen Mitarbeiter, liebe Kollegin. 

(Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]: Es liegt an 
der – –.) 

Die wenigsten Elternteile sind leider finanziell in 
der Lage, den Unterhaltsvorschuss zurückzuzah-
len. Bei dem größten Teil der Fälle im Land Bremen 
handelt es sich um nicht rückzahlbare Unterhalts-
ausfallleistungen, da das Einkommen der unter-
haltspflichtigen Elternteile bedauerlicherweise 
nicht ausreicht, um den Unterhaltsvorschuss zu-
rückzuzahlen. 

(Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU] meldet sich 
für eine Zwischenfrage – Glocke) 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin Görgü-Phi-
lipp, würden Sie eine Zwischenfrage – –. 

Abgeordnete Sahhanim Görgü-Philipp (Bündnis 
90/Die Grünen): Nein, ich möchte meine Rede fort-
setzen, tut mir leid, liebe Kollegin. Sie haben ja 
gleich noch einmal fünf Minuten Zeit. 

Eines kann ich Ihnen versichern: Es ist dem Senat, 
es ist uns nicht egal, wie mit Steuergeldern umge-
gangen wird. Jedoch hatte direkt nach der Geset-
zesnovelle die Bearbeitung und Bewilligung der 
Anträge Vorrang vor Bearbeitung des Rückgriffs. 
Anspruchsberechtigte sollten und sollen so schnell 
es geht den Unterhaltsvorschuss erhalten. Denn – 
da sind wir uns in diesem Haus, glaube ich, einig – 
die Kinder und die alleinerziehenden Elternteile 
sollten nicht 

(Glocke) 

noch weiter in Existenznot geraten. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Birgitt Pfeiffer. 

Abgeordnete Birgitt Pfeiffer (SPD): Sehr geehrter 
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich würde jetzt gern damit einsteigen, dass ich 

noch einmal sehr deutlich mache, dass die Reform 
des Unterhaltsvorschussgesetzes außerordentlich 
wichtig ist. Das eint uns, glaube ich, alle in diesen 
Haus. Es war nicht wirklich nachzuvollziehen, wa-
rum der Unterhaltsvorschuss oder auch die Ausfall-
leistung für Kinder ab zwölf nicht gezahlt wurde 
und warum es eine Bezugsdauer gab, die nach 
sechs Jahren enden sollte. Das ist mit der Reform 
korrigiert worden – gut so! In Bremen haben wir 
seitdem um die 12 000 Kinder, die Unterhaltsvor-
schuss oder eben Ausfallleistungen erhalten. Vor 
der Reform waren das 6 000. 

Kommen wir jetzt zur Großen Anfrage und auf den 
Kern, der die CDU-Fraktion hier bewegt: die Rück-
hol- oder Rückgriffquote. Die Rückholquote be-
schreibt den Anteil des Geldes an den Gesamtaus-
gaben für den Unterhaltsvorschuss, den sich der 
Staat von Unterhaltspflichtigen zurückholt. In der 
Großen Anfrage können wir nachlesen, dass es 
dazu in beiden Kommunalverwaltungen im Prinzip 
ordentlich beschriebene Verfahren gibt, wie das zu 
geschehen hat. Das beginnt bei der Erstvorstellung 
eines Unterhaltsfalles und reicht dann über eine re-
gelmäßige Erfassung, über Mahnung, über Erwir-
kung von Titeln bis hin zu Vollstreckungs- und 
Pfändungsaufträgen. 

Ziemlich relevant für die Frage, wie die im Länder-
vergleich niedrige bremische Rückholquote zu be-
werten ist, ist der Blick auf beide Leistungen, die 
im Unterhaltsvorschussgesetz vorgesehen sind. Zu 
unterscheiden ist da zwischen dem Unterhaltsvor-
schuss auf der einen Seite, und zwar für die Eltern-
teile – meist Väter –, die, wie wir der Beantwortung 
der Anfrage entnehmen können, unterhaltspflich-
tig und zahlungsfähig sind, und andererseits einer 
Ausfallleistung für die Elternteile, die ein Einkom-
men nicht oberhalb des Existenzminimums haben, 
oder für Elternteile, die nicht bekannt sind. 

Zur ersteren Gruppe, also denen, die zahlungsfähig 
wären: Meine Damen und Herren, das ist aus mei-
ner Sicht ein moralischer und ein gesellschaftlicher 
Skandal und charakterlich höchst zweifelhaft, 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

wenn Väter, wenn Elternteile – wir wissen, es sind 
überwiegend Väter – keinen Kindesunterhalt leis-
ten, wenn Einkommen kleingerechnet werden, 
Vermögen auf die Seite geschafft werden, Jobs ge-
kündigt werden, um sich der Unterhaltspflicht den 
eigenen Kindern gegenüber zu entziehen. Mir mag 
da nur sehr wenig einfallen, warum das erklärbar 
oder auch nur entschuldbar sein sollte. 
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(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE – 
Zuruf Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]) 

Ein kleiner Trost kann uns da sein, dass diese 
Gruppe in Bremen eine relativ kleine ist. 

Die weitaus größere Gruppe derer, die keinen Kin-
desunterhalt leisten und für die der Staat ein-
springt, das sind Eltern, Väter, die kein eigenes 
Einkommen oder gar Vermögen haben oder Eltern, 
die schlicht nicht bekannt sind und die auch nicht 
ermittelt werden können. Dass hier der Staat eine 
Ausfallleistung übernimmt, um Kindern ihren Le-
bensunterhalt und damit auch gesellschaftliche 
Teilhabe abzusichern, das ist eine Frage der sozia-
len Gerechtigkeit und damit richtig und wichtig. 

Ich möchte gern mit einer Mär kurz aufräumen. 
Frau Ahrens, jede Alleinerziehende mit Anspruch 
auf Unterhaltsvorschuss oder Ausfallleistung erhält 
diese Leistung, und zwar völlig unabhängig davon, 
ob man das bei den nicht zahlenden Vätern einholt 
oder nicht. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE – 
Zuruf Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]) 

Der Anteil dieser Eltern, der ist in Bremen leider 
besonders groß. Das ist ein großer Teil der Erklä-
rung, warum in Bremen die Rückholquote auch 
nicht so hoch ist. 

Die bremische Rückholquote im Zuge der Reform 
ist noch einmal gesunken, wie übrigens in fast allen 
Ländern und Kommunen. Das hat hier wie bundes-
weit, liebe Frau Ahrens, nichts mit Verwaltungs-
versagen zu tun, sondern mit schlichter, einfacher, 
nachrechenbarer Mathematik: Steigen die Ausga-
ben erheblich und schnell bei zunächst gleichblei-
benden Zahlen von Rückholfällen an – das war 
kurz nach der Reform der Fall –, dann sinkt die 
Quote. Schlichte Mathematik, kein Verwaltungs-
versagen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Alle Kommunen hatten mit einer großen Bugwelle 
von Anträgen zu tun, auch mit Nachholanträgen, 
die abgearbeitet werden mussten, und zwar vor al-
len Dingen, um Kindern die ihnen zustehenden 
Unterhalts- und Ausfallleistungen zukommen zu 
lassen. Hier ist im Sinne von Kindern gewirtschaf-
tet worden, vielleicht eher weniger für die Staats-
kasse, aber ich glaube, da sind wir uns einig, dass 
das gut war. Gleichwohl muss jetzt der nächste 
Schritt erfolgen, denn die CDU-Fraktion beklagt 

nicht ganz zu Unrecht die bremische Rückhol-
quote. 

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Der Rech-
nungshof!) 

Auch wir haben ein Interesse daran, das will ich 
gern zugestehen. Selbst wir als SPD-Fraktion ha-
ben ein Interesse daran, Herr Bensch. Wir haben es 
verstanden, Herr Bensch, danke! Wir können und 
wir müssen da besser werden. Dass wir das tun 
können, das haben wir im letzten Jahr, glaube ich, 
bewiesen, weil wir unsere eigenen Prognosezahlen 
übertroffen haben. Wir müssen etwas besser wer-
den. Ich liste jetzt nicht mehr auf, was schon alles 
aufgelistet worden ist. 

Ich würde gern noch auf eins eingehen. Frau 
Ahrens hat hingewiesen auf das Rückstandsteam. 
Ich finde, das ist gut, dass wir das wieder aufge-
nommen haben. Ich fände es gut, wenn wir nach 
Bremerhavener Vorbild das auf Dauer etablieren. 
Das wird der Staatsrat vielleicht gleich sagen, ob 
das der Fall sein wird. Ich würde gern vorschlagen, 
dass wir uns 2023 einen Bericht in der Deputation 
anhören, 

(Glocke) 

der dann die kennzahlbasierten Daten des Jahres 
2022 enthält, mit der neuen Fachanwendung, mit 
der Zusammenlegung der Dienste, mit dem gesam-
ten Bereich der Digitalisierung. Ich glaube, wir 
werden dann etwas besser dastehen als heute. – 
Herzlichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Sofia Leonidakis. 

Abgeordnete Sofia Leonidakis (DIE LINKE): Herr 
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
habe tatsächlich ein bisschen ein Déjà-vu bei die-
ser Debatte, weil wir sie gefühlt schon mehrfach 
geführt haben, ich glaube, auch objektiv. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ja! 

Die CDU wirft das Thema ja schon seit 2009 in der 
Bürgerschaft auf. Das ist auch ihr gutes Recht. Ich 
muss aber sagen, die Erzählung wird nicht unbe-
dingt richtiger, dass Bremen schludrig wäre 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen, SPD – 
Zuruf Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]) 



4186 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 31. Sitzung am 17.11.2021 und 18.11.2021 

mit den Rückforderungen oder die Alleinerziehen-
den – das habe ich mir in mein Skript geschrieben 
und es ist genau so gekommen, Kollegin Ahrens – 
im Regen stehengelassen würden. Das widerlege 
ich am Ende meines Beitrages. 

Ich möchte aber ein paar Sortierungen und Einord-
nungen und Klarstellungen vorwegschicken, weil 
aus meiner Sicht hier einiges durcheinandergerät. 
2017 hat die Arbeitnehmerkammer einen Bericht 
zur Lage der Familien im Land Bremen vorgelegt 
und darin kam zum Vorschein, dass 28 Prozent der 
Familien Patchwork- oder Ein-Eltern-Familien im 
Land Bremen sind. Das heißt, mehr als jede vierte 
Familie hat eine Trennung hinter sich. 

Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist oft – nicht 
immer, aber sehr oft – ein ziemlich schmerzhafter 
Prozess. Viele dieser Familien finden danach aber 
einen gemeinsamen Umgang in der Erziehung der 
Kinder und auch bei finanziellen Fragen, manch-
mal auch mit Hilfe von Anwälten oder Gerichten. 
Einige erziehen ihre Kinder nach der Trennung 
gleichberechtigt, bei anderen sorgt ein Elternteil 
hauptsächlich für die Kinder, während das andere 
Elternteil diese zum Beispiel am Wochenende sieht 
und Kindesunterhalt bezahlt. 

Es gibt Eltern, da ist das unterhaltspflichtige Eltern-
teil allerdings nicht in der Lage, diesen Unterhalt 
zu bezahlen. Hier springt der Staat mit einem Un-
terhaltsausfallgeld ein – Vorsicht, das ist zu trennen 
von dem Unterhaltsvorschuss, ist aber statistisch 
nicht voneinander getrennt. Kollegin Ahrens, hier 
fängt die erste Vermischung an, wenn Sie sagen, es 
gäbe 20 Millionen Rückstand, dann beinhaltet das 
beides, 

(Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]: Nicht laut der 
Antwort!) 

den Unterhaltsausfall und den Unterhaltsvor-
schuss. Das hat auch der Senat schon hinreichend 
deutlich gemacht. Da fängt schon die erste Vermi-
schung an, bei der es, glaube ich, Sinn macht, das 
tatsächlich sauber zu trennen. 

(Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]: Nein, das ist 
auf Seite 50 bezeichnet!) 

Die Mehrzahl der UVG-Fälle sind solche, in denen 
das zahlungspflichtige, unterhaltspflichtige Eltern-
teil nicht in der Lage ist, den Unterhalt zu bezahlen. 
Verwunderlich ist das tatsächlich auch nicht – lei-
der, muss man sagen –, angesichts der strukturbe-
dingt sozialen Lage in Bremen und vergleichsweise 

hoher Arbeitslosigkeit und hohem Niedriglohnan-
teil. 

In einigen Fällen, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
funktioniert aber weder noch, also funktioniert we-
der der Umgang noch funktioniert der finanzielle 
Kindesunterhalt, obwohl das säumige oder das un-
terhaltspflichtige Elternteil in der Lage wäre. Da 
gibt es vielerlei Tricks, einige wurden schon ge-
nannt. Man nimmt nur einen Teilzeitjob an statt ei-
nes Vollzeitjobs et cetera, et cetera. Solche Eltern-
teile gibt es. Ich kenne persönlich auch welche, und 
ich kann Ihnen sagen, da schwillt mein Kamm und 
ich werde echt richtig sauer, weil das menschlich 
eine Sauerei ist. Es ist ein gleichstellungspolitisches 
Problem, wenn wir uns anschauen, dass über 
11 000 der Unterhaltsvorschussbeziehenden Müt-
ter sind und 765 sind Väter. Dieses Problem belas-
tet auch die Staatskasse, das will ich nicht beisei-
tereden. 

Vor diesem Hintergrund, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, ist es gut, dass 2017 der Unterhaltsvor-
schuss auf die 12- bis 17-Jährigen ausgeweitet 
wurde, denn die Bedarfe von Kindern, die Versor-
gung, die Ausgaben, die enden natürlich nicht mit 
dem zwölften Geburtstag und sie hören auch nicht 
nach sechs Jahren auf, liebe Kolleginnen und Kol-
legen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Mit dieser richtigen Ausweitung ist natürlich auch 
der Stand der Unterhaltsvorschussbeziehenden in 
Bremen nach oben gegangen, bundesweit, aber 
natürlich auch in Bremen. Wir hatten 2016 etwa 
2 300 Fälle, 2017 6 500 Fälle, und in 2020 waren es 
über 12 000 Kinder beziehungsweise ihre Eltern-
teile, die Unterhaltsvorschuss bezogen haben. 

Personell wurde das auch abgebildet, und die Un-
terhaltsvorschussstelle wurde entsprechend aufge-
stockt, aber die Rückgriffquote – da sind wir bei 
dem, was Sie immer thematisieren, also das Zu-
rückholen des Staates von säumigem Unterhalts-
vorschuss oder Unterhaltszahlern – ist überall zu-
rückgegangen. Das ist, glaube ich, auch normal, 
wenn man sich die Fallzahlentwicklung bundes-
weit, aber natürlich auch in Bremen anschaut. 

Ich sehe, meine Redezeit ist zu Ende. Ich möchte 
das Ganze hier nicht „bückingisieren“. 

(Heiterkeit DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
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Deswegen verlagere ich den zweiten Teil auf einen 
zweiten Beitrag. – Danke schön! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Frau Leonidakis, das war 
ja auch eine Punktlandung, sozusagen. Als nächs-
ter Redner hat das Wort der Abgeordnete Dr. Mag-
nus Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Seit 2009 bin ich als Redner zu dem Thema Teil die-
ser Debatte. Ehrlich gesagt ist es doch unbefriedi-
gend, weil wir uns keinerlei Lösungen nähern, son-
dern immer wieder in unterschiedlichen Ursachen-
wahrnehmungen unterwegs sind. Natürlich will ich 
auch gern einmal schauen, wie sich das denn mit 
ermittelbaren Vätern zu nicht ermittelbaren Vätern 
verhält und wie dann die Rückholquoten sind, und 
auch solche Zahlen nachrechnen, aber da beißt 
doch die Maus keinen Faden ab, dass es ein mora-
lisches Unding ist, wenn Eltern ihren Unterhalts-
pflichten nicht nachkommen, obwohl sie es könn-
ten. 

(Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]: Genau!) 

In diesen Fällen ist doch der Staat die Instanz, die 
dieser Moral zum Durchbruch verhelfen muss 

(Beifall FDP) 

und dafür sorgen muss, dass das Geld wieder zu-
rück zum Staat kommt und dass das Geld zu den 
Kindern kommt. Das wäre dann im Zweifel auch 
mehr Geld, als der Staat als Vorschuss leistet, denn 
da ist vielleicht bei dem einen oder anderen Vater 
oder der einen oder anderen Mutter mehr zu holen. 
Insofern müssen wir tatsächlich alle ernsthaft über-
legen, wie das geht. Wenn dann umorganisiert 
wird, neue Rechtssetzungen gelten, dass sich dann 
etwas verändert, ist völlig klar, geschenkt. Wir kön-
nen aber nicht zufrieden sein mit dem Ergebnis, 
das uns hier immer wieder vorgeführt wird. 

Ich bin auf der anderen Seite auch nicht der Mei-
nung, dass wir uns wirklich damit zufriedengeben 
können, dass wir sagen, diese Daten können nur 
schwer erhoben werden. Sie können erhoben wer-
den, man kann beim Finanzamt nachfragen. Es gibt 
Möglichkeiten. Ich hoffe ehrlich gesagt darauf, 
dass wir irgendwann dazu kommen, alle Sozialleis-
tungen – –. Dies zähle ich auch zu einer Sozialleis-
tung, wenn der Staat für Menschen einspringt, die 

entweder den Unterhalt nicht zahlen können oder 
nicht wollen. 

(Abgeordnete Sofia Leonidakis [DIE LINKE]: Das 
ist doch eine Sozialleistung!) 

Diese beiden Fälle – –. Was? In einem Fall ist es 
eine Sozialleistung, im anderen ist es ein Ersatz ei-
ner Leistung, die jemand anderes zahlen müsste, 
weil wir ein subsidiäres System haben. Ich bin aber 
der Meinung, dass wir, wenn wir endlich dazu 
kommen, alle diese Sozialleistungen gemeinsam 
anzuschauen, zu digitalisieren und zu prüfen, wel-
che Ansprüche eine Familie, eine Person wirklich 
hat, insgesamt das Umfeld anschauen und dann 
wirklich nicht alles in einzelnen Sozialleistungen 
betrachten, denn wer Hilfe zum Unterhalt und auch 
einen Unterhaltsvorschuss bekommt, bekommt 
häufig auch noch andere Leistungen, bis hin zum 
Wohngeld, das wir gestern in der Stadtbürgerschaft 
als Thema hatten – –. 

Alle diese Fragen zusammen zu betrachten im 
Sinne eines Bürgergeldes, einer einheitlichen 
Transferleistung, bei der diese Ansprüche auch an-
geschaut werden, bei der digital mit dem Finanz-
amt abgeglichen wird, welche Situation da gege-
ben ist, wenn wir da endlich hinkommen, hoffe ich 
auch, dass wir uns diese komplizierten Verwal-
tungsverfahren mit Rückholteams und all dem gan-
zen Kram ersparen können und wirklich zu einer 
schlanken Verwaltung kommen. 

(Beifall FDP) 

Ehrlich gesagt, bei diesen Verwaltungsverfahren 
mit Anträgen und all dem ganzen Kram, die wir uns 
da leisten, die übrigens auch dazu führen, dass es 
kompliziert ist, die Mittel zurückzuholen, und die 
natürlich auch dazu einladen, falsche Angaben zu 
machen, Dinge in der Hoffnung zu verschleiern, 
dass irgendetwas nicht herauskommt, sprich: den 
Staat zu belügen und übrigens die Kinder und die 
Partner oder Ex-Partner dann gleich mit, wenn man 
all das sieht, kann man nur hoffen, dass dort unter 
Wahrung allen Datenschutzes die Digitalisierung 
so weit greift, dass wir uns diese Debatten bald spa-
ren können, denn ich habe keine Lust, noch wei-
tere Jahre Teil dieser Debatten zu sein. Wir müssen 
da zu Lösungen kommen und nicht nur zu Schuld-
zuweisungen, Rechtfertigungen und Hinweisen. – 
Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 
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Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
die Abgeordnete Sandra Ahrens das Wort. 

Abgeordnete Sandra Ahrens (CDU): Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
finde es ja spannend, wie sehr einige die Antwor-
ten nicht gelesen haben. Wenn man, Frau Görgü-
Philipp, sich die Tabelle 1 ansieht, stellt man fest, 
dass sich 12 246 Kinder im Leistungsbezug befin-
den. Laut Antwort 13 finden sich davon 5 489, die 
zahlungsfähige Väter haben. Das sind dann die 
20,1 Millionen Rückstand. 

Es ist eben doch die Schuld des Senats – und hier 
insbesondere des Bremer Sozialressorts, also der 
Stadtgemeinde Bremen –, dass die Rahmenbedin-
gungen so schlecht sind, wie sie sind. Während das 
Personal in Bremerhaven qualifizierter ist als in 
Bremen – das können Sie in der Antwort auf 
Frage 24 nachlesen –, ist es so, dass in Bremen 
dann auch noch mit weniger qualifiziertem Perso-
nal als in Bremerhaven die Vorgabe des BMFSFJ, 
also des Bundesministeriums, dass man weniger als 
400 Fälle pro Person betreuen soll, mit 734 Fällen 
hoch überschritten wird, Antwort auf Frage Num-
mer 27. Das bedingt natürlich auch ganz klar die 
starke Fluktuation, Antwort auf Frage Nummer 26, 
worauf dann wiederum kommt, dass die Personen, 
die sich noch da befinden, schlecht ausgebildet 
sind und nachqualifiziert werden müssen. Auch 
das können Sie, wenn Sie sich das wirklich durch-
gelesen hätten, nachvollziehen und nachlesen. 

Dann ist es eben doch menschengemacht und nicht 
vom Himmel gefallen, und es hängt auch nicht an 
irgendwelchen Hartz-IV-Empfängern, sondern das 
sind die Rahmenbedingungen, die Rot-Grün-Rot 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern hier vor die 
Füße geworfen und gesagt hat: „Mit dieser Man-
gelverwaltung hast du jetzt bestmögliche Ergeb-
nisse zu erzielen.“ Das kann für Bremen definitiv 
nicht gelingen. Da stinkt der Fisch vom Kopf her, 
und das, meine lieben Damen und Herren, ist eine 
grüne Sozialsenatorin. 

(Beifall CDU) 

Diese grüne Sozialsenatorin kümmert sich einen, 
Entschuldigung, wenn ich das so deutlich sage, – – 
wenig um Alleinerziehende. Das sage ich hier ganz 
deutlich. Das war jetzt noch eine freundliche Um-
schreibung. Wenn ich dann feststelle, dass mir hier 
erzählt wird, dass es an den vielen Transferleis-
tungsempfängern liegt: Auch Transferleistungs-
empfänger sind nicht per se ihr Leben lang Trans-
ferleistungsempfänger. Gott sei Dank! Es gibt auch 

Menschen, die irgendwann wieder in Lohn und 
Brot kommen. 

Da müssen Forderungstitel erwirkt werden – übri-
gens auch durch die Behörde –, dafür gibt es auch 
Erziehungsbeistandschaften – übrigens auch in der 
Behörde –, die in den letzten Jahren rückläufig 
sind, die hier ganz klare Titel erwirken können und 
die dafür sorgen, dass – –, und jetzt komme ich ein-
mal zu dem eigentlichen Skandal, den das Ganze 
mit beinhaltet: Wenn man die Frauen unterstützt, 
dann sorgt das dafür, dass nach dem Unterhaltsvor-
schussgesetz bei Null- bis Fünfjährigen nur 
174 Euro bezahlt werden. 

Wenn ich aber als Staat durchsetze, dass der zah-
lungsunwillige Vater zahlt – wir haben davon 
5 489, das haben Sie selbst hier festgestellt, die 
zahlen könnten, es aber nicht tun, 20,1 Millionen 
Euro offener Forderungen –, dann müssten die bei 
dem Mindestsatz bei einem Nettoeinkommen bis 
1 900 Euro nach Düsseldorfer Tabelle 393 Euro 
zahlen. Das sind 219 Euro mehr pro Monat in der 
Tasche der Alleinerziehenden und ihres Kindes. 
Das ist Sozialleistung sofort auf den Tisch mit dem 
heute geltenden Recht. Da brauche ich nicht auf 
Ihre Kindergrundsicherung im Jahre 2030 zu war-
ten, bis Sie sich irgendwann einmal durchgesetzt 
haben. Das können Sie heute hier in Bremen um-
setzen. Sie tun es aber nicht. 

(Beifall CDU – Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert 
[FDP]: Bis 2030 brauchen die nicht zu warten!) 

Die 219 Euro Differenz gibt es auch bei den Sechs- 
bis Elfjährigen, bei den Zwölf- bis 17-Jährigen, in 
jedem Fall ist es nur nach dem Mindeststandard 
der Düsseldorfer Tabelle ein Unterschied von 
219 Euro. Wenn der zahlungsunwillige Vater – –. 
93,48 Prozent sind Mütter und damit Alleinerzie-
hende hier im Lande Bremen, die diese Leistungen 
in Anspruch nehmen müssen. Wenn diese alleiner-
ziehende Mutter wirklich unterstützt werden soll 
und der Vater keine Lust hat, das Geld offenzule-
gen, dann ist das kein Kavaliersdelikt, was dort 
stattfindet, sondern es ist eine Straftat, wenn er sei-
ner Zahlungspflicht nicht nachkommt. Diese Straf-
tat unterstützen Sie, indem Sie dort vor Ort drei 
Leute hinter 734 Leuten hinterherlaufen lassen, um 
dann irgendwie Forderungen zurückzuholen. Das 
könnten Sie besser aufstellen. 

(Beifall CDU) 

Das hat der Landesrechnungshof mehrfach gefor-
dert. Das ist auch hier eine Frage. Sie haben es 
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nicht getan, mit Wissen, Wollen und Vorsatz. Das 
ist rot-grün-rotes Versagen und in dem Fall insbe-
sondere der grünen Sozialsenatorin. 

(Beifall CDU) 

Auch das Thema Unterhaltsvorschuss war im Akti-
onsplan Alleinerziehende ein wichtiger Baustein, 
genauso wie das Thema Wohngeld, wobei Sie mir 
etwas von der 10-Minuten-Stadt erzählt haben, 
und beim Wohngeld ist es die 7-Monats-Stadt. Da 
stelle ich doch an der Stelle fest: Sie haben weder 
einen Endbericht zum Aktionsplan Alleinerzie-
hende vorgelegt, nur einen Zwischenbericht, noch 
haben Sie eines der angehenden Probleme, die Al-
leinerziehende in dieser Stadt umtreibt, in irgend-
einer Form gelöst. Das wollen wir ändern, meine 
Damen und Herren. Deswegen machen wir die Ini-
tiativen und deswegen legen wir den Finger in die 
Wunde. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU – Zuruf Abgeordneter Dr. Magnus 
Buhlert [FDP]: Die Kindergrundsicherung kommt 
aber früher als 2030!) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
die Abgeordnete Sofia Leonidakis das Wort. 

Abgeordnete Sofia Leonidakis (DIE LINKE): Herr 
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Der 
Sport und die Kinder lässt die Gemüter erhitzen, 
das ist auch verständlich. Ich versuche trotzdem, 
die Dinge noch einmal ein bisschen zu sortieren, 
gerade auch nach dem letzten Redebeitrag. Kolle-
gin Ahrens, es sind nicht drei Beschäftigte in der 
Unterhaltsvorschussstelle, sondern es sind 48. Das 
ist ein kleiner, aber feiner Unterschied. Da bitte ich 
doch einmal, bei der Sache zu bleiben. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen – 
Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]: Und jeder da-
von hat 734 Fälle zu bearbeiten! Ja, ich weiß!) 

Ich möchte auch noch einmal einsteigen mit dem 
Widerlegen der These, die Sie erhoben haben und 
die ich am Anfang zitiert habe. Ich möchte auch 
noch einmal aus dem „Weser-Kurier“ zitieren, in 
dem Sie sagen, in Kombination mit einer langen 
Einarbeitungszeit führe dies dazu, dass man sich 
vor allem auf die Leistungsgewährung konzent-
riere und den Rückgriff schleifen lasse. Ich weiß, 
alle wollen Feierabend machen. Ich halte mich 
auch kurz, aber es wäre schön, noch einmal kurz 
zuzuhören. 

(Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]: Wann habe 
ich das gesagt?) 

Sie werden damit im „Weser-Kurier“ zitiert. Ich 
glaube, der Artikel war aus dem Juni. Ehrlich ge-
sagt, ich weiß nicht genau, was Sie vorschlagen, 
das weiß ich auch immer noch nicht so genau. Ich 
finde es aber richtig, dass zuerst die Eltern und die 
alleinerziehenden Eltern und die Kinder ihren Un-
terhaltsvorschuss bekommen – auf den sie übrigens 
einen Rechtsanspruch haben –, bevor man sich um 
das Rückholen von Forderungen gegenüber säumi-
gen Elternteilen kümmert. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Die These, die Sie erneut in den Raum gestellt ha-
ben, dass eine höhere Rückgriffquote ein wirksa-
mes Mittel zur Bekämpfung von Kinderarmut wäre, 
das ist wirklich etwas von an den Haaren herbeige-
zogen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Die Rückholquote zeigt doch einzig und allein, wie 
weit der Staat in der Lage ist, den Vorschuss von 
den Eltern wieder einzutreiben, beziehungsweise 
wie weit die Eltern in der Lage sind, das wieder zu 
begleichen. Dass da noch mehr geht, liebe Kollegin 
Ahrens – da sind wir bei dem kleinen Konsens, den 
wir haben –, da sind wir uns natürlich einig. Beim 
Eintreiben von Unterhalt selbst, da, glaube ich, 
geht es gar nicht so sehr um die Summe, sondern 
da geht es auch um die Instrumente, und über das 
Instrumentarium können und sollen wir uns auch 
unterhalten. 

Das Eintreiben von Unterhalt, das ist Zivilrecht, das 
ist nicht Sozialrecht. Das UVG ist im Sozialrecht ge-
regelt. Das Eintreiben von Unterhalt, also das, was 
Eltern vom anderen Elternteil an Kindesunterhalt 
bekommen können, das befindet sich im zivilrecht-
lichen Bereich. Das Jugendamt unterstützt doch 
jetzt auch schon Alleinerziehende dabei, den Un-
terhalt einzuklagen – dafür muss man vor das Ge-
richt gehen –, indem es Teilbeistandschaften über-
nimmt. Kollegin Ahrens, das lassen Sie völlig unter 
den Tisch fallen, dass das Jugendamt schon 1 500 
solcher Beistandschaften übernommen hat und den 
alleinerziehenden Eltern damit vor Gericht zur 
Seite steht, den Unterhalt von den Unterhaltspflich-
tigen – häufig Vätern – einzutreiben. Das ist auch 
richtig so. 

Kollegin Ahrens, wenn ich einmal aus meiner Kü-
chenempirie sprechen darf: Viele Mütter scheuen 
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sich davor, vor Gericht zu ziehen, um den Vater zu 
belangen und den Unterhalt nach Düsseldorfer Ta-
belle einzuklagen, weil sie wissen, dass es möglich-
erweise sein kann, dass der Vater das danach an 
dem Kind auslässt oder die Beziehung schlechter 
wird. Viele Mütter fürchten das und wollen das ver-
meiden und wagen diesen Schritt nicht oder ma-
chen ihn nicht aus Abwägung und Schutz des Kin-
des. Das kann man bewerten, wie man will, aber 
viele Mütter haben diese Befürchtung und machen 
das deshalb nicht. 

Deswegen finde ich die Zahl von 1 500 Beistand-
schaften, wo Eltern die Teilbeistandschaft an das 
Jugendamt abgegeben haben, ehrlich gesagt 
schon sehr hoch. Das ist richtig und das ist wichtig 
und das passiert aber auch. Genau da kommt der 
Unterhalt dann ja auch bei den Eltern an, und das 
Jugendamt lehnt keine Anträge auf Beistandschaft 
ab. Im Gegenteil, es wird dafür geworben, das auch 
zu machen und den Unterhalt für die Kinder einzu-
werben und einzuklagen. Aber, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, da muss man wirklich einmal die 
Kirche im Dorf lassen. Der Senat und die öffentliche 
Verwaltung tun an dieser Stelle alles, um die Eltern 
und Kinder – ist das zu laut? – 

(Zuruf Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]) 

zu ihrem Recht kommen zu lassen. Die Rückhol-
quote, liebe Kolleginnen und Kollegen, das entlas-
tet die öffentliche Kasse und nicht die Eltern und 
nicht die Kinder. – Vielen Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
die Abgeordnete Sahhanim Görgü-Philipp das 
Wort. 

Abgeordnete Sahhanim Görgü-Philipp (Bündnis 
90/Die Grünen): Sehr geehrter Herr Präsident, 
liebe Kolleg:innen! Ich habe mir heute vorgenom-
men, mich nicht so aufzuregen. Ich denke häufiger 
an meinen Kollegen Mustafa Öztürk, der im Kran-
kenhaus liegt. Das rate ich Ihnen auch, Frau 
Ahrens, dem vielleicht zu folgen. 

Ich möchte noch einmal ganz deutlich sagen: Wir 
sind uns einig, dass der Unterhaltsvorschuss ein 
wichtiges Thema ist. Was Sie aber völlig außer Acht 
lassen, ist, dass in dem Bereich in den letzten Mo-
naten einiges passiert ist. Ich möchte meine ver-
bleibende Zeit nutzen, um die wichtigen Punkte 

und die Maßnahmen noch einmal aufzuzählen, da-
mit es vielleicht auch bei manchen Kollegen hier im 
Plenarsaal ankommt. 

Erstens: Rückstandsthema. Das wurde gesagt, ich 
begrüße das sehr. Zweitens: Die Rückgriffquote lag 
zum Stichtag, dem 30. Juni 2021, in Bremen bei 
10,3 Prozent, in Bremerhaven bei 10,5 Prozent. Das 
habe ich bereits gesagt, das wiederhole ich auch 
gern, weil die Rückgriffquote im Jahr 2020 im Land 
Bremen nur bei 8,4 Prozent lag. Da stelle ich eine 
deutliche Erhöhung fest. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Drittens: Die Reform des Unterhaltsvorschussgeset-
zes führte zu deutlich mehr Fällen und dadurch zu 
höheren Personalbedarfen. Das haben wir bereits 
gesagt. Darauf wurde auch sofort reagiert, und es 
wurden neue Mitarbeiter eingestellt. Ja, es gab in 
den letzten Jahren auch eine erhöhte Personalfluk-
tuation in dem Bereich Unterhaltsvorschuss, aber 
auch darauf wurde reagiert, der Fachdienst Unter-
haltsvorschuss mit einem Referat und einem Stand-
ort zentralisiert. Das sind die Maßnahmen. Auch 
die IT-Fachanwendung OK.JUG ist tatsächlich ein 
Problem, aber mit der Einführung von SoPart wird 
es möglich werden, kennzahlbasierte Daten zu er-
heben. Es wird auch zu einer deutlich besseren Da-
tenlage führen. 

(Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]: Viereinhalb 
Jahre später – lächerlich!) 

Das haben Sie auch gesagt, Frau Kollegin, dass Sie 
hier keine Daten haben, aber mit SoPart werden 
wir das verbessern. Da bin ich mir 100 Prozent si-
cher und ich begrüße das sehr. Viertens: Digitali-
sierung. Unterhaltsvorschuss Online ist seit dem 
Frühjahr dieses Jahres aktiv. So können die Be-
rechtigten online Anträge stellen und die Mitarbei-
ter:innen können diese Anträge zügig online bear-
beiten. 

Zum Schluss möchte ich ganz gern noch einen Satz 
zu den Beistandschaften sagen. Da hat Frau Le-
onidakis bereits vieles gesagt. In der Antwort auf 
die Große Anfrage wurde auch die Aufgabe der 
Beistandschaften detailliert beschrieben. Die Mit-
arbeiter:innen dort leisten eine sehr wichtige und 
wertvolle Arbeit in der Unterstützung der Familie 
und vor allem in der Unterstützung eines Eltern-
teils. Das begrüße ich auch sehr. 

Ich möchte auch nicht stehen lassen, dass wir als 
grünes Sozialressort für Alleinerziehende nichts 
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tun. Nein, da irren Sie sich, Frau Ahrens. Wir tun in 
diesem Bereich ganz schön viel. Meine Kollegin 
Dr. Henrike Müller, die hat den Hut für den Be-
reich auf. Das wissen Sie auch ganz genau, wie 
energisch 

(Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]: Frau Dr. Mül-
ler habe ich auch keinen Vorwurf gemacht!) 

und wie vehement sie für diesen Bereich – –. Ja. Sie 
macht nichts nur als Dr. Henrike Müller, sie macht 
das auch als Mitglied der grünen Fraktion, Frau 
Ahrens, da können Sie nicht trennen! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen – Zuruf Abgeord-
nete Sandra Ahrens [CDU]) 

Entschuldigung jetzt. Ich möchte mich zum Schluss 
beim Senat für die detaillierte Beantwortung dieser 
Großen Anfrage bedanken. Ich glaube, mit diesen 
Punkten und mit diesen neuen Maßnahmen wer-
den wir andere Ergebnisse haben, Frau Ahrens, 
wenn wir nächstes Jahr noch einmal diese Debatte 
debattieren. Da bin ich mir auch 100 Prozent sicher. 
Sie können den Kopf schütteln, wie Sie wollen. – 
Vielen Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
Staatsrat Jan Fries das Wort. 

Staatsrat Jan Fries: Sehr geehrter Herr Präsident, 
sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube, vieles 
ist in der Debatte schon gesagt worden, aber es ist 
noch einmal wichtig, darauf hinzuweisen, wie das 
Gesetz vollständig heißt: Es ist ein Unterhaltsvor-
schuss- und -ausfallgesetz. Nur in dem Bereich des 
Vorschusses – aber dazu komme ich später – ist es 
möglich, das Geld zurückzuholen. 

Der erste Punkt, der aber wichtig ist, ist die Leis-
tungsgewährung, weil das das ist, was bei den jun-
gen Müttern – es sind überwiegend Mütter, die be-
troffen sind – ankommt. Diese Leistungsgewäh-
rung funktioniert und wird ausgezahlt. Durch die 
ständige Vermischung mit der Beistandschaft wer-
den die Debatte und die Sachlage nicht besser. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Auch im Rahmen des Unterhaltsvorschusses wird 
immer geprüft, ob es sinnvoll ist, die Fälle an die 
Beistandschaft weiterzugeben. Dieser Prozess 
funktioniert. Das setzt aber zweierlei voraus, näm-
lich dass der betroffene Elternteil, meistens die 

Mutter, das will und dass die Eltern genug Geld ha-
ben. 

Ein weiterer Punkt, weil wir hier viel über die 
Quote reden, ist, sich noch einmal zu vergegenwär-
tigen, was diese Quote aussagt. Das sind nämlich 
alle Ausgaben eines Jahres oder eines Zeitraums 
geteilt durch die Einnahmen, ohne eine Zuordnung 
zu den individuellen Fällen. Das hat in der Vergan-
genheit dazu geführt, wenn die Ausgaben stark 
stiegen, dass logischerweise die Einnahmen mit 
Zeitverzug folgten und das negativ für die Quote 
ist. 

Es hat auch zur Folge, dass in dieser Quote die Leis-
tungen darin sind, die als Ausfallleistung bezahlt 
werden, bei denen keine Forderungen entgegen-
stehen, und es sind Forderungen darin, die nicht 
eintreibbar seien. Die gibt es auch, aber dazu spä-
ter. In dieser Quote – und zwar weder bei den Ein-
nahmen noch bei den Ausgaben – ist noch ein wei-
terer Punkt nicht enthalten, nämlich wenn Väter 
über mehrere Monate zahlen, ist es das Ziel, dass 
sie direkt an die Mutter zahlen. Dann gibt es keine 
Ausgabe, keine Einnahme, nicht gut für die Quote. 

Es ist auch ein offenes Geheimnis, dass es viele 
Kommunen gibt, die aus diesem Grund sehr lang-
sam sind, dieses Umstellungsverfahren auf direkte 
Zahlung herbeizuführen. Es ist aber eben nicht die 
Aufgabe, dauerhaft eine Verrechnungsstelle zu 
sein, sondern nur zu dem Zeitpunkt, zu dem es 
nicht funktioniert. Dann, wenn es Verrechnungs-
stelle sein soll und treuhänderisch ist, bin ich im Be-
reich der Beistandschaften, hier wieder sauber Auf-
gaben zu teilen. 

Jetzt ist angeführt worden, dass die hohe Anzahl an 
offenen Posten ein Indikator dafür sei, wie schlecht 
es bei uns läuft. Ich bin da einer gegenteiligen Mei-
nung. Ich bin sehr froh, dass diese Zahl steigt, und 
zwar aus verschiedenen Gründen. Erstens, es zeigt, 
dass wir Forderungen geltend machen, einstellen 
und verfolgen. Das Zweite ist, es kommen eben 
auch Forderungen herein, die nicht sofort eintreib-
bar sind. Jetzt kommen wir an den Punkt, der Ihnen 
wichtig sein sollte, nämlich eigentlich wird geprüft, 
ob der Vater zahlungsfähig ist, dann ist es ein Vor-
schuss, oder ob er nicht zahlungsfähig ist, dann ist 
es eine Ausfallleistung und keine Forderung ent-
steht. 

Wie kann es dann sein, dass wir Forderungen ge-
gen Väter, die nicht zahlen können, haben? Das 
liegt daran, dass es eine Mitwirkungspflicht gibt, 
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die wir auch einfordern. Wenn sie sich dem Ar-
beitsmarkt aus eigenem Verschulden fernhalten, 
sich nicht ordentlich bemühen, uns gegenüber ge-
nug Bewerbungen nachzuweisen, dann stellen wir 
eine Forderung, ob sie zahlen können oder nicht. 
Das Gleiche gilt, wenn sie es nicht für nötig halten, 
uns zurückzumelden. Auch dann ist es egal, ob sie 
das Geld haben oder nicht. Wir buchen die Forde-
rung ein und werden sie auch über den ganzen 
Zeitraum in den Büchern behalten. Deshalb ist es 
sozusagen ein Zeichen von Konsequenz und richti-
gem Vorgehen, dass dieser Forderungsbestand 
wächst und sich entwickelt. 

Sie haben die Zahl der ein bisschen über 5 000 of-
fenen Schuldner:innen als Beispiel genannt und 
das ins Verhältnis zu den Zahlfällen gesetzt. Auch 
das ist keine richtige Interpretation dieser Tabelle, 
weil es die offenen Fälle sind, die wir insgesamt in 
den Büchern haben, also auch für Fälle, in denen 
wir längst nicht mehr zahlen, und weil es wie ge-
sagt keine nennenswert hohe Zahl von Schuldnern 
ist, die im Moment nicht zahlen können, also bei 
denen wir in der Tat aufpassen müssen, dass es 
nicht verjährt. Da waren wir in der Vergangenheit 
nicht gut, da sind wir besser geworden. 

(Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]: Sie haben es 
nicht gemacht!) 

Das ist ein Punkt, den wir im Blick haben. Wir ha-
ben es nicht gemacht? Wir haben es nicht ausrei-
chend – –. 

(Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]: Sie haben es 
verjähren lassen! Sagen Sie es doch einfach! – Un-
ruhe) 

Noch einmal zur Haltungsfrage: Gerade dieses 
Rückstandsteam sind sehr motivierte Kollegen, die 
dem mit viel Engagement und Gerechtigkeitsemp-
finden nachgehen. Ich glaube zum Schluss, natür-
lich kann man die Aussage machen, alles sei so 
schlecht wie immer, aber die Quote ist von sechs 
Prozent auf über acht Prozent, jetzt über zehn Pro-
zent gestiegen, und ich bin mir auch sicher, dass sie 
noch weiter steigt. Ich glaube, wir sind da auf dem 
richtigen Weg. Wir haben da viel angepackt, wir 
werden da noch viel anpacken. Daher glaube ich, 
dass die Déjà-vu-Erlebnisse hier geringer werden. 
– Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Aussprache ist geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort 
des Senats mit der Drucksachen-Nummer 20/1088 
auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU 
Kenntnis. 

Mit der Beantwortung und mit der Besprechung 
dieser Großen Anfrage sind wir für heute am Ende 
der Tagesordnung angekommen. Ich wünsche 
Ihnen einen schönen, guten Heimweg und schließe 
die Sitzung. 

(Unterbrechung der Sitzung 18:15 Uhr) 

 

Präsident Frank Imhoff eröffnet die Sitzung der 
Bürgerschaft (Landtag) wieder um 10:00 Uhr. 

Präsident Frank Imhoff: Einen wunderschönen gu-
ten Morgen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Die unterbrochene Sitzung der Bürgerschaft 
(Landtag) ist wieder eröffnet. Auf der Besuchertri-
büne begrüße ich recht herzlich eine Gruppe Ver-
waltungsmitarbeitende des bremischen öffentli-
chen Dienstes. Herzlich Willkommen, guten Mor-
gen! 

(Beifall) 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte 
ich Ihnen noch mitteilen, dass interfraktionell ver-
einbart wurde, die Tagesordnungspunkte 49 und 
50 nachträglich auf die Tagesordnung zu setzen. 
Diese werden miteinander verbunden und ohne 
Debatte aufgerufen. 

Wir setzen in der Tagesordnung fort. 

Fragestunde 

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) lie-
gen 19 frist- und formgerecht eingebrachte Anfra-
gen vor. Die achtzehnte Anfrage wurde inzwischen 
von den Fragestellern zurückgezogen. 

Anfrage 1: Lärmblitzer gegen Verkehrsemissio-
nen  
Anfrage der Abgeordneten Kevin Lenkeit, Anja 
Schiemann, Mustafa Güngör und Fraktion der 
SPD  
vom 7. Oktober 2021 

Herr Kollege Lenkeit, Sie haben das Wort. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1088
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Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Wir fragen den 
Senat: 

1. Welche Gefahren sieht der Senat für Bürger:in-
nen durch Straßenverkehrslärm, insbesondere in-
nerorts? 

2. Wie steht der Senat grundsätzlich zu Lärmblit-
zern, wie sie zukünftig in Frankreich pilotweise ge-
testet werden und kann sich der Senat vorstellen, 
diese auch im Land Bremen einzusetzen? 

3. Müssten nach Ansicht des Senats gesetzliche 
Anpassungen vorgenommen werden, die im Hin-
blick auf Autoposer einen Einsatz von Lärmblitzern 
auch zur Verkehrsüberwachung ermöglichen, und 
wenn ja, welche? 

Präsident Frank Imhoff: Die Anfrage wird beant-
wortet durch Staatsrat Ronny Meyer. 

Staatsrat Ronny Meyer: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren, für den Senat beantworte ich die 
Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Lärm, soweit er die Grenzen der Läs-
tigkeit überschreitet, ist grundsätzlich ein Problem. 
Lärm kann gesundheitliche Risiken, insbesondere 
herzkreislauf- beziehungsweise ischämische, das 
heißt gefäßverengende Risiken begründen. Insbe-
sondere zur Nachtzeit kann Lärm ein großes innört-
liches Problem darstellen, weil der Nachtschlaf im 
Zuge unnötiger und damit vermeidbarer Lärmer-
eignisse unterbrochen und mit Auswirkungen für 
die Gesundheit individuell gestört werden kann. 
Aufgrund der hohen innerörtlichen Bevölkerungs-
dichte können sich singuläre Lärmereignisse be-
sonders schädlich auswirken, weil eine hohe Zahl 
von Immissionsorten durch eine einzelne Stör-
quelle gleichzeitig erreicht wird. 

Zu Frage 2: Der Senat begrüßt den perspektivi-
schen Einsatz von Lärmblitzern. Voraussetzung da-
für ist aber das Vorhandensein und die Durchführ-
barkeit eines gerichtsfesten Verfahrens. 

Zu Frage 3: Analog zu den Maßnahmen der Ge-
schwindigkeitsüberwachung durch die Polizei 
wäre es ohne Änderung der Rechtslage denkbar, 
auch Lärmübertretungen in rechtlich zulässiger 
Weise zu erfassen und zu sanktionieren. Allerdings 
könnte es schwierig werden, eine zum Zeitpunkt 
„geblitzte“ Lärmübertretung zu beweisen. 

Die Betroffenen könnten beispielsweise eine zum 
Zeitpunkt der Feststellung manipulierte, zu laute 

Auspuffanlage schnell wieder zurückbauen, sodass 
bei einer Vorführung bei einer Prüfstelle gegebe-
nenfalls der Originalzustand wiederhergestellt ist. 
Um Lärmblitzer rechtssicher einsetzen zu können, 
wäre es zunächst erforderlich, auf technisch sichere 
Methoden und Verfahren zurückgreifen zu kön-
nen, deren Ergebnisse im Wege ordnungsrechtli-
cher- und oder fahrzeugzulassungsrechtlicher 
Sanktionen gerichtsfest gegen Fahrzeugführer ein-
gesetzt werden können. 

Nach derzeitigem Kenntnisstand soll das Bundes-
ministerium für Verkehr beabsichtigen, die Bun-
desanstalt für Straßenwesen damit zu beauftragen, 
die rechtlichen und technischen Voraussetzungen 
bezüglich der Möglichkeit zu prüfen, ob und gege-
benenfalls unter welchen Voraussetzungen derar-
tige Technologien in justiziabler Hinsicht einge-
setzt werden können. – So weit die Antwort des Se-
nats! 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine Zusatz-
frage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Herr Staatsrat, 
ist Ihnen bekannt, dass es in Bremerhaven eine 
Firma gibt, die gefördert mit EU-Mitteln einen sol-
chen Pilot-Lärmblitzer entwickelt und es dazu auch 
schon Gespräche mit der Ortspolizeibehörde und 
dem Ordnungsamt der Stadt Bremerhaven gege-
ben hat, die sich grundsätzlich bereiterklärt haben, 
dieses Pilotprojekt zu begleiten? 

Staatsrat Ronny Meyer: Ich habe das den Medien 
entnommen, aber für uns stellt sich die Frage: Ist 
das ein rechtssicheres Instrument? Sie kennen viel-
leicht von den Geschwindigkeitsüberschreitungen 
die zahlreichen Gerichtsverfahren, bei denen ge-
sagt wird, da lag Laub und es war Nebel, deshalb 
hat das Gerät die Geschwindigkeit nicht richtig er-
fasst. Um diese Diskussion vorab etwas enger zu 
fassen brauchen wir „gerichtsfeste“ Geräte. Die 
Antwort des Senates ist deutlich positiv, dass, wenn 
wir die haben, wir uns sehr gut vorstellen können, 
solche Geräte einzusetzen. Ob man im Rahmen von 
Pilotprojekten so etwas ausprobieren kann, um 
auch etwas zu lernen, das müsste man noch einmal 
juristisch prüfen, aber einen flächendeckenden o-
der grundsätzlichen Einsatz würden wir dann vor-
sehen und deutlich begrüßen, wenn entsprechende 
Geräte ein Zertifikat bekommen haben. 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine weitere 
Zusatzfrage? – Bitte sehr! 
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Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Herr Staatsrat, 
kann sich der Senat vorstellen, dieses Pilotprojekt 
zur Entwicklung eines gerichtsfesten Lärmblitzers, 
wie es jetzt in Bremerhaven getestet wird, auch in 
Bremen durchzuführen, analog zu dem, was jetzt in 
Bremerhaven geplant ist? 

Staatsrat Ronny Meyer: Ich kenne die rechtlichen 
Bewertungen für das Pilotprojekt nicht, ich kann 
Ihnen zusagen, dass wir uns das gern anschauen. 
Das Interesse des Senates, Lärmblitzer einzuset-
zen, möglicherweise auch in Pilotphasen, das müs-
sen wir uns dann anschauen, besteht auf jeden Fall. 
Aber die flächendeckende oder grundsätzliche 
Nutzung nur dann, wenn wir zertifizierte Geräte 
haben. Ob wir im Rahmen von sogenannten Ver-
kehrsversuchen, die die Straßenverkehrsordnung 
zulässt, solche Geräte ausprobieren können, müss-
ten wir uns genau anschauen. 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Anfrage 2: Entwicklung der Eisvogelpopulatio-
nen  
Anfrage der Abgeordneten Martin Günthner, 
Janina Strelow, Mustafa Güngör und Fraktion 
der SPD  
vom 7 Oktober 2021 

Herr Kollege Günthner, Sie haben das Wort. 

Abgeordneter Martin Günthner (SPD): Wir fragen 
den Senat: 

1. Wie hat sich der Bestand von Eisvögeln jeweils 
in Bremen und Bremerhaven in den vergangenen 
Jahren entwickelt? 

2. Welche Gebiete im Land Bremen sind als Le-
bensräume von Eisvögeln bekannt? 

3. Welche Schritte hat der Senat bisher unternom-
men beziehungsweise was plant der Senat, um die 
Lebensräume des Eisvogels und weiterer Vogelar-
ten, die im Bundesnaturschutzgesetz als streng ge-
schützte Arten geführt werden, zu schützen? 

(Abgeordneter Jens Eckhoff [CDU]: Sie haben Ihr 
Umweltherz entdeckt! – Zuruf Bündnis 90/Die Grü-
nen: Ganz neu! – Abgeordnete Antje Grotheer 
[SPD]: Das Thema Eisvögel ist zu ernst, um darüber 
Scherze zu machen! – Heiterkeit) 

Präsident Frank Imhoff: Diese Anfrage wird beant-
wortet durch Staatsrat Ronny Meyer. 

Staatsrat Ronny Meyer: Für den Senat beantworte 
ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Eine gezielte Erfassung der Eisvogel-
bestände findet weder in Bremen noch in Bremer-
haven statt. Die Bestandsentwicklung der letzten 
Jahre lässt sich aber durch Auswertung der ehren-
amtlich erhobenen Daten der winterlichen Wasser- 
und Wattvogelzählung ermitteln. Diese wird seit 
2004 in allen wesentlichen Feuchtgebieten Bre-
mens und Bremerhavens durchgeführt. Da die Eis-
vögel auch im Winter standorttreu sind, lässt sich 
daraus die Bestandentwicklung wie folgt ableiten: 

Insgesamt hat der Eisvogelbestand in Bremen und 
Bremerhaven in den letzten 20 Jahren zugenom-
men. Er unterliegt aber über die Jahre zum Teil er-
heblichen Schwankungen, vor allem durch kalte 
Winter. Bei zugefrorenen Gewässern finden viele 
Eisvögel keine Nahrung mehr. Im folgenden Som-
mer werden diese Verluste aber meistens durch er-
höhten Bruterfolg wieder ausgeglichen. 

Zu Frage 2: Lebensräume von Eisvögeln sind prak-
tisch alle Gewässer in Bremen und Bremerhaven. 
Schwerpunkte sind nahe der Brutplätze, aber auch 
mitten in der Bremer Innenstadt in den Wallanla-
gen sowie in den Bürgerparks Bremens und Bre-
merhavens. In den Außenbereichen sind es vor al-
lem das Blockland, der Kuhgraben und Kuhgra-
bensee sowie der Unisee. Weiter sind es die Fluss-
niederungen der Wümme, Ochtum, Weser, Lesum 
und Geeste. Außerdem die Baggerseen in Heme-
lingen sowie die Luneplate. 

Zu Frage 3: Regelmäßig genutzte Eisvogelbrut-
plätze werden bei Bedarf instandgesetzt. Da viele 
dieser Brutplätze in Schutzgebieten oder versteckt 
liegen, ist die Vandalismusgefahr relativ gering. 
Die Schwerpunkte des Vogelschutzes in Bremen 
liegen allerdings im Schutz der Wiesenvögel. Für 
diese werden seit vielen Jahren Schutzprogramme 
gemeinsam mit der Landwirtschaft umgesetzt. 
Diese Programme sollen fortgesetzt werden. – So 
weit die Antwort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Herr Abgeordneter, haben 
Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Martin Günthner (SPD): Herr 
Staatsrat, sind Ihnen in Bremerhaven auch die 
Brutplätze im Bereich der Neuen Aue, parallel zu 
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dem Autoumschlag der Bremer Lagerhaus-Gesell-
schaft LOGISTICS GROUP AG & Co.KG (BLG) be-
kannt? 

Staatsrat Ronny Meyer: Die Wasser- und Wattvo-
gelzählung, die ich eben erwähnt habe, erfolgt 
durch ehrenamtliche Ornithologen von September 
bis April an Wochenenden an allen großen Gewäs-
sern und Flussniederungen. Darüber hinaus gibt es 
auch immer wieder E-Mails oder SMS, die uns er-
reichen mit Hinweisen auf Eisvögel, die sich an 
dem von Ihnen eben genannten Ort befinden. 

Präsident Frank Imhoff: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Martin Güntner (SPD): Sie haben 
auf die besondere Schutzwürdigkeit von Wiesen-
vögeln geantwortet, nach der ich aber natürlich gar 
nicht gefragt habe, sondern mir ging es insbeson-
dere um die Frage, wie sie die Eisvögel schützen 
wollen, die ja nicht zu den Wiesenvögeln gehören, 
wie ich Ihrer Antwort entnehme. 

Staatsrat Ronny Meyer: Wir hatten aufgrund der 
Anfrage ein generelles Interesse am Schutz der Vö-
gel unterstellt, 

(Lachen Bündnis 90/Die Grünen) 

deswegen haben wir auch für die Wiesenvögel ge-
antwortet. Meiner Kenntnis nach ist ja der Eisvogel 
auch im Bundesnaturschutzgesetz ein geschützter 
Vogel. 

Abgeordneter Martin Günthner (SPD): Sie würden 
also auch als Senat dem Vogel eine besondere 
Schutzwürdigkeit zuordnen? 

Staatsrat Ronny Meyer: Die Schutzwürdigkeit ob-
liegt nicht dem Senat, sondern ist im Bundesnatur-
schutzgesetz geregelt. Dort gibt es ja ein ganzes 
Regime mit bedrohten oder schützenswerten Ar-
ten. Soweit ich weiß, unterliegt der Eisvogel dort 
diesem Regime. Daran müssen wir uns auch als Se-
nat halten. Da gibt es keinen Ermessensspielraum. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Abgeordneter, haben 
Sie noch eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Martin Günthner (SPD): Würden Sie 
denn Schritte unternehmen, um die Eisvogelpopu-
lation im Land Bremen besser zu schützen, ver-
gleichbar zu dem des Wiesenvogels, den Sie be-
schrieben haben? 

Staatsrat Ronny Meyer: Darüber habe ich keine In-
formation, inwieweit wir ein „Eisvogelschutzpro-
gramm“, wenn ich das einmal so nennen darf, pla-
nen können. Wir können einmal schauen, ob wir in 
den entsprechenden Schutzprogrammen dafür 
noch Maßnahmen oder Finanzmittel zur Verfü-
gung stehen haben. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Staatsrat, weitere Zu-
satzfragen liegen nicht vor. – Wir bedanken uns für 
die Beantwortung! 

Anfrage 3: Errungenschaften, Weiterentwicklung 
und Wirksamkeit der hochschulübergreifenden 
Arbeitsgruppe Nachhaltigkeit  
Anfrage der Abgeordneten Dr. Solveig Eschen, 
Björn Fecker und Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen  
vom 7. Oktober 2021 

Frau Kollegin, Sie haben das Wort. 

Abgeordnete Dr. Solveig Eschen (Bündnis 90/Die 
Grünen): Wir fragen den Senat: 

1. Wie bewertet der Senat die Errungenschaften 
und Wirksamkeit der hochschulübergreifenden AG 
Nachhaltigkeit, an der derzeit primär die Hoch-
schulleitungen und das Wissenschaftsressort betei-
ligt waren? 

2. Was steht nach Ansicht des Senats der Aufnahme 
der außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
sowie weiterer Interessenvertretungen, Klima-
schutzmanager:innen, Students for future, Scientist 
for future, Gleichstellungsbeauftrage oder Ähnli-
chem, in die AG entgegen beziehungsweise wann 
soll die Erweiterung der AG in Angriff genommen 
werden? 

3. Wie bewertet der Senat die Forderung, weitere 
Themen, wie sie nicht zuletzt in einer Anhörung 
zum Thema Klima- und Umweltschutz an bremi-
schen Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
im Ausschuss für Wissenschaft, Medien, Daten-
schutz und Informationsfreiheit genannt wurden – 
unter anderem verstärkte Weiterbildungsmaßnah-
men für Hochschullehrende und weiteres Hoch-
schulpersonal im Bereich Klima und Nachhaltig-
keit – in die Bearbeitungsgegenstände der AG auf-
zunehmen? 

Präsident Frank Imhoff: Die Anfrage wird beant-
wortet durch Staatsrat Tim Cordßen-Ryglewski. 
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Staatsrat Tim Cordßen-Ryglewski: Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, für den Senat beantworte ich die Anfrage 
wie folgt: 

Zu Frage 1: Im Wissenschaftsplan 2025 ist das Ziel 
beschrieben, dass, Zitat Anfang: „die staatlichen 
Hochschulen im Land Bremen zukünftig in einer 
Arbeitsgruppe unter Mitwirkung des Wissen-
schaftsressorts den Austausch über ihre Ideen und 
Aktivitäten zur Umsetzung des Nationalen Akti-
onsplans ‚Bildung für nachhaltige Entwicklung‘ in-
tensivieren, ihre verschiedenartigen Aktivitäten im 
Feld der Nachhaltigkeit noch besser koordinieren 
und gemeinsame Aktivitäten planen und durchfüh-
ren werden“, Zitat Ende. 

Dem Ausschuss für Wissenschaft, Medien, Daten-
schutz und Informationsfreiheit wurde in seiner Sit-
zung am 22. April 2020 ein umfassender Bericht 
über die Errungenschaften und Wirksamkeit der 
hochschulübergreifenden AG Nachhaltigkeit vor-
gelegt. Den darin dokumentierten Arbeitsstand be-
wertet der Senat als zufriedenstellend. 

Die Hochschulleitungen haben in der Anhörung 
zum Klimaschutz und Umweltschutz an bremi-
schen Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
in der Sitzung des Ausschusses für Wissenschaft, 
Medien, Datenschutz und Informationsfreiheit am 
22. September 2021 berichtet, dass die hochschul-
übergreifende AG Nachhaltigkeit unter Organisa-
tion der senatorischen Behörde für Wissenschaft 
seit ihrer Konstituierung im Januar 2018 einige 
Male getagt hat, es seit Beginn der Pandemie aber 
innerhalb der AG keine weiteren Aktivitäten mehr 
gegeben habe. 

Dies war unter anderem damit begründet, dass sich 
die beteiligten Hochschulleitungen prioritär auf die 
Bewältigung der zahlreichen Herausforderungen 
in der pandemischen Sondersituation konzentrie-
ren mussten. Der Senat begrüßt eine schnellstmög-
liche Wiederaufnahme der Treffen der AG. 

Zu Frage 2: Vor dem Hintergrund der unter 1. zi-
tierten Formulierung aus dem Wissenschaftsplan 
2025 ist eine Erweiterung der AG um außeruniver-
sitäre Forschungseinrichtungen oder einzelne Inte-
ressenvertretungen bisher nicht vorgesehen. Eine 
Erweiterung der AG könnte themenbezogen für 
einzelne Sitzungstermine erfolgen, zum Beispiel, 
wenn Fragen der Forschung oder Fragen der stu-
dentischen Beteiligung thematisiert werden. 

Zu Frage 3: Der Senat steht der Anregung, die bei-
spielhaft genannten Themen innerhalb der AG zu 
beraten, offen gegenüber. Die Senatorin für Wis-
senschaft und Häfen wird diese Anregung aufgrei-
fen. – So weit die Antwort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Frau Dr. Eschen, haben 
Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Dr. Solveig Eschen (Bündnis 90/Die 
Grünen): Meine Zusatzfrage ist, was aus ihrer Sicht 
getan werden könnte, um die Arbeit der AG bezie-
hungsweise deren Output bekannter zu machen. 
Der Hintergrund meiner Frage ist, dass in der An-
hörung im Ausschuss für Wissenschaft, Medien, 
Datenschutz und Informationsfreiheit zum Klima-
schutz deutlich wurde, dass mehrere Anwesende, 
auch in den Statements der Hochschulen wurde 
das klar, in diesem Rahmen zum allerersten Mal 
von der AG gehört haben. Das heißt, was können 
wir tun, um da weiter voranzukommen. 

Staatsrat Tim Cordßen-Ryglewski: Die Frage halte 
ich für sehr relevant. Es war so, seit der Konstituie-
rung der AG und dem Ausbruch der Coronapande-
mie war der Zeitraum nicht allzu lange. Die AG ist 
so konstruiert, dass dort Rektoratsvertreter und Be-
hördenvertreter Mitglieder sind. Ich halte diese Er-
weiterung, zu spezifischen Themen auch in größe-
ren Kreisen zu tagen und weitere Akteure einzula-
den, auch hinsichtlich ihrer jetzt gestellten Frage 
für sehr relevant, um damit die Bekanntheit und die 
Relevanz der Beratungen der AG deutlicher zu ma-
chen. 

Es ist nicht so, dass diese AG Beschlüsse fasst. Das 
ist, glaube ich, ein wichtiger Punkt, denn die In-
halte der AG müssen sicherlich in die dafür vorge-
sehenen Gremien in die Hochschulen getragen 
werden. Sie fließen dann in die jeweiligen Zielver-
einbarungen ein, wenn es um konkrete Ableitun-
gen geht. Ich finde, dass wir mit der Anhörung, die 
Sie im Ausschuss durchgeführt haben, auf dem 
richtigen Weg sind, a) die Themen aber auch b) die 
Relevanz der AG, ihre Bedeutung, ihre Bekannt-
heit zu stärken. 

Präsident Frank Imhoff: Eine weitere Zusatzfrage 
durch den Abgeordneten Arno Gottschalk. – Bitte 
sehr! 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Herr Staats-
rat, wir werden die Wissenschaft in einem großen 
Maße für die gesellschaftliche und wirtschaftliche 
Transformation brauchen. Insofern hat eine über-
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greifende Hochschulzusammenarbeit eine großar-
tige Perspektive und auch Potenzial. Wenn ich mir 
aber anschaue, wie Verfahren sind, wie an der Uni-
versität, an der doch sehr stark auf den Output in 
dem wissenschaftlichen Bereich geachtet wird – –, 
frage ich mich: Müssen wir in diesem System auch 
über zusätzliche Anreize nachdenken, damit dieje-
nigen, die sich engagieren wollen, im Rahmen ihrer 
Qualifikation und Aufgabenstellungen auch genü-
gend Spielraum und Anreize bekommen? 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Wo ist jetzt 
die Frage? Das ist doch die Debatte heute Nachmit-
tag!) 

Ich darf doch fragen, oder? 

Präsident Imhoff: Herr Staatsrat, Sie haben eine 
Frage bekommen, jetzt warten wir gespannt auf 
Ihre Antwort. 

Staatsrat Tim Cordßen-Ryglewski: Zusätzliche An-
reize, Frau Grobien hat das gerade hereingerufen, 
das wird heute Nachmittag, wenn wir über den ge-
samten Wissenschaftsbereich diskutieren, bespro-
chen. Ich hatte eben deutlich gemacht, dass das, 
wenn es um konkrete Maßnahmen geht, auch Be-
standteil der Zielvereinbarung wird. 

Zielvereinbarungen sind natürlich ein Anreizsys-
tem, weil sie die entsprechenden Maßnahmen und 
Ziele festlegen, die die jeweiligen Hochschulen er-
reichen müssen, wenn sie die Zuweisungen, die sie 
erhalten möchten auch bekommen können. Da 
müssen sie auch nachweisen, was sie für diese 
Ziele getan haben. Insofern ist noch genügend 
Raum vorhanden. 

Man muss schauen, um was es geht. Geht es um 
konkrete organisatorische Maßnahmen, also wie 
werde ich als Hochschule klimagerechter, wie 
werde ich nachhaltiger? Dann gibt es die Frage: Wo 
setzen wir unsere Schwerpunkte, sofern es die wis-
senschaftliche Forschung, gleichzeitig aber auch 
die Wirkung der Themen, wie sie an den Hoch-
schulen vorangetrieben werden, angeht, wie sie 
auf die Gesellschaft in unseren beiden Städten wir-
ken können? Sprich, der Transfergedanke spielt da 
natürlich auch eine Rolle. Es macht auf jeden Fall 
Sinn, das immer auch in einen größeren Kontext zu 
setzen. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege Gottschalk, 
haben Sie eine weitere Zusatzfrage? 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Nein, ich 
gedulde mich bis heute Nachmittag. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Oh, das 
geht?) 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Anfrage 4: Übergang vom Teilhabechancengesetz 
in den ersten Arbeitsmarkt  
Anfrage der Abgeordneten Jasmina Heritani, Bir-
gitt Pfeiffer, Mustafa Güngör und Fraktion der 
SPD  
vom 7. Oktober 2021 

Frau Kollegin, Sie haben das Wort. 

Abgeordnete Jasmina Heritani (SPD): Wir fragen 
den Senat: 

1. In welchen Branchen im Bereich der privaten Ar-
beitgeber und in welchen Unternehmen, Großun-
ternehmen, kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) sind im Land Bremen jeweils wie viele Pro-
grammteilnehmende des Paragrafen 16e und des 
Paragrafen 16i SGB II beschäftigt und von wem 
und wie werden die Teilnehmenden betreut? 

2. Inwieweit erfolgten bereits Überleitungen von 
Programmteilnehmenden des Paragrafen 16e und 
des Paragrafen 16i SGB II in den ersten Arbeits-
markt? 

3. Wenn Menschen bereits Zugang zum ersten Ar-
beitsmarkt gefunden haben, in welchen Branchen 
und Unternehmen, Großunternehmen, KMU, sind 
sie beschäftigt? 

Präsident Frank Imhoff: Die Anfrage wird beant-
wortet durch Staatsrat Kai Stührenberg. 

Staatsrat Kai Stührenberg: Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren, für den Senat 
beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: In der Statistik der Jobcenter ist eine 
Abgrenzung der privaten Arbeitgebenden zu nicht 
privaten Arbeitgebenden, inklusive Beschäfti-
gungsträgern, nicht enthalten. Ebenso liegen keine 
systematischen Informationen zur Unternehmens-
größe der Beschäftigungsbetriebe vor. Die ange-
fragten Daten können daher mit Blick auf den Be-
reich der privaten Arbeitgebenden kurzfristig nicht 
ermittelt werden. 
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Aus einer Sonderauswertung des Jobcenters Bre-
men für den Bericht zur Umsetzung des Teilha-
bechancengesetzes an den Beirat geht hervor, dass 
neun Prozent der im August geförderten Personen 
bei privaten Arbeitgeber*innen beschäftigt sind 
(61 der aktuell 684 nach § 16i SGB II geförderten 
Personen). 

Die Betreuung der geförderten Personen erfolgt bei 
privaten Arbeitgebenden sowohl in Bremen als 
auch Bremerhaven durch von den jeweiligen Job-
centern beauftragte Dritte. Die Betreuung erfolgt 
nach einem ganzheitlichen Ansatz. Dieser beinhal-
tet unter anderem Unterstützungen beim Aufbau 
von Tagesstrukturen und des Umsetzens von An-
forderungen im Arbeitsalltag sowie Kriseninter-
vention beziehungsweise Konfliktbewältigung am 
Arbeitsplatz. Außerdem gehören zur Betreuung 
auch ein Übergangsmanagement während der lau-
fenden Förderung beziehungsweise zum Ende des 
geförderten Beschäftigungsverhältnisses sowie re-
gelmäßige Überprüfungen der Integrationsfort-
schritte im Sinne einer Verbesserung der Beschäf-
tigungsfähigkeit und des Leistungsvermögens so-
wie der Stabilisierung des Beschäftigungsverhält-
nisses. 

Zu Frage 2: Im Land Bremen erfolgten im Zeitraum 
Januar 2019 bis Dezember 2020 insgesamt 50 Aus-
tritte aus der Förderung „Eingliederung von Lang-
zeitarbeitslosen“ nach § 16e SGB II. Davon münde-
ten 8 Austritte in sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung. 

Im selben Zeitraum erfolgten insgesamt 134 Aus-
tritte aus der Förderung „Teilhabe am Arbeits-
markt“ nach § 16i SGB II. Davon mündeten 21 Aus-
tritte in sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung. 

Zu Frage 3: Informationen zu den Branchen bezie-
hungsweise Wirtschaftsabschnitten sowie zur Be-
triebsgröße der Unternehmen, zu denen Über-
gänge aus geförderter Beschäftigung stattgefun-
den haben, liegen in der Statistik der Jobcenter 
nicht vor und können nicht ermittelt werden. – So 
weit die Antwort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine Zusatz-
frage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Jasmina Heritani (SPD): Herr Staats-
rat, können Sie mir sagen, wie viele Frauen und 
wie viele Männer sich in den Maßnahmen befin-
den? Also in den Programmen? 

Staatsrat Kai Stührenberg: Wir haben in § 16e 
SGB II 37 Prozent Frauen und in § 16i SGB II 
38 Prozent Frauen, das entspricht dem Verhältnis. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Heritani, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Jasmina Heritani (SPD): Herr Staats-
rat, können Sie mir sagen, was mit denen passiert 
ist, die aus dem Programm ausgetreten und nicht in 
eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
gekommen sind, also können Sie mir etwas darüber 
sagen, wo sich diese Personen heute befinden? 

Staatsrat Kai Stührenberg: Das ist zurzeit nicht ein-
deutig zu beantworten, der Verbleib ist nicht ein-
deutig geklärt. Wir müssen mit dem Jobcenter 
mehr daran arbeiten, dass wir eine bessere Nach-
verfolgung haben, um eine weitere Betreuung si-
cherstellen zu können. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Heritani, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Jasmina Heritani: Herr Staatsrat, 
können Sie mir etwas darüber sagen, welche Fak-
toren aus ihrer Sicht eine Rolle spielen, um die 
Menschen erfolgreich in eine sozialversicherungs-
pflichtige Stelle zu vermitteln? 

Staatsrat Kai Stührenberg: Ich glaube, das sind 
zwei Dinge. Das eine ist eine sehr gute Betreuung. 
Wir haben natürlich bei dieser Klientel eine ganze 
Reihe von Herausforderungen unterschiedlicher 
Art, sodass eine Betreuung und langsame Einglie-
derung wichtig ist, zum anderen ist eine Perspek-
tive auf eine Übernahme auch immer ein wichtiger 
Faktor. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Staatsrat, eine wei-
tere Frage durch die Abgeordnete Frau Pfeiffer. – 
Bitte sehr! 

Abgeordnete Birgitt Pfeiffer (SPD): Herr Staatsrat, 
eine Frage schließt sich für mich unmittelbar an: 
Sie hatten beantwortet, dass die Datenauswertung 
nicht umfasst, was für ein Typ von Unternehmen 
die Menschen beschäftigt. Wäre das nicht hilfreich 
zu wissen, um daraus auch abzuleiten, ob die 
Größe eines Unternehmens eine Rolle spielt bei der 
Frage des Übertritts in eine sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung? 

Staatsrat Kai Stührenberg: Das wäre sicherlich hilf-
reich. An der Thematik kann man für Bremen fest-
stellen, dass ein Großteil der Betriebe öffentliche 
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Beschäftigung ist, entweder bei Trägern oder im öf-
fentlichen Bereich. Der Anteil privater Unterneh-
men ist sehr klein. Das müssen wir uns ansehen 
und schauen, welche Möglichkeiten es gibt, den 
Anteil der Privaten auszuweiten. 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Anfrage 5: Schadstoffe in Kunststoffgeschirr mit 
Bambusbeimischung und Co.  
Anfrage der Abgeordneten Dorothea Fensak, 
Björn Fecker und Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen  
vom 11. Oktober 2021 

Frau Kollegin, Sie haben das Wort. 

Abgeordnete Dorothea Fensak (Bündnis 90/Die 
Grünen): Wir fragen den Senat: 

1. Wie bewertet der Senat die Situation, dass sich 
trotz Verbots Kunststoffgeschirre mit Beimischung 
von Bambusmehl, Reishülsen, Maisstärke oder 
Weizenstroh im Umlauf beziehungsweise auf dem 
Markt befinden, die gesundheitsschädliche Schad-
stoffe freisetzen können? 

2. Was plant der Senat, um dieser Fehlentwicklung 
entgegenzuwirken, zum Bespiel indem er sich für 
eine verstärkte Kontrolle der sich im Umlauf befin-
dender Produkte und/oder auf Bundesebene für 
eine Rückholaktion dieser Produkte einsetzt? 

3. Inwiefern setzt sich der Senat dafür ein, dass 
Verbraucher:innen über die gesundheitlichen Ge-
fahren der genannten Materialien und gleichzeitig 
über alternative, gesundheitlich unbedenkliche 
Produkte aus reinem Bambusholz, Edelstahl, Glas 
oder Porzellan aufgeklärt werden? 

Präsident Frank Imhoff: Die Anfrage wird beant-
wortet durch Senatorin Claudia Bernhard. 

Senatorin Claudia Bernhard: Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, für den Senat beantworte ich die Anfrage wie 
folgt: 

Zu Frage 1: Der Senat stellt fest, dass es sich bei 
Lebensmittelkontaktmaterialien, die aus Kunststof-
fen unter Zusatz von Bambus oder anderen pflan-
zenbasierten Stoffen hergestellt werden, um Er-
zeugnisse handelt, die in den Anwendungsbereich 
der Verordnung (EU) Nr. 10/2011 fallen. Er stellt 

weiter fest, dass für Bambus/Bambusmehl und ähn-
liche Materialien bisher keine Zulassung zu deren 
Verwendung erteilt worden ist. Daher erfüllen 
diese Produkte nicht die Anforderungen der ein-
schlägigen EU-Vorschriften und sind somit in der 
Europäischen Union nicht verkehrsfähig. 

Der Senat teilt die Bedenken der Verbraucher:in-
nen, dass es bei diesen Lebensmittelkontaktmate-
rialien zur Freisetzung gesundheitsschädlicher 
Substanzen kommen kann und unterstützt die 
Maßnahmen auf regionaler, nationaler und EU-
Ebene zur Durchsetzung des Verbotes des Inver-
kehrbringens dieser Produkte. 

Zu Frage 2: Der Senat ist im Rahmen der Länder-
vereinbarung am Betrieb der Länderkontaktstelle 
für die Überwachung des Handels im Internet, 
G@ZIELT, beteiligt und hat im Rahmen der risiko-
orientierten Produktrecherche die Suche nach der-
artigen Angeboten im Onlinehandel beauftragt. 

Werden Inverkehrbringer ermittelt, stellt der Senat 
sicher, dass die Lebensmittelüberwachungsbe-
hörde des Landes Bremen (LMTVet) im Rahmen ih-
rer Zuständigkeit die Einhaltung des Verbots zum 
Inverkehrbringen der Bambusbedarfsgegenstände 
überwacht. 

In diesem Zusammenhang werden auch die einge-
henden Meldungen des europäischen Schnell-
warn- und Amtshilfesystems und die daraus resul-
tierenden Maßnahmen wie Rückrufe und Rücknah-
men überwacht. 

Lebensmittelkontaktgegenstände, die aus einem 
Melamin-Formaldehyd-Harz bestehen, welches als 
Additiv nicht zugelassene pflanzliche Fasern oder 
Mehle, wie zum Beispiel Bambus, Mais oder an-
dere Füllstoffe enthalten, werden in Bremen, sofern 
sie seit dem 1. Januar 2021 als Probe zur Begutach-
tung gelangen, als nicht verkehrsfähig beurteilt. 
Der Senat begrüßt und unterstützt den EU-weiten 
Aktionsplan zur Durchsetzung des Verkehrsverbo-
tes, dessen Ziel es ist, sicherzustellen, dass Kunst-
stofferzeugnisse, die diese pflanzlichen Zusatz-
stoffe enthalten und die nicht den EU-Vorschriften 
entsprechen, an den Grenzen zurückgewiesen 
werden. 

Zu Frage 3: Der Senat hält die Information der Ver-
braucher:innen über dieses Thema für wichtig und 
dringend erforderlich. Neben der Erfüllung der 
fachlichen und sachlichen Verpflichtungen im Ver-
braucherschutz im Rahmen seiner Zuständigkeit 
unterstützt der Senat die Verbraucherzentrale des 
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Landes bei der Einschätzung der Rechtsvorgaben 
und informiert zu den Möglichkeiten behördlichen 
Handelns. 

Der Senat stellt fest, dass die durch die Verbrau-
cherzentrale Bremen bereitgestellten Informations-
materialien zu diesem Thema eine wertvolle Unter-
stützung für Verbraucher:innen darstellen, um sich 
umfassend und nachhaltig mit der Materie be-
schäftigen zu können. An gleicher Stelle können 
sich die Verbraucher:innen auch über unbedenkli-
che Alternativen zu diesen mit Pflanzenfasern oder 
-mehlen angereicherten Produkten informieren. – 
So weit die Antwort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine Zusatz-
frage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Dorothea Fensak (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sie hatten bereits in der Beantwortung zu 
Frage 1 gesagt, dass die Zulassung nicht vorliegt, 
und dass Sie sich auf nationaler und regionaler 
Ebene zur Durchsetzung des Verbots hinsichtlich 
des Inverkehrbringens der Produkte einsetzen. Wie 
findet das tatsächlich statt? Gibt es eine Aufklä-
rung, auch über die Gesundheitsbehörde? Gibt es 
Warnhinweise, oder wie muss ich mir das vorstel-
len? 

Senatorin Claudia Bernhard: Es ist so, dass natür-
lich die Verbraucherzentralen warnen und wir ha-
ben schon gesagt: Wir unterstützen sie dahinge-
hend. Es gibt Pressemitteilungen, wir haben uns 
auch auf der Ebene der Verbraucherschutzminis-
ter:innen dafür eingesetzt, und wir sind natürlich 
auch sehr achtsam, dass solche Produkte bei der 
Einfuhr in Bremerhaven schwerpunktmäßig her-
ausgefiltert werden. Ich möchte nur ein Beispiel sa-
gen: Brotdosen aus China wurden im April 2021 
entsprechend deklariert und sind natürlich nicht 
zugelassen worden. Darüber hinaus kann ich auch 
sagen, dass es hier einen Hersteller gegeben hat, 
bei dem wir tätig geworden sind, und das LMTVet 
da verboten hat, diese Produkte weiter in den Han-
del zu bringen. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Dorothea Fensak (Bündnis 90/Die 
Grünen): Wie sieht das aus mit Rückholaktionen 
von Produkten, die bereits im Handel waren bezie-
hungsweise den Kontrollmechanismen nicht unter-
legen waren? Ist das beabsichtigt? Findet das be-
reits statt? 

Senatorin Claudia Bernhard: Das ist sehr schwie-
rig, weil wir nicht rund um die Uhr den gesamten 
Markt im Blick haben können. Aber, wir sind von 
dem Sanktionssystem dahingehend überzeugt, 
dass letztendlich Supermärkte, Handel, et cetera 
zurückmelden, wenn ihnen derartiges auffällt. 
Dann wird das selbstverständlich gebrandmarkt 
und dann gibt es auch eine Rückrufaktion. Wir hat-
ten das aktuell aber noch nicht. 

Präsident Frank Imhoff: Eine weitere Zusatzfrage? 
– Bitte sehr! 

Abgeordnete Dorothea Fensak (Bündnis 90/Die 
Grünen): Wäre es denkbar, dass sich die Gesund-
heitsbehörde dafür einsetzt, dass im Handel Warn-
hinweise angebracht werden, damit die Verbrau-
cher an diesen Stellen noch einmal umfassend da-
rauf hingewiesen werden? 

Senatorin Claudia Bernhard: Ich kann das gern 
mitnehmen und in unserem Amt anregen. Es ist 
aber so, dass wir darauf angewiesen sind, dass das 
mit einer Freiwilligkeit verbunden ist, wir können 
das leider nicht vorschreiben. 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Anfrage 6: Kontrolliertes Glücksspiel im Land 
Bremen  
Anfrage der Abgeordneten Carsten Meyer-He-
der, Heiko Strohmann und Fraktion der CDU  
vom 12. Oktober 2021 

Herr Kollege Meyer-Heder, Sie haben das Wort! 

Abgeordneter Carsten Meyer-Heder (CDU): Wir 
fragen den Senat: 

1. Welche Vor- und Nachteile sieht der Senat in der 
Reduzierung der Konzessionen für Spielhallen im 
Land Bremen infolge des Glücksspielstaatsvertra-
ges 2021 und dessen geplanter Umsetzung auf lan-
desgesetzlicher Ebene? 

2. Welche Erkenntnisse hat der Senat über die Zu-
nahme des illegalen Onlineglücksspiels im Land 
Bremen insbesondere zu Coronazeiten? 

3. Inwieweit kommt für den Senat bei der Ände-
rung des Bremer Spielhallengesetzes in Betracht, 
ähnlich wie in anderen Ländern, von der Ausnah-
meregelung des § 29 Absatz 4 Glücksspielstaats-
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vertrag Gebrauch zu machen und damit einen be-
fristeten Bestandsschutz für bereits bestehende 
Spielhallen, die in einem baulichen Verbund zuei-
nanderstehen, zu gewähren, wenn die Qualität 
entsprechend gesichert ist? 

Präsident Frank Imhoff: Diese Anfrage wird beant-
wortet durch Staatsrat Sven Wiebe. 

Staatsrat Sven Wiebe: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Für 
den Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Es wird derzeit an einem Gesetz zur 
Anpassung spielhallenrechtlicher Vorschriften an 
den Glücksspielstaatsvertrag 2021 gearbeitet. Der 
Entwurf sieht dabei keine Ausnahmeregelung vom 
Verbot der Mehrfachkonzession vor. Der Senat 
sieht die Notwendigkeit einer quantitativen Regu-
lierung von Glücksspielangeboten durch eine Be-
grenzung von deren Verfügbarkeit und den einher-
gehenden Spielanreizen. Das Verbundverbot 
wurde daher ausdrücklich als adäquates Mittel zur 
Suchtprävention in das Bremische Spielhallenge-
setz aufgenommen. Zudem soll dadurch einer Kon-
zentration von Spielhallen in den Stadtteilen ent-
gegengewirkt werden. 

Durch die Nichtanwendung der Öffnungsklausel 
werden voraussichtlich circa 35 Spielhallen an 29 
Standorten im Land Bremen keine neue Erlaubnis 
nach dem Bremischen Spielhallengesetz bekom-
men können. Hiervon könnten circa 120 Arbeits-
plätze betroffen sein, bei denen es sich vorwiegend 
um Minijobs im Servicebereich handelt. 

Zu Frage 2: Dem Senat liegen keine konkreten 
Zahlen zu einer Zu- oder Abnahme des illegalen 
Onlineglücksspiels seit Beginn der Pandemie 
durch Bürgerinnen und Bürger des Landes Bremen 
vor. 

Die Tatsache, dass die coronabedingten Maßnah-
men im Land Bremen auch zu vorübergehenden 
Schließungen im Bereich Glücksspiel geführt ha-
ben, könnte bewirkt haben, dass Bürgerinnen und 
Bürger auf Onlineangebote und auch illegale Onli-
neangebote ausgewichen sind. 

Die Fachstelle Glücksspielsucht in Bremen berich-
tet davon, dass während der Coronapandemie ein 
deutlicher Zusammenhang zwischen der Verfüg-
barkeit von Glücksspielmöglichkeiten in Spielhal-
len und der Nutzung bei Spieler:innen mit patholo-
gischem Spielverhalten zu erkennen war. In Zeiten 

des Lockdowns, in denen die Spielhallen geschlos-
sen waren, gelang es vielen Klient:innen der Fach-
stelle, ihre Zeit mit anderen Tätigkeiten zu füllen 
und das Spielen gänzlich zu unterlassen. Dies galt 
vor allem für Menschen, die keine Affinität zu In-
ternettätigkeiten aufweisen. Nach Wiedereröff-
nung der Spielhallen stiegen die Nutzungszahlen 
bei dieser Gruppe erneut stark an. 

Auf der anderen Seite sind vermutlich Sucht-
kranke, die bis dahin vor Ort gespielt haben, ins In-
ternet gewechselt. Dieser Effekt wurde teilweise 
noch durch die Legalisierung des Glücksspiels ver-
stärkt, mit der das Glücksspiel auch von Menschen 
mit problematischem Spielverhalten nun zuneh-
mend als Normalität und Unterhaltung gewertet 
wird. 

Zu Frage 3: Von der Öffnungsklausel aus § 29 Ab-
satz 4 Glücksspielstaatsvertrag 2021 soll kein Ge-
brauch gemacht werden, da anderenfalls die bishe-
rigen Bemühungen Bremens zur konsequenten 
Umsetzung der Ziele des Glücksspielstaatsvertra-
ges 2021 und des Bremischen Spielhallengesetzes, 
insbesondere die Suchtbekämpfung nach § 1 Num-
mer 1 Glücksspielstaatsvertrag 2021, wieder aufge-
weicht würden beziehungsweise sogar ins Leere 
gingen. Nach Kenntnis des Senats werden zudem 
die Stadtstaaten Berlin und Hamburg ebenfalls 
nicht von der Öffnungsklausel Gebrauch machen. 
Im Übrigen wird auf die Ausführungen zu Frage 1 
verwiesen. – So weit die Antwort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Herr Abgeordneter, haben 
Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Carsten Meyer-Heder (CDU): Ich 
habe eine letzte Frage. Wenn ich Sie also richtig 
verstanden habe, dann glauben Sie, dass, wenn Sie 
das legale Angebot reduzieren, die Menschen auf-
hören zu spielen und nicht in illegale Angebote o-
der ins Internet wechseln. 

Staatsrat Sven Wiebe: Ich glaube nicht, dass die 
Menschen aufhören zu spielen, aber ich glaube, 
dass es Menschen gibt, die dadurch aufhören zu 
spielen oder weniger spielen werden. Es ist aus 
meiner Sicht gut, zu erkennen, dass nicht alle Men-
schen, die nicht in Spielhallen spielen können, 
dann automatisch ins Internet abwandern. Das ist 
eine klare Erkenntnis der Fachstelle Glücksspiel-
sucht und die ist insoweit auch handlungsleitend. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Staatsrat, weitere Zu-
satzfragen liegen nicht vor. – Wir bedanken uns für 
die Beantwortung! 
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Anfrage 7: SARS-CoV-2-Impfpflicht für Beschäf-
tigte in Kitas und Schulen in Bremen  
Anfrage der Abgeordneten Yvonne Averwerser, 
Sandra Ahrens, Heiko Strohmann und Fraktion 
der CDU  
vom 12. Oktober 2021 

Frau Kollegin Averwerser, Sie haben das Wort. 

Abgeordnete Yvonne Averwerser (CDU): Wir fra-
gen den Senat: 

1. In welchem Erarbeitungsstand befindet sich die 
von der Senatorin für Kinder und Bildung medien-
wirksam geforderte SARS-CoV-2-Impfpflicht für 
alle Beschäftigte in Kitas und Schulen und ab wann 
soll eine derartige Regelung in Kraft treten? 

2. Inwiefern plant der Senat folglich, den individu-
ellen SARS-CoV-2-Impfstatus aller Beschäftigter in 
Kitas und Schulen im Land Bremen verbindlich in 
Erfahrung zu bringen und von wem sollen derar-
tige Abfragen ab wann durchgeführt werden? 

3. Mit welchen Sanktionen sollen impf-, bezie-
hungsweise auskunftsunwillige Beschäftigte in 
Kitas und Schulen nach Planung des Senats zu-
künftig im Rahmen derartiger Maßnahmen belegt 
werden und welche etwaigen Auswirkungen auf 
die bereits angespannte Personalsituation in Kitas 
und Schulen könnten hieraus nach Einschätzung 
des Senats erwachsen? 

Präsident Frank Imhoff: Die Anfrage wird beant-
wortet durch Senatorin Sascha Karolin Aulepp. 

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren, für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Die Forderung nach einer Impflicht 
wurde auf der Kultusministerkonferenz einge-
bracht, hat aber bislang noch keine Mehrheit ge-
funden. Mit dieser Forderung wurde eine wichtige 
Debatte über die Notwendigkeit einer Impfpflicht 
für Beschäftigte in den Einrichtungen angestoßen, 
in denen besonders vulnerable Personengruppen 
betreut werden und in denen aufgrund der räumli-
chen Nähe zahlreiche Menschen einem Infektions-
risiko ausgesetzt sind. Das trifft besonders für Kitas 
und Schulen zu, insbesondere da, wo Kinder unter 
zwölf Jahren, für die bisher noch keine Impfung zu-
gelassen ist, betreut werden. 

Ein Alleingang Bremens bei der Einführung einer 
Impfpflicht war und ist nicht geplant. Die Einfüh-
rung einer Impfpflicht ist Angelegenheit des Bun-
desgesetzgebers. Selbstverständlich wären Perso-
nen, die aus gesundheitlichen Gründen nicht ge-
impft werden können und ebenso wie die Kinder 
auf die Solidarität ihrer Kolleg:innen angewiesen 
sind, von einer Impflicht ausgenommen. 

Zu Frage 2: Die Impfstatusabfrage ist entsprechend 
dem Senatsbeschluss vom 12. Oktober 2021 bereits 
eingeleitet, die Rückmeldungen gehen derzeit bei 
der senatorischen Behörde ein und werden ausge-
wertet. Da aufgrund der bundesrechtlichen Er-
mächtigung nur die Arbeitgeber selbst abfragen 
dürfen, sind die freien Träger im Kita- und Schul-
bereich dringlich gebeten worden, ihre Beschäftig-
ten ebenfalls abzufragen und uns die Ergebnisse in 
Form einer Quote mitzuteilen. Dem sind die Träger 
fast einhellig gefolgt und führen derzeit ebenfalls 
entsprechende Abfragen durch. 

Zu Frage 3: Solange es keine Impfpflicht auf Bun-
desebene gibt, kann und wird es keine Sanktionie-
rung von Ungeimpften geben. In Bezug auf den 
Impfstatus haben Auskunftsunwillige das Recht, 
der Datenverarbeitung zu widersprechen. Den Um-
gang mit den Widersprüchen regeln die daten-
schutzrechtlichen Vorschriften. 

Die Impfstatusabfrage dient auch dazu, die erfor-
derlichen Maßnahmen zu treffen, um unter Pande-
miebedingungen den bestmöglichen Schutz vor In-
fektionen sowohl der Beschäftigten als auch der 
betreuten und beschulten Kinder und Jugendli-
chen sicherzustellen. Diejenigen, die nicht geimpft 
sind, müssen selbstverständlich ihren Beitrag zur 
Bekämpfung der Pandemie und zum Schutz der 
Kinder im Rahmen des Notwendigen und Mögli-
chen leisten, etwa im Rahmen eines stärkeren Test-
regimes. Schon jetzt gilt in Schulen und weiteren 
Bildungseinrichtungen für ungeimpfte Personen 
die Pflicht zur regelmäßigen Testung nach § 16 Ab-
satz 4 der Coronaverordnung. – So weit die Ant-
wort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine Zusatz-
frage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Yvonne Averwerser (CDU): Meine 
erste Nachfrage geht in die Richtung: Bis wann, 
glauben Sie, ist die Abfrage abgeschlossen? 

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Mit Glaubens-
frage ist das immer so eine Sache. So eine Abfrage 
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muss ordentlich und sorgfältig durchgeführt wer-
den, die Rückmeldungen, die wir bekommen, müs-
sen entsprechend der datenschutzrechtlichen Vor-
schriften eingegeben und ausgewertet werden. 
Das, was ich sagen kann, ist: Die Auswertung der 
Abfrage dauert noch an. 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Wenig 
Eile!) 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine weitere 
Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Yvonne Averwerser (CDU): Inwie-
fern sehen Sie sich in der Lage, uns in der Deputa-
tion für Kinder und Bildung über die Ergebnisse 
dieser Abfragen in Kenntnis zu setzen? Gern auch 
im nicht öffentlichen Teil. 

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Sobald wir die 
Abfrage ausgewertet haben, werden wir die Parla-
mentarierinnen und Parlamentarier selbstverständ-
lich umfassend darüber informieren. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Yvonne Averwerser (CDU): Wurde 
bei der Abfrage auch gefragt, welcher Impfstoff ge-
nutzt wurde? 

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Ja. 

(Heiterkeit) 

Abgeordnete Yvonne Averwerser (CDU): Das 
freut mich. 

Präsident Frank Imhoff: Das ist hier eine Freude, 
noch weitere Zusatzfragen? – Bitte sehr! 

(Heiterkeit) 

Abgeordnete Yvonne Averwerser (CDU): Ihren 
Antworten kann ich entnehmen, dass ihr Ansinnen 
war, mit diesem Gedankenanstoß an eine Impf-
pflicht besondere Gruppen zu schützen, insbeson-
dere die unter 12-Jährigen, die noch nicht geimpft 
werden können. Dies wird so ganz schnell nicht der 
Fall seien können. Im Moment gehen die Infekti-
onszahlen überall hoch. 

Schleswig-Holstein, ein Land, das noch niedrigere 
Inzidenzzahlen hat als wir, nimmt jetzt weitere 
Maßnahmen vor, zum Beispiel auch wieder die 
Maskenpflicht. Inwiefern sehen Sie sich in der 

Pflicht, eventuell nachzusteuern und die Kinder, 
die in den Kitas und Schulen zunehmend infiziert 
werden, besser zu schützen? 

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Das beinhaltet 
mehrere Fragen. Zum einen würde ich gern noch 
einmal deutlich machen, dass der Anlass der For-
derung, dass Erwachsene in die Pflicht genommen 
werden, sich solidarisch gegenüber Kindern zu zei-
gen, durchaus dem erwachsen ist, dass viele Inte-
ressengruppen sehr schnell bei der Hand sind, 
wenn es darum geht, Pflichten für Kinder zu for-
dern, aber Pflichten, die sie selbst betreffen, mit In-
brunst zurückweisen. 

(Beifall SPD) 

Das ist die gesellschaftliche Debatte, die ich damit 
angestoßen habe und im Bereich dieser Debatte hat 
man gemerkt, dass es notwendig war, noch einmal 
darauf hinzuweisen, dass Erwachsene, die sich 
impfen lassen können und nicht wirklich gesund-
heitliche Gründe haben, sondern irgendwelche an-
deren – –. Dass man noch einmal deutlich darauf 
hinweisen muss, dass eine Pflicht besteht. 

(Beifall SPD) 

Insofern hat sich in der Debatte auch gezeigt, dass 
Bewegung darin ist. Am Anfang gab es eine heftige 
Anfeindung, wir haben in der Behörde zwei Tage 
die Telefone nicht bedient, weil Leute immer anru-
fen, unflätige Beschimpfungen ausstoßen, oder ein-
fach nur anrufen und wieder auflegen. 

Mittlerweile ist die Debatte doch so, dass es durch-
aus namhafte Stimmen aus der Wissenschaft, aber 
natürlich auch aus dem politischen Raum, gibt, die 
sagen, es wäre vielleicht doch bedenkenswert, an-
gesichts, so, wie Sie das völlig zu Recht sagen, stei-
gender Infektionszahlen, darüber nachzudenken, 
ob es Gründe geben könnte, bestimmte Personen, 
die nach wie vor die Kraft des Arguments nicht 
überzeugt, dazu zu verpflichten, diesen Schutz ein-
zunehmen. 

Zu ihrer Frage, was machen wir eigentlich ansons-
ten im Bereich Kitas und Schulen. Das ist eine De-
batte, die auch entwickelt ist und in der wir alle und 
insbesondere Sie und die anderen, die im Bereich 
Kinder und Bildung tätig sind, immer abwägen 
müssen, was bedeutet Gesundheitsschutz von Kin-
dern und Jugendlichen? Ist das nur Infektions-
schutz im Bereich COVID-19 oder geht es möglich-
erweise auch um andere gesundheitliche Risiken 
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durch Einschränkungen, die wir den Kindern und 
Jugendlichen zumuten? 

Deswegen halte ich es nach wie vor für richtig, dass 
man differenziert, auch zum Beispiel im Bereich der 
Maskenpflicht: In welchem Alter sind die Kinder? 
Was müssen die noch lernen? Wie viel sind die an-
gewiesen auf freies Agieren, auf Bewegung, auf 
mimischen Austausch? Aber natürlich werden wir 
uns damit auseinandersetzen müssen, wie die Ent-
wicklung weitergeht und ob es Maßnahmen gibt. 

Wir bewegen uns in Bremen auch deshalb in Berei-
chen mit relativ niedrigen Inzidenzen, weil wir zum 
Beispiel die Luftfilter, die die Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft (GEW) auch bundesweit als 
Pflicht fordert – –. Da würde ich sagen, dieser 
Pflicht sind wir in Bremen und in Bremerhaven 
nachgekommen. Dass muss man auch berücksich-
tigen, aber natürlich geht es darum, zu schauen, 
welche Maßnahmen werden wir weiter treffen. 

Wovon ich allerdings überzeugt bin, und ich 
glaube, da stehe ich im Einklang mit diesem Hohen 
Haus, ist, dass Schulschließungen und die Abkehr 
vom Präsenzunterricht für unsere Kinder und Ju-
gendlichen so abträglich wären, dass die schwie-
rige Abwägung an der Stelle zu einem eindeutigen 
Ergebnis kommen muss. 

(Beifall SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Frau Abgeordnete, haben 
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Yvonne Averwerser (CDU): Frau Se-
natorin, habe ich Sie richtig verstanden, dass Sie 
kurzfristig über keine weiteren Schutzmaßnahmen 
im Bereich der unter 12-Jährigen nachdenken, ob-
wohl die Inzidenzen rund um uns herum hochge-
hen werden? Wir in Bereichen nachsteuern werden 
beziehungsweise nachgesteuert haben, gerade 
beim Weihnachtsmarkt, auf dem Schlachte-Zau-
ber? Sie halten es nach wie vor für richtig, dass wir 
gemeinsam das Ziel haben, die Schulen weiter auf-
zuhalten, darüber sind wir durchaus einig, weiter-
hin zunächst auf die Maskenpflicht als einfaches 
Mittel zu verzichten? 

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete, falsch verstanden haben Sie 
mich insoweit, dass ich niemals gesagt habe, dass 
ich nicht über Schutzmaßnahmen nachdenke. Ge-
sagt habe ich, und das finde ich nach wie vor rich-
tig, dass wir kontinuierlich nachdenken müssen 

darüber, was in der aktuellen Situation und aktuel-
len Lage notwendig, angemessen und verhältnis-
mäßig ist. 

(Zuruf Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch 
[CDU]) 

Wenn Sie eine Frage haben, ich kann so schlecht 
beides. Herr Dr. vom Bruch, wenn Sie eine Frage 
haben, können Sie sich selbstverständlich auch an 
das – –. Natürlich vorbehaltlich, was der Präsident 
– –. 

Präsident Frank Imhoff: Zwischenrufe sind im Par-
lament erlaubt, wie Sie wissen, deswegen – –. Aber 
bitte, machen Sie jetzt weiter bei der Beantwortung 
der Anfrage von Frau Averwerser. 

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Mir ging es nur 
darum, aus Respekt vor Herrn Dr. vom Bruch, ihm 
zu sagen, dass ich ihn so schlecht verstehen kann, 
wenn er ruft, während ich antworte. Aber, Sie ha-
ben natürlich Recht. Diese Diskussion hat mich 
jetzt so rausgebracht, könnten Sie – –. 

Ach so, es ging darum, ob ich nachdenke. Also, 
nachdenken tue ich und schaue mir die Lage ins-
gesamt an, wie der gesamte Senat auch in den un-
terschiedlichen Bereichen. Sie wissen, dass die Ab-
kehr von der Infektionsinzidenz als Leitinzidenz-
zahl erfolgt ist und das aus gutem Grund. Es geht 
insbesondere um Hospitalisierungsraten und da 
um die Intensivhospitalisierung. 

Ich kann sagen, es ist glücklicherweise im Bereich 
der Altersgruppe, über die wir hier sprechen so, 
dass die Hospitalisierungsrate in Bremen sehr nied-
rig und die Intensivhospitalisierungsrate ver-
schwindend gering ist, dass muss man auch in die 
Überlegungen einbeziehen. Umgekehrt muss man 
in die Erwägung aufnehmen, was eine Masken-
pflicht für die Kinder und Jugendlichen bedeutet. 
Natürlich muss man sich das genauer anschauen, 
und das machen wir. 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Anfrage 8: Familienfreundliche Hochschulen im 
Land Bremen  
Anfrage der Abgeordneten Dr. Solveig Eschen, 
Dr. Henrike Müller, Björn Fecker und Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen  
vom 13. Oktober 2021 
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Frau Dr. Eschen, Sie haben das Wort! 

Abgeordnete Dr. Solveig Eschen (Bündnis 90/Die 
Grünen): Wir fragen den Senat: 

1. Wie bewertet der Senat den Ansatz, bei Neu- 
und gegebenenfalls Erweiterungsbauten an Bre-
mer Hochschulen bereits in den Planungsverfahren 
familienfreundliche Angebote wie Eltern-Kind-
Räume mitzudenken mit dem Ziel, derartige Infra-
struktur von Vornherein einzuplanen und somit 
späteren, potenziell teureren Nachrüstungen be-
ziehungsweise -anbauten vorzubeugen? 

2. Welche familienfreundlichen Angebote und im 
Speziellen Eltern-Kind-Räume für Studierende so-
wie Beschäftigte und ihre Kinder mit Still- und Wi-
ckelmöglichkeiten werden nach Kenntnisstand des 
Senats bei derzeit geplanten Neubauten wie insbe-
sondere dem Hörsaal- und Veranstaltungszentrum 
an der Universität Bremen eingeplant? 

3. Wie wird aktuell die Beteiligung der Frauenbe-
auftragten bei baulichen Vorhaben an den Hoch-
schulen sichergestellt und wie könnte sie nach An-
sicht des Senats noch verbessert werden? 

Präsident Frank Imhoff: Diese Anfrage wird beant-
wortet durch Staatsrat Tim Cordßen-Ryglewski. 

Staatsrat Tim Cordßen-Ryglewski: Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage 
wie folgt: 

Zu Frage 1: Der Senat begrüßt einen solchen An-
satz ausdrücklich. Die frühzeitige Einbeziehung 
quantitativer und qualitativer Bedarfe für familien-
freundliche Angebote kann gegebenenfalls später 
auftretenden Umbauerfordernissen vorbeugen. Fa-
milienfreundliche Bedingungen sowohl für das 
Studium als auch die Berufstätigkeit herzustellen 
und zu sichern, ist zudem ein wichtiges Anliegen 
der Hochschulen im Land Bremen. 

Zu Frage 2: Nach Kenntnisstand des Senats wird 
seitens der Hochschulen an die Planung für Hoch-
schulneubauten grundsätzlich der Anspruch ge-
stellt, dass die Anforderungen an eine familien-
freundliche Nutzung und die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf mitbedacht werden. Insbesondere 
in der Planung für den Neubau Hörsaal- und Ver-
anstaltungszentrum auf dem Universitätsgelände 
werden neben Still- und Wickelräumen auch El-
tern-Kind-Büros sowie Spielecken für die Kinder 
berücksichtigt. 

Zu Frage 3: Bei Beginn der Planungen für Neubau-
ten auf dem Universitätsgelände finden ausführli-
che Nutzer:innengespräche mit der Universität und 
Vertreter:innen der Studierenden statt. Dadurch 
wird sichergestellt, dass sämtliche Belange zur För-
derung der Vereinbarkeit von Familie und Studium 
und Beschäftigung berücksichtigt werden. Nach 
Ansicht des Senats ist es erforderlich, dass die 
Frauenbeauftragten zukünftig zu den Nutzer:in-
nengesprächen eingeladen werden, um so bei der 
Gestaltung mitzuwirken. 

Bei baulichen Maßnahmen wie Neu- und Erweite-
rungsbauten an der Hochschule Bremen wird im 
Rahmen der Gremienanhörung auch die Frauenbe-
auftragte mit einbezogen und bekommt somit die 
Möglichkeit sicherzustellen, dass familiäre Be-
lange, wie Eltern-Kind-Räume und Still- und Wi-
ckelmöglichkeiten, in der Planung berücksichtigt 
werden. 

Die Hochschule Bremerhaven hat derzeit keinen 
formalisierten Prozess der Einbeziehung von Frau-
enbeauftragten bei baulichen Vorhaben. Die Hoch-
schule Bremerhaven ist deshalb gerade dabei, dies-
bezügliche Regelungen zu treffen, sodass bereits in 
entsprechenden Auftaktplanungsrunden die rele-
vanten Vertretungen und Beauftragten, unter an-
derem die Frauenbeauftragten, einzubeziehen 
sind. Je nach Art des Vorhabens wird dann in den 
Auftaktrunden die Art der weiteren Einbindung 
der Frauenbeauftragten zu spezifizieren sein. 

An der Hochschule für Künste werden bauliche 
Maßnahmen und räumliche Veränderungen in der 
zweiwöchentlichen Sitzung des Rektorats vorge-
stellt. An diesen Sitzungen ist die Frauenbeauf-
tragte als ständiger Gast beteiligt und kann Vor-
schläge aktiv einbringen. – So weit die Antwort des 
Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Frau Abgeordnete, haben 
Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Dr. Solveig Eschen (Bündnis 90/Die 
Grünen): Ja, Herr Präsident, vielen Dank! In der 
Antwort zu Frage 3, Herr Staatsrat, wird auf Nut-
zer:innengespräche eingegangen. Hierzu habe ich 
die Frage: In welchem Rahmen finden genau sol-
che Gespräche statt und welches Mandat haben 
die dann dort anwesenden Nutzer:innen und von 
wem? 

Staatsrat Tim Cordßen-Ryglewski: Wir sind als Be-
hörde an diesen fachlichen Gesprächen innerhalb 
der Hochschulen ja nicht beteiligt, haben uns die 
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Verfahren schildern lassen. Insofern bitte ich um 
Verständnis, wenn ich nicht allzu detailliert über 
Einzelheiten dieser Gesprächsrunden Auskunft ge-
ben kann. Ich hatte dargestellt, diese Gespräche 
dienen inhaltlich genau dazu, entsprechende Be-
darfe aller Akteure, die hinterher auch in die Nut-
zung – deswegen Nutzer:innengespräche – einbe-
zogen sind, frühzeitig mit einzubinden, damit im 
weiteren Planungsprozess entsprechend nicht Lü-
cken und weiße Flecken entstehen. 

Das Mandat der – –. Wenn jetzt zukünftig auch die 
Frauenbeauftragten – –. Das hatte ich ja auch dar-
gestellt, darauf wirken wir ja hin, dass die auch ex-
plizit eingeladen werden. Die haben natürlich das 
Mandat, für das sie gewählt sind, da die Interessen 
entsprechend einzubringen. Das sind auch offizi-
elle Planungsgespräche, da ist dann natürlich die 
Hochschulleitung vertreten, das wird dokumentiert 
und festgehalten, um es in die Planung einfließen 
zu lassen. Das sind nicht irgendwelche informellen 
Gespräche, oder man fragt einmal nach, sondern 
das gehört zu den einzelnen Planungsschritten fest 
mit dazu. 

Präsident Frank Imhoff: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Kollegin? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Dr. Solveig Eschen (Bündnis 90/Die 
Grünen): Teilen Sie denn meine Auffassung, dass 
es sich bei den Beauftragten nach dem Bremischen 
Hochschulgesetz, also für den wissenschaftlichen 
Bereich, und auch nach dem Landesgleichstel-
lungsgesetz, also dann auch für den Bereich Ver-
waltung im Bereich der Hochschulen, um mehr als 
bloße Nutzer:innen handelt und sie dementspre-
chend auch dringend, strukturell verbindlich in all 
diese Prozesse, die auch bauliche Vorhaben betref-
fen, einbezogen werden müssen? 

Staatsrat Tim Cordßen-Ryglewski: Also, es ist so, 
dass es für diese Planungen keine verbindlichen 
Regeln, die grundsätzlich für alle gelten, gibt. Des-
wegen haben wir jetzt ja – das hatte ich ja eben 
dargestellt – bei den Hochschulen nachgefragt, wie 
jeweils die einzelnen Verfahren sind. Wir haben ja 
jetzt festgestellt, dass überall tatsächlich auch die 
Beauftragten eingebunden sind, bisher an der Uni-
versität nicht in den Nutzer:innengesprächen. 

Wir haben das schon, mein Haus hat das schon im 
kontinuierlichen Dialog mit der Hochschule bezie-
hungsweise mit der Universität platziert. Ich werde 
das selbst auch in meinen Dialog mit dem Rektor 
und der Kanzlerin aufnehmen und gehe insofern 

davon aus, dass das dann auch stattfindet. Da wer-
den wir auch nachfragen und insofern erledigt sich 
aus meiner Sicht erst einmal die Frage nach über-
geordneten Regeln, sondern wir können sicherstel-
len, dass die Beauftragten entsprechend einbezo-
gen werden. Damit ist dem inhaltlichen Anliegen 
dann auch Genüge getan. 

Präsident Frank Imhoff: Ich schaue gerade auf die 
Uhr – ja, wir machen noch eine Anfrage! 

Anfrage 9: Wann fließt die Investitionsförderung 
für die Kinderklinik in Reinkenheide?  
Anfrage der Abgeordneten Sülmez Dogan, Ilona 
Osterkamp-Weber, Björn Fecker und Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen  
vom 13. Oktober 2021 

Bitte schön, Frau Kollegin! 

Abgeordnete Sülmez Dogan (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Wir fragen den Senat: 

1. Wann kann das Klinikum Bremerhaven-Rein-
kenheide mit einem verbindlichen Förderbescheid 
und mit der Auszahlung der Fördermittel für den 
Neubau der Kinderklinik rechnen? 

2. Inwieweit besteht nach Kenntnis des Senats die 
Gefahr, dass es zu einem vorübergehenden Bau-
stopp kommt? 

3. Welche Möglichkeiten für einen vorzeitigen För-
derbescheid oder für eine vorzeitige Auszahlung 
sieht der Senat, etwa durch vom Haushalts- und Fi-
nanzausschuss zu beschließende Nachbewilligun-
gen oder außerplanmäßige Verpflichtungsermäch-
tigungen, vor? 

Präsident Frank Imhoff: Diese Anfrage wird beant-
wortet durch Senatorin Claudia Bernhard. 

Senatorin Claudia Bernhard: Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage wie 
folgt: 

Zu Frage 1: Vor Erlass eines Fördermittelbeschei-
des im Rahmen der beabsichtigten Einzelförderung 
für die Kinderklinik Bremerhaven ist ein durch die 
Bürgerschaft (Landtag) verabschiedeter Haushalt 
für die Haushaltsjahre 2022 und 2023 sowie ein von 
der Stadtverordnetenversammlung Bremerhaven 
beschlossener Haushalt, wegen der Ein-Drittel-Fi-
nanzierung der Stadtgemeinde Bremerhaven, er-
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forderlich. So setzt die in 2022 beabsichtigte Ein-
zelförderung die Bereitstellung entsprechender 
Haushaltsmittel voraus. Sobald die notwendigen 
politischen Beschlüsse gefasst worden sind, wird 
der Fördermittelbescheid, voraussichtlich Anfang 
2022, erlassen und werden nach Bestandskraft des 
Bescheides die Fördermittel in Abhängigkeit zum 
jeweiligen Baufortschritt ausgezahlt. 

Zu Frage 2: Die Geschäftsführung des Klinikums 
Bremerhaven-Reinkenheide hat die Gesundheits-
behörde unter anderem im Juni 2021 auf das Risiko 
eines möglichen vorübergehenden Baustopps hin-
gewiesen. Begründet wurde dies insbesondere mit 
erheblich gestiegenen Baukosten, die nicht über 
die Pauschalfördermittel nach § 11 des Bremischen 
Krankenhausgesetzes abgedeckt werden können. 
Daher benötigt das Klinikum eine verbindliche Ein-
zelfördermittelzusage über die Finanzierung der 
Kinderklinik. 

Nach Kenntnis des Senats besteht derzeit keine 
Gefahr eines vorübergehenden Baustopps, da die 
Liquidität des Bauvorhabens gesichert ist. Das Kli-
nikum benötigt jedoch durch einen zu erteilenden 
Fördermittelbescheid eine entsprechende Pla-
nungs- und Finanzierungssicherheit. Entscheidend 
ist allerdings die weitere Entwicklung der Baukos-
ten. Sofern diese weiter steigen, obliegt es der Ge-
schäftsführung, die baulichen Maßnahmen gege-
benenfalls anzupassen. 

Zu Frage 3: Eine frühere Auszahlung der Förder-
mittel für den Neubau der Kinderklinik im Rahmen 
der beabsichtigten Einzelförderung, noch in 2021, 
ist gemäß dem Bremischen Krankenhausgesetz 
nicht möglich, da das Krankenhausinvestitionspro-
gramm 2021 keine Einzelförderung nach § 12 Bre-
misches Krankenhausgesetz vorsieht und zudem 
keine zusätzlichen Haushaltsmittel im Haushalt 
2021 eingestellt worden sind. Der Erlass eines vor-
zeitigen Fördermittelbescheides ist aus den ge-
nannten Gründen ebenfalls nicht möglich. 

Eine vorzeitige Auszahlung der Fördermittel ist 
aber auch nicht notwendig, da derzeit kein Liqui-
ditätsengpass beim Klinikum Bremerhaven-Rein-
kenheide besteht. Nachbewilligungen und Ver-
pflichtungsermächtigungen sind ebenfalls nicht er-
forderlich, weil die zur Gewährung einer Einzelför-
derung nach § 12 Bremisches Krankenhausgesetz 
zusätzlichen Haushaltsmittel ab dem kommenden 
Haushalt, vorbehaltlich der politischen Beschlüsse, 
zur Verfügung stehen werden. – So weit die Ant-
wort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Frau Abgeordnete, haben 
Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Sülmez Dogan (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Nein, aber – –. Nur eine kleine vielleicht. Ich 
habe Sie so verstanden, dass die Kinderklinik in 
Reinkenheide in Bremerhaven gesichert ist, wenn 
die Beschlüsse demgemäß Unterstützung finden 
seitens des Senats. Ist das zutreffend? 

Senatorin Claudia Bernhard: Absolut zutreffend! 
Parallel dazu brauchen wir natürlich auch den 
Haushaltsbeschluss von Bremerhaven. Ich war 
auch vor zwei Wochen noch einmal selbst in Rein-
kenheide, um mit der Geschäftsführung zu spre-
chen, um auch jeweils klarzumachen, wir sind da 
fest entschlossen, dieses Geld wird kommen, es 
gibt keinen Liquiditätsengpass. Das ist auch mit der 
Geschäftsführung abgeklärt. Insofern ist das alles 
absolut abgesichert und wird auch so umgesetzt. 

(Beifall DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Frau Abgeordnete, haben 
Sie noch weitere Zusatzfragen? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Sülmez Dogan (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Nein, ich bin glücklich! 

(Heiterkeit DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Freude, Glück – alles 
heute Morgen in der Fragestunde dabei. – Frau Se-
natorin, vielen Dank für die Beantwortung! 

Mit der Beantwortung dieser Anfrage sind wir am 
Ende der Fragestunde angekommen. 

(Die vom Senat schriftlich beantworteten Anfragen 
der Fragestunde finden Sie im Anhang zum Plenar-
protokoll ab Seite 4280.) 

Die intensivmedizinische Versorgung im Spiegel 
der Coronapandemie – Kapazitäten und Auslas-
tungen mit Blick auf die Krankenhausplanung im 
Land Bremen  
Große Anfrage der Fraktion der CDU  
vom 1. Juni 2021  
(Drucksache 20/983) 

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 10. August 2021  
(Drucksache 20/1070) 

Wir verbinden hiermit: 
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Für eine konsequent patientenorientierte Kran-
kenhausplanung im Land Bremen – Forderung 
nach Vorlage einer Machbarkeitsstudie für mehr 
Leistungs- und Bedarfsorientierung  
Antrag der Fraktion der CDU  
vom 28. September 2021  
(Drucksache 20/1112) 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Claudia 
Bernhard. 

Ich gehe davon aus, dass der Senat die Antwort auf 
die Große Anfrage nicht mündlich wiederholen 
möchte, sodass wir direkt in die Aussprache eintre-
ten können. 

Die gemeinsame Aussprache ist eröffnet. 

Als erster Redner hat der Abgeordnete Rainer 
Bensch das Wort. 

Abgeordneter Rainer Bensch (CDU): Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Heute ist ein historischer Tag. Heute ist gesund-
heitspolitisch vor allem ein sehr besorgniserregen-
der Tag. Wenn Sie sich anschauen und mit Blick 
auf die Zahlen feststellen, dass wir mit über 
65 000 Coronaneuinfektionen einen neuen Höchst-
stand erreicht haben – innerhalb von 24 Stunden 
weit über 300 Erstaufnahmen/Neuaufnahmen auf 
den Intensivstationen –, und wenn Sie RKI-Präsi-
dent Lothar Wieler hören, der sagt, 0,8 Prozent der 
Bemessungszahl täglicher Neuinfektionen werden 
definitiv sterben, dann kann man seiner Aussage, 
dass wir düstere Weihnachten erleben werden, 
nichts entgegensetzen. 

(Vizepräsidentin Antje Grotheer übernimmt den 
Vorsitz.) 

Dann geht es noch weiter. Auf der höheren Bühne, 
auf der Berliner Bühne streiten sich Wissenschaft 
und Politik, streiten sich eine geschäftsführende 
Noch-Bundesregierung und eine sich anbahnende 
neue Bundesregierung. Da geht es auch um psy-
chologische Signale, wenn vom Ende der epidemi-
schen Notlage nationaler Tragweite die Rede ist. 
Das Ding ist längst gelaufen. Was die Spitzenpolitik 
in Berlin bietet, ist nicht vorbildlich, um von den 
Bürgerinnen und Bürgern, die noch geimpft wer-
den sollen, diese Bereitschaft, mitzumachen, die 
Resilienz einzufordern. 

(Beifall CDU) 

Dies vorausgeschickt, meine Damen und Herren, 
möchte ich sagen: Vor diesem Hintergrund ist jede 
Initiative, die wir als CDU-Fraktion hier in der Bre-
mischen Bürgerschaft einbringen, einem obersten 
Ziel gewidmet, und das, meine Damen und Herren, 
ist eine bestmögliche Patientenversorgung für un-
sere Menschen hier im Lande Bremen. 

(Beifall CDU) 

Zu einer bestmöglichen medizinischen Versorgung 
gehört auch eine vernünftige, eine zielgerichtete, 
eine patientengerechte Krankenhausplanung, vor 
allem in den richtigen Schritten. Dass dies in Bre-
men nicht läuft, haben wir eben in der Fragestunde 
erfahren dürfen. Wenn ein Koalitionspartner dieser 
Landesregierung fragen muss: „Ist das Klinikum 
Bremerhaven-Reinkenheide mit dem Erweite-
rungsbau der Kinderklinik gesichert? Können wir 
wirklich damit rechnen, dass das gutgeht, oder 
droht da ein Baustopp?“, dann sehen Sie, diese 
Krankenhauspolitik hier ist jetzt schon inmitten der 
Legislaturperiode vollständig gescheitert. 

(Beifall CDU) 

Das Zusammenspiel – erst eine Versorgungsbe-
darfsanalyse für die Gesundheit insgesamt, dann 
eine Gesamtstrategie für die Gesundheit der Men-
schen im Lande Bremen, dann ein Krankenhaus-
rahmenplan, dann die hier so gelobte Kranken-
hausplanung, seit Jahrzehnten ohne Strukturver-
änderungen und immer nur nach dem Motto Be-
sitzstandswahrung, Anzahl der Betten definieren 
und dann reden wir einmal miteinander, das nennt 
sich dann gesetzestechnisch Strukturgespräche 
zwischen Krankenhausträgern und Krankenkasse 
–, das führt zu nichts. Das führt dazu, dass wir wei-
terhin auch Mehrfachvorhaltungen haben, und das 
in einem Zeitalter, in dem wir Ärztemangel haben, 
in dem wir Fachkräftemangel in den gesamten 
pflegerischen und auch nichtärztlichen Heilberu-
fen haben, meine Damen und Herren. All dies 
schreit nach einer Veränderung. Wir brauchen de-
finitiv eine völlig neu definierte Landeskranken-
hauspolitik! 

(Beifall CDU) 

Die Kernfrage der Großen Anfrage neben der in-
tensivmedizinischen Versorgung – dazu komme ich 
gleich noch – ist: Wollen wir wirklich weitermachen 
mit einer Krankenhausplanung ohne vorherige 
Strategie, ohne vorherige Bedarfsanalyse? Da sa-
gen wir als CDU: Nein, wir wollen das alles in eine 
richtige Reihenfolge bringen: Erst die Analyse, 
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dann die Strategie und dann die Krankenhauspla-
nung. Das ist die richtige Reihenfolge, und so lautet 
auch unser Antrag, diese Reihenfolge so einzufüh-
ren und als Zweites noch eine Machbarkeitsana-
lyse, die auch zeigt, wo denn wirklich die Stell-
schrauben sind, um die Krankenhauslandschaft po-
sitiv nach vorn zu bringen. 

Da reicht es nicht, dass Sie in einer geheimen Sit-
zung der Deputation so ein kleines Krankenhaus-
gutachten verabschieden, um einmal zu schauen, 
was Sie so machen könnten. Das muss viel weiter 
gehen. Das muss die Zukunftstrends beinhalten, 
und die Zukunftstrends im Gesundheitswesen, ins-
besondere im Krankenhausbereich als lernendes 
System, sind Ambulantisierung von Krankenhaus-
leistung, Spezialisierung und Digitalisierung. 

Von Künstlicher Intelligenz ist nirgendwo hier in 
Bremen die Rede, aber auch da müssen wir alle 
Chancen nutzen, um nicht abgehängt zu werden 
und in wenigen Jahren ein Medizinstandort zwei-
ter oder gar dritter Klasse zu werden, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

(Beifall CDU) 

So weit erst einmal ein Einstieg. Die Kernaussage, 
worum es uns wirklich geht, jetzt noch einmal mit 
ein paar Einzelpunkten aus der Großen Anfrage 
unterlegt. Die war ja im Juni eingereicht, und die 
Antworten sind sozusagen im Juni/Juli vom Senat 
erarbeitet worden, sind abgefragt worden. Das ist 
ja eine der größten, längsten, ausführlichsten Gro-
ßen Anfragen, die es jemals in diesem Parlament 
gab: nicht nur 40 Fragen, sondern mit den Unter-
fragen sind es knapp über 70 Fragen. Wir haben 
uns mit der Zeit vor Corona beschäftigt, während 
Corona und mit der Zeit nach Corona, weil wir im 
Krankenhausbereich, was insbesondere Personal 
angeht, nicht den kurzfristigen Blick, kurzfristige 
Maßnahmen brauchen, sondern wir brauchen im-
mer den langfristigen Blick. 

An dieser Stelle, und das muss auch einmal positiv 
vorangestellt werden, das ergibt nicht nur die Ant-
wort, sondern das haben wir auch im monatelan-
gen Beobachten gesehen: Wir können uns hier in 
Bremen – und ich glaube, da spreche ich für alle – 
bei den Akteuren, die im Gesundheitswesen arbei-
ten, die in den Kliniken arbeiten, die insbesondere 
auf den Intensivstationen arbeiten, nur recht herz-
lich für ihren Einsatz bedanken. In Bremen gab es 
– so auch die Antwort des Senats – intensivmedizi-
nisch keine Versorgungsprobleme. 

(Beifall CDU) 

Recht herzlichen Dank an alle Beteiligten! Danke 
auch in diesem Zusammenhang, das muss sein, an 
die wunderbare, wirklich wunderbare Kooperation 
aller beteiligten Kliniken und an dieser Stelle auch 
für das begleitende Management der Gesundheits-
senatorin. Von Anfang an, Frau Bernhard, haben 
Sie gesagt: „Das ist eine Gemeinschaftsaufgabe, 
und die kann nur gemeinsam gelöst werden“, und 
wir haben da auch weitestgehend an einem Strang 
gezogen. Das muss bei allen anderen Unterschie-
den auch einmal deutlich gesagt werden. Vielen 
Dank! Auch deshalb geht es uns in Bremen besser 
als in vielen anderen Regionen Deutschlands, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall CDU, DIE LINKE) 

Die intensivmedizinische Versorgung – und das ist 
eine gute Antwort auf unsere Fragen – wird zu-
künftig auch im Bereich der Landeskrankenhaus-
planung einen anderen, einen höheren Stellenwert 
bekommen, als sie es jemals hatte. Bei der Landes-
krankenhausplanung sind bisher immer Standorte 
und einzelne Fachdisziplinen Gegenstand der Pla-
nung gewesen. Dies wird sich ändern. Die Intensiv-
medizin wird explizit mit ihren Behandlungskapa-
zitäten einen neuen Eingang finden, einen ganz 
besonderen Stellenwert haben in der Kranken-
hausplanung. Auch das begrüßen wir als CDU-
Fraktion. 

Der nächste Punkt ist der Niedersachsenfaktor. Wir 
alle wissen, wir haben eine oberzentrale Funktion, 
und manche Kliniken haben manchmal sogar die 
Hälfte mehr Fälle aus Niedersachsen als aus Bre-
merhaven oder aus den bremischen Stadtkranken-
häusern. Wenn wir dann fragen: „Ja, gibt es denn 
da eine abgestimmte Landeskrankenhausplanung 
mit Niedersachsen?“, dann bekomme ich in der 
Antwort des Senats leider Floskeln. Darin steht so 
etwas wie: Proaktiver Informationsaustausch, ja, 
den gibt es. Oder: Gegebenenfalls – das Wort ge-
gebenenfalls – eine konkrete Abstimmung in der 
Zukunft mit den zuständigen Ministerien in Nie-
dersachsen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, uns als 
CDU-Fraktion ist das viel zu wenig. Wir brauchen 
nicht bloße Absichtserklärungen oder wie damals 
unter Herrn Dr. Sieling und Böhrnsen Rathausbil-
der, als man sogar versprochen hat, es wird eine 
gemeinsame Landeskrankenhausplanung geben. 
Nein, was wir brauchen, ist eine abgestimmte 
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Krankenhausplanung in der richtigen Reihenfolge 
mit konkreten Maßnahmen. 

(Beifall CDU) 

Dann noch etwas Trauriges aus der Antwort des 
Senats, etwas Bestürzendes, das wissen wir eigent-
lich auch, aber nun haben wir auch einmal Zahlen 
vorliegen: Das ist die Personallage. Ich habe schon 
vor Jahren in manchen Diskussionen gesagt, die 
Anzahl der Standorte, der Zuschnitt der Kliniken – 
nicht nur in Bremen und Bremerhaven, sondern in 
Deutschland – wird sich entscheiden über die Ver-
fügbarkeit der Köpfe, der Professionen, der Ärzte, 
der Krankenschwestern, des Intensivpflegeperso-
nals. Auch hier haben wir schon erschreckend fest-
stellen müssen: Selbst vor Corona, 2016 bis 2019, 
gab es die oftmals zu lesende Berufsflucht von 
Ärzt:innen und Krankenpflegepersonal. 

Wenn dann der Senat – und das können Sie auf 
Seite 39 der Großen Anfrage nachlesen – sagt, 
räumlich-technisch sind wir gut aufgestellt, aber 
die personelle Lage bereitet uns Sorgen, und – jetzt 
kommt es – der Betrieb der Intensivstation ist nur 
eingeschränkt leistungsfähig, dann zeigt dies, dass 
wir uns auch in Bremen auf einem sehr schmalen 
Grat bewegen. Deshalb freue mich heute über 
diese Debatte, über das Streiten um die besten 
Wege. Dazu lade ich Sie nicht nur heute, sondern 
auch in Zukunft ein. Wir brauchen für den eigent-
lich guten Gesundheitsstandort Bremen eine neue 
Krankenhauspolitik in der richtigen Reihenfolge. – 
Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Ilona Osterkamp-Weber 
das Wort. 

Abgeordnete Ilona Osterkamp-Weber (Bündnis 
90/Die Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Bensch 
sprach davon: Wir haben hier heute zur Kenntnis-
nahme die sehr Große Anfrage der CDU vorliegen, 
mit sehr differenzierten Fragestellungen und sehr 
ausführlichen Antworten. Wobei ich da an erster 
Stelle Ihrer Behörde und den entsprechenden Mit-
arbeiter:innen meinen Respekt zum Ausdruck brin-
gen möchte, dass sie diese so intensiv in der Aus-
führlichkeit beantwortet haben. Das war sicherlich 
ein großes Stück Arbeit mit vielen zusätzlichen Fra-
gestellungen an einzelne Kliniken, die da zusam-
mengetragen wurden. Vielen Dank dafür! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Die Zusammenfassung der Beantwortung und die 
Analyse daraus, was wir für die Zukunft tun müs-
sen, was wir an Gestaltungsmitteln haben, die wir 
anders bewerten müssen, die gelingt mir heute, das 
sage ich Ihnen ganz ehrlich, bei der Dimension 
nicht. Herr Bensch, Sie haben das – und dafür bin 
ich Ihnen dankbar – auch angesprochen, dass 
heute nicht der Zeitpunkt dafür ist, dieses zu tun 
und dieses auf den Weg zu bringen. 

Meine Damen und Herren, auf den Intensivstatio-
nen landen gerade diejenigen in der Pandemie, die 
es am härtesten trifft, die von der Infektion so be-
troffen sind, dass sie intensivmedizinische Betreu-
ung brauchen und teilweise diesen Bereich der 
Medizin nicht wieder lebendig verlassen können. 
Die Dramaturgie, die dahintersteckt und in der wir 
uns gerade befinden, ist hoch brisant. 

Ich möchte auch das an dieser Stelle nicht uner-
wähnt lassen und allen Menschen, die im Moment 
– und die Zahlen haben Sie genannt, Herr Bensch 
– an einer COVID-Infektion leiden, die in den 
Krankenhäusern liegen und die uns vielleicht nicht 
hören werden, aber auf den Intensivstationen um 
ihr Leben kämpfen, unsere besten Genesungswün-
sche und die Hoffnung aussprechen, die wir hier 
alle teilen, dass sie wieder gänzlich gesund wer-
den. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD, DIE 
LINKE) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich auch 
noch einmal einen kurzen Ausblick auf unsere ge-
samtgesellschaftliche Verantwortung geben, die 
wir, auch wenn wir hier über die allgemeine Inten-
sivmedizin sprechen, aber gerade alle miteinander 
tragen. Die Kolleginnen und Kollegen in den Berei-
chen der Intensivstationen, aber auch auf den peri-
pheren Stationen sind wieder am Limit. Nicht, weil 
sie nicht fachlich versiert arbeiten oder weil sie 
nicht arbeiten wollen, sondern weil die Umge-
bungsfaktoren, denen wir sie als Gesellschaft aus-
setzen, dieses Limit verursachen, indem wir uns 
nicht an die Regeln halten, die COVID uns aufer-
legt, indem es in unserer Gesellschaft Menschen 
gibt, die sich den Impfungen verweigern und der 
gesellschaftlichen Verpflichtung verweigern, trotz 
der Möglichkeiten, die es wohl gemerkt gibt, allen 
Menschen ein gesundes Leben zu ermöglichen. 

Herr Bensch hat es ausgesprochen: Unser Respekt 
gilt all denen, die jetzt gerade in diesen Bereichen 
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ihre Arbeit tun und um Menschenleben kämpfen! 
Das möchte ich ausdrücklich für dieses Haus beto-
nen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, DIE LINKE, 
FDP) 

Jetzt möchte ich versuchen, die Schleife zu diesen 
Fragen zu finden, die wir heute mit den Antworten 
vorliegen haben. Sie haben von der allgemeinen 
Krankenhausplanung gesprochen, Herr Bensch. 
Die Bedarfsanalyse ist grundsätzlich kein Pla-
nungsinstrument. Es wird immer darum gehen, was 
an tatsächlichen Behandlungsfällen über die Ver-
gangenheit auch für das Land Bremen zutreffend 
war. 

COVID und damit die Verschiebung – Sie kennen 
den Begriff – der elektiven Eingriffe, das heißt, die 
Verschiebungen von Operationen oder anderen 
Eingriffen, die nötig gewesen wären und verscho-
ben werden mussten, weil das Personal anderwei-
tig zur Bewältigung der großen Fallzahlen in den 
Krankenhäusern gebraucht wurde, haben dazu ge-
führt, dass es natürlich auch eine Herausforderung 
ist – auch für Bremen trotz der bekannten Zahlen 
zum demografischen Wandel et cetera –, genaue 
Planungen nach dem genauen tatsächlichen Be-
darf zu erstellen. 

Trotzdem hat die Behörde noch einmal deutlich ge-
macht, dass die Planungen für 2022 und die folgen-
den Jahre erfolgen sollen, und eben auch, das er-
wähnten Sie hier noch einmal, dass die intensivme-
dizinischen Plätze extra ausgewiesen werden sol-
len, damit es auch da eine konkrete Planung gibt, 
die man erkennbar nachvollziehen kann. Auch 
wird hier noch einmal deutlich, dass Bremen – und 
den Begriff musste ich mir jetzt aufschreiben – eine 
oberzentrale Aufgabe hat. Die ist nicht zu unter-
schätzen und die besteht darin, dass wir hier in Bre-
men in den Krankenhäusern in einem nicht uner-
heblichen Maße Patientinnen und Patienten aus 
dem Umland Niedersachsen versorgen, in Bremen 
circa 35 Prozent, in Bremerhaven sogar bis 45 und 
noch mehr Prozent. 

Wir sind oft der Forderung nachgekommen, zu sa-
gen, auch hier muss man überlegen, wie das Land 
Niedersachsen in Bezug auf Investitionsförderun-
gen zum Beispiel für unsere Krankenhäuser hier in 
Bremen zukünftig unterstützend tätig werden 
kann. 

Auch wird noch einmal deutlich, was ein betreib-
bares Bett und was ein verfügbares Bett ist. Wir ha-
ben dadurch, dass gewisse Politiker auf Bundes-
ebene herausposaunt haben, sie würden jetzt noch 
einmal zig Betten zur Verfügung stellen, Bilder in 
den sozialen Netzwerken gesehen, die uns allein 
nicht helfen werden. Ein verfügbares Bett ist kein 
betreibbares Bett, und, Herr Bensch, Sie sprachen 
es an: Wir haben einen deutlichen Fachkräfteman-
gel in den Krankenhäusern und nicht nur dort, 
auch in anderen Bereichen, aber wenn wir jetzt 
über die Intensivmedizin sprechen: auch gerade im 
Bereich der Intensivmedizin! 

Die Lösungen dafür kann ich Ihnen heute auch 
nicht nennen. Ich kann aber deutlich machen, dass 
wir nicht zu mehr Personal kommen, wenn die Zu-
stände in den Krankenhäusern in den einzelnen 
Funktionsbereichen, in den somatischen Abteilun-
gen und überall auch in der Altenhilfe, in der am-
bulanten Hilfe – –. Wenn die Arbeitsverdichtung 
weiter in diesem Maße vorangeht, dann bleibt der 
Beruf unattraktiv und wird sich der Personalman-
gel perspektivisch deutlich verschärfen. 

Auch ist hier noch einmal genannt worden, dass die 
Personalentwicklungen und die Datenlage hierzu 
gar nicht deutlich dargestellt werden können, auch 
nicht für das Land Bremen. Sehr wohl können na-
türlich alle Krankenhäuser ihre Personaldefizite 
benennen. Nur die Daten in der jetzigen Lage zu-
sammenzufassen und kundzutun ist eine Heraus-
forderung, die in der momentanen Situation sicher-
lich erst an zweiter Stelle steht, und die Daten in 
Bezug auf das, was hier gefragt wird, können si-
cherlich noch nachgereicht werden, zumindest bis 
zu einem gewissen Maße. 

Meine Damen und Herren, Herzinfarkte sollen um 
sieben Prozent zurückgegangen sein, Schlagan-
fälle um vier Prozent. Jetzt kann man überlegen, ob 
die Menschen durch die Lockdowns weniger auf-
geregt durch die Welt gerannt sind und sich des-
wegen einer geringeren Gefahr ausgesetzt haben. 
Insgesamt ist die Zahl der üblichen Krankenhaus-
behandlungen bundesweit um zwölf Prozent zu-
rückgegangen. Was mit diesen Menschen passiert 
ist und wie es Ihnen geht, werden wir vielleicht nie-
mals herausfinden, weil sie es uns nicht mehr sagen 
können, das weiß ich nicht. Aber auch diese Zahl, 
finde ich, sollte ihre Beachtung finden. 

Was wir aus den Antworten und den Fragen der 
CDU in einem ersten Blick sicherlich zusammen-
ziehen können, ist: Wie sind wir für das Land Bre-
men, aber auch bundesweit zukünftig für weitere, 
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noch folgende Wellen, die keiner benennen kann 
und die keiner voraussehen kann, in unserer Pan-
demiefähigkeit, in unserer Pandemieresilienz auf-
gestellt? Dazu muss es sicherlich genauere Planun-
gen geben. Ich habe aber sowohl die Senatorin 
Bernhard als auch die einzelnen Krankenhäuser 
immer in aller Deutlichkeit so verstanden, dass es 
diese Planungen geben wird, dass es sie in Ansät-
zen schon gibt, damit wir in Bremen noch einmal 
anders denken in Bezug auf möglicherweise wei-
tere pandemische Lagen. 

Den Fachpersonalnotstand, den habe ich benannt. 
Man kann immer nur wieder anmahnen: Wir müs-
sen fachlich konkret und hochqualifiziert ausbil-
den. Die Planungen dafür gibt es, die müssen wei-
tergehen. Ich sage Ihnen aber auch, wenn Pflege-
personal zusätzlich hochqualifiziert ausgebildet 
wird, dann möchte es dafür auch hochqualifizierte, 
angemessene Bezahlung erlangen. Meine Damen 
und Herren, das gehört zur Wahrheit dazu: Wir 
müssen weiter für gerechte, hochqualifizierte Be-
zahlung stehen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Wenn wir uns so aufstellen, dass wir – und ich sage 
noch einmal dieses Wort – pandemieresilient sind, 
dann brauchen wir auch Vorhaltungen. Das sind 
diese Betten, die gerade nicht in dem Wort „be-
treibbar“ enthalten, sondern die verfügbar da sind. 
Aber auch diese Betten brauchen eine Wartung, sie 
brauchen medizinisches Equipment, das immer 
wieder überprüft werden muss, sie brauchen einen 
Hintergrundplan, wann sie wo gebraucht werden, 
und auch das muss finanziell hinterlegt werden. 
Bisher gibt es in Bremen Katastrophenpläne für In-
fluenzasituationen und einen Infektionsalarmplan, 
aber wir haben keine Vorhaltungen, weil sie nicht 
refinanziert werden. Das muss sich ebenfalls än-
dern. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Insgesamt danke ich für diese intensive Große An-
frage, gebe aber noch einmal zu bedenken: In aller 
Konsequenz können wir sie heute an dieser Stelle 
sicherlich nicht auswerten. – Vielen Dank, meine 
Damen und Herren! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Ute Reimers-Bruns das 
Wort. 

Abgeordnete Ute Reimers-Bruns (SPD): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Als Grundlage für die heutige De-
batte liegt uns die umfangreiche Antwort des Se-
nats zur Großen Anfrage der CDU „Die intensivme-
dizinische Versorgung im Spiegel der Coronapan-
demie – Kapazitäten und Auslastungen mit Blick 
auf die Krankenhausplanung im Lande Bremen“ 
vor. 

Die Antwort des Senats liefert eine informative Ge-
samtbetrachtung der intensivmedizinischen Ver-
sorgung in den Bremer Krankenhäusern im bishe-
rigen Zeitverlauf der Coronapandemie. Die Ent-
wicklung der Anzahl und Auslastung der Intensiv-
betten wird ausführlich dargestellt. Des Weiteren 
wird die künftige Strategie und Ausrichtung der 
Landeskrankenhausplanung im Land Bremen be-
leuchtet. Dazu liegt uns ein Antrag der CDU-Frak-
tion vor, der im zweiten Teil, denke ich, dann auch 
behandelt werden wird. 

Zu Beginn dieser Rede möchte ich auf zwei zent-
rale Aussagen der umfangreichen Antwort des Se-
nats hinweisen: Die Kliniken im Land Bremen ha-
ben insbesondere während der zweiten und dritten 
Pandemiewelle – ich erinnere daran, wir befinden 
uns in der vierten – mehrfach unter Beweis gestellt, 
dass flexibel und schnell auf veränderte Bele-
gungsbedarfe reagiert werden kann. Dafür möchte 
ich meinen Dank und Respekt an alle Mitarbeiten-
den richten, die sich in den Kliniken am Kranken-
bett und in Krankenhausleitungen für eine gute 
medizinische und pflegerische Versorgung ihrer 
Patient:innen eingesetzt haben und weiterhin ein-
setzen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Der zweite zentrale Aspekt bezieht sich auf die 
vom Bund bereitgestellten Ausgleichszahlungen 
für die Krankenhäuser in der Krise. Die Aussage 
lautet: „Die Ausgleichszahlungen des Bundes hat-
ten primär die Funktion, die Liquidität und damit 
die Funktionsfähigkeit der Kliniken in Zeiten er-
höhter pandemiespezifischer Belastungen sicher-
zustellen.“ 

Jetzt zum Hauptteil, und da werde ich ein wenig 
Salz in die Suppe schütten, und zwar schütten und 
nicht nur einfach hineinrieseln lassen. Auf die um-
fangreiche aus insgesamt 40 Fragen – Herr Bensch 
hat es gesagt, mit Unterfragen kommen wir auf 
70 Detailfragen – bestehende Große Anfrage der 
CDU-Fraktion vom 1. Juni 2021 hat das Gesund-
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heitsressort umfassend und detailgenau am 10. Au-
gust 2021 geantwortet. Dafür bedanke ich mich 
sehr, vor allem auch deshalb: Es ist tatsächlich eine 
sehr kurze Zeit, in der diese Anfrage beantwortet 
worden ist. Vor allem auch deshalb bedanke ich 
mich dafür, weil die Arbeitsbelastung im Gesund-
heitsressort nicht nur durch die Pandemie auch im 
Sommer noch sehr hoch war. 

Über die vakanten Personalstellen haben wir in an-
deren Sitzungen bereits häufiger gesprochen, und 
gerade eben wurde das Thema auch noch einmal 
angeführt. Zudem mussten zur Erstellung des Be-
richts Daten bei den Leitungen der Bremer Kran-
kenhäuser eingefordert werden, die ebenfalls unter 
einer sehr hohen Arbeitsbelastung litten und lei-
den. Was ich damit sagen will, ist, dass es nachvoll-
ziehbar wäre, eine Große Anfrage nach dem Ende 
einer Pandemie zu stellen, aber doch nicht wäh-
rend einer so großen, das Krankenhauspersonal 
extrem belastenden Situation. 

(Zuruf Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]) 

Zumal auch der CDU-Fraktion nicht entgangen 
sein konnte, dass die Impfquote im Sommer zwar 
hier in Bremen sehr gut aussah, aber insgesamt in 
Deutschland die Zahl der Geimpften viel zu niedrig 
war, um bald von einem Ende der sogenannten 
Coronapandemie ausgehen zu können. 

Beim Lesen des Eingangstextes der Großen An-
frage und bei einigen Fragestellungen wurde ich 
den Eindruck nicht los, dass mit der Großen An-
frage versucht wird, den Bremer Krankenhäusern 
ein fehlerhaftes Vorgehen in der Coronakrise zu 
unterstellen und dabei immer im Hinterkopf zu ha-
ben, dass Sie sich ja immer auf die Seite der Kran-
kenhausgesellschaft, ob in Bremen oder bundes-
weit, stellen und in dieser Frage aber tatsächlich 
immer mitschwingt beziehungsweise durch diese 
Fragestellung immer klar wurde: Hier ist nicht rich-
tig gearbeitet worden. 

(Beifall SPD – Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: 
Völliger Quatsch!) 

Zwischen den Zeilen lese ich den Verdacht, der in 
die Richtung zielt, ob die Bremer Kliniken Falsch-
angaben bei den Intensivbetten gemacht hätten, 
um an Fördergelder des Bundes zu kommen, oder 
dass Patient:innen auf Intensivstationen behandelt 
wurden, die auch auf normalen Stationen gut auf-
gehoben gewesen wären, den sogenannten peri-
pheren Stationen. 

Ich kann ja verstehen, dass die CDU-Fraktion diese 
Grundhaltung entwickelt hat, denn die Pressemit-
teilung des Bundesrechnungshofes im Juni 2021 
hat gezeigt, dass es tatsächlich immer wieder zu 
Fehlentscheidungen im Gesundheitswesen kom-
men kann. Der Bundesrechnungshof hat dazu eine 
Zusammenstellung gemacht und dann eine Aus-
sage dazu getroffen, dass es tatsächlich immer wie-
der zu Fehlentscheidungen kommen kann, und hat 
damit eine scharfe Kritik an Gesundheitsminister 
Jens Spahn und dem finanziellen Gebaren seines 
Hauses verbunden. 

Der Verdacht des Bundesrechnungshofes lautet, 
dass die unbürokratischen Finanzspritzen Kran-
kenhäuser zu Manipulationen ermuntert haben 
könnten. Im Bericht des Bundesrechnungshofes 
heißt es dazu, um monetäre Nachteile für den 
Standort zu vermeiden, seien daher weniger freie 
Betten gemeldet worden, denn nur wenn die Quote 
freier Betten regional bei weniger als 25 Prozent 
lag, gab es einen Anspruch auf Ausgleichszahlun-
gen. Hier ist es aber wie mit der Henne und dem 
Ei: Es liegt eben daran, dass der Bundesgesund-
heitsminister so etwas einfach entscheidet, ohne 
sich der Situation klar zu sein, was er damit even-
tuell auch anrichten könnte. 

Ich sehe also, dass Sie das im Hinterkopf hatten 
und deshalb auch diese Fragen so gestellt haben. 

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Quatsch!) 

Wie der Antwort des Senats auf Seite 25 zu entneh-
men ist, kam es bei der Bremer Intensivbettenmel-
dung der Krankenhäuser zu einem signifikanten 
Rückgang von 350 auf 200. Der Grund für den 
Rückgang der Zahl betreibbarer Intensivbetten von 
350 auf 200, so die Antwort des Senats, ist bezie-
hungsweise war auf eine Veränderung in der Da-
tenabfrage durch das DIVI-Intensivregister zurück-
zuführen. Das zu beobachtende Absinken der Zahl 
betreibbarer Intensivbetten ist damit nicht auf eine 
Verringerung der betreibbaren Intensivbetten, 
sondern auf eine veränderte Dateneingabe zurück-
zuführen. Es hat sich also etwas geändert, und des-
halb hatte man jetzt eine andere Zahl ermittelt. 
Also können wir hier Entwarnung geben. Es gab 
keine Falschmeldung bezüglich freier Betten in 
den Bremer Krankenhäusern. 

Bei einer weiteren Thematik könnte man auch den 
Eindruck bekommen, dass der Initiator der Großen 
Anfrage auf einen weiteren Manipulationsvorwurf 
abzielt. Hierbei geht es um die Frage, wie der kon-
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stant hohe Auslastungsgrad bei der intensivmedi-
zinischen Behandlungskapazität im Land Bremen 
zu erklären ist. Die Antwort ist daher aber ziemlich 
simpel und einleuchtend. 

Die konstant hohe – so wurde es eben auch schon 
gesagt – intensivmedizinische Behandlungskapazi-
tät der Kliniken in Bremen – im Durchschnitt bei 
79,9 Prozent – ist begründet in der Übernahme 
oberzentraler Versorgungsaufgaben Bremens. Dies 
schlägt sich in einem hohen Anteil auswärtiger Pa-
tient:innen sowie Behandlungsfällen und einer 
überdurchschnittlichen Fallschwere nieder. Insbe-
sondere die Übernahme von Behandlungsfällen 
aus Niedersachsen dürfte, gerade weil sie unab-
hängig von der Inzidenzentwicklung im Land Bre-
men erfolgt ist, zu einem stabilen COVID-19-spezi-
fischen Belegungsniveau in den Bremer Kliniken 
beigetragen haben. 

Der hohe gemeldete Auslastungsgrad ist nicht nur 
in Bremen festzustellen, sondern eine ähnliche Ent-
wicklung wie in Bremen zeigte sich auch bei den 
Zahlen in den Stadtstaaten Berlin und auch Ham-
burg. Das hatten Sie ja in der Großen Anfrage auch 
noch einmal gefragt, wie Bremen im Vergleich zu 
den anderen Stadtstaaten dasteht. Es ist festzuhal-
ten, dass die Bremer Krankenhäuser keine Falsch-
angaben machen bezüglich freier Intensivbetten, 
sondern eine verantwortungsvolle, sehr gute Arbeit 
während der Pandemie geleistet haben. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Beim zweiten Thema der Großen Anfrage habe ich 
beim Lesen der Fragen den Eindruck gewonnen, 
dass belastendes Material gesucht wird, ob Bremen 
im Planungsverfahren zur Erstellung eines Landes-
krankenhausplans im Vergleich zu anderen Län-
dern rückständiger agiert. Der Mitteilung des Se-
nats auf die Große Anfrage entnehme ich den zent-
ralen Satz dazu: 

„Die von den Bundesländern aufgestellten Landes-
krankenhausplanungen, die auf Basis einer zu-
kunftsbezogenen Bedarfsanalyse erfolgen, variie-
ren zwar von Bundesland zu Bundesland, Details 
zur Krankenhausplanung werden jeweils durch 
Landesrecht bestimmt. Grundsätzlich müssen die 
Bundesländer sich aber an bundesrechtliche Vor-
gaben halten. Die Krankenhausplanung ist das 
zentrale Instrument zur Gewährleistung einer be-
darfsgerechten medizinischen Versorgung der Be-
völkerung mit leistungsfähigen und wirtschaftlich 
selbstständigen Krankenhäusern. Sie liegt in der 

Verantwortung der Bundesländer. Die Bundeslän-
der entscheiden damit über die stationären Kapazi-
täten der Region. Das Bundesrecht enthält keine 
Vorgaben zu den Inhalten der Krankenhauspläne, 
lediglich einige Rahmenbedingungen sind gere-
gelt. Vorgeschrieben ist zum Beispiel, dass bei der 
Planung eine breit angelegte Mitwirkung der Be-
teiligten wichtig, gesetzlich vorgeschrieben und si-
cherzustellen ist.“ 

Hier kann man wirklich schon einmal feststellen, 
dass die Antwort des Senats da ausgiebig eine Ant-
wort gibt, dass die bundesrechtlichen Vorgaben 
gerade in diesem Bereich besonders gut erfüllt 
sind. Nur in wenigen anderen Bundesländern gibt 
es eine vergleichbare intensive Einbeziehung der 
Beteiligten in die Aufstellung und Fortschreibung 
des Krankenhausplans. 

Zwei Aspekte möchte ich darstellen, um aufzuzei-
gen, ob Unterschiede beim Bremer Planungspro-
zess im Vergleich zu dem von anderen Bundeslän-
dern festzustellen sind. Das werde ich dann aber in 
einem zweiten Teil tun. Ich werde trotzdem noch 
einmal darauf eingehen, was Herr Bensch zu An-
fang gesagt hat, dass die neue Ampel-Koalition 
jetzt, wenn sie denn tatsächlich in die Regierung 
eintritt, alles aufgekündigt hat und zu sehr risiko-
bereit ist 

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Ich habe von 
einem psychologisch falschen Signal gesprochen!) 

und unsere Bevölkerung damit verunsichert. 

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Die muss 
noch viel lernen!) 

Genau. Ich möchte daran erinnern, dass Jens 
Spahn am 25. Oktober, das ist noch nicht einmal ei-
nen Monat her, dazu aufgerufen hat, dass man 
diese epidemische Lage aufkündigt, genau, die na-
tionale Tragweite aufkündigt. Genau. Aber es ist ja 
auch hier das Henne-und-Ei-Problem. Wenn der 
Bundesgesundheitsminister, der zu dem Zeitpunkt 
auch noch richtig amtierend war, so will ich einmal 
sagen, so etwas sagt, dann kann man nicht unbe-
dingt sagen, wir sind alle dagegen. 

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Dann muss 
die Ampel das doch nicht nachmachen! – Zuruf 
SPD: Hör doch auf!) 

Das muss man nicht, aber man kann sich bestimm-
ten Argumentationen anschließen. Jens Spahn ist 
aber derjenige gewesen, der damit angefangen 
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hat, und nicht jemand von der möglicherweise jetzt 
stattfindenden Ampel-Koalition. – Danke schön! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Dr. Magnus Buhlert das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Wir reden über die Frage, wie es um unsere Kran-
kenhausversorgung bestellt ist. Dabei ist ein wich-
tiges Instrument, zu planen, vorausschauend zu 
planen, zu überlegen: Haben wir denn genügend 
Kapazitäten? Sind genügend Kapazitäten vorhan-
den? Dabei gibt es immer zwei Seiten. 

Das eine ist die technische Voraussetzung, jeman-
den im Krankenhaus behandeln zu können, sprich: 
Gibt es ein Bett? Gibt es ein Beatmungsgerät, wenn 
es nötig ist? Gibt es eine Herz-Lungen-Maschine o-
der was auch immer notwendig ist, um jemanden 
zu behandeln und sein Leben zu retten? Das an-
dere ist: Gibt es ausreichend Personal? Gibt es ge-
nügend Menschen, die diese Arbeit tun können? 

Wir haben nun in Bremen immer wieder erfahren, 
dass wir lange Planungsprozesse haben, gerade bei 
der Landeskrankenhausplanung, und ich kann 
auch gut und gern verstehen, wenn die Union hier 
sagt, wir müssen das anders und strategischer an-
gehen, weil viele Möglichkeiten, die trotz bisher 
vorbildlichem Einbeziehen von Krankenkassen, 
Krankenhausgesellschaft, Krankenhausträgern ge-
macht werden, nicht dazu geführt haben, dass wir 
diese Landeskrankenhausplanung zum Punkt ge-
bracht haben. Wir schreiben sie schlichtweg fort, 
weil wir eine haben müssen, damit darauf aufbau-
end auch andere Rechtsfolgen fußen können. 

Trotzdem ist die eigentliche Neu- und strategische 
Ausrichtung der Landeskrankenhausplanung 
überfällig, und das liegt nicht daran, dass die Union 
eine so lange Frage gestellt hat und die Menschen 
mit der Beantwortung dieser vielen Fragen be-
schäftigt waren, auf jeden Fall nicht nur, sondern 
es ist systemisch, dass wir in Bremen diese Planung 
zu langsam angehen und nicht so zügig, wie wir sie 
eigentlich bräuchten, und auch nicht so strategisch, 
wie wir sie eigentlich bräuchten. 

(Beifall FDP, CDU) 

Denn wir fragen uns doch an vielen Stellen: Hat 
sich nicht etwas verändert? Wir selbst als Freie De-
mokraten haben diese Frage gestellt, beispiels-
weise bei den Kapazitäten der Augenkliniken, ob 
das so noch richtig angebracht ist bei der Auftei-
lung zwischen freigemeinnützigen und städtischen 
Krankenhäusern hier in Bremen. Wir haben das 
aber auch für andere Disziplinen als Frage in den 
Raum gestellt, weil wir sehen, dass es dort Kapazi-
täten gibt, die doppelt vorgehalten werden, wo 
man einfach auch fragen muss: Ist das sinnvoll, o-
der ist es nicht sinnvoll? 

Diese Antwort muss aber eine Planung geben, 
wenn sie ihren Ansprüchen genügen will, weil sie 
ausgehend von der Vergangenheit in die Zukunft 
überlegen muss: Wie wird sich das weiterentwi-
ckeln? Denn nur in die Vergangenheit zu schauen, 
bringt ja auch nichts. Es gibt eben auch medizini-
schen Fortschritt und damit auch andere Bele-
gungsnotwendigkeiten, andere Aufenthaltsnot-
wendigkeiten in den Kliniken. Was wir als FDP als 
Erkenntnis aus der Pandemie gefordert haben, ist: 
Wir müssen unser System resilienter aufstellen und 
wir müssen es schaffen, Vorsorgekosten ins System 
einzupreisen. 

Das heißt, wir müssen Überkapazitäten vorhalten, 
und das heißt ehrlich gesagt auch, wir müssen aus-
gebildetes Personal in Mengen vorhalten, denn das 
werden wir auch nicht spontan haben können. Es 
nützt nichts, Beatmungsgeräte zu haben, die am 
Ende nicht bedient werden können. Insofern muss 
es dort auch eine Ausbildung geben, und zwar 
auch eine Ausbildung in den Krankenhäusern über 
das intensivmedizinisch benötigte Personal hinaus, 
dass andere auch geschult sind, diese Dinge zu nut-
zen und vielleicht auch durch rollierenden Einsatz 
in der Lage sind, dieses Wissen zu erhalten, damit 
man reagieren kann und dort die schnell gewonne-
nen Hilfskräfte einsetzen und mit Personal auffül-
len kann, damit Qualifiziertere dort eingesetzt wer-
den, wo sie in so einer Pandemiesituation qualifi-
ziert gebraucht werden. 

Eine Sache ist auch ganz klar: Wir werden diese 
Dinge nur lösen können, wenn wir auf andere 
Dinge setzen. Es ist davon gesprochen worden, 
wenn wir nämlich über die Frage des Personals re-
den: Ist der Beruf attraktiv genug? Ehrlich gesagt, 
die Bilder und die Pandemie, die wir erleben, ma-
chen den nicht attraktiver, und es haben ja auch et-
liche unter dieser Situation entschieden, dass das 
für sie kein geeigneter Beruf ist. 
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Das macht es aber umso erforderlicher, dass wir 
das, was wir als Gesellschaft zur Verfügung stellen 
können, nämlich Fortschritt, auch dort hinbringen 
– ich rede von Digitalisierung –, um Menschen, die 
im Bereich der Medizin arbeiten, zu entlasten, ins-
besondere von Verwaltungsbürokratie, die eigent-
lich in vielen Fällen nur dazu da ist, um am Ende 
Fehler oder irgendetwas für Versicherungen nach-
zuweisen oder auch Behandlungen zu dokumen-
tieren. 

Ja, das ist aber heute doch anders möglich, und 
diese Möglichkeiten müssen wir viel stärker nut-
zen, und ich hoffe, dass dort auch Mittel ermöglicht 
werden, Mittel bereitgestellt werden, damit wir 
diese Attraktivierung durch Digitalisierung errei-
chen. 

(Beifall FDP) 

Andere Sachen sind auch noch notwendig, aber 
das ist ein wichtiger Punkt. 

Abschließend möchte ich noch einmal sagen, weil 
das auch Thema war: Wir haben heute sicherlich 
eine Situation, in der wir alle gehofft hatten, dass 
wir darum herumkommen, was die Pandemielage 
angeht. Auf der anderen Seite wissen wir – und da 
kann jeder mithelfen, der noch nicht ausreichend 
Impfschutz hat –, dass es gerade dazu führt, wenn 
man ungeimpft ist, dass die Pandemie sich schnel-
ler verbreitet und mehr Leute in intensivmedizini-
sche Situationen gebracht werden, dass wir darum 
impfen müssen. 

Ich bin dankbar, dass die STIKO gerade ihre Emp-
fehlung geändert hat, dass alle ab 18 Jahren ge-
boostert werden können, und ich bin dankbar, dass 
es dann Unternehmen gibt, die schon einmal ge-
holfen haben, die jetzt wieder in Bremen helfen. Ich 
weiß von der Gesundheitssenatorin, dass sie da 
auch im Gespräch ist, die Impfangebote in Bremen 
und in Bremerhaven weiter auszubauen, damit wir 
diesen „Impfturbo“, so will ich es einmal nennen, 
anwerfen können, damit eine Überlastung unserer 
Intensivstationen nicht stattfindet. 

Wir sehen schon in einigen Bereichen in Deutsch-
land die Situation, dass dort wieder Intensivstatio-
nen überlastet sind, was nicht zur Attraktivierung 
des Berufs beiträgt. Jeder, der sich impfen lässt, 
trägt auch dazu bei, dass am Ende der Kette auch 
der Beruf attraktiv bleibt, weil solche Überlas-
tungssituationen vermieden sind. Deswegen von 
mir nur einmal mehr der Appell: Alle, die sich aus 

medizinischer Sicht impfen lassen können, sollten 
das dringend tun! 

(Beifall FDP, CDU, Bündnis 90/Die Grünen) 

Denn ehrlich gesagt habe ich, was die Kapazität 
auf Intensivstationen angeht, im Moment nicht die 
Sorge – wir haben in Bremen eine sehr hohe Impf-
quote –, dass unsere Situation hier in Bremen über-
läuft. Wenn sie aber in Deutschland überläuft, wer-
den auch wir wieder gefragt werden, Menschen 
aus anderen Regionen – und damit meine ich nicht 
das Umland – aufzunehmen. 

Jetzt aber noch einmal zurück zur Landeskranken-
hausplanung: Es war noch ein Aspekt, auf den ich 
nicht eingegangen bin, das ist die Abstimmung mit 
dem niedersächsischen Umland. Natürlich ist es 
eine Landeskrankenhausplanung, und damit wer-
den Länder immer ihre Krankenhausplanung ma-
chen. Die Idee, dass das eine Land für das andere 
dann mitzahlt oder Investitionskosten übernimmt: 
Angesichts leerer Kassen wage ich nicht, daran zu 
glauben, und auch nicht, davon zu träumen. Darauf 
können wir nichts buchen. 

Die Kapazitäten aber miteinander abzustimmen, 
miteinander zu reden und voneinander zu wissen, 
wer was wann macht, ist, glaube ich, sehr essenzi-
ell, denn ich glaube, das, was wir bei der Geburts-
hilfe erlebt haben, ist kein Lehrstück gewesen, dass 
wir hier als Oberzentrum dann auf einmal stärker 
gefordert waren, weil im Umland Geburtshilfen ge-
schlossen wurden. Das ist nur ein Beispiel. Ich 
glaube, dort müssen wir bei aller Konkurrenzsitua-
tion und aller Versorgungsverpflichtung darauf 
hinaus, dass hier Landesregierungen miteinander 
reden, dass Planungen miteinander abgestimmt 
werden. Ich hoffe, dass dann diese strategische Pla-
nung vorankommt. 

Ich glaube nicht, Herr Bensch, dass sie für den jet-
zigen Krankhausplanungsprozess noch greift, aber 
spätestens für den nächsten, der ja eigentlich schon 
überfällig ist, muss diese strategische Planung grei-
fen, so wie Sie sie vorgeschlagen haben, denn es 
gibt dort Effizienzen zu heben, es gibt da Potenzial 
zu heben und Synergien zu entwickeln. Deswegen 
ist es der richtige Ansatz, und wenn wir dabei Resi-
lienz mitdenken, machen wir alles richtig. – Herzli-
chen Dank! 

(Beifall FDP, CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Nelson Janßen das Wort. 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 31. Sitzung am 17.11.2021 und 18.11.2021 4217 

Abgeordneter Nelson Janßen (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Abgeord-
nete! Ich bin manchmal schon beeindruckt. Da be-
kommt man 41 Seiten Antworten, extrem viel de-
taillierte Fragestellungen, die Sie auch selbst ein-
gereicht haben, und am Schluss halten Sie hier 
aber eine Rede, die geprägt war von Überschriften, 
von Schlagworten und eben sehr wenig davon, auf 
die konkreten Antworten einzugehen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Ich finde, da zeigt sich ein deutlicher Widerspruch. 
Ich nenne einfach einmal vier Beispiele, die Sie ge-
nannt haben. Sie haben immer wieder gesagt: „Wir 
brauchen eine Bedarfsplanung.“ Da sind wir auch 
gar nicht auseinander. Wenn wir uns aber zu den 
ersten Fragen noch einmal die Antworten des Se-
nates ansehen, der Senatorin ansehen, dann müs-
sen wir doch feststellen, dass in dem derzeitigen 
Krankenhausrecht Bedarfe mit Behandlungsfällen 
gleichgesetzt werden. Die Grundannahme ist: Jede 
Behandlung, die durchgeführt wird, entspricht 
auch einem Bedarf, und jeder Bedarf wird abge-
deckt. 

Ich halte das zwar für eine gewagte These im Kran-
kenhausrecht, die auch durch die Diagnosis Rela-
ted Groups (DRG) induzierte Fehlanreize über-
haupt nicht ausreichend abbildet. Gleichzeitig bie-
ten Sie aber auch gar keine Alternative an, wie Sie 
sich denn eine reale Bedarfsplanung, die von dem 
Ist-Zustand abweicht, eigentlich vorstellen. Sie sa-
gen einfach, wir brauchen eine Bedarfsplanung, 
mit einer bloßen Ist-Fortschreibung kommen wir 
nicht voran, ohne aber zu füllen, was das eigentlich 
bedeutet. 

(Beifall DIE LINKE) 

Das Gleiche machen Sie dann auch unter dem 
Schlagwort „Patient:innenorientierung“. Da sind 
wir uns auch alle einig: Natürlich brauchen wir 
eine Patient:innenorientierung, aber was bedeutet 
das am Ende des Tages? Bedeutet das am Ende des 
Tages eine wohnortnahe Versorgungsstruktur? Be-
deutet das eine Spezialisierung von Fachbereichen 
und den Abbau von Doppelstrukturen? Bedeutet 
das für Sie eigentlich – –? Wie würden Sie dann die 
Fragestellung mit der Neonatologie in Bremen-
Nord beantworten? Was ist Ihre Antwort aus Pati-
ent:innensicht auf diese Fragestellung? Das würde 
mich einmal interessieren. 

Sie bleiben immer so auf der großen Ebene. Da sa-
gen Sie gar nichts Falsches, aber Sie sagen im Kern 

auch nichts aus, was die realen Konfliktlinien, die 
wir doch eigentlich in der Krankenhausplanung 
beheben müssten, adressieren würde. Ich finde, da 
bleiben Sie hinter dem Anspruch zurück. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich möchte mir das aber nicht so einfach machen, 
das Gleiche tun und jetzt nur auf einer Metaebene 
bleiben, sondern ich möchte mich noch einmal ein 
Stück weit an den Fragestellungen der Antworten 
abarbeiten. Ich hatte eben schon einmal diese 
Frage der Bedarfsplanung angeschnitten. Natür-
lich unterliegen wir in der Bedarfsplanung nicht 
nur einer Ist-Fortschreibung und damit prognosti-
zierten Bevölkerungsentwicklung, sondern eigent-
lich müssten in diese Bedarfsplanung auch techno-
logischer Fortschritt und die Frage von Digitalisie-
rungsprozessen stärker aufgenommen werden – 
das hatte die FDP eben angeschnitten –, aber auch 
die Frage der Sektorgrenzen. 

Natürlich ist es heutzutage anders, wie Operatio-
nen durchgeführt werden, welche Kapazitäten wir 
dafür im stationären Bereich brauchen und welche 
Bereiche auch mikroinvasiv, ambulant durchge-
führt werden können. Das bildet sich in der Projek-
tion natürlich unzureichend in der Fortschreibung 
der Krankenhauspläne ab. Es ist allerdings auch 
eine große Herausforderung, das angemessen zu 
erreichen, weil wir natürlich nicht jeden Fortschritt 
im Vorfeld prognostizieren können und immer nur 
zeitverzögert über die Auslastung der Kranken-
hausbetten abgleichen können. 

Gleichzeitig glaube ich aber, dass es richtig ist – 
und das haben wir in der Novellierung des Kran-
kenhausgesetzes ja auch getan –, weitere Quali-
tätsmerkmale in die Krankenhausplanung aufzu-
nehmen. Da ergibt sich aus der Antwort unter der 
Frage 1b, dass ja durchaus Qualitätsstandards neu 
verankert wurden, und ich finde das auch genau 
den richtigen Weg. Wir haben beispielsweise die 
ärztliche Weiterbildungsbefugnis als einen Pla-
nungsparameter in das neue Krankenhausgesetz 
aufgenommen, eben um Qualitätsstandards zu ver-
ankern. 

Das klingt jetzt vielleicht nicht so einleuchtend auf 
den ersten Blick, aber es geht darum, dass für die 
Weiterbildungskompetenz bestimmte Personal-
schlüssel, bestimmte Kapazitäten vorgehalten wer-
den müssen, die über Ecke Qualitätsstandards 
sind, die man eigentlich viel grundlegender mit der 
Frage der Personalbemessung adressieren würde. 
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Eigentlich müssten wir uns der Frage Pflegeperso-
nal-Regelung (PPR 2.0) und den Berechnungs-
grundlagen nähern. Das wäre der große Wurf. Das 
können wir aber auf Landesebene unzureichend. 

Daher versuchen wir, die Methoden und Mittel zu 
nutzen, die im Rahmen der Landeskrankenhaus-
planung möglich sind, und haben extra dafür be-
stimmte Ergänzungen vorgenommen, wie bei-
spielsweise die Weiterbildungsbefugnis beizube-
halten. Ich halte das für einen vollständig richtigen 
Weg und glaube, dass wir das große Rad aber auch 
auf Bundesebene mit bremischer Unterstützung in 
Bezug auf die Personalbemessung noch einmal 
drehen müssen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Eine der großen und zentralen Schwierigkeiten ist 
doch, dass die Krankenhausplanung insgesamt in 
einem Zielkonflikt steht. Das Bundesgesetz gibt 
vor, dass verschiedene Ziele gleichzeitig verfolgt 
werden müssen, nämlich a) der wirtschaftliche Be-
stand der Krankenhäuser und b) eine Orientierung 
auf Qualitätsstandards und auf eine bedarfsge-
rechte hochwertige Patient:innenversorgung. 
Diese beiden Ziele sind nun nicht immer deckungs-
gleich, weil die Krankenhäuser ein großes Interesse 
daran haben, bestimmte im DRG-System beson-
ders lukrative Fälle abzurufen, dafür die Versor-
gungsaufträge zu haben, für andere Bereiche, die 
aber eben nicht lukrativ sind, den Versorgungsauf-
trag auch eigentlich gar nicht haben zu wollen. 

Für einen privaten Krankenhausbetreiber: Warum 
soll der bitte schön eine patientenorientierte Ver-
sorgung im Bereich Geburtshilfe machen, im Be-
reich Frauenheilkunde, im Bereich Kinderheil-
kunde? Warum soll er das machen? Da gibt es über-
haupt keinen Anreiz für ihn. Daher bleiben natür-
lich viele dieser Bereiche dann bei den Öffentli-
chen oder auch Freigemeinnützigen hängen, und 
das Land muss jetzt aber diese Ziele miteinander 
verbinden, gleichzeitig wirtschaftlich stabile Kran-
kenhäuser in der Versorgungsspannung zu be-
werkstelligen und eine Patientenorientierung zu-
stande zu bringen. 

Dieser Widerspruch entsteht durch das bestehende 
DRG-System, durch das Vergütungssystem, das 
hier mit Marktmechanismen versucht, das System 
auszusteuern, und Sie sagen, na ja, da muss man 
jetzt einmal eine Patientenorientierung einführen. 
Ich stimme Ihnen in der Überschrift ja zu, aber wie 
wollen Sie diesen Zielkonflikt auflösen? Ich glaube, 

das gelingt uns nur, wenn wir von der marktwirt-
schaftlichen Steuerung der Versorgungsplanung 
wegkommen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD – Zuruf Abgeordneter Rai-
ner Bensch [CDU]) 

Machen wir uns doch nichts vor: Krankenhauspla-
nung – und da stimme ich Ihnen in der Analyse zu 
– unterliegt doch im Großen und Ganzen zwei 
Grundprinzipien. Erstens, wir stellen den Bedarf 
fest und schreiben ihn in einem gewissen Rahmen 
vor. Zweitens, das DRG-System legt unsere Rah-
menbedingungen vor, die eine Versorgungspla-
nung mit dem Schwerpunkt auf besonders lukrati-
ven Fällen wahrscheinlicher machen als die mit ei-
ner Überversorgung in unlukrativen Fällen. Natür-
lich sind das die Rahmenbedingungen, denen auch 
eine Landeskrankenhausplanung im Rahmen des 
Bundesrechtes unterliegt. 

Wenn wir uns das Ganze dann aber auch noch mit 
der Fragestellung Vorhaltestrukturen und Pande-
mieresilienz ansehen, dann gerät das System zuge-
gebenermaßen endgültig an seine Grenzen, weil 
die gesamte Frage der Vorhaltung und der Finan-
zierung über das DRG-System einfach nicht vorge-
sehen ist. Da finde ich die Antwort auf Frage 8 sehr 
spannend, ich zitiere: „Mit Blick auf die bisherige 
Pandemieerfahrung erscheint es deshalb ange-
bracht, sich für eine Weiterentwicklung des Vergü-
tungssystems auf Bundesebene einzusetzen.“ 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist 
komplett richtig, weil es ohne eine Abkehr von den 
engen DRGs, was die Vorhaltestrukturen angeht 
und was aus unserer Sicht auch die übrigen Struk-
turen angeht, nicht gelingen wird, das auskömm-
lich zu finanzieren. Das muss sich ändern. 

(Beifall DIE LINKE, SPD – Zuruf Abgeordneter Rai-
ner Bensch [CDU]) 

Wir haben insgesamt aber natürlich auch die Her-
ausforderung – und da werden Sie, finde ich, auch 
Ihrem Anspruch nicht ganz gerecht –, dass wir im 
Grundsatz eine ganzheitliche Planung bräuchten, 
was die medizinische Grundversorgung angeht, 
und wir das nicht bloß auf die Frage stationärer Bet-
tenplanung reduzieren können. Beim Beispiel der 
Psychiatrie gibt es ja Modellprojekte in Bremen, ich 
nenne jetzt einmal „Bremen ambulant vor Ort“ 
(BravO), bei denen es auch darum geht, verschie-
dene Mittel zu poolen und zur Verfügung zu stel-
len. 
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Gleichzeitig wissen wir, dass es in der stationären 
Planung nun einmal nicht ganz so einfach ist. Wir 
können nicht sagen, wir verwenden Gelder, die ei-
gentlich dem stationären System zugedacht sind, 
im Bereich der Nachsorge, also Kurzzeitpflege, o-
der auch im Bereich der ambulanten Stadtteilver-
sorgung über Stadtteilgesundheitszentren, weil es 
unterschiedliche Töpfe sind und wir es in der Kran-
kenhausplanung als dem Bereich, der bloß die sta-
tionären Bereiche plant, nicht verbinden können. 

Richtig ist, dass man diese Sektorgrenzen heraus-
fordern muss. Wir müssen sie auch an vielen Stel-
len, was die Budgetfrage angeht, einreißen, sonst 
werden wir keine ganzheitlichen Planungsansätze 
liefern können. Das kann aber nicht allein die 
Krankenhausplanung auflösen, weil wir nach wie 
vor von den Geldern, die in dem System ja zur Ver-
fügung stehen und für das Krankenhaussystem 
vorgesehen sind, nicht herunterkommen. 

Da stoßen wir dann aus meiner Sicht auch an die 
Herausforderung, was die Koordinierung mit dem 
niedersächsischen Umland angeht. Natürlich ist es 
richtig – und Herr Dr. Buhlert hat es eben gesagt –: 
Man muss voneinander wissen, man muss mitei-
nander reden, wie die Planungsprozesse laufen. 
Daran, würde ich sagen, können wir einen Haken 
machen. So weit sind wir. Wenn es aber ans Einge-
machte geht, dann müssen wir uns doch die Frage 
stellen: Wie soll denn das geregelt werden? 

Wenn jetzt Niedersachsen ein Interesse daran 
hätte, dass die Geburtsstation, auch die Neonatolo-
gie-Geburtsstation im Klinikum Links der Weser 
(LDW), aufrechterhalten bleibt, es gleichzeitig aber 
einen anderslautenden Diskussionsprozess in der 
Stadt Bremen gibt, was die Zentralisierungsnot-
wendigkeit und die Verbindung verschiedener 
Fachdisziplinen in Mitte angeht, wie wollen Sie 
diesen Konflikt denn jetzt auflösen? Niedersachsen 
sagt, sie hätten es gern im LDW. Geld gibt es übri-
gens natürlich nicht, sondern das sollen wir, ob-
wohl ein Drittel der Patientinnen und Patienten 
Niedersachsen sind, natürlich mit bremischem 
Geld machen, aber in die Planung wollen sie maß-
geblich einbezogen werden. Da verstehe ich ein-
fach nicht, wie wir diesen Widerspruch im Zwei-
felsfall aufheben sollen. 

Ich habe ja gar nichts dagegen, zu sagen, es gibt 
den Anspruch in den Regionen, auch in den Ober-
zentren eine gemeinsame medizinische Versor-
gungsstruktur zu denken und zu entwickeln. Wir 
wissen aber doch, dass es am Ende des Tages auf 
Interessenkonflikte hinausläuft, die auch damit 

verbunden sind, wer die Investitionsmittel in die 
Hand nimmt. Solange das System in seiner Dualität 
so aufgestellt ist, wie es derzeit ist – die Behandlung 
läuft über die DRGs, aber die Struktur muss durch 
die öffentliche Hand zur Verfügung gestellt wer-
den –, und solange das an den Ländergrenzen fest-
gemacht wird, wird es uns nicht gelingen, eine ab-
schließend koordinierende Gesamtbetrachtung zu 
erreichen, weil wir einfach Interessenkonflikte ha-
ben. 

Da reicht es mir nicht, zu sagen, wir machen eine 
gemeinsame Planung. Da müssen Sie auch auf die 
Frage antworten, was das am Ende heißt, und ich 
glaube, dass wir da auch zu einer Reform kommen 
müssen, dass nämlich die Ausgleichszahlungen 
zwischen den Ländern zustande kommen müssen, 
was die Patientinnen- und Patientenzahlen angeht. 

Ich glaube auch, dass wir mit diesem eng gestrick-
ten DRG-System nicht weiterkommen werden. Es 
bröckelt ja an vielen Stellen, das bröckelt auch im 
Bereich der Kinderheilkunde. Dieses Bröckeln 
muss verstärkt werden. Das System hat keinen 
dauerhaften Bestand, wenn es uns darum geht, Pa-
tientenorientierung und Qualität in der Gesund-
heitsversorgung abzusichern. – Vielen Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Rainer Bensch das Wort. 

Abgeordneter Rainer Bensch (CDU): Frau Präsi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Erst einmal ein Dankeschön für die Debattenbei-
träge. Ich darf die Koalitionäre an eines erinnern: 
Nicht die CDU, nicht die FDP trägt hier die politi-
sche Verantwortung für die Missstände in der 
Krankenhauspolitik. Die Verantwortung tragen 
Sie, die rot-grün-rote Regierung, gestützt von ihren 
Fraktionen! 

(Beifall CDU) 

Wir haben in Bremen seit 30 Jahren – übrigens als 
einziges Bundesland – keine Strukturveränderung. 
Alles ist so wie damals. In keiner Region, in keiner 
Stadt und erst recht in keinem Bundesland gibt es 
solch einen Zustand an Besitzstandswahrung wie 
hier. Das hat auch Ihre Debatte gezeigt. Sie zeigen 
entweder mit dem Finger auf andere, wie Frau Rei-
mers-Bruns, oder wollen gleich ein ganzes System 
verändert haben, wie der Redner von DIE LINKE. 
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Das ist kein vernünftiger, pragmatischer Politikan-
satz, erst recht nicht für eine Parlamentsfraktion, 
die auch die eigene Regierung ein Stück weit kon-
trollieren, anstoßen und piksen muss. Diesen An-
satz habe ich bei der Fraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen gesehen, aber nicht bei SPD und DIE 
LINKE. Gut, dass die politischen Unterschiede hier 
sehr deutlich werden, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! 

(Beifall CDU) 

Ich darf das Versagen – und das sage ich nicht das 
erste Mal – wiederholen: Wir haben seit mehr als 
15 Jahren – –, und das sind nicht CDU-Doktrinen, 
das sind die Zahlen der Krankenhausgesellschaft; 
und die Krankenhausgesellschaft ist das Vertre-
tungsorgan, in dem die Gesundheit-Nord-gGmbH–
Kliniken (GeNo-Kliniken) sind, die Freigemeinnüt-
zigen und die ganz wenigen wirklich privaten Trä-
ger, Stichwort AMEOS Holding AG, die wir haben, 
einmal in Bremen, zweimal in Bremerhaven. 

Hier in der Stadt aber, wo das Gros stattfindet, hier 
haben wir keine Klinik der Asklepios Kliniken 
GmbH & Co. KGaA oder andere, die auf Gewinno-
rientierung aus sind. Das sind Freigemeinnützige. 
Wenn Sie eine Systemveränderung haben wollen, 
kann ich sagen, das ist der falsche Weg. Wir müs-
sen die, die hier medizinisch-wirtschaftlich auch 
gute Arbeit leisten, stärken und nicht in eine an-
dere Republik, in eine andere Veränderung schie-
ben wollen. Das ist der völlig falsche Weg, das sage 
ich mit Blick auf DIE LINKE. 

(Beifall CDU) 

Wenn ich sagen darf, die deutsche Krankenhaus-
gesellschaft hier in Bremen mahnt uns doch jedes 
Jahr mit einem Brief, und darin stehen zwei be-
rühmte Zahlen. Das sind nicht meine Zahlen, das 
sind die angemeldeten Bedarfe aller Kliniken. Der 
Investitionsbedarf liegt mittlerweile bei über 
613 Millionen Euro für unsere 14 Kliniken. Nur zur 
Aufrechterhaltung des normalen laufenden Betrie-
bes, OPs sicherzustellen, Apparatetechnik sicher-
zustellen, brauchen diese 14 Kliniken jährlich 
90 Millionen Euro. 

Wenn Sie auch jetzt wieder für den kommenden 
Haushalt noch nicht einmal die Hälfte davon be-
reitstellen, dann ist die Antwort eines jeden Leh-
rers: Fünf, setzen, wiederholen! Gehen Sie noch 
einmal in die Klausur, erhöhen Sie die Ansätze für 
die Krankenhausinvestitionen, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! 

(Beifall CDU) 

Nun zu Ute Reimers-Bruns: Frau Reimers-Bruns, 
wir kennen uns seit Jahrzehnten. Meine Wertschät-
zung menschlich wird sich nicht ändern, auch nicht 
nach dieser Debatte, aber bitte schön, dass eine 
Parlamentarierin einem anderen Parlamentarier 
vorwirft, eine parlamentarische Anfrage zu stellen, 

(Zuruf Abgeordneter Martin Günthner [SPD]) 

das ist das Letzte. So etwas gab es in der Republik 
noch nicht. Das tut man nicht! 

(Beifall CDU, FDP – Abgeordneter Mustafa Güngör 
[SPD]: Aber die Art und Weise!) 

Wenn man dann sagt: „Ja, wir haben ja Corona, 
und erst, wenn Corona vorbei ist, dann darf man 
Fragen stellen“, nein, jedes Parlament lebt von par-
lamentarischer Kontrolle. Das ist ein Recht der Op-
position, Tag und Nacht Fragen zu stellen, die Re-
gierung zu kontrollieren. Wenn Sie das nicht ma-
chen, dann machen wir das mit dreifacher Stärke. 
Das kann ich Ihnen versprechen, auch für den Rest 
dieser Legislaturperiode! 

(Beifall CDU) 

Dann diese Anwürfe: „Wenn ich mir die Einleitung 
bei der Großen Anfrage anschaue, 

(Abgeordneter Martin Günthner [SPD]: Das haben 
Sie aber geübt, Herr Bensch!) 

darin ist eine Unterstellung.“ Nein, darin sind 
keine Unterstellungen. Darin sind Fragen, sachori-
entiert, vor Corona, während Corona, nach Corona. 
Ich habe ja sogar die Senatorin für ihr Zusammen-
wirken gelobt, 

(Zuruf Abgeordnete Ute Reimers-Bruns [SPD]) 

für die Kooperation – 

(Zuruf Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]) 

warten Sie einmal ganz kurz ab –, für die Gestal-
tung, dass wir einen gemeinsamen Weg gehen. 
Was das Impfen angeht, weil Sie immer sagen, wir 
sind hier Weltmeister und so weiter, alles ist schön: 
Ja, das sind wir, aber ich darf daran erinnern, es ist 
die freie Wirtschaft gewesen, die auf Bremen zu-
kam, 
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(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Was hindert 
denn die anderen Bundesländer daran, das ge-
meinsam mit der freien Wirtschaft zu machen?) 

und wir haben uns auch bei denen noch einmal zu 
bedanken. 

(Zuruf Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]) 

Ohne die Bereitschaft hiesiger Unternehmer, dann 
auch mit Callcenter-Strukturen und nachher mit 
Unterstützung der Bundeswehr, übrigens sehr spät, 
dazu beizutragen, dass wir gut dastehen, das darf 
an dieser Stelle ruhig noch einmal gesagt werden, 
– –. Wir haben uns bei vielen bedankt, aber bei der 
freien Wirtschaft, bei den Unternehmen, die das 
gemacht haben, und bei der Bundeswehr 

(Zuruf SPD: Das machen wir ständig!) 

möchte ich mich auch noch einmal recht herzlich 
bedanken. – 

(Abgeordneter Martin Günthner [SPD]: In den 
CDU-geführten Ländern gibt es keine freie Wirt-
schaft, oder wie?) 

Vielen Dank für die Debatte! 

(Beifall CDU – Abgeordneter Mustafa Güngör 
[SPD]: In den anderen Bundesländern gibt es keine 
freie Wirtschaft, die das auch unterstützen kann? 
Das macht alles die Regierung!) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Nelson Janßen das Wort. 

Abgeordneter Nelson Janßen (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Abgeord-
nete! Vielleicht noch einmal zur Konkretisierung 
einiger Punkte: Sie haben mir ja vorgeworfen, bloß 
auf die Bundesebene gezeigt zu haben. Ich habe 
darauf verwiesen, dass sehr vieles im Kranken-
hausplanungsrecht durch das Bundeskranken-
hausfinanzierungsgesetz vorgegeben ist und damit 
Rahmensetzungen gegeben sind, die nur im Lan-
desrecht ausgestaltet werden können. Gleichzeitig 
habe ich auch darauf verwiesen – aber ich unter-
streiche das gern noch einmal –, welche Änderun-
gen wir auch in diesem Landeskrankenhausgesetz 
in der Planungsrahmensetzung angepasst haben, 

(Abgeordnete Bettina Hornhues [CDU]: Das findet 
nicht statt!) 

um dem Auftrag gerecht zu werden, hier auch de-
taillierter zu planen. 

Ich sage einfach nur, wir haben Qualitätsstandards 
verankert, wir haben abgesichert, eine höhere Pla-
nungstiefe auch vornehmen zu können. Wir haben 
gleichzeitig auch immer wieder zum Ausdruck ge-
bracht, dass wir einer Konzentration von Versor-
gungsaufträgen gar nicht im Grundsatz entgegen-
stehen. Wir müssen nur den Fokus darauflegen – 
und das finde ich wichtig –, dass in diesen Konzent-
rations- und Zentralisierungsprozessen die Versor-
gungsqualität und die Patient:innenversorgung an 
erster Stelle stehen. 

Ich habe große Schwierigkeiten damit, wenn man 
insbesondere bei geburtshilflichen Fragestellun-
gen das Ganze ausschließlich aus einer wirtschaft-
lichen Perspektive betrachtet. Wenn wir feststellen, 
dass Mindestmengen in bestimmten Disziplinen 
nicht eingehalten werden und dadurch die Qualität 
am Ende leidet, 

(Abgeordnete Bettina Hornhues [CDU]: Wir haben 
doch die Mindesteinlagen, Herr Kollege!) 

dann, glaube ich auch, besteht ein existierender 
Handlungsbedarf, der tatsächlich angepackt wer-
den muss. Da würde ich überhaupt nicht wider-
sprechen. 

Gleichzeitig wissen wir auch, dass jede Verlage-
rung eines Versorgungsauftrages, der nicht im Ein-
vernehmen zwischen den Leistungserbringern und 
den Kostenträgern läuft und dann ausschließlich 
durch die Letztentscheidungsbefugnisse der Be-
hörde anders entschieden werden würde als die 
Vereinbarung zwischen Krankenhausgesellschaft 
und den Krankenkassen, jedes Mal automatisch 
vor Gericht landen würde und außerdem eigentlich 
auch nicht eins zu eins der Systematik entspricht, 
weil wir davon ausgehen, dass es sich um ein 
Letztentscheidungsrecht bei Widerspruch zwi-
schen Kostenträgern und Leistungserbringern han-
delt. 

Die Vorstellung, man könnte das jetzt politisch am 
grünen Tisch entgegen den Vereinbarungen im be-
stehenden System machen, ist mit Sicherheit min-
destens eine gewagte Theorie. 

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Na, das ist 
doch klar!) 
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Ich glaube aber, dass man korrekterweise den Fin-
ger auch da in die Wunde legen muss, wo wir Fehl-
versorgungsstrukturen haben. Dazu braucht es 
eine bessere, konkretere Übersicht. Dazu hat übri-
gens die Senatorin auch ein entsprechendes Gut-
achten auf den Weg gebracht. Ich glaube, dass das 
nur ein Puzzlestein sein wird. Ich glaube aber, dass 
das ein guter Puzzlestein ist, und will damit nur 
ausdrücken, dass diese Fragestellungen durchaus 
bei uns vorhanden sind und dass diese Fragestel-
lungen auf Landesebene ohne Verweis auf Bun-
desebene durchaus angepackt werden. 

Ich will nun noch einmal deutlich machen, was die 
Investitionen in die Kliniken angeht. Sie sagen ja 
immer und auch zu Recht, dass die Investitionen 
durch die Länder nicht ausreichen. Gleichzeitig 
möchte ich aber auch deutlich machen, dass wir im 
Rahmen der Möglichkeiten nicht nur im Kernhaus-
halt, sondern auch ergänzend Mittel zur Verfügung 
gestellt haben, beispielsweise durch das bewusste 
Setzen der Frage Pandemieresilienz. Im Bremen-
Fonds haben wir zusätzliche Mittel bewegt, die ge-
nau die Lücke füllen, die der Bundesgesetzgeber 
bisher nicht gefüllt hat, die der Bund im Moment 
nicht gefüllt hat. 

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Für was?) 

Damit nehmen wir bremisches Geld in die Hand, 
um Pandemieresilienz-Investitionen an den Kran-
kenhäusern zu ermöglichen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Das können wir im Bremen-Fonds nachweisen, die 
Zahlen liegen vor, und wir werden damit auch wei-
ter die Krankenhäuser unterstützen und den Inves-
titionsanforderungen anteilig gerecht werden. 
Ausreichen tut das nicht, da haben Sie recht, aber 
wir machen mehr als eine bloße Fortschreibung 
und haben deutlich dazugegeben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sind 
mit Sicherheit noch nicht am Ziel einer detaillierten 
Planung. Ich glaube aber, dass die Novellierung 
des Krankenhausgesetzes gute Schritte gemacht 
hat. Ich bin mir sicher, dass die beauftragte oder 
ausgeschriebene Studie das Ganze weiter ergän-
zend unterfüttern wird. Wir werden uns im Rahmen 
der nächsten Krankenhausplanungsperiode weiter 
auch im Rahmen der Deputation mit den Fachfra-
gen beschäftigen. 

Wir haben ja auch gerade erst das letzte Paket ver-
abschiedet, wo es darum geht, für das laufende 

Jahr die Investitionskosten zuzuschreiben und da – 
auch noch eine Ergänzung – haben wir auch im 
Rahmen der Landesgesetzgebung ermöglicht, ab-
weichend von der Verteilung und Zuweisung der 
Mittel bloß über den Sachstand, über Einzelfallför-
derung Schwerpunkte setzen zu können. 

Das übrigens, diese gezielte Förderung einzelner 
Bereiche, haben sowohl die Krankenhausgesell-
schaft als auch Sie in der Debatte über die Novel-
lierung des Krankenhausgesetzes dann hier kriti-
siert. Da, Herr Bensch, verstehe ich Sie auch nicht. 
Auf der einen Seite sagen Sie, Sie wollen mehr po-
litische Gestaltung. Dann sagen wir, wir räumen 
ein, dass ergänzende Mittel politisch gestaltend, 
zielgerichtet eingesetzt werden können, und dann 
sagen Sie: Das ist jetzt aber unfair und könnte zu 
einer Verzerrung in der Krankenhauslandschaft 
führen. Ich finde, das passt so nicht zusammen. 

Wir nutzen landespolitischen Handlungsspielraum 
und verweisen trotzdem auf Rahmensetzungen, die 
von Bundesseite gegeben sind, die die Kranken-
häuser und am Ende die Patientinnen und Patien-
ten und Beschäftigten in eine Lage bringen, die 
eine ausreichende Gesundheitsversorgung derzeit 
nicht zur Verfügung stellt. Daher brauchen wir bei-
des: landespolitischen Handlungsspielraum nutzen 
und bundespolitisch die Rahmen ausweiten. – 

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Investitio-
nen!) 

Vielen Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Bevor ich der 
nächsten Rednerin das Wort erteile, möchte ich auf 
der Besuchstribüne ganz herzlich eine Gruppe von 
Schüler:innen der Schule Sankt Johann begrüßen. 
Wir freuen uns, dass Sie da sind! 

(Beifall) 

Als nächste Rednerin hat die Abgeordnete Ute Rei-
mers-Bruns das Wort. 

Abgeordnete Ute Reimers-Bruns (SPD): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Ich möchte noch einmal auf das ein-
gehen, was Herr Bensch gesagt hat. Natürlich, das 
ist unser Raum hier, da können wir debattieren. Da 
kann eine Schärfe hineingebracht werden. Das hat 
nichts mit persönlichen Anfeindungen zu tun. Das 
möchte ich auch noch einmal sagen. Wie gesagt, 
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wir kennen uns seit Jahrzehnten. Die persönlichen 
Anfeindungen gibt es hier nicht. Es gibt auch nicht 
den Vorwurf, dass eine Fraktion eine Große An-
frage oder Kleine Anfrage stellt, dass man sich kri-
tisch mit Fragen an den Senat richtet. Das machen 
wir genug. 

Sie haben heute Morgen gesagt: „Wie kann es sein, 
dass eine Koalitionärin von Bündnis 90/Die Grünen 
noch einmal nachfragt, was das Klinikum Bremer-
haven-Reinkenheide gGmbH anbetrifft?“ Auch da 
haben wir deutlich gemacht, wir sehen das so: Wir 
als Parlamentarier:innen sind ja der Ansicht, dass 
wir auch immer Nachfragen stellen können. Natür-
lich ist das auch jeder Fraktion unbenommen. Es 
ging mir nur darum: Wenn man so einen riesigen 
Katalog aufmacht 

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Ja!) 

und immer sagt, die armen Mitarbeitenden in den 
Krankenhäusern, die armen Mitarbeitenden in der 
Verwaltung, die armen Mitarbeitenden sonst wo, 
die sich ja noch in der Coronapandemie befinden 
und befunden haben, dass man die schützen will, 
dann passt das nicht zusammen, wenn man da die-
sen zeitlichen Zusammenhang herstellt, wenn man 
das tatsächlich in diese Zeit packt 

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Unsinn!) 

und dann noch hier heute kritisiert, dass es so lange 
gedauert hat und dass wir jetzt erst darüber reden. 
Das passt nicht zusammen, Herr Bensch. Da bin ich 
vollkommen der Überzeugung, das passt nicht zu-
sammen. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Um noch einmal kurz auf den Antrag von Ihnen 
einzugehen, denn darüber haben wir ja heute ei-
gentlich auch noch einmal debattieren wollen, aber 
das ist jetzt alles ein bisschen kurz, was die Mach-
barkeitsstudie angeht: Die SPD wird sich dagegen 
aussprechen, also wird diesem Antrag nicht zustim-
men, weil tatsächlich auch hier – das können Sie 
immer wieder anmahnen – Regierungshandeln 
schon erfolgt ist. 

In der Deputation war es ja auch ein großes Thema, 
wenn gesagt worden ist, ja, da ist Bremerhaven 
noch nicht dabei. In der Deputation gab es die Zu-
sage, dass Bremerhaven auch tatsächlich noch ein-
mal extra angeschaut wird, aber jetzt erst einmal 
vorrangig die Stadt Bremen angeschaut und eine 

Machbarkeitsstudie gemacht wird. Das ist vollkom-
men in Ordnung und richtig. Deswegen sind wir 
auch dafür, dass wir in dieser Schrittfolge weiter-
gehen. 

Uns ist es wichtig: Gründlichkeit geht vor Schnel-
ligkeit! Dieses Prinzip sollten wir auf jeden Fall bei-
behalten. Ich habe mich, um noch einmal etwas Po-
sitives zu sagen, gefreut bei der Forderung des 
CDU-Antrages nach einer Sicherstellung wohnort-
naher Grundversorgung, dass das aufgebracht 
worden ist. Damit unterstützt die Opposition unser 
neues Modell der Zehn-Minuten-Stadt, und das 
finde ich großartig. 

(Beifall SPD) 

Wir hoffen, dass diese Unterstützung dann auch die 
von uns bald eingereichten Anträge bekommen, 
diese Unterstützung hinsichtlich einer Sicherstel-
lung wohnortnaher medizinischer Grundversor-
gung. Ja, vielen Dank dafür! 

Ich habe mich aber trotzdem gefragt, das muss ich 
sagen, und das sage ich jetzt noch einmal ganz 
deutlich, auch noch einmal provokativ: Wenn wir 
alle wissen, wie schwierig die Lage ist, und wir ha-
ben das heute hier häufiger gehört, wenn wir auch 
wussten, dass im Juni/Juli – –. Wir haben die Hoff-
nung gehabt, die Hoffnung stirbt ja nie, meines Er-
achtens, dass es sich alles ändert, aber eigentlich 
waren die Zahlen so und auch die Warnungen der 
entsprechenden Fachleute so, dass wir im Grunde 
genommen keine Entwarnung geben konnten. 

Deswegen finde ich es trotzdem nicht in Ordnung, 
dass man dann so etwas nimmt und einen enorm 
großen Katalog an Fragen aufstellt und das hinter-
her dann wieder kritisiert, dass es dann angeblich 

(Zuruf Abgeordneter Marco Lübke [CDU]) 

doch nicht so deutlich war. Ich sehe das doch als 
versteckte Kritik. 

(Zuruf CDU: Das ist auch richtig so!) 

Wenn wir uns jetzt darauf verständigt haben, was 
Nelson Janßen gesagt hat, das finde ich zum Bei-
spiel richtig: Man muss Bundespolitik und Landes-
politik gemeinsam denken, und Sie greifen zu kurz, 
indem Sie dann nur die Landespolitik ansprechen 
und das, was die Exekutive hier in diesem Bereich 
leistet. Deshalb bin ich auf jeden Fall der Ansicht, 
dass meine Kritik heute richtig war und die Kritik 
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unserer Partei an dem, was Sie hier vorgebracht ha-
ben, auch. 

Was ich als Erstes dachte, das war diese Einge-
bung, so sage ich jetzt einmal, eine etwas lustige 
Geschichte. Als ich diesen gesamten Fragenkata-
log gelesen habe und dann auch die detaillierten 
Ausführungen, darüber war ich auch sehr froh, 
aber da war das Erste, was mir eingefallen ist, ein 
Lied von Herbert Grönemeyer: Was soll das? – 
Danke schön! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen aus den Reihen der Abgeordneten liegen 
nicht vor. 

(Abgeordneter Marco Lübke [CDU]: Sie hat es 
nicht verstanden! – Unruhe CDU – Abgeordneter 
Rainer Bensch [CDU]: Nur für das Protokoll: Es ist 
so schäbig! So schäbig!) 

Als nächste Rednerin hat die Senatorin Claudia 
Bernhard das Wort. 

Senatorin Claudia Bernhard: Sehr geehrte Präsi-
dentin, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich bitte doch um Aufmerksamkeit. Ich möchte eine 
Vorbemerkung machen bezüglich der aktuellen 
Pandemielage und dessen, dass es immer heißt, 
„die Wirtschaft“ und „großartig“ und „sonst hätten 
wir nicht“. Ich bin da völlig vorbehaltlos herange-
gangen, und ich bin sehr froh, dass niemand den 
Alleinvertretungsanspruch für sich reklamiert, und 
ich muss sagen, das ist großartig, was in Bremen 
passiert, und zwar: 

Als wir die Halle 7 geschlossen haben, war völlig 
klar – und da waren alle eingeladen und ich habe 
das auch noch einmal in einer eigenen Einladung 
anerkannt –, was Unternehmen, Betriebe hier ge-
leistet haben, aber es sind alle beteiligt gewesen, 
und sie haben sich gegenseitig auf Augenhöhe 
dazu entschlossen, der Pandemie hier für Bremen, 
für die Bremerinnen und Bremer, etwas entgegen-
zusetzen. Das wird auch wieder passieren. Ich 
möchte einfach nicht, dass diese Hierarchie aufge-
macht wird. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Es sind die Hilfsorganisationen, es sind die Verwal-
tungen und es sind die Unternehmen. Ich finde die-
sen bremischen Geist, den wir da geschaffen haben 
auf der Linie von Kooperation, sehr beispielhaft, 

und Sie haben die Reaktionen bundesweit gehört. 
Trotzdem ist mir aber wichtig, dass da nicht immer 
eine Hitliste aufgemacht wird, wer es am ehesten 
für sich erreicht hat. Dagegen wehre ich mich, und 
das wird auch von den Beteiligten im Übrigen nicht 
so gesehen. Das finde ich in dem Zusammenhang 
jedenfalls noch einmal wichtig, und ich wünschte 
mir, die CDU würde das auch so respektieren. 

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Na, wir ha-
ben es ja schon gesagt!) 

Im Kern möchte ich jetzt ganz gern noch einmal auf 
die beiden Vorlagen eingehen, zum einen auf den 
Antrag und natürlich auch auf die Große Anfrage. 
Im Kern des Antrags der CDU stehen ja zwei The-
men: die Forderung nach einer Machbarkeitsstudie 
und die Idee der Umstellung auf eine sogenannte 
leistungsorientierte Planung. Das muss man viel-
leicht auch noch einmal mit ein paar Informationen 
unterfüttern. Das Bundesland NRW hat 2019 diese 
berühmte Studie zur Krankenhausplanung in Auf-
trag gegeben. Die ist, glaube ich, auch sehr deut-
lich wahrgenommen worden. 

Ein Kernvorschlag der Studie war teilweise die 
Umorientierung auf leistungsorientierte Planung. 
Das bedeutet, Versorgungsaufträge im Kranken-
hausplan werden nicht mehr durchgehend nach 
den Fachgebieten und Betten vergeben, sondern 
nach Leistungsbereichen und Leistungsgruppen. 
Das, finde ich, ist schon ein wichtiger Unterschied. 
Das setzt darauf auf, dass bestimmte gleichartige 
Behandlungen in unterschiedlichen Fachgebieten 
erbracht werden. Der Aufbau der Leistungsgrup-
pen orientiert sich einerseits stark an den Fallpau-
schalen – dazu komme ich auch noch einmal –, an-
dererseits sollten damit auch die Leistungen der 
Grundversorgung zu einem Leistungsbereich ge-
bündelt und das als Versorgungsauftrag definiert 
werden. 

Man hofft so, dass man durch diese stärkere Struk-
turierung auch spezialisierte Leistungen zusam-
menbringen und im Allgemeinen auch wohnort-
nahe Leistungen durchsetzen kann. Ob das klappt, 
wissen wir nicht. Der Ansatz ist massiv umstritten, 
die Reform, die daraus folgt, natürlich auch. Das 
hat damit zu tun, dass das Land nicht für die lau-
fende Finanzierung der Krankenhäuser gerade-
steht, sondern das läuft ja über die Fallpauschalen. 
Die Befürchtung ist daher – und das finde ich nicht 
von der Hand zu weisen –, dass diese Planung ei-
nige Krankenhäuser durchaus in Existenzprobleme 
stürzt. 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 31. Sitzung am 17.11.2021 und 18.11.2021 4225 

Dahinter steht ja auch die Einschätzung der Lan-
desregierung, dass es eben keine Probleme in NRW 
bezüglich der Erreichbarkeit geben kann. Das mag 
für weite Teile von NRW stimmen, aber es gibt be-
stimmt auch Teile, in denen das nicht zutrifft. Für 
uns ist die Situation eine andere. Wir haben immer 
schon eine sehr viel detailliertere Krankenhauspla-
nung gehabt, das ist auch der große Unterschied zu 
anderen Bundesländern: Indem wir beispielsweise 
nicht nur die innere Medizin und die Chirurgie aus-
weisen – in anderen Flächenländern ist das ja Stan-
dard –, sondern unter anderem dann auch die Ge-
fäßchirurgie, die Kardiologie und so weiter, haben 
wir eine andere Struktur von Behandlungsgrup-
pen. 

Bei aller Liebe, weil Sie das immer sagen, seit 
30 Jahren hat sich nichts verändert: Na ja, das 
stimmt ja so nicht. Sie reduzieren das auf die Kli-
nikstandorte. Das trifft aber nicht auf die Zahl der 
vollstationären Planbetten zu, auch nicht auf das 
Verhältnis von vollstationären Planbetten zu teil-
stationären Behandlungskapazitäten. Insbeson-
dere die konkrete Ausgestaltung der Versorgungs-
aufträge, auch das hat sich ja laufend verändert. Al-
lein die Zahl der vollstationären Planbetten ist seit 
Mitte der 90er-Jahre um fast ein Drittel reduziert 
worden. Das hat natürlich auch mit den Tendenzen 
zur Ambulantisierung zu tun. 

Wie die Krankenhäuser mit dieser Tendenz umge-
hen, das lässt sich nur sehr bedingt in einem Kran-
kenhausplan umsetzen, denn wie wir wissen, ha-
ben wir kein Finanzierungssystem, das die sekto-
rübergreifende Grundversorgung abfedert. Wir 
ringen ja darum. Das ist ja in einem Prozess. Die 
Krankenhäuser in Deutschland bilden einen größe-
ren Teil des medizinischen Behandlungsgesche-
hens ab als in anderen Staaten. Das muss man auch 
sehen. Umgekehrt fehlt uns aber eine ordentliche 
Struktur, niedrigschwellig, wohnortnah, das zum 
Beispiel über Gesundheitszentren flächendeckend 
aufzufangen. Dafür gibt es keine bundesweite 
Strategie, 

(Beifall DIE LINKE) 

die einen solchen Umbau auch nur annähernd in 
Angriff nähme. Deshalb müssen wir auch immer 
damit umgehen, was denn die Krankenhäuser mit 
den konkreten Entscheidungen machen. In jüngs-
ter Zeit wird von ganz unterschiedlichen Seiten 
und ganz unterschiedlichen Akteuren eine aktivere 
Rolle der Krankenhausplanung eingefordert, und 
wir haben das auch verantwortlich wahrgenom-
men. Wir machen das ja nicht einfach am Reißbrett. 

Wir haben auch – –, und das muss ich an der Stelle 
sagen: Die Rolle meines Ressorts und von mir als 
Person ist da natürlich auch moderierend. Wir müs-
sen das abwägen und alles unter einen Hut brin-
gen, weil es eine ganze Menge von Playern gibt, 
die man da einzubeziehen hat. Das Land hat das 
Letztentscheidungsrecht. 

(Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp [DIE LINKE] 
niest.) 

Das hörte sich so ein bisschen nach Hundebellen 
an. 

(Heiterkeit) 

Was ich sagen wollte: Es gibt zwar ein Letztent-
scheidungsrecht, aber wir haben keine Erstent-
scheidung. Das ist doch auch so. An so einer ge-
meinsamen Entwicklung kommen wir doch auch 
nicht vorbei. Ich möchte noch einmal sagen: Die 
Umstellung auf die Fallpauschalen, das sitzt doch 
tief in diesem System, und das müssen wir doch 
verändern. Da sind sich ganz viele Player inzwi-
schen auch einig, die daran beteiligt sind. Den ers-
ten Schritt, den bräuchten wir ganz dringend von 
der Bundesebene, dass die Vorhalteleistungen fi-
nanziert werden. 

Die Bundesärztekammer in ihrem Zwölfpunktepro-
gramm, darin steht das. Ich kann Ihnen das durch-
deklinieren bis hin zu den Gewerkschaften. Das ist 
doch gar kein Thema, bei dem wir auseinanderlie-
gen. Kinderkliniken müssen herausgenommen 
werden, die Geburtshilfe muss herausgenommen 
werden. Um all die Fragen ringen wir. Das ist unser 
tägliches Brot bei der ganzen Auseinandersetzung, 
und wir haben durch unser Krankenhausgesetz ja 
auch die Einzelfallförderung geschaffen. 

Stichwort Reinkenheide, da muss man einmal sa-
gen, die Welle, die da nach dem Motto „Baustopp 
steht uns vor der Tür“ losgetreten wurde, die fand 
ich, ehrlich gesagt, nach den Gesprächen, die wir 
informell geführt haben, ein wenig darüber. Das 
war wirklich etwas übertrieben, weil es gesichert 
ist, und ich bin da sehr persönlich hinterher gewe-
sen, dass das auch eingetütet wird, und daran gibt 
es überhaupt nichts zu rütteln. Das war auch immer 
so. 

(Beifall DIE LINKE) 

Kurz noch ein Wort zu Krankenhausgeldern und 
den Investitionen: Wir haben sie über den Bremen-
Fonds, das ist richtig, verdoppelt, und wir liegen 
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jetzt bei ungefähr 80 bis 90 Millionen Euro für 2022 
und 2023. Doch, schauen Sie einmal hinein! Die 
Zahlen sind darin. Fünf Millionen Euro sind dazu-
gekommen, 5,6 Millionen Euro sind in dem norma-
len Haushalt. Ich bin damit nicht glücklich. Wir 
bräuchten es nachhaltig und länger. Wir haben 
aber die Verdoppelung für 2022 und 2023. Das ist 
ein Einstieg in genau das, von dem wir sagen, un-
sere Krankenhausplanung hat hier eine gute Platt-
form. Das haben auch die Krankenhäuser wahrge-
nommen. 

Ich sage noch einmal, jetzt auch aus meiner Erfah-
rung, wie wir das Impfen hier erreicht haben: Der 
Dreh- und Angelpunkt ist Kooperation. Ich möchte 
einen Einstieg in dieses Gutachten, und ich habe 
mit allen Geschäftsführungen bilateral gesprochen. 
Das ist kein Gutachten nach dem Motto „Mach fünf 
aus zehn“, darum geht es mir nicht. 

(Präsident Frank Imhoff übernimmt wieder den 
Vorsitz.) 

Das ist die erste Grundlage im somatischen Bereich 
bei den städtischen Kliniken, wo wir feststellen: 
Wie ist unsere Ausgangslage? Wie machen wir das 
gemeinsam? Weil ich wirklich durch und durch da-
von überzeugt bin, dass die Kooperation, die unter 
den Krankenhäusern stattfindet, unter allen, das ist 
kein GeNo-Plan, – –. Da müssen wir uns sowieso 
noch einmal ganz eigenständig mit gewissen Sa-
nierungen beschäftigen. 

Gut, dazu komme ich hier jetzt nicht mehr, aber das 
ist der Punkt, bei dem ich sage, wir brauchen die 
Freigemeinnützigen, wir haben eine gute Aus-
gangsbasis. Wir werden uns zusammensetzen, wir 
werden die Krankenkassen an den Tisch bitten, wir 
werden die Ärztekammern an den Tisch bitten. Wir 
werden natürlich mit all dem – –. Wir werden die 
Pflege mit einbeziehen müssen, und wir machen in 
der nächsten Runde weiter mit Bremerhaven, und 
dann kommt die Psychiatrie und so weiter und so 
weiter. 

Das wird ununterbrochen transparent mit Work-
shop begleitet, mit den Menschen, die daran betei-
ligt sind. Sie können wirklich jeden und jede fra-
gen. Das werden wir. Wir müssen dieses System re-
formieren, und ich möchte, dass wir in Bremen ge-
nau diesen Geist, den wir eigentlich erreicht ha-
ben, auf die Krankenhauspolitik übertragen, weil 
Krankenhäuser kein Selbstzweck sind. Wir brau-
chen hier die Gesundheitsversorgung für die Bre-
mer und Bremerinnen. Darauf kommt es an. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Jetzt noch ein paar Punkte zu der Großen Anfrage. 
Das mit den Intensivbetten und der Intensivmedi-
zin, das ist, wie soll ich einmal sagen, wahnsinnig 
belastend. Wenn ich mir anschaue, was wir bespie-
len können, was wir nicht bespielen können, ist das 
eine exorbitante Herausforderung. Was die Men-
schen vor Ort in den Kliniken leisten, überall, aber 
auch hier, toujours, durchgehend, das ist so ein 
Wahnsinn. Ich bin fest davon überzeugt, dass wir 
in der Politik immer noch nicht breit begriffen ha-
ben, wo die Ressourcen hinmüssen und dass es da 
brennt und dass wir sofort reagieren müssen. 

In der Gesundheitsministerkonferenz schauten alle 
betreten auf den Boden, alle, egal welche Fraktio-
nen dort saßen. Das muss man ernst nehmen, und 
weil man in den letzten Jahren da viel verschlafen 
hat, das sage ich hier ganz ehrlich, ist das dort auf 
Kosten der Mitarbeiter:innen und Beschäftigten 
gelaufen. Das ist nicht in Ordnung, und deshalb ist 
da der Druck enorm hoch. Nur deshalb, weil dieses 
Personal noch da ist, und nur deshalb, weil wir das 
im Zusammenhang erreicht haben, ist Bremen bis-
her verschont geblieben, einigermaßen verschont. 
Das stimmt, die Lage ist angespannt, aber trotzdem 
ist es so, dass es bei uns nie diesen Engpass gege-
ben hat, wie wir ihn zum Teil jetzt schon in südli-
chen Regionen erfahren müssen. 

Das ist das größte Nadelöhr. Wir haben die Aus-
gleichszahlungen. Wir haben die Freihalteabord-
nung gemacht. Wir werden wieder Quoten einrich-
ten müssen. Das muss auch aufgefangen werden, 
das ist völlig außer Frage. Die Patient:innen, sie 
werden jünger, sie liegen länger in den Betten, das 
ist so, und daran müssen wir natürlich auch an-
knüpfen. Da komme ich auch zu meinem letzten 
Punkt: Wir müssen pandemiefähig werden, und 
das heißt nicht nur, dass die Schutzanzüge ir-
gendwo im Lager liegen oder überprüft wird, ob 
das Ablaufdatum in Ordnung ist. Das ist Fortbil-
dung und Investition in Personal. Das muss toujours 
und immer passieren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Deswegen bin ich der Meinung, unsere Ausbil-
dungsplätze müssen massiv erhöht werden. Dafür 
braucht es Investitionen. Wir müssen diese ge-
samte Bedeutung natürlich dort immer mit einpla-
nen, und ich kann nur sagen, wir haben gut ange-
fangen. Mir sind die Problematiken durchaus be-
wusst, aber insofern bin ich der Meinung, dass wir 
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da mit unserem Ziel, das wir gerade aktuell ange-
peilt haben, sehr gut aufgestellt sind. Der Wind 
bläst von vorn, aber wir stehen aufrecht und wir be-
kommen das in den Griff. – Ganz herzlichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. 

Die Aussprache ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, FDP, Abgeordneter Thomas Jürgewitz 
[AfD], Abgeordneter Heinrich Löhmann [AfD], Ab-
geordneter Jan Timke [BIW]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von 
der Antwort des Senats, Drucksache 20/1070, auf 
die Große Anfrage der Fraktion der CDU Kenntnis. 

Bremen aktiv gegen die Todesstrafe – Ein State-
ment für das Recht auf Leben  
Antrag der Fraktionen der SPD, DIE LINKE, 
Bündnis 90/Die Grünen, der CDU und der FDP  
vom 10. November 2021  
(Drucksache 20/1155) 

Dazu als Vertreter des Senats Staatsrat Thomas 
Ehmke. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Antje Grotheer. 

Abgeordnete Antje Grotheer (SPD): Vielen Dank, 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Grau-
same Einzeltaten lassen oft Rufe nach einer Ver-
schärfung des Strafrechts laut werden. Politikent-
scheidungen wie die Einführung oder Ausweitung 
der Todesstrafe sollten jedoch nicht auf der Basis 

von extremen Einzelfällen getroffen werden. Diese 
Verbrechen sind furchtbar, aber sie sind die Aus-
nahme, nicht die Regel. Eine Gesellschaft wird ge-
rade dadurch erst zur Gemeinschaft, dass sie nied-
rigen individuellen Beweggründen wie Hass und 
Rache keinen Raum gibt. 

(Beifall) 

Die staatlich verhängte Todesstrafe kommt einem 
Zivilisationsbruch gleich, denn diese Strafe bedient 
einen emotional in manchen Fällen durchaus nach-
vollziehbaren Rachegedanken. Aber der Staat stellt 
sich nicht auf die gleiche Stufe wie der Täter. Es 
darf nicht Aufgabe des Staates und der diesen Staat 
vertretenden Richterinnen und Richter sein, über 
den Tod und das Leben eines anderen zu entschei-
den. 

(Beifall) 

Als Juristin werde ich oft mit dieser Frage konfron-
tiert, ob ich nicht Angehörige verstehen könnte. Ich 
sage Ihnen: Ja, ich kann das, aber das ist genau 
das, was uns auszeichnet, dass wir es nicht Ange-
hörigen – ob nun einer Familie, einer Gruppe oder 
eines Vereins, im weitesten Sinne einer Organisa-
tion – überlassen, zu entscheiden, was die ange-
messene Strafe ist, sondern, dass wir es allein einer 
staatlichen Gewalt übertragen haben, zu entschei-
den, was die angemessene Strafe ist. 

Wir haben aber hier gemeinsam entschieden, dass 
die Todesstrafe keine adäquate Strafe ist. Abschre-
ckung, Satisfaktion für die Angehörigen des Op-
fers, Ausschluss von Wiederholungsgefahr, kost-
spielige Unterbringung im Gefängnis oder in der 
Psychiatrie, die Argumente der Befürworter:innen 
sind vielfältig. Doch bis zum heutigen Tag hat 
keine wissenschaftliche Studie einen überzeugen-
den Beweis dafür erbracht, dass die Todesstrafe 
Menschen nachhaltiger und wirksamer von der Be-
gehung von Straftaten abzuschrecken vermag als 
langjährige Haftstrafen. 

Eine 1988 von den Vereinten Nationen weltweit 
durchgeführte Untersuchung über die Beziehung 
zwischen der Todesstrafe und der Mordrate, die 
1996 und 2002 durch neuere Erhebungen ergänzt 
wurde, kam zu dem Ergebnis, dass ein Nachweis, 
wonach die Todesstrafe wirksamer abschreckt als 
eine lebenslange Freiheitsstrafe, nicht erbracht 
werden konnte. Es gibt viel mehr Argumente ge-
gen die Todesstrafe. Die Todesstrafe verstößt ge-
gen das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit 
der Person. Die Todesstrafe ist unumkehrbar. Die 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1070
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Gefahr, einen unschuldigen Menschen hinzurich-
ten, ist viel zu groß. Ein Staat darf sich nicht mit 
Mördern auf eine Stufe stellen. 

(Beifall) 

Todesurteile treffen überdurchschnittlich oft Men-
schen in Armut oder ethnische oder religiöse Min-
derheiten. Hinrichtungen sind grausam und ent-
würdigend. Sie senken den Respekt vor menschli-
chem Leben. Die Todesstrafe macht die Welt auch 
nicht sicherer, weil sie eben keine abschreckende 
Wirkung hat. Die Hinrichtung der Täter macht die 
Opfer nicht wieder lebendig, und die Todesstrafe 
verhindert jede Chance auf Rehabilitation eines 
Kriminellen. Wir müssen bedenken, dass wir auch 
heute in der Mittagspause Beispiele von Menschen 
hören werden, die zum Tode verurteilt wurden, 
nicht, weil sie andere Menschen getötet haben, 
sondern zum Teil wegen ganz anderer Taten, bei 
denen man durchaus auch die Frage stellen muss, 
ob dann überhaupt die Todesstrafe eine gleichar-
tige Form der Bestrafung sein könnte, wenn man 
das denn unterstellt, dass es das geben kann. 

Im Schulunterricht hören Sie manchmal folgendes 
Beispiel, das die Sinnlosigkeit dieser Bestrafung 
deutlich macht: Im 18. Jahrhundert wurde in Eng-
land – damals bekannt für besonders drakonische 
Strafen – einfacher Taschendiebstahl mit dem Tode 
durch den Strang bestraft. Während der öffentli-
chen Hinrichtung von Taschendieben nutzten 
dann gern Berufskollegen die günstigen Gelegen-
heiten im Gedränge, um die Taschen der Schaulus-
tigen zu leeren. 

(Heiterkeit CDU) 

Besser kann man die Unwirksamkeit des angeführ-
ten Arguments der Abschreckung kaum belegen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Im Übrigen lehnen auch viele Familien von Mord-
opfern die Todesstrafe ab, weil sie die Schmerzen 
ihres Verlustes nicht heilt. Die Todesstrafe be-
kämpft nicht die Ursachen für Verbrechen. Ursa-
chen für kriminelles Verhalten sind in den komple-
xen seelischen und gesellschaftlichen Bedingun-
gen des menschlichen Daseins, sogar des einzelnen 
menschlichen Daseins zu suchen. Es ist dabei naiv 
zu glauben, diese Problematik sei mit der Todes-
strafe zu lösen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

In Bremen und in Deutschland gibt es schon lange 
keine Todesstrafe mehr. Wir halten das für richtig, 
wir halten das für vernünftig und eines zivilisierten 
Staatswesens für angemessen. Wir appellieren an 
die Staatengemeinschaft, diese grausamen Urteile 
und deren Vollstreckung endlich zu beenden. Un-
ser Ziel bleibt eine Welt ohne Hinrichtungen! – Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Anhaltender Beifall) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort Staatsrat Thomas Ehmke. 

Staatsrat Thomas Ehmke: Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 1786 hat die To-
skana als erster Staat der Welt die Todesstrafe offi-
ziell als staatliches Bestrafungsinstrument abge-
schafft. 1945 ist die Todesstrafe in Deutschland ab-
geschafft worden. Inzwischen ist die Todesstrafe in 
mehr als 100 Ländern und damit in der Mehrheit 
der existierenden Staaten abgeschafft. Allerdings, 
das ist die Kehrseite der Medaille: In fast der Hälfte 
der Länder dieser Welt steht die Todesstrafe noch 
im Gesetz oder wird vollstreckt. Das zeigt, der 
Kampf gegen die Todesstrafe und für ein gerechte-
res Justizsystem hat Fortschritte gemacht, aber er 
ist weit davon entfernt am Ende zu sein. 

Die Todesstrafe geht oft Hand in Hand mit Jus-
tizsystemen, die ohnehin nicht den internationalen 
Standards an ein gerechtes, ein faires Verfahren 
gerecht werden. Frau Abgeordnete Grotheer hat 
darauf hingewiesen, es gibt eine Vielzahl von De-
likten, von Vorwürfen, für die Staaten die Todes-
strafe verhängen, nicht ausschließlich Kapitalde-
likte, auch politische Fragestellungen oder andere 
Formen. Aber nicht nur irgendwelche autokrati-
schen oder diktatorischen Regime irgendwo weit 
weg verhängen die Todesstrafe, sondern auch 
heute noch gehört die Todesstrafe zum Bestra-
fungskatalog westlicher Demokratien. 

Wenn man heute in die Nachrichten schaut, stößt 
man auf die Meldung, dass im Jahr 2002 Julius Jo-
nes im Alter von 19 Jahren zum Tode verurteilt 
worden ist, weil er angeblich im Rahmen eines Au-
todiebstahls einen anderen Menschen erschossen 
haben soll. Julius Jones war damals 19 Jahre alt. 
An seiner Schuld bestehen bis heute nachhaltige 
Zweifel. Der Begnadigungsausschuss des Staates 
Oklahoma hat die Begnadigung und Umwandlung 
in eine lebenslange Haftstrafe empfohlen. Dieser 
Empfehlung ist der Gouverneur bisher nicht nach-
gekommen. Für heute steht die Hinrichtung an. 
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Den letzten Hinrichtungen in Oklahoma ging ein 
minutenlanger Todeskampf der Hinrichtungskan-
didaten, wie man so schön sagt, voraus, wegen 
schlechter, falscher Dosierung. In dem Staat läuft 
eine Klage gegen das Instrument der Giftspritze als 
Hinrichtungsinstrument, und trotzdem steht zu be-
fürchten, dass die Hinrichtung heute vollstreckt 
werden könnte. 

2002 ist das Jahr, in der sich die Initiative „Cities 
for Life – Cities against the Death Penalty“ gegrün-
det hat. Seit 2009 gehört Bremen dieser Initiative 
an. Seit 2009 bringt dieses Parlament und bringt 
der Senat, vertreten durch den Bürgermeister, zum 
Ausdruck, dass wir gemeinsam gegen diese finale 
Form der Folter, gegen diese finale Form der Men-
schenrechtsverletzung eintreten, dass wir gemein-
sam über alle Parteigrenzen, Fraktionsgrenzen hin-
weg, gemeinsam als Senat und Bürgerschaft, Le-
gislative und Exekutive, für eine gerechtere Welt 
eintreten, für eine Welt ohne Todesstrafe. 

Ich bedanke mich ganz herzlich für die Unterstüt-
zung, die der Senat in diesem Handeln durch die-
ses Parlament erfährt. Ich finde es wichtig, dass wir 
gemeinsam dieses Zeichen setzen, Jahr für Jahr, 
solange, bis dieser Kampf zu einem erfolgreichen 
Ende geführt hat. – Herzlichen Dank! 

(Beifall) 

Präsident Frank Imhoff: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Entschließungsantrag seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem Entschließungsantrag zu. 

(Einstimmig) 

Ich möchte Ihnen vorschlagen, dass wir nach die-
sem Tagesordnungspunkt noch die Tagesord-
nungspunkte ohne Debatte aufrufen und dann in 
die Mittagspause eintreten. Ich möchte noch darauf 
hinweisen, dass wir in der Mittagspause die Veran-
staltung von Amnesty International vor unserem 

Haus haben „Cities for Life – Städte für das Leben“ 
und die beginnt um 13:00 Uhr. Deswegen würde 
ich Ihnen das als Regelung vorschlagen. – Ich sehe 
Einverständnis. 

Gesetz zur Ausführung des Gesetzes über das 
Studium und den Beruf von Hebammen und der 
Studien- und Prüfungsverordnung für Hebammen 
(Hebammenausführungsgesetz – HebAusfG)  
Mitteilung des Senats vom 19. Oktober 2021  
(Drucksache 20/1137) 

Wir kommen zur ersten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in erster Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD], 
Abgeordneter Heinrich Löhmann [AfD], Abgeord-
neter Jan Timke [BIW]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(FDP) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung. 

Bericht des staatlichen Petitionsausschusses Nr. 
23  
vom 12. November 2021  
(Drucksache 20/1157) 

Eine Aussprache ist nicht beantragt worden. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Wer der Behandlung der Petitionen in der empfoh-
lenen Art zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 
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Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD], Abgeord-
neter Heinrich Löhmann [AfD], Abgeordneter Jan 
Timke [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt entsprechend. 

Zweite Verordnung zur Änderung der Neunund-
zwanzigsten Coronaverordnung zum Schutz vor 
Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-
2  
Mitteilung des Senats vom 10. November 2021  
(Drucksache 20/1154) 

Wir verbinden hiermit: 

Beteiligung der Bürgerschaft beim Erlass von 
Coronaverordnungen –   
2. Änderungsverordnung zur 29. Coronaverord-
nung  
Mitteilung des Verfassungs- und Geschäftsord-
nungsausschusses  
vom 18. November 2021  
(Drucksache 20/1164) 

Der Senat hat am 10. November 2021 die Zweite 
Änderungsverordnung der Neunundzwanzigsten 
Coronaverordnung an die Bürgerschaft übersandt. 
Der Verfassungs- und Geschäftsordnungsaus-
schusses hat sich damit befasst und seinen Bericht 
dazu vorgelegt. 

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Zweiten 
Änderungsverordnung der Neunundzwanzigsten 
Coronaverordnung, Drucksache 20/1154, und der 
Mitteilung des Verfassungs- und Geschäftsord-
nungsausschusses, Drucksache 20/1164, Kenntnis. 

Alle sind noch wach! Sehr schön, meine Damen 
und Herren! 

(Zurufe Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU] 
und Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]) 

Wir treten jetzt in die Mittagspause ein. Ich hoffe, 
dass alle um 13:00 Uhr bei der Veranstaltung „Ci-
ties for Life“ dabei sein werden. 

Herr Abgeordneter Strohmann, Sie haben das 
Wort! 

Abgeordneter Heiko Strohmann (CDU): Wir müss-
ten noch bei Punkt 33 die Überweisung beschlie-
ßen! Wir hatten nur die erste Lesung beschlossen. 

Präsident Frank Imhoff: Das wird geheilt und wir 
holen das nach der Mittagspause nach. 

Insofern treten wir jetzt in eine Mittagspause ein. 
Wir treffen uns wieder um 14:20 Uhr und um 13:00 
Uhr ist die Veranstaltung „Cities for Life“. 

(Unterbrechung der Sitzung 12:42Uhr) 

 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan eröffnet die unter-
brochene Sitzung um 14:20 Uhr. 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Die unterbro-
chene Sitzung der Bürgerschaft (Landtag) ist wie-
der eröffnet. 

Wir setzen die Tagesordnung fort. 

Die Zukunft in die Schulen holen – Bedingungen 
für eine zeitgemäße Bildung schaffen!  
Antrag der Fraktion der FDP  
vom 23. September 2021  
(Drucksache 20/1110) 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Sascha 
Karolin Aulepp. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort Professor Hauke 
Hilz. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
„Die Zukunft in die Schulen holen“ – die Zukunft 
ist digital in vielen Feldern, deswegen haben wir 
hier heute diesen Antrag vorgelegt. Digitalisierung 
bietet große Chancen, und auch das möchte ich am 
Anfang meiner Rede einmal erwähnen, Bremen ist 
tatsächlich auf einem guten Weg! 

(Beifall FDP, SPD, DIE LINKE) 

Das sind mal gute Nachrichten aus dem Bildungs-
bereich, davon haben wir ja nicht immer so viele. 

(Zuruf Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]) 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1154
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In der Studie der Telekom-Stiftung rangiert Bre-
men im Bildungsbereich bei der Digitalisierung auf 
den vorderen Rängen, und das hat natürlich insbe-
sondere in den letzten eineinhalb Jahren, seit wir 
mit Corona zu tun haben, seinen Ursprung. Die vor-
her schon vorhandene itslearning-Plattform wird 
mittlerweile flächendeckend eingesetzt und ge-
nutzt. Dazu wurden Lehrerinnen und Lehrer, Schü-
lerinnen und Schüler mit Endgeräten ausgestattet, 
und das ist natürlich auch nirgendwo sonst in der 
Republik passiert. 

Das haben wir auch ausdrücklich begrüßt und es ist 
ja auch tatsächlich gelungen, das Ganze aus dem 
Haushalt zu finanzieren und nicht über Kredite. 
Das war ja unser einziger Kritikpunkt daran. Also, 
wir sind auf einem guten Weg, aber wir dürfen 
nicht nachlassen. Wir dürfen nicht nachlassen, son-
dern wir müssen diesen Weg genau konsequent 
weitergehen und den zweiten Schritt und den drit-
ten danach tun. 

Das heißt: Aus unserer Sicht ist das eine Chance, 
tatsächlich Licht am Ende des Tunnels zu sehen 
und wenn wir weiter diesen Weg gehen und bei Di-
gitalisierung in der Bildung erfolgreich sind, viel-
leicht endlich den letzten Platz in der Bildungsbun-
desliga zu verlassen und Qualität, Qualitätsstan-
dards auf höherem Niveau in Bremen und Bremer-
haven zu erreichen. 

(Beifall FDP) 

Wir schlagen Ihnen dafür heute sechs Punkte vor, 
der siebte ist ein Bericht, also sechs Punkte. Natür-
lich brauchen wir weiter WLAN-Ausleuchtung, in 
allen Klassenräumen und in der Stärke, dass alle 
Endgeräte, die dort vorhanden sind, auch ins leis-
tungsfähige Internet gehen können. Die CDU hatte 
dazu in der letzten Bildungsdeputation eine Nach-
frage. Auch da ist schon einiges passiert, aber es ist 
eben noch nicht zu Ende, und ich glaube, wir brau-
chen da auch ein bisschen den Druck. Deswegen 
sagen wir, innerhalb eines Jahres muss das gesche-
hen. Das hängt auch ein bisschen mit den Stromlei-
tungen zusammen, das wissen wir auch. Insbeson-
dere die älteren Schulen sind nicht darauf ausge-
legt, Beamer, Whiteboard, Endgeräte, Luftfilter tat-
sächlich zu versorgen. Also, man muss auch dort in-
vestieren. 

Wir schlagen – und das ist, glaube ich, einer der 
wichtigsten Punkte – einen digitalen Hausmeister 
vor. Das haben wir schon mehrfach vorgeschlagen, 
aber es ist, glaube ich, entscheidend, dass wir hier 
für den Support von Soft- und Hardware in jeder 

Schule einen digitalen Hausmeister bekommen, 
denn wir können es nicht auf die Lehrer abwälzen. 
Die brauchen erstens natürlich mehr Zeit, weil sie 
nicht so tief in vielen fachlichen Themen versiert 
sind, und zweitens sind sie auch meistens teurer, 
also, wir brauchen den digitalen Hausmeister in 
den Schulen als informationstechnischen Assisten-
ten. 

(Beifall FDP) 

Wir müssen den Schritt der Digitalisierung auch in 
der Verwaltung weitergehen. Das elektronische 
Klassenbuch ist da, aber es wird noch nicht flä-
chendeckend eingesetzt. Das braucht es dringend, 
der Test ist erfolgreich verlaufen, deswegen kön-
nen wir uns hier vorstellen, dass das auch deutlich 
verbindlicher in den Schulen eingesetzt wird. 

Da sind auch Kommunikationstools mit den Eltern 
erforderlich. Es ist irgendwie nicht mehr zeitge-
mäß, dass alle Eltern, deren Kinder krank sind, 
morgens von 7 Uhr bis 7:30 Uhr bei den Schulen 
anrufen und fernmündlich durchgeben, dass sie 
krank sind. Dazu muss es eigentlich auch Anwen-
dungen geben, mit denen das dann entsprechend 
durchgegeben werden kann. Also Digitalisierung 
der Verwaltung, ein wichtiger Schritt! 

(Beifall FDP) 

Wir müssen – –, und das ist, glaube ich, auch ein 
ganz spannendes Thema, das sind die Learning 
Analytics. Eine Software-gestützte Lernfortschritts-
begleitung, die Lehrer unterstützt, gerade bei Klas-
sen, in denen die Lernniveaus unterschiedlich sind, 
so wie wir es in unseren Grundschulen und in un-
seren Oberschulen haben. Dort brauchen wir aus 
unserer Sicht Software-gestützte Tools, die indivi-
duelles Lernen weiter fördern, noch professionali-
sieren und die Lehrer entsprechend dabei unter-
stützen, hier besser fördern und fordern zu können, 
damit jeder zu seinem bestmöglichen Abschluss 
kommt. 

(Beifall FDP) 

Wir müssen die Curricula anpassen, wir müssen 
uns auch die Lehrerausbildung ansehen, und ich 
glaube, wenn wir diesen Weg gehen, dann bleiben 
wir weiter vorne mit dabei in der Bildung, in der 
Digitalisierung der Bildung. Ich sage es noch ein-
mal, es ist aus unserer Sicht die Chance, hier dabei-
zubleiben, hier weiterzumachen, damit wir endlich 
diesen letzten Platz in der Bildungsbundesliga ver-
lassen. Wir sind da auf einem ganz guten Weg, zum 
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ersten Mal seit langer Zeit. Deswegen bitten wir, 
machen Sie den Antrag mit! Digitalisierung ist die 
Zukunft in der Schule und das ist die große Chance 
für unsere Schülerinnen und Schüler in Bremen 
und Bremerhaven. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Bevor ich die 
nächste Rednerin aufrufe, möchte ich auf der Besu-
chertribüne recht herzlich den ehemaligen Abge-
ordneten Herrn Wilhelm Hinners, der ganz viele 
Jahre 

(Beifall) 

Innenpolitik gemacht hat, begrüßen! 

Als nächste Rednerin hat die Abgeordnete Gönül 
Bredehorst das Wort. 

Abgeordnete Gönül Bredehorst (SPD): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Deutschland hat erheblichen Nach-
holbedarf bei der Digitalisierung. Da stimme ich 
Ihnen sofort zu. In anderen Ländern, in den Nieder-
landen, in den skandinavischen Ländern oder Ka-
nada werden digitale Angebote schon viel länger 
in den Unterricht integriert, während sich deutsche 
Schulen da viel schwerer getan haben. 

Darum hat die noch aktuelle Regierung ja auch den 
DigitalPakt Schule auf den Weg gebracht. Dieser 
wurde mit einer Verwaltungsvereinbarung hinter-
legt, die insbesondere Fragen zur technischen Inf-
rastruktur behandelt und genau die Punkte auf-
greift, die Sie in Ihrem Antrag fordern, zum Beispiel 
Aufbau oder Verbesserung der digitalen Vernet-
zung in Schulgebäuden und auf Schulgeländen, 
schulisches WLAN, Präsentationsmittel, digitale 
Arbeitsgeräte, schulgebundene mobile Endgeräte. 
Ich könnte jetzt noch weiter aufzählen und ins De-
tail gehen, das mache ich aber nicht. Das sind so, 
sage ich einmal, die Überschriften. 

(Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]: Learning 
Analytics? Die sind da nämlich nicht inbegriffen! – 
Zuruf Abgeordneter Kevin Lenkeit [SPD]) 

Ja, das ist da nicht verankert. 

Dass die Umsetzung nicht von heute auf morgen 
geschehen kann, leuchtet, glaube ich, jedem ein. 
Doch Bremen ist im Bundesländervergleich für di-
gitales Lernen sehr gut gerüstet. Hat es doch schon 

vor Corona mit itslearning eine allgemeine Lern-
plattform eingeführt und als erstes Bundesland be-
reits im vergangenen Jahr Tablets für alle Lehr-
kräfte, Schülerinnen und Schüler eingeführt und so 
die Kommunikation zwischen Lehrkräften und 
Schülerinnen und Schülern sichergestellt. 

(Beifall SPD) 

Für seine Vorreiterrolle wird Bremen bundesweit 
gelobt, aber wir wollen natürlich nicht dort stehen 
bleiben. Es gibt bereits Supportstrukturen für un-
sere Schulen, die wir natürlich noch weiterentwi-
ckeln müssen und werden. Dazu werden wir im 
kommenden Haushalt 41 Stellen für den techni-
schen Support schaffen. Zudem gibt es einen Mo-
dellversuch mit IT-Assistenz in Bremen-Nord und 
die schulindividuelle Beratung zur Organisation 
der iPad-Nutzung. Der Modellversuch wird nach 
erfolgter Auswertung auf die ganze Stadtgemeinde 
ausgeweitet. Der Schul-Support-Service S3 ist der-
zeit mit dem zentralen Support für die Schulen der 
Stadtgemeinde Bremen beauftragt. Sie betreiben 
eine Hotline für IT-Fragen und Störungsmeldun-
gen und helfen bei der Einrichtung, Konfiguration 
und Entstörung der Endgeräte direkt an Schulen. 

Ich weiß natürlich, dass insbesondere Grundschu-
len eine große Unterstützung bei der Einrichtung 
der Hardware und bei technischen Problemen be-
nötigen. Dafür gibt es aber den Schul-Support-Ser-
vice, der dort Unterstützung gibt, wo sie benötigt 
wird. 

Ihre Forderung nach einer/einem informations-
technischen Assistentin/Assistenten für jede 
Schule klingt super, aber wenn wir ehrlich sind, ha-
ben wir a) nicht das Geld für 200 zusätzliche Stellen 
und gibt es b) diese IT-Assistentinnen und -Assis-
tenten auf dem Markt nicht. Mit dieser unrealisti-
schen Forderung streuen Sie den Menschen Sand 
in den Augen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Am WLAN-Ausbau an Schulen wird intensiv gear-
beitet, die Unterrichtsräume sind fast alle mit 
WLAN ausgestattet und die Anbindung der Lehrer-
arbeitsräume und Versammlungsräume ist in vol-
lem Ausbau. Mit dem Senator für Finanzen wird 
mit dem Ziel verhandelt, den ständig wachsenden 
Bandbreitenbedarf durch eine direkte Anbindung 
an den zentralen Internetanschluss zu decken. Im 
Bremer Orientierungsrahmen sind die Merkmale 
guter Schule verankert und diese sind auch leitend 
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für die Schulentwicklung einer Schule. Die allge-
mein gehaltenen Bildungspläne sind in ein schul-
internes Curriculum zu überführen. 

Nun zur Lehramtsausbildung: Die KMK-Strategie 
„Bildung in der digitalen Welt“ aus dem Jahr 2016 
wird derzeit um die Empfehlung „Lehren und Ler-
nen“ erweitert. Dort werden nicht nur die Kompe-
tenzanforderungen an die Schülerinnen und Schü-
ler benannt, sondern auch die Anforderungen an 
Lehrkräfte hinsichtlich der Vermittlung dieser 
Kompetenzen. Das bedeutet, dass auch die Aus- 
und Fortbildung von Lehrkräften entsprechend 
überarbeitet wird. 

Zusammenfassend kann ich für die Fraktion der 
SPD sagen: Die wesentlichen Punkte Ihres Antrags 
sind schon in Arbeit, die unrealistischen Forderun-
gen können wir nicht unterstützen, deshalb lehnen 
wir Ihren Antrag ab. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Christopher Hupe das 
Wort. 

Abgeordneter Christopher Hupe (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Ich habe 
erst einmal sehr erfreut das Lob für die Bemühun-
gen hier in Bremen wahrgenommen, Herr Professor 
Hilz, und denke, dass es wirklich ein gutes Zeichen 
ist, dass Bremen bei der Digitalisierung einen der 
Spitzenplätze einnimmt. 

Sie haben den Länderindikator der Deutschen Te-
lekom Stiftung genannt und haben dann die Be-
fürchtung geäußert, dass es nachlassen könnte, 
und ich glaube, wenn man sieht, mit wie viel Enga-
gement das vorangetrieben wird, die Digitalisie-
rung, dann habe ich diese Befürchtung nicht. 

Dieser Antrag, den Sie hier vorlegen, der ist auf den 
ersten Blick durchaus interessant und hat span-
nende Punkte, aber es gibt auch die Gefahr, viel-
leicht zu überfordern, weil der Prozess jetzt in der 
Digitalisierung, glaube ich, ganz gut läuft. Da jetzt 
noch mehr und vor allem noch schneller zu fordern, 
könnte vielleicht auch kontraproduktiv sein. Des-
wegen glaube ich, wir sind auf einem guten Weg, 
insbesondere bei der Digitalisierung. Ich freue 
mich, dass auch Sie das so erkannt haben. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Wenn wir jetzt Digitalisierung, also die Hardware 
und die Software auf der einen Seite und dann auf 
der anderen Seite die Digitalität sehen, da ist in der 
Tat noch etwas zu tun. Also, wenn wir schauen, wie 
digitale Werkzeuge dann in den Lehr- und Lern-
prozessen eingesetzt werden und einen Mehrwert 
für die Kompetenzentwicklung unserer Schüler:in-
nen leisten, dann gibt es da sicherlich noch Spiel-
raum, aber auch das, so muss man sagen, ist ja auf 
dem Weg. Wenn wir also sehen, mit wie viel Enga-
gement sich Lehrkräfte – auch welche, die kurz vor 
der Pensionierung stehen und dachten, sie müssen 
nie wieder etwas mit diesem IT-Thema machen – 
jetzt in Fortbildungen gestürzt haben, um in der 
Pandemie die Tablets, itslearning vernünftig nut-
zen zu können und die Schüler:innen zu erreichen, 
glaube ich, dass da viel Engagement vorhanden ist. 

Ich möchte aber auch noch auf Ihre Punkte im Spe-
ziellen eingehen. Zu den WLANs: Zum Ausbau des 
WLANs wurde schon etwas gesagt. Wir hatten es 
in der letzten Deputation: über 1 000 neue Access 
Points vor allem in Grundschulen im letzten Jahr. 
Das ist eine Steigerung von 60 Prozent, das ist 
enorm. Ich glaube – genau –, dafür kann es auch 
einmal Applaus geben. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Ich glaube, dass das nichts ist, das man einfach in 
einem Jahr abschließt. Ich glaube, das läuft immer 
weiter, und das Tempo, das da ist, das muss natür-
lich auch weitergehen. Ich glaube, dass der Bedarf, 
der jetzt als ausreichend angesehen wird, in zwei, 
drei Jahren vielleicht auch schon wieder nicht 
reicht, und dann braucht es noch mehr, weil die di-
gitalen Geräte und die Digitalität immer mehr Ein-
zug in den Unterricht halten und mehr genutzt wer-
den. Wir wissen ja auch, dass sich Apps und Soft-
ware weiterentwickeln und mehr Daten fressen 
und mehr Energie brauchen, und dementspre-
chend wird auch immer weiter ausgebaut werden 
müssen. Da glaube ich aber, anstatt mehr zu for-
dern, sollten wir auch einmal die Stabsstelle Digi-
talisierung und die Senatorin für Kinder und Bil-
dung loben, denn da ist im letzten Jahr ganz viel 
passiert. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Dann haben Sie den Punkt, den haben Sie IT-
Hausmeister genannt – in dem Antrag heißt es in-
formationstechnische Assistent:innen –, an jeder 
Schule, so habe ich zumindest den Antrag verstan-
den, Sie nicken auch. Ja, ich glaube, Gönül 
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Bredehorst hat es eben schon gesagt, das ist ein 
bisschen zu viel des Guten. 

Frau Bredehorst hat eben erwähnt, was es schon an 
Unterstützung gibt, es sind auch 20 Stellen finan-
ziert, noch nicht alle besetzt, weil es die Fachkräfte 
nicht gibt, und die gäbe es natürlich auch nicht, 
wenn wir da auch noch einmal das Zehnfache an 
Stellen bereitstellen wollen. Wenn wir aber in den 
Regionen Standorte schaffen, um die Unterstüt-
zung schnell an die Schulen zu bringen, dann sind 
wir da, glaube ich, gut aufgestellt. Bevor wir jetzt 
viel mehr fordern, als wir überhaupt besetzen kön-
nen, ist das, glaube ich, der richtige Weg. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Dann gibt es den Punkt zum Zettelwirtschaft-Digi-
talisieren, der sich auf die schulorganisatorischen 
Abläufe bezieht. Das digitale Klassenbuch wurde 
angesprochen. Auch darüber haben wir in der letz-
ten Deputation gesprochen, das ist auf dem Weg, 
es wird weiterentwickelt. Ich höre aus vielen Schu-
len, wenn ich sie besuche, dass es nach anfängli-
chen Bedenken durchaus gut angenommen wird, 
und es wird sich, glaube ich, herumsprechen, wel-
che Vorteile es für die Lehrkräfte und für die Schu-
len hat, und sich weiter ausweiten. Wie gesagt, an 
den Optimierungen für die Schnittstellen, Sie ha-
ben welche genannt, wird gearbeitet und das geht 
voran. Auch da, glaube ich, müssen wir nicht mit 
einem Antrag noch mehr Druck entfachen. 

Ich glaube, ein dickes Brett liegt da bei dem Ansin-
nen organisatorischer Abläufe in den Schulen. Von 
Schulanmeldungen bis Zeugnis wäre es ja denk-
bar, alles digital ablaufen zu lassen, und das ist si-
cherlich auch ein Anliegen, das gut ist, und auch 
das wird vorangetrieben. Es ist aber ein dickes 
Brett, ein sehr dickes Brett. Ich glaube, es ist noch 
nicht absehbar, wann das geschafft wird. 

Wenn wir mal an den durchgehenden Signierungs-
weg denken, der damit dann digital abgebildet 
werden muss, ist, glaube ich, einiges zu schaffen, 
und das wird sicherlich seine Zeit brauchen, aber 
auch da habe ich das Gefühl, dass wir gut voran-
kommen. 

So, jetzt ist meine Zeit schon abgelaufen. Ich habe 
erst zu drei Punkten etwas gesagt, das heißt, ich 
komme gleich noch einmal für die zweite Runde 
wieder. – Vielen Dank, bis dahin! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD; DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Yvonne Averwerser das 
Wort. 

Abgeordnete Yvonne Averwerser (CDU): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, 
liebe Gäste, liebe Fraktion der FDP! 

Mir geht es ausnahmsweise ein bisschen so wie der 
Koalition. Ich habe Ihren Antrag gelesen und 
dachte: Sehr gut. Von international, national zu 
Bremen herunter, das ist gut. Es ist tatsächlich so, 
wir haben uns in Bremen sehr gut aufgestellt, so-
weit es die Digitalisierung betrifft. Das hat der Se-
nat wirklich getan, das muss man sagen, auch mit 
unserer Unterstützung. Ich glaube, wir haben das 
hier alle breit unterstützt. Vor einem Jahr haben 
wir diese große Vorlage verabschiedet, in der es 
um die Finanzierung der iPads ging, in der es da-
rum ging, den IT-Support zu klären und auch da-
rum, dass man daran weiterarbeitet. Da waren wir 
uns einig. 

(Beifall CDU, SPD) 

Dass wir da weitermachen müssen und gemeinsam 
Druck ausüben müssen, ist vollkommen klar. Ich 
glaube, da herrscht Übereinstimmung. Zu glauben, 
dass Geräte schon besseren Unterricht machen, ist 
ein anderer Punkt, aber den haben wir hier nicht. 

(Beifall CDU) 

Zu Ihren einzelnen Punkten ist schon viel gesagt 
worden. Wir haben nicht umsonst die Berichtsbit-
ten genutzt, Ihren Antrag dahingehend zu hinter-
fragen, wie weit wir an dem einen oder anderen 
Punkt in Bezug auf den WLAN-Ausbau sind, bezie-
hungsweise auch, was das digitale Klassenbuch 
betrifft. 

Der WLAN-Ausbau, das wurde schon gesagt, ist 
ganz gut angenommen worden und läuft auch zu-
friedenstellend. Ich kenne aber auch Schulen, die 
schon lange auf zusätzliche Access Points warten. 
Da muss es an der einen oder anderen Stelle 
schneller gehen. Da hilft aber, glaube ich, so ein 
Antrag nicht, sondern da hilft es tatsächlich, den 
Hörer in die Hand zu nehmen, bei der Behörde an-
zurufen und zu sagen, an dem Gymnasium, an der 
Oberschule, an der Grundschule fehlt das noch, 
guckt einmal nach, sonst gehe ich da noch einmal 
hin. 

Ich glaube, wir haben Gott sei Dank in Bremen 
kurze Wege. Ganz ehrlich, ich glaube auch, dass es 
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in Bremen so gut läuft liegt daran, dass Bremen, tut 
mir leid, halb so groß ist wie Köln. Wenn nicht wir, 
wer dann? Besonders in diesem Punkt. 

(Beifall CDU) 

Wir haben kurze Wege, wir haben schon lange 
über Digitalisierung gesprochen. Mein Kollege 
Dr. Thomas vom Bruch sagte, ich weiß gar nicht, 
wie lange ich schon über den WLAN-Ausbau ge-
sprochen habe, jetzt kommt er, er kommt schnell, 
er kommt gut, alles ist gut. Den Druck müssen wir 
weiter aufrechterhalten, da sind wir an Ihrer Seite. 

Was den IT Support betrifft, haben die Kollegen 
schon gesagt, die Stellen für die Fachkräfte sind 
ausgeschrieben. Digitale Hausmeister, Sie haben 
es ein bisschen salopp genannt, sehe ich auch nicht 
für alle Schulen, denn wir haben zum Beispiel 
Schulen, ich sage jetzt mal, gerade steht der Präsi-
dent auf, in Strom, wo, ich glaube, maximal 40 Kin-
der sind, 

(Präsident Frank Imhoff: Mehr!) 

und wir haben sehr große Schulen. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Genau, das 
macht Präsident Imhoff mit, Kollege Präsident! – 
Heiterkeit) 

Wir haben sehr große Schulen, die bräuchten an 
der einen oder anderen Stelle sicherlich mehr Sup-
port, aber auch da muss man bei Bedarf schauen. 

Was wir aber wirklich brauchen, das sind Fach-
kräfte, da sind wir im Wettbewerb mit allen Bun-
desländern. Wir müssen ein attraktiver Standort, 
ein attraktiver Arbeitgeber sein und müssen auch 
das Geld in die Hand nehmen, das IT-Leute in die-
sem Bereich kosten. Das muss uns einfach klar sein, 
sonst wird das nichts. 

Sie haben schon das Thema Zettelwirtschaft ange-
sprochen – Stichwort „Digitales Klassenbuch“: Es 
wird in vielen Punkten – –. In vielen Schulen wurde 
schon ein Pilotprojekt genutzt. Meine Sorge ist, 
dass die positive Annahme dieses Klassenbuches 
bei denen, die es ausprobiert haben, daran schei-
tert, dass es nun durch die Gesamtkonferenz gehen 
muss. Dort muss erst mit einer Zweidrittelmehrheit 
zugestimmt werden, dass es eingeführt wird, um es 
dann bei der Behörde genehmigen zu lassen, damit 
es anschließend genutzt werden kann, wenn ich 
das beim letzten Mal richtig verstanden habe. 

Ich glaube, das wird schwierig und wir werden 
nachfragen, inwieweit das vorangegangen ist, ob 
diese Änderung im Schulverwaltungsgesetz ein 
Hindernis ist, um die Digitalisierung in Schulen vo-
ranzubringen. 

Ein zweiter Punkt, das haben Sie auch so lapidar 
angesprochen, sind die Zeugnisse. Da, Herr Kol-
lege Hupe, gibt es ein Pilotprojekt des Bundes, an 
dem schon einige Schulen, ich glaube, in NRW sind 
es die meisten, teilnehmen, und ich glaube, ja, wir 
können uns als Bremen auch einmal zurückneh-
men und sagen, wir müssen da nicht an der Spitze 
stehen, sondern können die anderen machen las-
sen, um das dann zu übernehmen. Aber das er-
warte ich auch, da bin ich in Teilen bei Ihnen. 

Was wirklich mein Problem ist, und dazu haben Sie 
bei der FDP-Fraktion manchmal den Hang, ist, ein-
fach Schlagwörter von sich zu geben 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

und, meiner Meinung nach, das Pferd von hinten 
aufzuzäumen: Learning Analytics. 

Das wir dahin kommen müssen, ist überhaupt 
keine Frage. Nur, wir brauchen Zwischenschritte, 
wir brauchen erst einmal Lehrkräfte, die wissen, 
wie man den Lehrstoff mit dem digitalen Endgerät 
an den Schüler bringt. Also Methodik und Didak-
tik, das muss jetzt aufgearbeitet werden. Ich habe 
gesehen, am LIS gibt es dazu viele Fortbildungen. 
Darauf müssen wir beharren, dass sie genutzt wer-
den, dass es da vorangeht. Das müssen wir kritisch 
begleiten. 

(Beifall CDU) 

Digitale und individuelle Lernergebnisse kontrol-
lieren oder nutzen, da bin ich auch auf dem Weg, 
an dem ich sage, das gehört ins IQHB. Ich bin in 
dem Punkt gegen Doppelstrukturen, und da muss 
man genau abstimmen, wie die Schnittstellen aus-
sehen. 

(Abgeordnete Miriam Strunge [DIE LINKE]: Super! 
– Heiterkeit) 

Ich bin etwas irritiert. 

(Zuruf FDP: Wir auch! – Unruhe) 

Von daher, Sie haben – –. Das ist ein Antrag, es ist 
viel Gutes darin, in vielem sind wir auf einem guten 
Weg, wir werden einiges kritisch begleiten. 
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Wir haben auch das Thema KMK: Sie haben mei-
ner Meinung nach den falschen Ansprechpartner 
genannt, als es darum ging, die Lehrerausbildung 
zu nennen, denn es ist nicht der Senat, der das 
macht, sondern die KMK legt die Standards fest. 
Natürlich müssen wir darauf achten, dass in der 
KMK der Druck aufgebaut wird, dass die Lehrer-
ausbildung dahingehend modernisiert wird, denn 
man kann nicht davon ausgehen, dass Lehrkräfte 
oder Referendare, die von der Universität kommen, 
tatsächlich alle digitale Kompetenz inhaliert haben. 
Da sind die Abläufe noch vollkommen anders, auch 
daran muss man arbeiten. Aber der Ansprechpart-
ner Senat ist an der Stelle falsch. Das müssen die 
Kultusminister machen und da sehe ich tatsächlich, 
dass wir dann auch die Bildungssenatorin an der 
einen oder anderen Stelle treiben. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Ich 
dachte, die gehören dazu!) 

Ja, aber ich finde schon, dass Sie das ein bisschen 
vermischt haben, das finde ich nicht so eindeutig. 

Ansonsten muss ich sagen, wir unterstützen Sie, 
wir treiben Sie an, aber wir enthalten uns letztend-
lich, weil wir immer sehen, und da nehme ich gern 
den Punkt auf, den ein Kollege gesagt hat: Sie ge-
hen meiner Meinung nach an manchen Punkten 
den dritten Schritt vor dem zweiten. 

Wir haben eine gute Basis, 

(Zuruf: Ja, weil sie so visionär unterwegs sind!) 

ja, aber visionär hilft es uns nichts, wenn wir die 
Basis dafür nicht haben. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE – Unruhe – Zurufe) 

Nein, was helfen mir Schlagworte, wenn ich den 
Unterbau dafür nicht habe? Dann habe ich Learn-
ing Analytics, weiß aber nicht, wie ich sie anwen-
den muss. Da müssen wir einfach ganz anders her-
angehen. Ich bin sehr zuversichtlich, dass ich mit 
meiner Fraktion auf jeden Fall immer wieder den 
Finger in die Wunde legen werde, um weiterzuma-
chen. 

(Zuruf Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]) 

Uns ist daran gelegen, dass wir in diesem Punkt 
ausnahmsweise tatsächlich Erster bleiben oder 
Zweiter oder Dritter. Es ist nicht durchweg so, dass 
wir in dieser Telekomstudie überall Erster sind. Das 

tut uns auch einmal gut, aber wie gesagt, das ist die 
digitale Ausstattung, das hat nichts mit Lerninhal-
ten zutun und da bin ich dann wieder bei dem Kol-
legen Herrn Hupe. Wir haben hier tatsächlich auch 
noch andere Probleme und dafür müssen wir den 
Lehrkräften Zeit freihalten. 

(Beifall CDU) 

Wir müssen die Schüler erst einmal dazu bringen, 
dass sie das überhaupt lesen können, was sie auf 
dem iPad haben. Wir haben Kinder, die in die 
Schule oder in die weiterführenden Klassen kom-
men, die eine Lesekompetenz haben, da schaudert 
es einen. Wir haben Kinder in der siebten Klasse, 
die haben in Mathematik das Niveau der zweiten 
Klasse. 

Da kann es nicht sein, dass wir sagen, wir werden 
im digitalen Bereich immer besser und besser und 
besser. Das hilft uns in diesem Punkt nicht. Wir 
müssen schauen, dass die Basis bei den Kindern, 
bei den Lehrern stimmt und da müssen wir sie alle 
mitnehmen. Da hilft es uns nicht, immer diese 
Schlagwörter zu gebrauchen, die sich gut anhören, 
aber sich nicht umsetzen lassen. – 

(Zuruf Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]) 

Vielen Dank! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Miriam 
Strunge. 

Abgeordnete Miriam Strunge (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Eine sehr spannende Debatte, ich glaube so-
gar, einige hören zu, das macht Spaß! Wir diskutie-
ren heute den Antrag der FDP „Die Zukunft in die 
Schulen holen – Bedingungen für eine zeitgemäße 
Bildung schaffen!“ Wenn man sich den Titel an-
schaut, wenn man sich die Beschlusspunkte an-
schaut, dann könnte man ja eigentlich meinen, 
dass Bremen in der analogen Vergangenheit ge-
rade ziemlich feststeckt. 

Meine Vorredner:innen haben das gesagt: Bremen 
ist eines der führenden Bundesländer im Bereich 
der Digitalisierung an Schulen, das hat uns auch 
die frisch und jetzt viel zitierte Studie der Deut-
schen Telekom Stiftung noch einmal bestätigt, die 
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Bremen als Teil der Spitzengruppe im Bereich der 
Digitalisierung sieht. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Und ja, natürlich kam dieser deutliche Digitalisie-
rungsschub in den letzten zwei Jahren auch oder 
vor allem aufgrund der Pandemie. Aber, Bremen 
hat sich dieser Herausforderung gestellt und Bre-
men hat auch schon vor der Pandemie die Weichen 
gestellt, beispielsweise mit der gemeinsamen Lern-
plattform „itslearning“. Da waren viele andere 
Bundesländer neidisch und das hat uns wirklich in 
der Pandemie geholfen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Außerdem ist Bremen das einzige Bundesland, das 
alle Schüler:innen und Lehrkräfte mit Tablets aus-
gestattet hat. Auch das muss man einfach noch ein-
mal sagen! Das war natürlich ein richtiger Kraftakt, 
aber deswegen, finde ich, kann man auch konsta-
tieren: Die Zukunft muss man nicht mehr in die 
Bremer Schulen holen, die ist schon da! 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Und natürlich heißt das, was ich gerade aufgezählt 
habe, nicht, dass alles perfekt ist. Natürlich haben 
wir in der Infrastruktur und im Personal auch im-
mer noch Mehrbedarfe und deswegen sind die 
Punkte, die die FDP fordert, an sich gar nicht alle 
falsch, aber wir sind da ja schon längst dran. Wir 
haben uns ja schon längst auf den Weg gemacht, 
deswegen sind diese Punkte im überwiegenden 
Teil einfach nichts Neues. Wir hatten das Thema 
der flächendeckenden WLAN-Ausstattung letztes 
Mal in der Bildungsdeputation aufgrund einer Be-
richtsbitte der Fraktion der CDU. 

Wir haben auch, das haben auch meine Vorred-
ner:innen gesagt, Stellen im IT-Support ausge-
schrieben und werden diese auch im kommenden 
Haushalt verstetigen. Trotzdem, das möchte ich 
noch einmal ganz deutlich sagen: Es stimmt ja, dass 
wir bei der personellen Ausstattung in Bezug auf 
IT-Unterstützung nicht auf dem Stand sind, dass da 
wirklich noch Luft nach oben ist, 

(Beifall FDP) 

und dass wir da natürlich mehr Personal brauchen. 

(Beifall Die LINKE) 

Das ist klar, aber wir sehen eben auch, dass es hier 
einen Konstruktionsfehler gibt, der im DigitalPakt 
zwischen Bund und Ländern liegt. Der hat nämlich 
ausschließlich die Ausstattung der Geräte in den 
Blick genommen und hat sich gar keine Gedanken 
darüber gemacht, was denn eigentlich ist, wenn die 
Geräte dann vor Ort sind? Und deswegen liegt die 
Personalfrage gerade ausschließlich bei den Län-
dern und auch das führt neben dem viel zitierten 
Personalmangel natürlich zu Problemen. Ich fände 
es deswegen wirklich gut, wenn man den Digital-
Pakt auch in diese Richtung der Personalausstat-
tung für IT-Infrastruktur weiterdenken würde. 

Die FDP fordert außerdem, dass man die komplette 
Verwaltung digital umstellt und auch flächende-
ckende Lernanalyse-Tools einsetzt. Ich bin da, ehr-
lich gesagt, anderer Meinung. Ich glaube, dass es 
total wichtig ist, dass die Schulen die Möglichkeit 
bekommen, auf digitale Verwaltung umzustellen 
und auch auf digitale Klassenbücher. Was ich aber 
nicht richtig finde, ist, dass man jetzt allen Schulen 
sagen muss, sie müssen gleichzeitig, im gleichen 
Tempo diese Umstellung machen. Wir hatten das 
Thema in der Deputation und da wurde uns deut-
lich berichtet, dass es an ganz vielen Schulen groß-
artig läuft mit dem digitalen Klassenbuch, aber 
dass zum Beispiel an einigen Grundschulen sich 
einfach die Frage stellt: Ist das wirklich so zielfüh-
rend, 

(Zuruf Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]) 

weil da vor allem ein, zwei Lehrkräfte an diesem 
Klassenbuch arbeiten? Deswegen finde ich, für 
mich ist es gelebte Schulautonomie, wenn die 
Schulen die Möglichkeit haben, aber das Tempo 
und den Umfang erst einmal selbst bestimmen kön-
nen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Zu den Lernanalyse-Tools: Soweit ich weiß, gibt es 
da erhebliche datenschutzrechtliche Probleme. 
Darüber hinaus stellt der Einsatz von dieser Soft-
ware aber auch ganz grundsätzliche Fragen und 
die müssen wir erst einmal diskutieren. Wollen wir 
denn eigentlich die gläsernen Schüler:innen, bei 
denen wirklich jeder Lernfortschritt genauestens 
dokumentiert und analysiert werden kann? Müs-
sen Schüler:innen nicht vielleicht auch den Raum 
haben, auch einmal unbeobachtet Fehler machen 
zu können und zu lernen? 

(Abgeordneter Robert Bücking [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Ja! – Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
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Und in welchem Verhältnis steht diese Analyse 
durch Künstliche Intelligenz der pädagogischen 
Diagnostik durch die Lehrkraft eigentlich gegen-
über? Wir haben diese Debatte mit den Betroffenen 
noch nicht geführt und ich rate dringend davon ab, 
vor dieser Debatte die Einführung von Lernana-
lyse-Tools zu fordern. 

Insgesamt bleibt also festzuhalten, dass die Bremer 
Schulen schon längst auf dem Weg in die Zukunft 
sind. Die Koalition hat sich dieser Aufgabe sehr be-
wusst gestellt und wird sie weiter aktiv vorantrei-
ben. Dementsprechend halten wir den Antrag der 
FDP zu diesen Zeiten für einfach nicht notwendig 
und werden ihn ablehnen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Christopher 
Hupe. 

Abgeordneter Christopher Hupe (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Ich bin, 

(Zuruf) 

ja, ich will schon bleiben! 

(Heiterkeit SPD) 

Ich bin bisher nur halb durch den Antrag gekom-
men und das ich will auch gern zu Ende führen, 
auch wenn Miriam Strunge gerade viel Richtiges 
zu den Learning Analytics oder Lernanalysen ge-
sagt hat. Ich glaube es stimmt, dass da einerseits 
die Gefahr liegt, den komplett gläsernen Schüler zu 
haben, wo jeder einzelne Schritt, jeder einzelne 
Gedanke irgendwie nachvollzogen und bewertet 
wird, andererseits bietet das natürlich auch Chan-
cen, um individualisiertes Lernen besser umsetzen 
zu können. Da gibt es wirklich zwei Seiten, die 
noch intensiv diskutiert werden müssen, und das 
stimmt, auch da stimme ich zu, das sollten wir jetzt 
nicht in diesem Antrag vorwegnehmen. 

Es gibt Datenschutzbedenken der Landesdaten-
schutzbeauftragten, auch der Personalrat hat 
Sorge, dass es nicht nur Learning Analytics wer-
den, sondern auch Teaching Analytics und jeder 
Schritt der Lehrkräfte überwacht wird, auch dar-
über müssen wir diskutieren. Und es gibt noch ei-
nen weiteren Punkt, der genau angeschaut werden 
muss, denn hinter diesen Analyse-Tools steckt na-
türlich ein Algorithmus, stecken Berechnungen 

und auch die haben ja einen Bios und können auch 
diskriminieren. Das heißt, wenn man es einsetzt, 
muss man genau wissen, worum es sich handelt, 
wie es funktioniert und wie man es einsetzt. Ich 
glaube, da liegt noch ein längerer Prozess vor uns. 

Es ist richtig, es braucht Standards, aber ich glaube 
nicht, dass da der richtige Weg ist, dass das kleine 
Bundesland Bremen diese Standards allein findet 
und erstellt, sondern das ist ein Prozess, den wir in 
unserer Bundesrepublik gemeinsam führen müs-
sen. Der wird noch einige Zeit brauchen, aber das 
ist nichts, was wir in Bremen über den Zaun bre-
chen sollten. 

Dann, ja, wollte ich noch etwas zu den Fachcurri-
cula sagen, und das ist etwas, bei dem wir ja auch 
durchaus schuldig sind, dass man so etwas gern bei 
wichtigen Themen mit hineinschreibt. Das muss 
überarbeitet werden, das muss da jetzt mit hinein 
und das kann man immer wieder fordern. Ich 
glaube, in diesem Fall, wenn wir hier mit der Digi-
talisierung, der Digitalität wirklich vorankommen 
wollen, dann geht es um Schul- und Unterrichts-
entwicklung, die wir unterstützen müssen, mit dem 
IQHB und dann auch mit der Ausweitung von Un-
terstützung bei der Schul- und Unterrichtsentwick-
lung. Es gibt ja schon den Bremer Orientierungs-
rahmen für den Umgang mit digitalen Geräten und 
digitalen Lernmethoden. Ich glaube, da die Unter-
stützung zu liefern, dass das wirklich im Unterricht 
in der Klasse umgesetzt wird, ist da der richtigere 
Weg. 

Zur Lehramtsausbildung hat Miriam Strunge, ach 
nein, Yvonne Averwerser war es, glaube ich, auch 
schon alles gesagt. Das sind Sachen, die auf der 
KMK geregelt werden. Da ist, soweit ich weiß, eine 
Vorlage in Erarbeitung und das werden wir dann 
sicherlich zum geeigneten Zeitpunkt in der Depu-
tation debattieren. 

Weil ich noch ein bisschen Zeit habe, 

(Heiterkeit Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

sage ich noch etwas zu – darum herum ist ein gro-
ßer Kasten und ich wusste nicht, ob ich dazu noch 
etwas sage – den Serious Games, Computational 
Thinking und diesen Buzzwords. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Bingo!) 

Das hat, glaube ich, auch schon jemand gesagt, der 
sie genannt hat: Das klingt toll, das klingt super 
nach Zukunft, das ist so ein bisschen FDP, 
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(Heiterkeit CDU) 

aber ich weiß nicht: Wenn man diese Seriuos Ga-
mes anschaut, dann ist es ja so, dass wenn sie Digi-
tal sind, dann müssen sie auch richtig gut sein. 
Schüler:innen die den ganzen Tag Fortnite spielen, 
die lassen sich nicht von so einem flachen Compu-
terspiel, das so ein bisschen das Lernen antriggern 
soll, beeindrucken. Die müssen richtig gut sein und 
dann sind sie richtig teuer. Ich glaube, da gibt es 
noch gar nicht so wahnsinnig viele am Markt, um 
das so richtig einzubringen. 

(Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]: Es gibt un-
endlich viele auf dem Markt!) 

Ja, ich sage, dass das gut ist. Aber die Spiele? – 
Ach, ich weiß es nicht. Vor allem aber müssen die 
Lehrkräfte damit umgehen können, sonst macht es 
keinen Sinn. Und es gibt ja durchaus Serious Ga-
mes an Schulen, die sind vielleicht analog, aber Sa-
chen wie Schülerbüros, Schülerfirmen, Börsenwo-
che, 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Schach!) 

sind ja Sachen, die es gibt, die auch eine Art von 
Serious Games sind. Nicht digital, aber die gibt es 
bereits und das ist, glaube ich, ein guter Weg. Si-
cherlich werden auch digitale Games irgendwann 
mit hinzukommen, aber das jetzt über den Zaun zu 
brechen, halte ich auch für falsch. Damit bin ich am 
Ende meiner Rede. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Prof. Dr. Hauke Hilz das 
Wort. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Eine interessante Debatte, bei der man die Frage 
stellt: Ist die Zukunft eigentlich schon da, oder ist 
das, was da ist, eigentlich erst die Gegenwart und 
die Zukunft muss noch kommen, Frau Strunge? 

(Beifall FDP) 

Sie haben gesagt, dass alles, was wir fordern, schon 
da ist und deshalb bräuchte man die Überschrift 
Zukunft nicht. Aber Learning Analytics wollen Sie 
nicht, die IT-Assistentenforderung kommt zu früh, 

(Zuruf Abgeordnete Miriam Strunge [DIE LINKE]) 

Serious Games und Computational Thinking und 
Robotik, sind vielleicht auch tolle Schlagworte, die 
noch nicht kommen. Insofern haben wir also alle 
das gemeinsame Ziel, bei der Digitalisierung in der 
Bildung noch weiter voranzukommen. Ich glaube, 
das ist aus der Debatte eindeutig klargeworden. Es 
ist viel passiert hier in Bremen und wir wollen da 
alle miteinander weitermachen. 

Jetzt kann man sagen, gut, wir sind schon dabei, 
deshalb brauchen wir den W-LAN Ausbau in Ihrem 
Antrag nicht beschließen. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Was heißt 
eigentlich „wir“?) 

Die Behörde ist schon dabei, deswegen braucht 
man das an dieser Stelle nicht beschließen, aber, 
ehrlich gesagt, manchmal hilft es auch, aus der 
Bürgerschaft eine klare Zielsetzung vorzugeben 
und klare Ansprüche zu formulieren. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Eine Ziel-
setzung gibt es doch schon!) 

Wenn wir die informationstechnischen Assistenten 
sehen, da gibt es ja offensichtlich auch in der Koa-
lition etwas unterschiedliche Auffassungen. Ich bin 
da bei Frau Strunge, dass wir natürlich diese Per-
sonen brauchen, und wenn wir dieses Ziel nicht 
formulieren, 

(Zuruf Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]) 

wie soll denn die Ausbildung in dem Bereich an-
laufen? Wenn man sagt, es reicht uns, wenn wir 
eine Ferndiagnostik im Grundschulbereich ma-
chen, bei der dann drei Leute durch ganz Bremen 
laufen und die Grundschulen abklappern, wenn da 
mal Support nötig ist, 

(Beifall FDP – Abgeordneter Mustafa Güngör 
[SPD]: Beim Fernsupport laufen die nicht durch die 
Schulen! Das ist doch klar, oder!) 

dann ist das doch völlig unrealistisch, dass das 
ernstzunehmender IT-Support ist, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall FDP) 

Wir brauchen in diesem Fall den IT-Hausmeister 
als Anspruch, dann brauchen wir natürlich auch 
entsprechende Ausbildungskapazitäten, die dem 
nachziehen. Und da müssen wir, wie mittlerweile 
in allen Bereichen im Bildungsbereich Lehrerinnen 
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und Lehrer, Erzieherinnen und Erzieher, Sozialpä-
dagogen, was auch immer im Bildungsbereich – –. 
Wir haben ja schon lange nicht mehr das Problem, 
dass wir zu wenig Geld haben und zu wenige Stel-
len, sondern wir haben ausreichend Stellen. Wir 
haben zu wenige Fachkräfte, die kommen. Das ist 
natürlich ein Problem und das ist im IT-Bereich ge-
nauso, aber wir müssen doch das Ziel formulieren, 
damit wir Lehrer von diesen Aufgaben entlasten, 
indem wir dort Fachkräfte einstellen, die sich ge-
nau darum kümmern, meine Damen und Herren. 

(Beifall FDP – Zuruf Abgeordnete Gönül 
Bredehorst [SPD]) 

Nein, das wollen Sie nicht. 

(Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]: Nein!) 

Das haben Sie eben gesagt. Das wollen Sie nicht. 
Es reicht Ihnen wenn sie 40 Leute in der Behörde 
haben, die durch Bremen touren, Frau Bredehorst. 
Das haben Sie hier gesagt. 

(Zuruf Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]) 

Das haben Sie hier gesagt! 

Ein weiterer Punkt: Wir haben den Punkt aufge-
nommen, in den Curricula mehr interdisziplinär, so 
war das Wort, interdisziplinär diese neuen Techni-
ken Serious Gaming, Computational Thinking und 
die anderen schwierigen Anglizismen, die man so 
schlecht auf Deutsch übersetzten kann, entspre-
chend einzubauen. 

Jetzt ist richtig, dass man das an bestehende Struk-
turen andockt und anbaut und dort einen Schritt 
weitergehen will. Das ist ja ein Anspruch. Natürlich 
werden wir es nicht überall und in jeder Schule von 
heute auf morgen umsetzen, das steht übrigens 
auch nicht im Antrag, sondern wir wollen eine 
Überarbeitung eines Curriculums. Das dauert ja 
auch eine Zeit, ehrlich gesagt. Wir können nicht ein 
Curriculum in zwei Monaten überarbeiten, das ha-
ben wir, glaube ich, noch nirgendwo geschafft. In-
sofern muss man doch jetzt ansetzen, damit man in 
fünf oder zehn Jahren soweit ist, um diese Sachen 
abzubilden, das ist doch der Punkt bei uns. 

(Beifall FDP – Abgeordneter Martin Günthner 
[SPD]: Ist die Uhr stehen geblieben? 

Nein, ich habe noch genug Zeit. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Noch kön-
nen Sie den Antrag zurückziehen! – Heiterkeit – 
Beifall) 

Noch können Sie Überweisung beantragen, Herr 
Güngör, dann können wir in der Fachdeputation 
noch einmal ausführlicher darüber sprechen, damit 
wir einen gemeinsamen Strang haben, an dem wir 
doch eigentlich ziehen wollen. 

Ein Wort noch oder zwei Worte zu der Plattform its-
learning. Ich kann mich sehr gut erinnern, dass wir 
hier in der letzten Legislatur, vor Corona, Sie erin-
nern sich vielleicht noch, da haben wir auch schon 
hier getagt, auch schon über Digitalisierung ge-
sprochen haben. Damals war itslearning da, aber es 
wurde überhaupt nicht flächendeckend eingesetzt. 
Man wollte das nicht. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Und wa-
rum?) 

Man war der Meinung, wir machen das alles lang-
sam, wir wollen nicht – –. Eine ähnliche Debatte 
wie hier eigentlich: Nein, wir müssen warten 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Nein, wir 
hatten nicht flächendeckend Geräte!) 

und wollen niemanden überfordern. Entsprechend 
war hier die Debatte. Wir hatten auch Laptops für 
Lehrer 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Aber nicht 
für die Schulen!) 

gefordert, das war an der Stelle auch falsch. Man 
wollte Lehrerarbeitsplätze in den Schulen, aber 
nicht mit Geräten. Solche Debatten haben wir hier 
geführt. 

Jetzt sind wir ein Schritt weiter und wir werden 
auch weiterhin genau diese Themen ansprechen. 
Learning Analytics – natürlich brauchen wir die 
Kompetenz der Fachlehrer, wir wollen doch keine 
Lehrer durch eine Software oder Künstliche Intelli-
genz ersetzen, so ein Quatsch. Aber wenn wir jetzt 
weiter den Schritt der Individualisierung des Un-
terrichts in unseren Schulen gehen, dann können 
wir doch jetzt auch schon das Ziel formulieren: Wir 
wollen perspektivisch auch mit Learning Analytics 
arbeiten, das heißt, wir brauchen gar nicht erst den 
analogen Schritt gehen und danach umstellen auf 
digital, sondern das gemeinsam zu denken, das ist 
doch das, was uns hier am Herzen liegt, 
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(Beifall FDP) 

und da wollen wir in diese Richtung weitergehen. 

Ich glaube, es ist genau der richtige Antrag, genau 
zum richtigen Zeitpunkt und Sie werden ihn jetzt 
ablehnen und wir werden über genau diese The-
men noch häufiger an dieser Stelle hier debattie-
ren. Wir werden Schritt für Schritt weiterkommen 
und wir werden immer wieder solche Anträge stel-
len, zu denen Sie sagen: Das hat sich alles überholt, 
das hat sich erledigt. Aber ohne uns wären Sie noch 
lange nicht soweit. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Es geht doch nichts über ein gesundes Selbst-
bewusstsein!) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Senatorin Sascha Karolin 
Aulepp. 

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Nachdem ja jetzt ausführlich über die digi-
tale Schule debattiert wurde, möchte ich noch an 
einer Stelle sagen, da ich schon in der Überschrift 
des Antrags ein bisschen gezuckt habe: Zeitge-
mäße Bildung, finde ich, dürfen wir nicht allein 
über den Stand der Digitalisierung definieren, 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

sondern da stehen für mich und offensichtlich auch 
für die Koalition, dann doch die Lerninhalte, die 
Themen und Fragestellungen mit denen Schülerin-
nen und Schüler sich auseinandersetzten sollen, 
und zwar auch im direkten und persönlichen Aus-
tausch untereinander und mit den an Schule täti-
gen Erwachsenen und auch ganz analog, im Vor-
dergrund. Auf die analoge Möglichkeit, all derjeni-
gen Buzzwords, ich zitiere Herrn Hupe, ist ja auch 
schon hingewiesen worden. 

Jetzt geht es um verlässliche Gelingensbedingun-
gen, darum, den digitalen Wandel an Schulen zu 
schaffen. Auch wenn es manchem nicht gefällt, 
sage ich, wir sind schon dabei, wir sind auch schon 
weiter als viele andere Bundesländer. Erwähnt 
worden ist hier itslearning – auch schon vor der 
Pandemie –, erwähnt worden ist die flächende-
ckende Verteilung der iPads und auch beim W-
LAN Ausbau sind wir schon weiter als andere Bun-
desländer. 

Das bringt uns viel Lob von Bildungsforschenden 
und auch bundesweit ein, manche Kolleginnen und 
Kollegen in der KMK sind dann durchaus auch ein 
bisschen neidisch, aber es bringt uns auch Lob von 
Schülerinnen und Schülern und Lehrkräften hier 
vor Ort in Bremen und Bremerhaven ein, und das, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, ist mir am wich-
tigsten. Aber natürlich freue ich mich auch sehr 
über das Lob von der FDP-Fraktion, herzlichen 
Dank. 

(Beifall SPD) 

Aber natürlich wissen wir, dass wir da nicht stehen-
bleiben dürfen, dass da noch viel zu tun ist. Unsere 
Schulgebäude sind eben nicht auf flächende-
ckende iPad-Nutzung in den Klassenräumen aus-
gelegt gewesen, und ja, es gibt auch noch die Klas-
senräume in denen es eine Steckdose für den 
Staubsauger und eine für den Overheadprojektor 
gibt und fertig. Das ist immer noch ein dickes Brett, 
das wir da bohren müssen. Da sind wir dran, aber 
das geht nicht von heute auf morgen. Da geht es 
auch weniger um plakative Anträge und Be-
schlüsse, sondern um die Umsetzung und da befin-
den wir uns in den Mühen der Ebene. Das ist ja 
auch schon erwähnt worden, das haben wir in der 
Deputation auch schon diskutiert. 

Ich will zu ein paar Punkten trotzdem noch konkret 
etwas sagen. Beim W-LAN ist schon darauf hinge-
wiesen worden, auf die providerunabhängige Ver-
netzung durch die Anbindung an den zentralen In-
ternetanschluss. Es gab akute Versorgungslücken, 
da sind in den letzten zwölf Monaten circa 1 000 
zusätzlich Access Points installiert worden. Ja, da 
gibt es noch Lücken, aber die werden zügig ge-
schlossen. 

Zur Wartung der schulischen IT, das Schöne an IT 
ist ja mittlerweile, dass da vieles zentral gewartet 
und gemanagt werden kann, und das bestreitet die 
Fraktion der FDP auch nicht ernsthaft. Das passiert 
im Rahmen des SuBITI-Konzepts, also Service und 
Betriebskonzept der IT Infrastruktur der Schulen 
der Stadtgemeinde Bremen und in Bremerhaven 
eben entsprechend mit Hilfe des Schul-Support-
Services. 

Ja, die Idee der IT-Assistentinnen und Assistenten 
vor Ort wird im Moment im Bremer Norden er-
probt, als zusätzliche Unterstützung. Auf den Fach-
kräftemangel an dieser Stelle ist schon hingewie-
sen worden, das ist ja an vielen Punkten der Fall. 
Natürlich ist es einfach und schön zu fordern, dass 
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es für alle Schulen so viele Assistentinnen und As-
sistenten geben soll, dass sie bei technischen Prob-
lemen im laufenden Alltag, jederzeit ansprechbar 
sind. 

Alles wird gut, ist, finde ich, an dieser Stelle ge-
nauso falsch wie alles ist gut, und alles ist gut, habe 
ich jedenfalls auch von der Koalition nicht gehört, 
sondern wir sind da eben auch realistisch unter-
wegs. Ich persönlich finde auch die Überlegung, 
wie man denn realistische Möglichkeiten so umset-
zen kann, dass wir schnelle Unterstützung bekom-
men, richtiger. Zum Beispiel das Modellprojekt in 
Bremerhaven, Technical friends, ist an der Stelle ja 
auch spannend. Es ist gut für die Studierenden, es 
ist auch gut für Schülerinnen und Schüler und auch 
gut als Entlastung für die Kolleginnen und Kolle-
gen an den Schulen. Daher finde ich, gibt es an der 
einen oder der anderen Stelle von Bremerhaven 
eben doch immer etwas zu lernen. 

(Abgeordneter Martin Günthner [SPD]: Na, nicht 
nur an der einen Stelle! – Abgeordnete Christine 
Schnittger [CDU]: Das wissen wir schon lange!) 

Ich glaube, ich habe „immer wieder“ gesagt. – Das 
wollte ich zumindest sagen. 

Im dritten Punkt geht es um die Zettelwirtschaft in 
Schulen, das ist ja auch immer so ein schöner pla-
kativer Begriff. Natürlich ist Digitalisierung auch 
bei der Vereinfachung von Arbeitsabläufen, auch 
beim Wissensmanagement und der Reduzierung 
von Aufwand ein sinnvolles Werkzeug, aber, das ist 
nun so, da müssen wir die Kolleginnen und Kolle-
gen vor Ort mitnehmen. Wenn es hilft und wenn es 
gut ist, dann ist demokratische Mitbestimmung an 
dieser Stelle auch mit Sicherheit kein Hemmnis, 
sondern ein Treiber. Wenn jemand begriffen hat 
und überzeugt davon ist, irgendwas ist gut und hilft 
mir, dann überzeugen die auch andere. Beim digi-
talen Klassenbuch haben wir es ja in der Deputa-
tion auch schon erörtert. 

Wir müssen aber umgedreht auch sicherstellen, 
dass wir auch nach wie vor alle Schülerinnen und 
Schüler und alle Eltern erreichen und bei manchen 
in den Schulen in Bremen und Bremerhaven funk-
tioniert das dann eben nicht digital, sondern nur 
durch direkte persönliche Gespräche und das ist 
dann Kommunikation ganz analog. Deswegen kön-
nen wir nicht die gesamte Kommunikation, wie es 
im Antrag der Fraktion der FDP heißt, digital um-
stellen. 

Mit dem Einsatz von Learning Analytics, dazu ist 
hier ja auch schon vieles gesagt worden, beschäf-
tigt sich die Kultusministerkonferenz und das auch 
zu Recht, nicht nur unter den Kultusministerinnen 
und Kultusministern, sondern mit Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftlern unterschiedlicher 
Fachrichtungen. Da geht es einmal um die Frage, 
wie funktioniert das eigentlich, Digitalisierung und 
IT, und zum anderen auch um die Fragen, was be-
deutet das eigentlich für den Unterricht, was be-
deutet das für die Pädagogik. 

Ich glaube, das kann niemand ernsthaft behaupten 
und auch die Fraktion der FDP nicht ernsthaft mei-
nen, dass wir dieses weite Feld in Bremen allein be-
stellen sollen. Das ist nicht ambitioniert und das ist 
auch nicht visionär, sondern wenn man das wirk-
lich behaupten würde, ist das unernsthaft. Wir wol-
len es aber ernsthaft betrieben. 

Die Kritikpunkte sind ja hier auch schon deutlich 
geworden und ich will auch noch eine Lanze dafür 
brechen, dass Künstliche Intelligenz natürlich nicht 
das kann, was die Kolleginnen und Kollegen vor 
Ort tun und was in Bildungseinrichtungen elemen-
tar ist, nämlich ein individueller pädagogischer und 
warmherziger Blick auf die einzelnen Schülerinnen 
und Schüler. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Die letzten beiden Punkte handeln davon, Lehr-
amtsausbildung und Fachcurricula zu entschla-
cken und modern aufzustellen. Alles soll immer 
schlanker werden und immer moderner. Immer 
weniger wird dann auch darüber diskutiert, was da 
eigentlich an Inhalten passieren und diskutiert 
werden soll, was die Kinder tatsächlich lernen sol-
len und womit sie sich auseinandersetzen sollen – 
das ist auch schon mehrfach erwähnt worden. Aber 
ja, natürlich haben Sie Recht, in einer zunehmend 
digitalen Welt ist es essenziell, dass digitale Me-
dien von den Lehrenden so kompetent eingesetzt 
und genutzt werden, dass auch die Lernenden so-
wohl diese Kompetenzen erwerben als auch das 
Fachwissen und die Fachkompetenzen leichter ler-
nen. 

Aber natürlich werden Fachcurricula, Bildungs-
pläne, schulische Curricula und auch die Lehramts-
ausbildung entsprechend überarbeitet und im Üb-
rigen auch, und auch zu Recht, im Austausch mit 
Fachleuten und mit Bildungspolitikerinnen und 
Bildungspolitikern bundesweit in der ganzen Re-
publik. Natürlich auch international, denn natür-
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lich müssen wir auch über den Tellerrand der Bun-
desrepublik hinausblicken. Aber da ist eben die 
Kultusministerkonferenz, zu der ich auch gehöre, 
in der das diskutiert werden muss, auch mit dem 
dortigen wissenschaftlichen Beirat. Ich glaube, das 
ist auch allen klar: Das bekommen wir hier allein in 
Bremen nicht hin. Das suggeriert der Antrag der 
Fraktion der FDP ein bisschen, aber vielleicht 
meint er das nicht so. 

Ich möchte an der Stelle auch erwähnen, dass na-
türlich die Unterrichtung von Querschnittsthemen 
über Fachgrenzen hinweg, die ja in dem Antrag 
auch erwähnt wird, natürlich schon sehr, sehr 
lange und in ganz vielfältiger Weise in den Schulen 
im Land Bremen stattfindet und zwar ganz unab-
hängig davon, ob das digital stattfindet, analog o-
der ganz direkt, handwerklich. 

Meine Damen und Herren Abgeordnete, ich hoffe 
ich habe Ihnen einen Einblick in das geben kön-
nen, was wir schon getan haben, in das, was wir 
noch tun werden und weil es so schön ist, möchte 
auch ich an dieser Stelle noch einmal auf die Bun-
desländervergleichsstudie der Telekom eingehen, 
in der uns bescheinigt wurde, dass wir bei der Di-
gitalisierung von Schulen und Bildung – um mal 
hanseatisches Understatement zu üben – gar nicht 
ganz schlecht dastehen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist damit geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

(CDU, Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD], Ab-
geordneter Heinrich Löhmann [AfD], Abgeordne-
ter Jan Timke [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

11. Dezember 2021: Flagge zeigen für jüdisches 
Leben und gegen Antisemitismus in Bremerhaven 
und Bremen  
Antrag der Fraktionen der CDU, der SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, DIE LINKE und der FDP  
vom 16. November 2021  
(Drucksache 20/1160) 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Frank Imhoff. 

Abgeordneter Frank Imhoff (CDU): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Wir feiern in diesem Jahr 1 700 Jahre jüdi-
sches Leben in Deutschland und das freut mich, 
dass das jüdische Leben ohne Wenn und Aber auch 
zu Deutschland gehört – und das möchte ich einmal 
Vorweg sagen: Das ist auch gut so! 

(Beifall) 

Dank des Engagements der Deutsch-Israelischen 
Gesellschaft e. V. und der Jüdischen Gemeinde im 
Lande Bremen und mit vielen Partnern, haben wir 
dieses Jubiläum in Bremen und Bremerhaven auch 
genutzt. Wir haben es genutzt, um jüdisches Leben 
in unserem Land sichtbarer zu machen, um Wissen 
und Verständnis für das heutige, aber auch das zu-
künftige Zusammenleben zu schaffen. Wegen 
Corona war das häufig online, aber deswegen nicht 
weniger spannend. Die Veranstaltungen in Bremen 
und Bremerhaven in den vergangenen Monaten, 
zum Beispiel die jüdischen Kulturtage, haben es er-
möglicht, in jüdische Vielfalt oder jüdische Traditi-
onen in Geschichte und Gegenwart einzutauchen 
und das hat mich sehr gefreut. Deswegen glaube 
ich, dass ich hier im Namen des ganzen Parlamen-
tes meinen Dank an alle Menschen aussprechen 
darf, die sich dort engagiert haben. 

(Beifall) 

Auch als Parlament haben wir immer wieder unter-
strichen, wie wichtig es uns ist, jüdisches Leben in 
unserem Land sichtbar zu machen. Es nicht nur 
sichtbar zu machen, sondern so, dass es auch sicht-
bar bleibt. Das Forum zur Förderung jüdischen Le-
bens in Bremen, das auf Initiative der Bremischen 
Bürgerschaft wieder aufgenommen wurde, das un-
ter der Schirmherrschaft von unserem Bürgermeis-
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ter Dr. Andreas Bovenschulte und meiner Wenig-
keit steht, aber auch ganz breit aufgestellt ist unter 
Beteiligung von Politik, Religion, Gesellschaft und 
Wirtschaft, eben ganz, ganz vielen Partnern, trägt 
zu diesen Bestrebungen bei und trägt diesen auch 
Rechnung. 

Meine Damen und Herren, das ist auch wichtig, 
denn jüdisches Leben darf sich nicht ausschließlich 
auf die Erinnerung an den Holocaust beschränken. 
Diejenigen, die beim Gedenken an die Reichspog-
romnacht am schwarzen Stein am 9. November da-
bei waren, werden sich an den Appell unseres 
Gastredners Ronen Steinke erinnern – ich zitiere 
Herrn Steinke: „Das Judentum taucht in unserer 
Schule häufig ausschließlich im Geschichtsunter-
richt auf, wenn der Lehrplan die Zeit des National-
sozialismus vorsieht, in der Zeit in der die Juden 
auch Opfer waren.“ 

Aber, meine Damen und Herren, jüdisches Leben 
ist doch viel, viel mehr als nur die Zeit unter dem 
NS-Regime, es ist Literatur, es ist Kunst, es ist Reli-
gion, es ist Tradition und vor allen Dingen, was ich 
immer wieder erfahre, ist, jüdisches Leben in 
Deutschland ist auch Lebensfreude. Und das ist das 
Schöne, dass wir auch mit diesem Festjahr, 1 700 
Jahre Judentum in Deutschland – das übrigens 
auch unter der Schirmherrschaft des Bundespräsi-
denten steht – dass wir das auch noch einmal deut-
lich machen und zeigen können. 

(Beifall) 

In der gesamten Bundesrepublik finden und haben 
Aktionen und Veranstaltungen stattgefunden, die 
zeigen, wie uns die jüdische Kultur in Deutschland 
doch bereichert und sie haben vor allen Dingen ei-
nes deutlich gemacht: Das jüdische Leben gehört ja 
schon ganz lange hier in unserem Land dazu, denn 
am 11. Dezember 321 erließ der damalige römische 
Kaiser Konstantin ein reichsweites Gesetz, wonach 
römische Stadträte Juden in die Kurie berufen durf-
ten. Kurien waren damals Senatsversammlungen. 
Meine Damen und Herren, in diesem Gesetz ist be-
legt, dass seit 1 700 Jahren das jüdische Leben hier 
in Deutschland Bestand hat und auch zu unserer 
Gesellschaft gehört. 

(Beifall) 

Deswegen kommen wir heute auch hier zu diesem 
Antrag. Es ist ein Antrag, um eine Flagge zu hissen, 
es ist ein Zeichen für das jüdische Leben hier in 

Bremen, in unserem Land, aber es ist vor allen Din-
gen auch ein klares Bekenntnis gegen Antisemitis-
mus! 

Wir wollen heute mit diesem interfraktionellen An-
trag ein weiteres Zeichen setzen: Wir wollen uns im 
Parlament dem Aufruf des Vereins „321 – 2021: 
1 700 Jahre jüdisches Leben in Deutschland e. V.“ 
anschließen und am 11. Dezember 2021 am Haus 
der Bürgerschaft die Flagge des Festjahres 
„#2021JLID“ hissen. Ich halte das für eine bedeu-
tende Initiative, es ist eine Wertschätzung des En-
gagements all derjenigen, die sich in unserem Bun-
desland, aber auch in Deutschland für das jüdische 
Leben einsetzen und vor allen Dingen ist es eine 
Wertschätzung all derjenigen, die sich gegen Anti-
semitismus sträuben und die sich gegen Antisemi-
tismus einsetzen und das, meine Damen und Her-
ren, ist ein wichtiges, richtiges Zeichen und deswe-
gen bitte ich um Ihre Zustimmung für den Antrag. 
– Vielen Dank! 

(Beifall) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist damit geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bevor wir zur Abstimmung kommen, möchte ich 
noch auf folgendes hinweisen: 

Gemäß § 87 Satz 2 der Geschäftsordnung kommt 
ein Beschluss nur zustande, wenn die Bürgerschaft 
mit der Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebe-
nen Stimmen zustimmt. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem Antrag zu, und zwar mit der erforderlichen 
Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stim-
men. 

(Einstimmig) 
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Personalentwicklung und Personalkosten  
Große Anfrage der Fraktion der CDU  
vom 1. Juni 2021  
(Drucksache 20/982) 

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 13. Juli 2021  
(Drucksache 20/1047) 

Dazu als Vertreter des Senats Staatsrat Dr. Martin 
Hagen. 

Ich gehe davon aus, dass der Senat die Antwort auf 
die Große Anfrage nicht mündlich wiederholen 
möchte, sodass wir direkt in die Aussprache eintre-
ten können. 

Die Aussprache ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Jens Eckhoff. 

Abgeordneter Jens Eckhoff (CDU): Frau Präsiden-
tin, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Nachdem wir gerade so eine harmonische Rede ge-
hört haben, möchte ich versuchen, mit der Harmo-
nie, vielleicht auch zu beginnen. 

Zunächst einmal darf ich mich ganz herzlich be-
danken beim Senator für Finanzen für diese doch 
sehr ausführliche Antwort, insbesondere auch die 
Tabellen in den Anlagen waren, glaube ich, für 
Statistikfans eine große Freude und dafür dem 
Hause ganz herzlichen Dank. 

Ich möchte aber, wenn wir an dieser Stelle über 
Kosten und Personalkosten gerade in der jetzigen 
Zeit sprechen, erst einmal auch einen Dank richten 
an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des öffent-
lichen Dienstes, die in der Pandemie in den letzten 
fast zwei Jahren teilweise Herausragendes geleis-
tet haben, in den Krankenhäusern, in den Gesund-
heitsämtern, bei der Polizei, bei der Feuerwehr, bei 
den Ordnungsämtern, in den Schulen, in den Kitas. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin 
mir sehr sicher, dass dieser Einsatz in den letzten 
fast zwei Jahren deutlich dazu beigetragen hat, das 
Ansehen des öffentlichen Dienstes in der breiten 
Masse der Bevölkerung zu steigern und deswegen 
geht mein ganz herzlicher Dank an die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter dort. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich glaube, dass diese Antwort auf unsere Große 
Anfrage sehr wohl die Herausforderungen be-
schreibt, vor denen der öffentliche Dienst auch 
steht. Zum einen wird benannt, die Frage der Be-
zahlung. Ich glaube, es muss eine Selbstverständ-
lichkeit sein, dass zum Beispiel Überstunden, die 
gemacht werden, auch zeitnah bezahlt werden, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. Es wird 
aufgezeigt, dass die Einstufung der Stellen entspre-
chend der Funktionsstellen erforderlich ist, um den 
öffentlichen Dienst auch attraktiv zu halten. Und, 
ich glaube, wir müssen uns auch im Bereich des öf-
fentlichen Dienstes „Gesundheit“ zunehmend In-
strumente einfallen lassen, wie wir der gewünsch-
ten Flexibilität der Menschen, der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, auch tatsächlich Rechnung 
tragen. Ich glaube, da gibt es Modelle, die wir zu-
sätzlich ausprobieren müssen, die in der Privatwirt-
schaft begonnen werden, die im öffentlichen Dienst 
bisher noch nicht angefangen haben. 

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
was wird auch deutlich vor dem Hintergrund der 
Antworten? Es ist ganz wichtig, dass wir auch alle 
gemeinsam Werbung machen für die Arbeit im öf-
fentlichen Dienst. Wir haben eine große Fluktua-
tion, gerade in den nächsten Jahren gehen viele 
fachkundige Menschen von Bord und ich glaube, 
da ist es wichtig, dass man adäquaten Ersatz be-
kommt und das wird sehr deutlich aus den Antwor-
ten auf unsere Große Anfrage. Da müssen wir et-
was machen. 

Und was müssen wir noch machen? Wir müssen 
auch im öffentlichen Dienst die Herausforderung o-
der die Voraussetzungen dafür schaffen, dass die 
Weiterentwicklung, die Fortbildung et cetera ver-
bessert wird, dass es auch im öffentlichen Dienst 
vielleicht leichter ist, Bereiche, Stellen et cetera zu 
wechseln. Das man halt nicht weiß, wenn man mit 
19 oder 20 Jahren beim Finanzsenator anfängt, 
dass man da auch noch mit 62 Jahren ist, sondern 
die Umstiegsmöglichkeiten müssen entsprechend 
angepasst werden. Wir müssen dies übrigens auch 
machen, weil wir natürlich nicht wissen, ob das 
Personal der jetzigen Jahre noch notwendig ist, ob 
wir das in dem Umfang auch noch in dem Jahr 2030 
oder 2040 brauchen. Da fehlten häufig in der Ver-
gangenheit diese flexiblen Instrumente, um viel-
leicht Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern andere 
Bereiche innerhalb des öffentlichen Dienstes, ja, 
entsprechend auch schmackhaft zu machen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ein gro-
ßes Thema, womit wir uns beschäftigen müssen, 
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sind natürlich auch die Pensionslasten. Sie sum-
mieren sich mittlerweile auf, es gehen immer mehr 
Leute in Pension, die Leute werden immer älter 
und sie summieren sich mittlerweile auf eine Grö-
ßenordnung, eine Rückstellungsgrößenordnung 
von 17 Milliarden Euro. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will 
die Haushaltsberatungen – die machen wir in der 
nächsten Sitzung – nicht vorwegnehmen, aber, ob 
ein Eingriff auf die Anstalt für Versorgungsvor-
sorge auf den Kapitalstock jetzt die richtige Ant-
wort darauf ist, möchte ich an dieser Stelle schon 
bezweifeln, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren. Vor diesem Hintergrund zeigt, glaube ich, das 
Ganze, es gibt eine Menge zu tun, wir haben viele 
Herausforderungen, die wir angehen müssen. Ich 
glaube, wir haben mit dieser Großen Anfrage eine 
gute Basis dafür und vor diesem Hintergrund, freue 
ich mich jetzt auf die Debatte. –Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Arno Gottschalk. 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch von 
mir erst einmal ein großes Kompliment für die um-
fangreiche Beantwortung dieses Fragenkataloges 
der CDU. Herr Eckhoff hat das schon angedeutet, 
ich möchte dazu noch einmal etwas sagen. Das sind 
182 Seiten, davon 149 Seiten Tabellen und wie er 
gesagt hat, es lacht das Herz jedes Statistikers. Ich 
habe noch nicht so eine tiefgegliederte Einsicht in 
das Personalwesen von Bremen bekommen, wie 
durch diese Beantwortung. – Dafür ganz herzlichen 
Dank! 

(Beifall SPD) 

Auch mir geht es aber so, dass ich natürlich zuerst 
einmal sage: Hinter diesen Zahlen, sowohl den fi-
nanziellen als auch den personellen, stehen natür-
lich Menschen, stehen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, die hier im öffentlichen Dienst engagiert 
sind und gerade in den letzten beiden Jahren in 
enormem Maße gefordert worden sind, insbeson-
dere, wie wir das heute auch diskutiert haben, hier 
besprochen haben, im Bereich der Krankenhäuser. 
Und dieses Engagement, diese Belastung, die ver-
dient Anerkennung. Dafür haben wir zu Recht 
auch eben, als wir draußen von dem Verdi-Petiti-
onsbesuch begrüßt worden sind, von der Koalition 
unser Statement gegeben, uns bedankt und auch 
deutlich gemacht, dass das, was wir jetzt hier noch 

einmal machen, Danke zu sagen, natürlich nicht 
ausreichen kann. Zu klatschen, Beifall zu geben, ist 
nicht ausreichend, um Respekt und Anerkennung 
dafür zu zeigen. Dafür wird in dieser Tarifrunde si-
cherlich eine Lösung gefunden werden müssen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein gut funktio-
nierender, ein starker öffentlicher Dienst, braucht 
eine angemessene personelle Ausstattung. Das gilt 
für den sozialen Bereich, für den Sicherheitsbe-
reich, das gilt aber auch für den wirtschaftspoliti-
schen Bereich und das gilt letztendlich auch für 
Verwaltungssachen und eine angemessene Aus-
stattung verlangt natürlich auch, dass die Steue-
rung der Personalentwicklung dem Folge leisten 
kann und für die entsprechende Fortentwicklung 
sorgt. 

Herr Eckhoff hat aus den Antworten schon ein biss-
chen wiedergegeben. Wir haben die Entwicklung 
von 1980 bis 2010 gehabt, wo die Kernverwaltung 
um fast 30 Prozent abgebaut worden ist, bis 2010. 
Das waren äußere finanzielle Restriktionen, die 
auch noch bis Mitte des vergangenen Jahrzehnts 
angehalten haben und wo wir seitdem aber doch 
eine deutliche Wende haben. Mit den Veränderun-
gen, mit dem großen Zugang von Geflüchteten hat 
eine grundsätzliche Neuorientierung begonnen, an 
der wir jetzt auch noch in der Umsetzung sind. Es 
sind seitdem circa 1 600 neue „Köpfe“ in die Kern-
verwaltung gekommen. Wir haben gegenüber 
2010 gut 1 000 „Köpfe“ mehr in unseren Beteili-
gungsgesellschaften und wir haben das auch in 
den Bereichen, die wir für besonders wichtig hal-
ten, im Bereich Kinder und Bildung, im Bereich In-
nere Sicherheit und vor allem auch im Bereich des 
Umweltschutzes und der Klimaherausforderung. 

Ich denke, dass diese Sache richtig ist und dass wir 
in der Pandemie gezeigt haben, dass wir in der 
Lage sind, da auf personelle Bedarfe zu reagieren. 
Das war gut und das haben wir, glaube ich, richtig 
gemacht. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Wenn man jetzt ein Stück weit nach vorn schaut, 
sehen wir, wir setzen auf der einen Seite diesen 
Weg fort, wir bauen noch weiter aus, aber wir erle-
ben gleichzeitig, dass wir jetzt eine doppelte Her-
ausforderung haben. Das eine ist die finanzielle 
Restriktion, die nach wie vor andauert. Das andere 
ist aber, dass wir zunehmend merken, es wird 
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schwierig in bestimmten Bereichen gut qualifizier-
tes Personal zu bekommen. Insbesondere in den 
technischen Bereichen, in den Ingenieurbereichen 
erleben wir es, dass Stellen, ich will es einmal so 
sagen, ziemlich lange nicht besetzt werden kön-
nen. Und, wir stehen dort vor einem Problem, wo 
wir auch sagen müssen, auch dort werden wir die 
zugrunde liegende Schwierigkeit nicht mit Beifall, 
nicht mit Anerkennung und dergleichen lösen kön-
nen, sondern wir sind auch gefragt, dort monetäre 
Lösungen zu finden, ergänzt mit anderen Möglich-
keiten, die vielleicht der öffentliche Dienst bieten 
kann, besser als die Privaten. 

Wir sind jedenfalls in dem Bereich, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, herausgefordert und ich möchte 
das auch hier sagen: Es ist ein Problem, das dürfen 
wir nicht auf die lange Bank schieben, da muss 
recht zeitnah etwas erarbeitet werden. – Danke 
schön! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Klaus-Rainer 
Rupp. 

Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp (DIE LINKE): 
So, jetzt Maske absetzen. Das letzte Mal habe ich 
das falsch gemacht. 

(Abgeordnete Antje Grotheer [SPD]: Und jetzt stel-
len Sie sich nicht vor die Speerspitze!) 

Frau Präsidentin, verehrte Anwesende! Ich muss 
gestehen, dass ich manchmal bestimmte Stilblüten 
einfach nicht überhören kann. „Wir sollten uns als 
Bremen nicht vor die Speerspitze stellen“ fand ich 
eine ziemlich gute Herausforderung und „Man 
kann nichts über den Zaun brechen“. Also, man 
kann etwas übers Knie brechen oder vom Zaun 
brechen, aber etwas über den Zaun zu brechen, ist 
ein bisschen unappetitlich, glaube ich. 

Unabhängig von dieser Frage diskutieren wir jetzt 
die Große Anfrage zur Personalsituation und Perso-
nalentwicklung im Land Bremen und das stellt uns 
vor verschiedene Herausforderungen. 

(Zuruf Abgeordnete Antje Grotheer [SPD]) 

Erstens, die Herausforderung ist die Länge und der 
Umfang dieser Antwort auf diese Große Anfrage. 
Es sind 182 Seiten, davon sind allein 18 mehrseitige 
Tabellen. Das durchzuarbeiten ist tatsächlich eine 
Herausforderung, aber es hat sich herausgestellt, 

dass es sich, zumindest soweit ich das bisher ge-
macht habe, lohnt, das genau anzusehen, weil es 
sehr gut die Lage und die Situation im gesamten 
öffentlichen Dienst und was dazu gehört, be-
schreibt. In diesem Zusammenhang teile ich die 
Einschätzung meiner Vorrednerinnen, meiner Vor-
redner – ja, es waren zwei Männer –, dass es eine 
großartige Leistung des bremischen öffentlichen 
Dienstes insgesamt mit allen Beteiligten ist, wie wir 
jetzt durch diese Pandemie gekommen sind, dass 
wir da auch viel gelernt haben und dass dieser öf-
fentliche Dienst weit davon entfernt ist, in irgend-
einer Weise als bequem oder irgendwie als Drücke-
berger bezeichnet zu werden. 

Da ist hart gearbeitet worden, und wie gesagt, klat-
schen allein reicht da auch nicht. Da muss etwas 
passieren, dass diese Menschen für ihre gute Ar-
beit auch entsprechend entlohnt werden. Wir ha-
ben beim Personal Kernverwaltung, da fragen 
manche: Was ist das denn, sind das nur die Leute, 
die im Büro sitzen? Nein, Personalkernverwaltung 
sind auch Polizist:innen, Feuerwehrleute und Leh-
rerinnen und Lehrer, also ein ganz weiter Bereich. 
Da sind tatsächlich derzeit round about 
15 000 Menschen oder Vollzeitstellen da, das sind 
noch mehr Menschen, die da beschäftigt sind. 

Wir haben Auslagerungen, das heißt mit bestimm-
ten Aufgaben beauftragen wir zum Beispiel KiTa 
Bremen, beispielsweise, die Kitaversorgung, die 
Kindertagesstättenplätze zu organisieren, und wir 
haben Mehrheitsbeteiligungen. Da arbeiten weit 
über 20 000 Menschen in diesen verschiedenen 
Mehrheitsbeteiligungen, da ist die Situation oft die, 
dass diese Mehrheitsbeteiligungen sogar Profit ma-
chen, also nicht „nur“ Kostenträger sind wie die 
BLG LOGISTICS GROUP AG & Co.KG (BLG) zum 
Beispiel, die sich jetzt in diesem Jahr wieder erholt. 

Da möchte ich auch gleich mit einem Vorurteil auf-
räumen. Menschen, die in der Kernverwaltung ar-
beiten, werden oft – vor allen Dingen von Men-
schen, die sich mit Haushalt und Finanzen beschäf-
tigen, wie zum Beispiel ich – als Kostenfaktor gese-
hen, und man hat den Eindruck, wenn die nicht da 
wären, dann hätte man den Haushalt prima saniert, 
weil man die ganzen Personalkosten ja nicht aus-
geben müsste. Blöderweise hat man in diesem Zu-
sammenhang immer zwei Probleme: Man kann zu 
viele Menschen haben, die arbeiten, dann ist es zu 
teuer, und man kann zu wenige Menschen haben, 
dann bekommt man die Arbeit nicht geschafft. 
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So, in diesem Spannungsfeld bewegt sich auch 
diese Anfrage, und deswegen gibt es interessanter-
weise Versuche, Personalentwicklung zu prognos-
tizieren, Personalbedarfe abzuschätzen. Die Be-
triebsprüferinnen und -prüfer, die haben eine ganz 
gute Sicht auf die Dinge, da steht so etwas wie Per-
sonalbedarfsplanung. Ich glaube, was diese Rech-
nung angeht, haben wir ungefähr 70 Prozent oder 
75 Prozent der Stellen besetzt, die laut Personalpla-
nung nötig sind. Natürlich ist es notwendig, den 
Versuch zu unternehmen, Personalentwicklungen 
und Personal zu planen, dafür gibt diese Anfrage 
einige Anregungen. 

Wir haben allerdings das Problem, dass wir zwi-
schen 1993 und 2010 und auch noch danach aus fi-
nanziellen Gründen viele Stellen abgebaut haben, 
teilweise auf der Grundlage der damaligen Progno-
sen. Da gab es immer so einen Begriff wie demo-
skopische Rendite, nach dem Motto: Es gibt nicht 
mehr so viele Geburten, da braucht man nicht mehr 
so viel Lehrerinnen und Lehrer, da sparen wir Geld. 
Jetzt hat sich diese demoskopische Rendite un-
glücklicherweise nicht ganz so eingestellt, wie wir 
das damals prognostiziert haben, sondern es sind 
doch mehr Kinder gekommen, als wir erwartet ha-
ben. Deswegen brauchen wir jetzt auch mehr Leh-
rerinnen und Lehrer. 

Deswegen ist das, was jetzt passiert, nämlich ein 
Wiederaufbau möglichst an den Stellen, an denen 
es unbedingt und nachweislich gebraucht wird, ge-
nau die richtige Politik, das machen der Senat und 
die Koalition gerade. Deswegen ist es richtig, dass 
die Personal- und die Vollzeitstellen wieder gestie-
gen sind. 

Vielleicht komme ich gleich noch einmal zurück 
und mache zwei, drei Bemerkungen zur Zukunft. – 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Thore Schäck das Wort. 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Frau Präsiden-
tin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Auch 
von unserer Seite aus erst einmal herzlichen Dank 
an die vielen Menschen, die insbesondere in den 
letzten zwei, zweieinhalb Jahren so hart gearbeitet 
haben, gerade im öffentlichen Bereich. Wir dürfen 
auch nicht vergessen, bei den vielen Debatten, die 
wir hier von diesem Pult aus geführt haben, über 
die Frage nach Homeofficemöglichkeiten, Home-
officepflicht, Digitalisierung und so weiter, dass es 

auch viele Menschen gibt, die ihre Arbeit nicht aus 
dem Homeoffice erledigen können. 

Seien es die Lehrerinnen und Lehrer, die es teil-
weise versucht haben und natürlich auch vor ganz 
neue Herausforderungen gestellt worden sind. 
Seien es die Pflegerinnen und Pfleger in den Kran-
kenhäusern, die Polizistinnen und Polizisten, die 
auf den Straßen unterwegs sind. Viele Menschen 
konnten in diesen Zeiten nicht ins Homeoffice 
flüchten. Ich glaube, insbesondere diesen Men-
schen, die trotzdem jeden Tag ihre Arbeit gemacht 
haben, gilt unser aller Dank! 

(Beifall FDP, CDU, DIE LINKE) 

Wir konnten in den Antworten, die ja sehr umfang-
reich sind, und ich glaube, deswegen – –. 

(Glocke – Vizepräsidentin Sülmez Dogan stößt ver-
sehentlich gegen die Glocke.) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Entschuldigung! 
Sie können ruhig weiterreden. 

(Vizepräsidentin Antje Grotheer übernimmt den 
Vorsitz.) 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Ich würde jetzt 
gern noch einmal von vorn anfangen! 

(Heiterkeit – Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp 
[DIE LINKE]: Der Kollege Schäck bekommt was auf 
die Glocke!) 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Das hätten Sie 
wohl gern – ja, ja. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: So schlecht war es auch nicht!) 

Ich glaube, bis jetzt war es in Ordnung, oder? Wir 
konnten in den Antworten, ich glaube, die sind zu 
umfangreich, um sie jetzt wirklich im Detail zu be-
handeln, aber wir konnten sehen, dass allein in den 
letzten zwei Jahren über 1 000 neue Stellen ge-
schaffen worden sind, auch in den nächsten zwei 
Jahren das geplant ist. Diese Zahlen allein sagen 
noch nicht viel aus, weil ja immer die Frage ist, von 
wo wir eigentlich starten, wie das vergleichbar ist, 
vielleicht auch mit ähnlichen Strukturen in anderen 
Bundesländern. 

Der Kollege Gottschalk hat es eben auch gesagt, es 
gab viele Jahrzehnte, in denen abgebaut worden 
ist – ein Drittel ist wirklich eine sehr große Anzahl 
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an Menschen. Ich glaube, wir müssen da sehr ge-
nau hinschauen, an welchen Stellen abgebaut 
wird, wo es vielleicht auch in Ordnung ist, dass sich 
vielleicht auch Prozesse verändern, wo vielleicht 
auch die Digitalisierung dafür sorgen kann, dass 
Menschen entlastet werden und nicht jede Stelle 
nachbesetzt werden muss, und dahin, wo aber ge-
nau das gerade nicht der Fall ist. Ich glaube, im 
Großen und Ganzen sind wir uns auch einig, dass 
wir uns einen schlanken Staat wünschen, aber 
eben auch einen Staat, der an den richtigen Stellen 
stark besetzt ist und auch seine Aufgaben vernünf-
tig ausführen kann. 

Sie schreiben völlig zu Recht, es gibt eine höhere 
Nachfrage nach Kinderbetreuung, gestiegene 
Qualitätsanforderungen. Wir dürfen auch die not-
wendige Sorgfalt nicht vergessen, insbesondere im 
Bereich des Sozialstaates, damit Menschen, ein-
zelne Personen das gute soziale Sicherungsnetz, 
das wir haben, nicht ausnutzen, sondern es wirk-
lich denjenigen zur Verfügung steht, die darauf an-
gewiesen sind. 

Man darf aber auch nicht vergessen, dass mehr 
Personal nicht immer Probleme löst, wenn Sie bei-
spielsweise mit der Polizei sprechen, die auch sa-
gen, ein bisschen mehr technische Ausstattung 
würde uns helfen. Wir haben vorgestern über das 
Thema Wohngeld debattiert, dass Aktenberge über 
Flure geschoben werden. Ich glaube, dann bietet 
auch die Digitalisierung, da bietet auch das Thema 
Prozessanpassung tatsächlich ein großes Potenzial, 
die Menschen gerade im Bereich der Verwaltung 
zu entlasten. 

Deswegen müssen wir uns das sehr genau an-
schauen, weil wir natürlich immer diesen Wider-
spruch haben: Auf der einen Seite wollen wir mehr 
Personal, wir brauchen auch an einigen Stellen 
mehr Personal. Auf der anderen Seite sind das im-
mer finanzielle Verpflichtungen, die Haushaltsmit-
tel sind begrenzt. Jede Neueinstellung heißt letzt-
endlich, dass wir mehr Geld in die Hand nehmen 
müssen, das dann vielleicht auch an anderer Stelle 
fehlt. Wir dürfen auch nicht vergessen – und das 
hat der Kollege Eckhoff eben gesagt –, dass natür-
lich auch mit jeder Personaleinstellung weitere 
Verpflichtungen für die Zukunft einhergehen, die 
auch die Handlungsmöglichkeiten und die Hand-
lungsfähigkeit zukünftiger Regierungen in der Po-
litik weiter einschränken. 

Also, wir müssen da sehr genau hinschauen und 
uns anschauen, wo können wir Verwaltung durch 
andere Prozesse einsparen, durch Digitalisierung, 

und wo können wir genau das nicht, weil wir die 
Arbeit am Menschen brauchen. Die Bereiche sind 
schon genannt worden: Pflege, Krankenhaus, Poli-
zei, Justiz – das sind Bereiche, in denen werden wir 
wahrscheinlich mit Digitalisierung ein bisschen 
Unterstützung erreichen, aber wir werden es si-
cherlich nie schaffen, dass dort alles durch Algo-
rithmen und Computer erledigt wird. Das ist die Ar-
beit am Menschen, die brauchen wir und ich 
glaube, in diesem Bereich sollten wir auch tatsäch-
lich nicht sparen. 

Deswegen: Lassen Sie uns weiter darüber im Ge-
spräch bleiben, wo es vielleicht angebracht ist, 
auch umzuplanen, auch vielleicht tatsächlich durch 
Prozesse entsprechende Anpassungen erreichen, 
und wo wir gemeinsam die Verantwortung dafür 
tragen müssen, dass durch ausreichend Personal 
auch entsprechende Dienstleistungen erbracht 
werden. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner erhält das Wort der Abgeordnete Björn Fecker. 

Abgeordneter Björn Fecker (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Zuerst einmal freut 
mich dieses doch fraktionsübergreifende, klare Be-
kenntnis zum öffentlichen Dienst in Bremen und 
Bremerhaven. Ich habe das hier im Haus auch 
schon anders wahrgenommen und deswegen 
glaube ich, ist es vielleicht auch schon eine der Fol-
gen der Pandemie, dass wir gemerkt haben, wir 
alle, wie wichtig es ist, einen leistungsfähigen, ei-
nen starken, einen flexiblen öffentlichen Dienst zu 
haben, so, wie wir ihn in weiten Teilen in Bremen 
haben. 

Wir haben zwei Trends, mit denen wir uns als Ar-
beitgeberin, als Freie Hansestadt Bremen ausei-
nandersetzen müssen. Es ist der Trend der Alte-
rung. In der Anfrage stand so schön, dass sozusa-
gen die Boomer-Jahrgänge demnächst alle in Ru-
hestand gehen. Das heißt, wir werden in den 
nächsten Jahren viele Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter verlieren, mit unheimlich viel Know-how, 
mit unheimlich viel Erfahrung. Auf der anderen 
Seite haben wir das Stichwort, das wir hier schon 
häufig diskutiert haben, nämlich das Stichwort 
Fachkräftemangel, das wir bewältigen müssen. 
Das ist die nächste Herausforderung, vor der wir 
stehen. 
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Ich finde, auch da hat sich die Tonalität in den De-
batten über die Jahre verändert. Früher hätten sich 
zumindest einige hingestellt und gesagt, mit Digi-
talisierung holen wir das alles auf. Ich glaube, mitt-
lerweile sind wir weiter. Mittlerweile wissen wir, 
wie wichtig Digitalisierungsprozesse sind, und ich 
finde auch – das kann man an der Stelle einmal sa-
gen –, dass die Freie Hansestadt Bremen, beson-
ders das Finanzressort, in diesem Bereich auch 
richtig gute Arbeit leistet. Wir wissen aber, dass an 
bestimmten Stellen diese Digitalisierung niemals 
die Menschen vor Ort wird ersetzen können, son-
dern häufig Digitalisierung dabei helfen soll, Pro-
zesse zu beschleunigen, helfen soll, Daten hin und 
her zu schieben. Wir haben aber in ganz vielen Si-
tuationen im öffentlichen Dienst die Situation, dass 
auf der einen Seite die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, auf der anderen Seite der Mensch, der 
Kunde, die Kundin miteinander zusammenarbei-
ten. 

Deswegen ist es, glaube ich, wichtig, die Digitali-
sierung weiter voranzubringen, aber nicht solche 
Rechnungen aufzumachen, am Ende des Tages 
kann man damit Unmengen an Personal sparen. 
Ich glaube, dass es an der einen oder anderen 
Stelle sicherlich möglich ist zu schauen, wie man 
durch effizientere Strukturen auch zu einer Entlas-
tung des Personals kommt, aber sicherlich nicht 
das, was vielleicht noch vor zehn Jahren die 
Mainstreamdiskussion war. 

Wenn wir sagen, wir wollen einen starken öffentli-
chen Dienst, dann darf man auch einmal ganz offen 
sagen, das kostet auch Geld, weil a) auf der einen 
Seite natürlich die Anzahl der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter steigt und b) natürlich durch die 
Tarifsteigerungen zusätzliche finanzielle Belastun-
gen für den Staat – erfreuliche Nachrichten für die 
Beschäftigten – dann eben darauf kommen, aber 
ich sage Ihnen auch, aus Sicht unserer Fraktion, 
aus Sicht der Regierungskoalition ist das eine not-
wendige, auch eine richtige Entwicklung, in Zu-
kunft wieder deutlich mehr in Personal zu investie-
ren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ich würde gern kurz noch eingehen, in den verblei-
benden, wenigen Minuten, auf das Stichwort Fach-
kräftemangel. Ich habe eben gesagt, gute Arbeit-
geberin Freie Hansestadt Bremen. Was heißt das 
eigentlich in Wörtern? Auf was müssen wir da ei-
gentlich achten? Da wäre in dem einen Bereich auf 
jeden Fall das ganze Segment der, ich sage jetzt 

einmal, Rahmenbedingungen. Also, wie ist das ei-
gentlich mit der Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf? Wie ist das mit der Flexibilisierung? Wie ist das 
auch mit Teilzeitmöglichkeiten, aber, wie ist das 
auch mit eigenen Aufstiegschancen? Wie ist das 
mit der Qualifikation der Führungskräfte, die mich 
beurteilen? Habe ich das Gefühl, ich entwickle 
mich bei der Arbeit weiter? Jens Eckhoff hat, 
glaube ich, gerade angefangen mit dem Finanzmit-
arbeiter, der über 40 Jahre in der Behörde und im-
mer noch nicht Finanzsenator geworden ist. Klar, 
das ist eine der Aufgaben, sich in seinem Beruf wei-
terqualifizieren zu können. 

Das andere sind die rudimentären Arbeitsbedin-
gungen, in denen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter arbeiten, vom freundlich gestalteten, offenen, 
hellen Büro über IT-Möglichkeiten, über die Mög-
lichkeit, auch vielleicht einmal im Sozialraum Kon-
takte zu knüpfen oder auch einmal entsprechend 
an die frische Luft treten zu können, bis hin zur 
Frage der finanziellen Perspektiven. Machen wir 
uns nichts vor, das ist nicht Ehrenamt, was da statt-
findet, sondern, die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter sind darauf angewiesen, am Ende des Tages mit 
ihrer Arbeit auch ihre Familien, sich selbst ernäh-
ren zu können. Auch das gehört dazu, dass ein leis-
tungsfähiger, ein gut aufgestellter öffentlicher 
Dienst eine faire und angemessene Bezahlung er-
halten sollte. Dafür streiken die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter von Verdi gerade. Ich finde, sie tun 
es zu Recht. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Alles in allem, glaube ich, hat die Anfrage gezeigt 
– für die Beantwortung, Herr Staatsrat, ist Ihnen ja 
schon ganz viel Dank zuteilgeworden, da will ich 
mich natürlich anschließen, für Excellisten war das 
die wahre Wonne –, aber alles in allem zeigt die 
Große Anfrage, dass wir in diesem Bereich Heraus-
forderungen haben, aber, dass wir auch mit einem 
Plan als Regierungskoalition und auch als Senat 
agieren. – Dafür herzlichen Dank! 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner erhält das Wort der Abgeordnete Klaus-Rainer 
Rupp. 

Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin, werte Anwesende! Ich hatte ja 
angedroht, dass ich noch einmal hier nach vorn 
komme. Ich habe selbst in verschiedenen Aus-
schüssen erfahren müssen in den Jahren, in denen 
ich hier im Parlament bin, welche Auswirkungen es 
hat, wenn man einfach 1,5 Prozent Vollzeitkräfte 
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jedes Jahr herunterspart. In vielen konkreten Fäl-
len waren wir tatsächlich an der Grenze der Funk-
tionsfähigkeit. 

Bei der Debatte um Bausanierung, Bauunterhalt in 
Bremen habe ich oft gehört: Wir haben nicht mehr 
genug Leute, das umzusetzen. Es fehlen die Men-
schen, die das planen, die das vorbereiten, die die 
Ausschreibungen machen und so weiter. Die Folge 
ist unter anderem eine Ursache für den Sanierungs-
stau. Ich habe lange Zeit mit der Steuerverwaltung 
über die vorhin schon erwähnten Personalbedarfs-
rechnungen für Betriebsprüferinnen und Betriebs-
prüfer diskutiert. Da sind zu wenig Leute. Die Folge 
ist, wir untersuchen zu wenige Betriebe und wir ha-
ben Einnahmeausfälle in zweistelliger Millionen-
höhe. Die haben zwischen zwölf und 20 und in Ein-
zelfällen teilweise noch mehr Millionen Euro Ein-
nahmen jedes Jahr. Das geht uns verloren, weil wir 
die Leute dafür nicht haben. 

Ein Mangel an Personal war in der Vergangenheit 
oft genug Grund für die Grenze der Funktionsfä-
higkeit. Deswegen ist es gut, wenn wir jetzt 
schauen, dass wir das wieder aufholen. Ich wollte 
noch zwei Sachen zur Herausforderung sagen: Ja, 
wir müssen den Bedarf möglichst präzise analysie-
ren und bestimmen. Dafür schaffen wir uns gerade 
die entsprechenden Voraussetzungen. Ich hoffe, 
dass wir da lebensnahe und funktionsfähige Prog-
nosen bekommen, nach denen man sich richten 
kann. Wir sind aber auch, so sage ich einmal, vor-
sichtig aufgerufen, versteckte Reserven in irgend-
einer Weise auszumachen. Man muss auch ganz 
klar schauen: Gibt es nicht vielleicht auch Berei-
che, in denen man Menschen tatsächlich überzeu-
gen kann, vielleicht woanders, wo es dringender 
notwendig ist, zu arbeiten? 

Wir brauchen Verfahrensoptimierungen. Ich bin 
jetzt in den letzten Jahren mehrfach im BürgerSer-
viceCenter gewesen, seit wir da versucht haben, 
das zu optimieren, und die haben Verfahren entwi-
ckelt, die sind schnell, ausgezeichnet. Man ist da 
schnell hinein, hat einen festen Termin, ist schnell 
wieder draußen, das ist großartig. Wenn man ein-
mal schaut, wie diese Impfkampagne abgewickelt 
worden ist: Man meldete sich an und war innerhalb 
von 45 Minuten eingefangen, geimpft und wieder 
herausgelassen. Das war beispielhaft, wie öffentli-
cher Dienst auch funktionieren kann. 

Wir haben einen Fachkräftemangel, den müssen 
wir auf verschiedene Arten bekämpfen, aber am 
besten macht man das, indem man ausbildet. Das 
Problem ist, auch Ausbildung kostet wiederum 

Geld. Man muss die Menschen ja bezahlen, wäh-
rend man sie ausbildet. Deswegen sind wir da 
manchmal auch in einer Zwickmühle: Können wir 
eigentlich mit dem Geld, das wir haben, genug 
Menschen ausbilden, dass wir, wenn die Ausbil-
dung fertig ist und einen Teil von denen in die Wirt-
schaft entlässt, dann noch genug Menschen haben? 
Das wird eine echte Herausforderung in ganz vie-
len Bereichen. Das trifft sowohl bei Lehrkräften als 
auch bei Polizist:innen und beispielsweise der 
Steuerfachverwaltung und so weiter zu. 

Ich sehe das ein bisschen so wie meine Vorred-
ner:innen. Allein den Begriff „digitale Optimie-
rung“ oder „Digitalisierung“ möglichst oft zu nen-
nen, schafft weder mehr Arbeitsplätze noch effek-
tivere Strukturen. Das muss man konkret machen. 
Alles, worüber wir reden, sind so lange Worthülsen 
– auch, was ich gesagt habe –, wie es für den ein-
zelnen Fachbereich nicht konkret wird, für das ein-
zelne Ressort, für die Menschen, die wir anspre-
chen, mit denen wir uns beschäftigen müssen. An-
sonsten, wie gesagt, sind es nur Worthülsen, und 
man muss es unglücklicherweise im Einzelfall auf 
den konkreten Punkt zuschneiden. 

Das Letzte, was ich sagen will, ist, was klar sein 
muss: Dieser öffentliche Dienst im Allgemeinen 
schafft öffentliche Sicherheit, das ist ein hoher 
Wert. Er schafft mehr oder weniger gut ausgebil-
dete junge Menschen, die dann auch weiterbe-
schäftigt werden können, und er schafft Demokra-
tie und demokratische Prozesse, in denen man ein 
Anliegen vortragen kann, in denen man sich ver-
gleichsweise sicher sein kann, dass man in einer 
akzeptablen Zeit für ein Problem, das man hat, eine 
Lösung bekommt und Anträge und so weiter bear-
beitet werden. 

Das ist ein hohes gesellschaftliches Gut. Wenn wir 
das nicht mehr finanzieren, dann haben wir ein 
Problem mit unserem demokratischen Anspruch, 
denn dann ist er in der Praxis nicht mehr durchsetz-
bar. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Thore Schäck das Wort. 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, 
der Kollege Fecker hat es eben sehr gut beschrie-
ben. 
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(Zuruf Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die 
Grünen]) 

Ja, markieren Sie sich das im Kalender! 

Die Digitalisierung kann Arbeit abnehmen. Sie 
kann wahrscheinlich auch insbesondere Arbeit ab-
nehmen für die Menschen, die vielleicht tatsächlich 
ein Stück weit überqualifiziert sind. Da, wo früher 
vielleicht Akten über die Flure geschoben worden 
sind, kann man es heute per E-Mail schicken. Da, 
wo man früher in die Keller musste, um nach Akten 
zu suchen, findet man es heute in der Cloud oder 
auf dem Server. Ich glaube, das sind die Themen, 
bei denen Digitalisierung unterstützen kann, bei 
denen Digitalisierung entlasten kann, bei denen 
Digitalisierung auch dafür sorgen kann, dass Men-
schen wieder mehr Zeit für andere Tätigkeiten ha-
ben, wofür sie vielleicht auch besser qualifiziert 
sind. 

Wir dürfen aber auch nicht vergessen, insbeson-
dere, wenn wir über das Thema Einstellungen und 
Personallücken sprechen: Es gibt ja immer wieder 
Untersuchungen, dass rund 40 Prozent der Men-
schen, insbesondere der jungen Menschen von den 
Universitäten, in die Sicherheit des öffentlichen 
Dienstes streben. Wenn wir dann gleichzeitig trotz-
dem das Problem haben, diese jungen Leute zu be-
kommen, dann muss man sich sehr genau an-
schauen, woran das eigentlich liegt. 

Wir haben auf der einen Seite natürlich die Sicher-
heit, die der Bereich des öffentlichen Dienstes bie-
tet, mehr Sicherheit als vielleicht in der Privatwirt-
schaft. Es mangelt dann aber auch manchmal an 
Aufstiegschancen, wenn ich jetzt schon weiß, wo 
ich in 30 Jahren stehe. Es mangelt manchmal auch 
ein bisschen an der Frage: Wird Leistung eigentlich 
auch so wie in der freien Wirtschaft honoriert? Ist es 
eigentlich wichtig oder ist es in Ordnung, dass ich 
Leistung bringe? Werde ich dann bessergestellt als 
andere, oder ist es eigentlich egal, ob ich mehr 
leiste als andere? 

Das ist etwas, das junge Menschen manchmal ab-
schreckt und natürlich das Thema Flexibilität. Wir 
haben tatsächlich in manchen Bereichen – und das 
wurde eben schon angesprochen –, bei Ingenieu-
ren oder Informatikern, auch schlichtweg das Prob-
lem, dass sie deutlich mehr Geld in der freien Wirt-
schaft verdienen können. Das wiegt die Sicherheit 
des öffentlichen Dienstes manchmal nicht auf. 

Woran wir also müssen, ist natürlich das Thema 
Modernisierung. Wir müssen uns attraktiv machen, 

auch für junge Menschen. Die Zeiten sind ja nicht 
nur in der freien Wirtschaft schon länger vorbei, in 
denen man eine Stellenausschreibung veröffent-
licht und dann die Bewerbung bekommt und sich 
den Besten herauspicken kann, sondern man muss 
sich um die jungen Leute bewerben, auch als Ar-
beitgeber, man muss sich um die jungen Leute 
kümmern. 

Da, glaube ich, können wir auch noch ein bisschen 
stärker werden. Ich habe das im Bereich Wirtschaft 
an der Universität viele Jahre erlebt, dass viele 
große und kleine Wirtschaftsunternehmen sehr 
früh auch an die Universität gegangen sind, dort 
einmal Gastvorlesungen gehalten haben, auf Job-
messen waren, einfach um in den Kontakt mit jun-
gen Leuten zu kommen und um sie frühzeitig auch 
für sich selbst als Arbeitgeber zu begeistern. 

Ich glaube, da können wir gemeinsam dafür sor-
gen, dass der Bereich der öffentlichen Verwaltung 
mit allem, was hinten daran hängt, auch einfach 
noch einmal stärker in die Wahrnehmung der jun-
gen Leute rückt, dass man sichtbarer wird, dass die 
jungen Menschen auch wissen: Was kommt eigent-
lich auf mich zu, und warum ist es attraktiv, in die-
sem Bereich zu arbeiten? 

Das zweite Thema hat Herr Rupp angesprochen, 
das ist das Thema Ausbildung. Wir können natür-
lich nicht nur die jungen Leute von den Universitä-
ten zu uns in die Verwaltung holen, sondern wir 
können sie auch ausbilden. Das ist natürlich der 
Weg, mit dem man die jungen Leute quasi in ihren 
zukünftigen Beruf hineinentwickelt. Das kostet 
aber Geld, weil ich mich nicht erst um die jungen 
Leute kümmern muss, wenn sie ausgebildet sind, 
und sie dann einstellen muss und kann, sondern ich 
muss mich viel früher um die jungen Leute küm-
mern. Ich muss natürlich entsprechende Ausbil-
dungsstrukturen entwickeln. 

Ich durfte das einmal bei einem Arbeitgeber selbst 
machen. Das ist nicht so ganz ohne, junge Leute 
laufen nicht einfach so mit. Wenn man es ernst 
meint, dann kostet das Ressourcen, das kostet Auf-
merksamkeit, es braucht Ausbildungspläne, es 
braucht Menschen, die sich darum kümmern. Ich 
glaube, das ist ja unser aller Anspruch, dass wir, 
wenn wir Ausbildung anbieten, wenn wir junge 
Menschen ausbilden wollen, es dann auch richtig 
machen. Darum muss man sich kümmern. Das kos-
tet Ressourcen, das kostet auch Ressourcen bei 
denjenigen, die da schon in dem Beruf arbeiten. 
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Die müssen nämlich auch einen Teil ihrer Arbeits-
zeit abstellen und sich darum kümmern, den jun-
gen Menschen etwas beizubringen. 

Wir müssen das aber machen. Wenn wir es ernst 
meinen, dann wird sich das lohnen. Ich glaube, wir 
müssen dafür Geld in die Hand nehmen, wir müs-
sen dafür auch Ressourcen bereitstellen, beispiels-
weise in Form von Arbeitszeit, auch in Form von 
Weiterbildung für Menschen in der öffentlichen 
Verwaltung, die sagen: Ja, ich habe Lust, mich in 
dem Bereich zu engagieren, ich habe Lust, jungen 
Leuten beizubringen, auch in Zukunft bei uns tätig 
zu werden. 

Ich glaube, das ist tatsächlich bei allem, was wir 
auch sonst noch diskutieren, ein sehr wichtiger 
Weg, der manchmal vernachlässigt wird. Wir als 
Freie Demokraten stehen dahinter. Wir sind der 
Meinung, Ausbildung ist ein wichtiges Thema, und 
wir sollten auch schauen, dass wir gemeinsam in 
diese Richtung mehr machen, und nicht immer nur 
schauen, dass wir die jungen Leute fertig ausgebil-
det von den Universitäten in die öffentliche Ver-
waltung holen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Jens Eckhoff das Wort. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ich finde die Debatte sehr sachlich, einmal se-
hen, was Herr Eckhoff jetzt macht!) 

Abgeordneter Jens Eckhoff (CDU): Frau Präsiden-
tin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir, 
glaube ich, bleiben sachlich. Trotzdem möchte ich 
mir sicherlich noch zwei, drei Anmerkungen nicht 
verkneifen, weil das auch dazugehört, und will 
dann aber doch versuchen, einen versöhnlichen 
Abschluss zu finden. 

Lieber Arno Gottschalk, Sie haben irgendwann den 
Vergleich gebracht mit dem Abbau des öffentli-
chen Dienstes von 1980 bis zum Jahr 2010. Das ist 
richtig. Sie hätten allerdings auch die zehn Jahre 
vorher erwähnen müssen, was Sie natürlich aus be-
wussten Gründen nicht gemacht haben, in denen 
die Mitarbeiter in der Kernverwaltung quasi ver-
dreifacht wurden, nämlich von 10 000 auf knapp 
30 000 Stellen in den Jahren von 1970 bis 1980. 

Das nannte man damals antizyklische Beschäfti-
gungspolitik, mit der man durch die Einstellungen 

in den öffentlichen Dienst die erste Arbeitslosen-
welle, die es im Nachkriegsdeutschland gab, wett-
zumachen versuchte. Das war ein Fehler, der da-
mals gemacht wurde, weil man dann plötzlich in 
manchen Bereichen einfach auch zu viel eingestellt 
hatte. Das ist, glaube ich, das, woraus wir heute ler-
nen müssen – ich will das jetzt gar nicht zu sehr po-
litisieren – und wo wir einfach sagen müssen: Wie 
schaffen wir die Strukturen im öffentlichen Dienst, 
um diese Flexibilität, die wir da voll brauchen, auch 
zu erreichen? 

Das Zweite, das Personalentwicklungsprogramm 
(die PEP-Quote), da hat Klaus-Rainer Rupp Bei-
spiele gebracht, bei denen man sich damals natür-
lich auch schon immer gefragt hat: Warum wird es 
nicht einfach gemacht? Man muss sich allerdings 
heute noch mehr fragen. Wenn Stellen geschaffen 
werden, die nachher mehr Geld einspielen, als sie 
kosten, ist es natürlich sinnvoll, diese Stellen auch 
zu schaffen. Man muss sich dann aber heute fra-
gen, nachdem man ja die PEP-Quote ad acta gelegt 
hat, warum die Personalbedarfsanalysen bis heute 
noch immer nicht einheitlich vorgenommen wer-
den, häufig nicht nachvollziehbar sind und warum 
sie meistens nur bedarfsbezogen vorgenommen 
werden. 

Ich finde, man muss auch die Frage stellen dürfen 
– –. Wenn Personen einige Jahre beschäftigt sind 
und an einer gewissen Aufgabe arbeiten, muss 
man natürlich auch einmal überprüfen, wie das Er-
gebnis, das Arbeitsergebnis, der Output ist. Auch 
da können wir uns, glaube ich, Strukturen einfallen 
lassen, die systematischer sind, die besser sind und 
die in manchen Bereichen auch erst einmal ge-
schaffen werden müssen. Einige Bereiche sind dort 
schon ordentlich aufgestellt, das trifft aber nicht für 
alle zu. 

Ich werbe dafür, dass wir diese Aufgaben nach 
Möglichkeit auch tatsächlich gemeinsam angehen. 
Da gibt es sicherlich unterschiedliche Interessen in 
der politischen Ausrichtung, aber ich glaube, in ei-
nem sind wir uns doch einig, und das ist für uns 
ganz wichtig: Wir als Parlamentarier können be-
schließen, was wir wollen, wenn das nicht anschlie-
ßend auch vernünftig abgearbeitet wird und wenn 
man nicht die Menschen hat, ihnen die Möglichkei-
ten gibt, das vernünftig abzuarbeiten. 

Wir brauchen die Leute, die uns in Aufstellungsver-
fahren von Gesetzen auch einmal widersprechen 
und sagen: Mensch, habt ihr euch das eigentlich so 
gut überlegt, oder gibt es da nicht vielleicht auch 
andere Sachen und andere Richtungen, über die 
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man nachdenken kann? Vor diesem Hintergrund 
haben wir als – –. 

(Glocke) 

Jetzt ist meine Uhr plötzlich auf null umgesprun-
gen. 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Ich habe die fal-
sche Taste gedrückt. Ich stelle sie Ihnen gleich wie-
der ein. Ich wollte nur wissen, ob Sie eine Zwi-
schenfrage des Kollegen Klaus-Rainer Rupp zulas-
sen, Herr Eckhoff. Dann hätte ich Zeit, die Uhr ein-
mal wieder richtig einzustellen. 

Abgeordneter Jens Eckhoff (CDU): Ja, die möchte 
ich Ihnen geben, Frau Präsidentin. 

Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp (DIE LINKE): 
Herr Eckhoff, wir diskutieren ja auch über die 
Frage der Neueinstellungen, der Neuschaffung 
von Stellen, ich sage einmal in den letzten zwei bis 
drei Jahren oder auch die in Zukunft. Können Sie 
heute schon sagen, an welcher Stelle wir Ihrer Mei-
nung nach zu viele Stellen ausgeschrieben haben, 
zu viele Leute eingestellt haben oder zu viele Leute 
einstellen werden? 

Abgeordneter Jens Eckhoff (CDU): Na ja, wir ha-
ben, glaube ich, die politische Debatte darüber, wo 
Sie nach unserer Auffassung zu viele Stellen ge-
schaffen haben, in bestimmten Bereichen schon ge-
führt. Ich erinnere mich an den Bereich Klima, in 
dem wir gesagt haben: Müssen wirklich diese Stel-
len alle sein? Was ich allerdings besonders schlimm 
finde und worüber wir uns, glaube ich, auch im 
nächsten Monat noch einmal streiten, ist, dass wir 
als Haushaltsgesetzgeber Stellen schaffen und es 
dann teilweise sechs Monate, neun Monate, zwölf 
Monate braucht, bis diese Stellen überhaupt ver-
nünftig ausgeschrieben werden. 

(Beifall CDU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
kann doch nicht unser Interesse sein. Wenn die 
Mehrheit des Hauses einen Bedarf erkennt und sol-
che Stellen schafft, dann müssen die auch zügig be-
setzt werden. Das kann manchmal daran scheitern, 
dass vielleicht keine Bewerber gefunden werden. 
Dass aber die Ausschreibung häufig nach sechs o-
der acht Monaten noch nicht einmal auf den Weg 
gebracht ist, das ist eine Sache, die nicht geht, und 
das macht den öffentlichen Dienst bestimmt nicht 
leistungsfähiger, Kollege Rupp. 

Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp (DIE LINKE): 
Gut. 

Abgeordneter Jens Eckhoff (CDU): Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, vor diesem Hinter-
grund glaube ich, weil wir tatsächlich dieses ge-
meinsame Interesse haben, da müssen wir an die-
sen Aufgaben auch gemeinsam arbeiten. Das sind 
riesige Herausforderungen, die da auf uns zukom-
men, und dies natürlich vor dem ganzen Hinter-
grund des Fachkräftemangels – das Wort ist schon 
häufig gefallen – und der Firmen, die versuchen, 
für junge Leute vor dem Hintergrund immer attrak-
tiver zu werden. 

Da kann man sich nicht auf ein Rennen einlassen, 
das rein in einem finanziellen Output endet. Da hat 
der öffentliche Dienst – ich glaube, das ist auch 
manchen jüngeren Leuten aufgefallen – natürlich 
auch durch die Krise Attraktivität bekommen. Da 
haben manche Menschen gemerkt, in dem Bereich 
ist meine Arbeit doch sicher, während Freunde, 
Kollegen in anderen Bereichen massiv um ihre Ar-
beitsplätze Angst hatten oder sie auch verloren ha-
ben. 

Vor diesem Hintergrund, glaube ich, hat der öffent-
liche Dienst nicht nur im Ansehen der Menschen 
gewonnen, sondern tatsächlich ist er auch ein 
Stück weit für manchen Arbeitnehmer attraktiver 
geworden. Es gibt da aber eine ganze Menge zu 
tun, und vor diesem Hintergrund, glaube ich, soll-
ten wir an dieser Aufgabe gemeinsam so sachlich 
arbeiten, wie wir das heute in der Debatte auch ma-
chen. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Arno Gottschalk das Wort. 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe 
mich noch einmal gemeldet, weil doch sehr ausgie-
big auf die ganze Frage der Digitalisierung einge-
gangen worden ist. Björn Fecker hat schon gesagt, 
das ist ein Begriff, der eigentlich eine viel größere 
Dimension hat, als es in der Vergangenheit so ge-
sehen worden ist. 

Es geht nicht einfach darum, Rationalisierung zu 
machen, Arbeitsplätze einzusparen, sondern wenn 
man sich das einmal anschaut: Es fängt an bei den 
Ansätzen, die wir hier in Bremen haben, wo Bre-
men auch vorn ist, wo Automatisierungen darin 
sind, wo wir hier Lösungen haben, die gerade auch 
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vom Senator für Finanzen – –. Gerade auch persön-
lich muss ich das einfach einmal sagen, auch als 
Respekt und als Anerkennung in dem Bereich: Das, 
was geleistet worden ist mit dem digitalen Voraus-
reiten in diesem Bereich, auch zusammen mit an-
deren Bundesländern, das ist wirklich ein Image-
gewinn für Bremen, und ich freue mich auch, dass 
wir da so weit vorn sind. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Die Digitalisierung geht aber natürlich weiter. 
Wenn wir die weichen Faktoren anschauen, wie es 
interessant wird, im öffentlichen Dienst zu arbei-
ten, dann wird es auch verstärkt um die Frage ge-
hen: Wie flexibel sind wir dort eigentlich? Wie fle-
xibel kann sich der öffentliche Dienst auf verän-
derte Bedürfnisse der Beschäftigten einstellen? Ich 
denke, dass gerade in diesem Bereich die Frage, 
wie man das dann auch digital absichert, eine ganz 
große Herausforderung sein wird. 

Wir haben das ja im Bereich mit dem Homeoffice 
erlebt. Da stehen wir jetzt ja vor der Herausforde-
rung, nach den Erfahrungen, die wir gemacht ha-
ben, zu klären: Wo wollen wir denn eigentlich hin? 
Wo sind denn die guten Sachen, die wir dort erlebt 
haben? Wo sind die Schwächen, die wir überwin-
den müssen, und wie finden wir eigentlich ein Kon-
zept, eine Vorstellung, eine Strategie, wie wir sys-
tematisch in dem Bereich weitergehen? Reicht das, 
was wir mit dem Gesamtpersonalrat (GPR) hin-
sichtlich dieser Homeofficeangelegenheiten an 
Verträgen haben? Was müssen wir neu machen? 
Welche Regeln sind da noch auszuhandeln? 

Vor allen Dingen wird es dann auch darum gehen, 
dies auch informationstechnisch abzusichern. Nur 
einfach zu sagen, zu Hause schau in deinen PC, das 
wird es nicht sein. Die Herausforderungen sind da. 
Daran wird sich natürlich noch eine zweite Dimen-
sion der weichen Faktoren des Arbeitslebens an-
schließen, des attraktiven Arbeitslebens. Was hat 
das eigentlich für Auswirkungen auf die Arbeits-
plätze, so wie sie heute in den Gebäuden sind, die 
wir haben? 

Ich weiß nicht, ob jemand von Ihnen schon einmal 
die Gelegenheit hatte, sich das neue Gebäude der 
Sparkasse oben an der Universität von innen anzu-
sehen. In der Umsetzung eines völlig veränderten 
Arbeitsplatzsystems, bei dem niemand mehr etwas 
hat, bei dem überall kleine Nischen sind, in denen 
sich Arbeitnehmer zusammenfinden, sich an ir-
gendwelchen Desktops zu Gesprächen finden, wo 
man sich überall einstöpseln kann, um den Zugang 

überallhin zu haben. Das ist ein Konzept, wenn 
man das sieht, liebe Kolleginnen und Kollegen: Je-
der, der im öffentlichen Dienst arbeitet und solche 
Lösungen sieht und dann möglicherweise in langen 
Gängen alter Gebäude sein Tagwerk verrichten 
muss, der wird sich sagen: Hier bin ich irgendwo 
im Alten und nicht mehr Neuen. 

Ich glaube, genau dieser Frage werden wir uns 
auch stellen müssen, und das ist, glaube ich, einer 
der Punkte: Wir alle wissen, der öffentliche Gebäu-
debestand muss saniert werden. Wir haben bislang 
viel diskutiert, wie man es finanziert, aber eine we-
sentliche Frage wird noch dabei sein: Was für Ge-
bäude brauchen wir denn eigentlich in der Zu-
kunft? Wie viel brauchen wir noch, und wie müssen 
die dann innen aussehen? Ich glaube, das sind auch 
Dinge, die genau mit zu dem ganzen digitalen Be-
reich und der ganzen Frage attraktiver Lebens- 
und Arbeitsbedingungen im öffentlichen Dienst 
dazugehören. 

Ich kann eigentlich sagen, wir haben mit Zahlen 
angefangen und wir haben mit Geld angefangen, 
aber wir sehen immer mehr, es ist eine ziemlich 
ganzheitliche Lösung, die wir da angehen müssen. 
– Danke schön! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen aus den Reihen der Abgeordneten liegen 
mir nicht vor. Als nächster Redner hat Staatsrat 
Dr. Martin Hagen das Wort. 

Staatsrat Dr. Martin Hagen: Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, sehr geehrte Abgeordnete! Vielen Dank 
für das Lob an unsere Beschäftigten, das ich gern 
weitergebe und auch vielen Dank an uns, bezie-
hungsweise meine Kolleginnen und Kollegen, dass 
wir Ihnen die Tabellen zusammengestellt haben. 
Ich darf Ihnen so viel verraten: Das sollte jetzt nicht 
so interpretiert werden, dass wir das immer gern 
machen, das ist für uns auch viel Arbeit, und so 
manch einer stöhnt, 140 Tabellen zusammenzustel-
len, 

(Abgeordneter Jens Eckhoff [CDU]: Sie aktualisie-
ren das ab jetzt monatlich!) 

Genau. Nein, ich gebe Ihnen gleich eine Aktuali-
sierung. Aber gut, das wollte ich einfach nur halb 
ernst, halb scherzhaft hinzufügen. Wenn Sie fra-
gen, dann stellen wir Ihnen die Tabellen natürlich 
gern wieder zur Verfügung. 
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Mir ist eine Sache besonders wichtig: Dass wir den 
öffentlichen Dienst in Bremen tatsächlich ausge-
baut haben. Bei der Demonstration heute ist mir 
noch einmal deutlich geworden, es gibt das Gefühl, 
dass wir den öffentlichen Dienst in Bremen kaputt-
gespart haben. Das ist eindeutig nicht der Fall, und 
das ist durch diese Zahlen belegt. 

Seit 2015, das ist nicht ganz neu, seit 2015 wächst 
der öffentliche Dienst. In 2021 – das finden Sie nicht 
in den Zahlen – sind noch einmal 281 Vollzeitäqui-
valente hinzugekommen. Das heißt, wir investieren 
weiter in Personal und bauen den öffentlichen 
Dienst aus. 

Alle, die mich kennen, wissen oder fragen sich viel-
leicht, oder ich hoffe, dass sie sich fragen, was ich 
davon halte, ob ich das uneingeschränkt gut finde. 
Da kann ich auch Ihnen zustimmen, dass Sie die 
Frage stellen, ob das insgesamt richtig ist. Darauf 
muss ich zwei Antworten geben: Es ist tatsächlich 
richtig, weil wir bestimmte Aufgaben im öffentli-
chen Bereich haben, die können wir nicht digitali-
sieren, und die wollen wir – vielen Dank für das Lob 
an uns und meine Kolleginnen und Kollegen – auch 
nicht digitalisieren. Wenn Sie sich die 281 Vollzeit-
äquivalente ansehen, sehen Sie, die überwiegende 
Zahl der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die da-
zugekommen sind, sind Lehrerinnen und Lehrer. 
Wir haben eine Zuweisungsrichtlinie, und wir ha-
ben mehr Schülerinnen und Schüler. Deshalb brau-
chen wir auch mehr Lehrerinnen und Lehrer. Da-
rum kümmern wir uns als Senat, und das ist ganz 
wichtig, weil das häufig so dargestellt wird, als ob 
wir das als Senat nicht machen würden. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Sie können an diesen Zahlen sehen, wir stellen dort 
neue Leute ein. 

Wir stellen auch Schulsozialarbeiter und Schulsozi-
alarbeiterinnen ein, das ist der nächste große Be-
reich, ein ganz wichtiger Bereich. Da geht es um 
Schulsozialarbeit, das muss man nicht weiter aus-
führen. Da digitalisieren wir nicht, sondern suchen 
Leute, die das machen, und wir stellen Leute ein, 
auch ganz wichtig – da sind wir dann bei der Digi-
talisierung –, die die iPads warten. Es hat mich ge-
ärgert, dass das in der Zeitung nicht dargestellt 
worden ist. Wir machen damit mehr als so manch 
andere Stadt und anderes Land in Deutschland. 

Deshalb – Frau Aulepp hatte das vorhin erwähnt – 
sind wir, soweit es die Digitalisierung angeht, nicht 
nur nicht ganz hinten, sondern ganz weit vorn: Weil 

wir auch Leute für den Support einstellen. Das ist 
mir ganz wichtig. 

(Beifall SPD) 

Der zweite Punkt, der für mich aber genauso be-
deutend ist: Manchmal ist es tatsächlich so, dass 
nicht nur mehr Personal die richtige Lösung ist. Wir 
hatten gerade in Bremen-Nord, in Vegesack, die 
Diskussion: Wie gut ist die Leistungsqualität unse-
rer Bürgerämter? Da ist auch die Frage gestellt wor-
den: Mensch, warum kann Bremen das nicht digi-
talisieren? Sie können sicher sein, dass wir auf die-
sem Weg sind. Das geht aber leider nur zusammen 
mit der Bundesregierung, und darum kümmern wir 
uns auch. Die entscheidende Frage, die Sie an die-
ser Stelle stellen müssen, ist nicht, ob wir digitali-
sieren können, dass man den Fingerabdruck, das 
Foto oder auch die Sichtkontrolle der Person beim 
Bestellen des Reisepasses digitalisieren kann. Das 
kann man gar nicht, das müssen wir erfassen. 

Aber, Sie brauchen nur 300 Kilometer zu fahren, 
das ist der Weg von Vegesack nach Padborg, und 
da können Sie sich ansehen, dass in Dänemark der 
gleiche Reisepass, der in Deutschland einen Adler 
hat und dort drei Löwen, aber ansonsten ist es der 
gleiche Reisepass, mit dem Sie auch in die USA ein-
reisen können – –. Dafür brauchen die Dänen im 
Amt nur zweieinhalb Minuten und dafür warten sie 
minus 30 Sekunden. 

Das ist das Ziel, an dem wir uns orientieren müssen. 
Das können die Dänen, weil sie den gesamten Be-
antragungsprozess digitalisiert haben. Ich persön-
lich verstehe nicht, warum nicht alle Bürgerinnen 
und Bürger in Deutschland den Reisepass bei der 
Bundesdruckerei direkt bestellen und dann zuge-
liefert bekommen. Das wäre für uns aus Sicht des 
Arbeitgebers Bremen ein großer Fortschritt, weil 
wir die Kolleginnen und Kollegen, die wir im Bür-
geramt haben, dann auch mit anderen Aufgaben 
betrauen können. Das müssen wir, glaube ich, an 
anderer Stelle fortführen. 

Ich möchte gern noch zwei weitere Themen an-
sprechen, die auch genannt worden sind. Es wurde 
zu Recht kritisiert, dass wir als Verwaltung manch-
mal Schwierigkeiten haben, das Personal, das end-
lich im Haushalt genehmigt worden ist, einzustel-
len. Auch darum kümmern wir uns, und ich bin 
ganz stolz darauf, berichten zu können, dass wir die 
Zahl der nicht besetzten Stellen im letzten Jahr um 
25 Prozent reduziert haben. 
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Da können Sie immer noch zu Recht sagen: Warum 
habt ihr das nicht vollständig geschafft? Das ist 
auch richtig, das nehmen wir mit als weiteren An-
sporn, aber immerhin, wir verbessern uns und ha-
ben den Anteil der Stellen, die nicht besetzt sind, 
auch – über 100 ist die absolute Zahl – die Äquiva-
lente reduzieren können. Das heißt, auch da wer-
den wir besser und besetzen die Stellen schneller 
nach. 

Dann noch mein letztes Thema, da sind wir uns alle 
einig, ich freue mich über die Harmonie, die hier 
herrscht, und die möchte ich gar nicht stören: Die 
Ausbildung ist für uns der wichtigste Punkt. Ja, wir 
haben im öffentlichen Dienst immer die Schwierig-
keit, so wie ganz viele andere auch, die Talente an 
uns zu binden, und dafür brauchen wir ein kluges 
Programm. 

Ich möchte auf zwei, drei Dinge hinweisen, die wir 
machen: Sehen Sie sich einmal www.karriere.bre-
men.de an. Meine Kolleginnen und Kollegen ha-
ben einen Film erstellt, den haben sie selbst ge-
dreht, der kann sich, glaube ich, durchaus an pro-
fessionellen Werbevideos messen lassen. Vielleicht 
können Sie den im Bekanntenkreis teilen, damit 
wir auch aus Ihren Kreisen Bewerbungen bekom-
men. 

Wir investieren auch mit unserem Personal in un-
sere Arbeitgebermarke. Wir haben, finde ich, einen 
sehr coolen Slogan „Du bist der Schlüssel“, mit 
dem wir schon seit mehreren Jahren auf Ausbil-
dungsmessen unterwegs sind. Wir ergänzen das 
jetzt um die Arbeitgebermarke „Wir für Bremen“ 
als Slogan, um auch in diesen sogenannten wei-
chen Faktoren, die häufig belächelt werden, besser 
zu werden und die Beschäftigten für uns zu interes-
sieren. 

Die entscheidenden Stellschrauben sind allerdings 
die tatsächlichen Arbeitsbedingungen. Arno Gott-
schalk hatte das erwähnt: Es ist wirklich sehr wich-
tig, sich jetzt diesen Schwung aus der Krise, den 
breiten Nutzen von Homeoffice zu bewahren und 
das mit neuen Arbeitsplatzkonzepten zu verknüp-
fen, so, wie sie die Sparkasse Bremen am Techno-
logiepark erwähnt hat. Wir haben – die kennen ei-
nige von Ihnen vielleicht – in meinem Zuständig-
keitsbereich die IT-Garage gegründet und planen 
jetzt, zusammen mit unserem IT-Dienstleister Data-
port einen richtigen Innovationscampus aufzu-
bauen. 

Aber, ein weiterer Punkt ist mir noch viel wichtiger: 
Wir brauchen gute Führung in Bremen. Eine Füh-
rungskraft kann schwer Kolleginnen und Kollegen 
motivieren, die nicht motiviert sind, aber jede Füh-
rungskraft kann alle Kolleg:innen demotivieren. 
Das ist die entscheidende Stellschraube, an der wir 
ansetzen müssen. Wir müssen darin investieren, 
dass unsere Führungskräfte gute Führungskräfte 
sind. 

Wir haben identifiziert, dass wir auch in der Ver-
waltung immer noch sehr stark dabei sind, die Füh-
rungskräfte so zu rekrutieren, dass diejenigen, die 
fachlich am besten sind, auch die Führungskräfte 
werden. Wir brauchen entsprechende Schulungs- 
und Weiterbildungskonzepte, damit die Arbeit, wie 
die Kolleg:innen und auch die neuen Kollegen:in-
nen sie vorfinden, tatsächlich so ist, dass sich die 
Kolleg:innen am Arbeitsplatz selbst verwirklichen 
können. 

Ich schließe mit ein paar Zahlen. Die Ausbildung ist 
wichtig, und wir bilden so viele Kolleginnen und 
Kollegen aus wie noch nie. Die Zahlen sind jedes 
Jahr eine Rekordzahl. Zurzeit, in 2021, haben wir 
861 Ausbildungsplätze geschaffen, in 2022 planen 
wir zurzeit mit 864. Da kann man sagen, gut, das 
kann auch noch mehr sein, aber es sind die höchs-
ten Zahlen, die wir je hatten. Davon sind 200 bei 
der Polizei und ganz viele bei der Feuerwehr und 
in der Justizverwaltung, Frau Schölling ist anwe-
send, wo wir zum Beispiel die Ausbildung in den 
letzten Jahren – –. Da haben wir fünf Kollegen aus-
gebildet, jetzt bilden wir 22 aus. 

Damit will ich Ihnen einen Eindruck vermitteln, 
dass dieser Senat bei seinen inhaltlichen Schwer-
punkten Bildung und Innere Sicherheit nicht nur 
redet, sondern auch Beschäftigte einstellt. Das kön-
nen Sie auch an den Ausbildungszahlen nachvoll-
ziehen. – 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Damit bedanke ich mich für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Aussprache ist geschlossen. 

Die Bürgerschaft Landtag nimmt von der Antwort 
des Senats, Drucksache 20/1047, auf die Große An-
frage der Fraktion der CDU Kenntnis. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1047
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Zukunftsfähigkeit des Wissenschaftsstandortes 
Bremen  
Große Anfrage der Fraktion der CDU  
vom 26. Juli 2021  
(Drucksache 20/1061) 

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 5. Oktober 2021  
(Drucksache 20/1124) 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Dr. Clau-
dia Schilling. 

Ich gehe davon aus, dass der Senat die Antwort auf 
die Große Anfrage nicht mündlich wiederholen 
möchte, sodass wir direkt in die Aussprache eintre-
ten können. 

Die Aussprache ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Susanne Grobien. 

Abgeordnete Susanne Grobien (CDU): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kollegen und Kolle-
ginnen! Das kam jetzt überraschend, weil wir nicht 
wussten, dass ein Tagesordnungspunkt ausgesetzt 
war, aber man ist hier in diesem Hohen Haus ja vor-
bereitet. 

(Beifall CDU – Abgeordneter Robert Bücking 
[Bündnis 90/Die Grünen]: Natürlich!) 

Im Sommer dieses Jahres haben wir eine Große 
Anfrage zur Zukunft des Wissenschaftsstandortes 
eingereicht, wir machen uns nämlich etwas Sorgen 
um die weitere Entwicklung des Wissenschaftsbe-
reichs in Bremerhaven und Bremen insgesamt, 
meine Damen und Herren. Das kann ich direkt sa-
gen: Auch nach Lektüre der Antwort des Senats auf 
unsere Große Anfrage darf ich für uns vorab fest-
halten, dass sich der Eindruck durch die Beantwor-
tung nicht entkräftet hat. 

Aber zur Sache: In den letzten Jahrzehnten hat sich 
Bremen zu einem starken, innovativen, exzellenten 
Wissenschaftsstandort entwickelt. Circa 24 000 
Menschen finden in dem Bereich direkt oder indi-
rekt Beschäftigung, und diese Entwicklung ist 
wirklich beispielhaft, sehr positiv und anerken-
nenswert. 

Deshalb danke ich zunächst für die ausführliche 
und umfangreiche Beantwortung unserer zahlrei-
chen Fragen. Sie sind mit viel Akribie und in Teilen 

sehr detailliert beantwortet worden. Was aber in 
der Beantwortung dieser Großen Anfrage auch auf-
fällt: Es handelt sich vor allen Dingen um eine Ist-
Beschreibung, wie großartig alles ist. Eine Vision, 
wie Sie sich die Zukunft vorstellen, scheint es hin-
gegen nicht zu geben. 

Es wird so getan, als seien Hochschulen und Ver-
waltung quasi im Verwaltungsmodus verhaftet. 
Diese Denkweise spiegelt nach meiner Auffassung 
aber genau das Gegenteil unseres gemeinsamen 
politischen Willens, nämlich der Beförderung und 
gesuchten zukunftsgewandten Innovationskraft, 
wider. 

Beim Lesen der Vorlage erfahren wir eine Menge 
über den Stand der Vorbereitung für die erneute 
Exzellenzbewerbung, die Digitalisierung, die Wei-
terentwicklung der Internationalisierung und 
Sichtbarkeit. Aber nirgends steht etwas zu den Zie-
len für eine längerfristige Zukunft, und auch der 
Duktus der Formulierungen ist eher verhalten. 

Ich zitiere aus einer Antwort auf Seite 4: „Die inter-
national ausgewiesene Reputation der Bremer For-
schung soll erhalten und gesichert werden.“ In 
meinen Augen müsste da stehen: „soll ausgebaut, 
gefördert und zu einem Leuchtturm entwickelt 
werden“. Dass sich hier am Standort Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler Gedanken um die 
Zukunft machen, zeigen auch Diskussionsbeiträge 
unter dem Titel „Wissenschaft rechnet sich“ von ei-
nigen Vertretern unterschiedlicher Disziplinen, 
auch an mehreren Hochschulen in Bremen. 

Auf 20 Seiten wird in den Beiträgen dargelegt, dass 
eine funktionierende Bildungs- und Wissenschafts-
landschaft für die Bewältigung der anstehenden 
gesellschaftlichen und ökologischen Herausforde-
rungen entscheidend sein wird. Ich gehe stark da-
von aus, dass das auch hier im Parlament auf brei-
ten Konsens stößt. In Bremen reden wir aber vor al-
len Dingen über die Geldsorgen, besonders auch 
im Wissenschaftsbereich. Glücklicherweise hat der 
Protest aus der Wissenschaftslandschaft selbst vor 
einem Jahr verhindert, dass der Wissenschaftsplan 
2025 größeren Kürzungen zum Opfer fiel. 

Meine Damen und Herren, es geht nicht immer nur 
um Geld. Dem Wissenschaftsstandort zum Beispiel 
schaden auch emotional aufgeladene und mitunter 
mit unsachlichen Argumenten angereicherte De-
batten wie, und ewig grüßt das Murmeltier, zur Zi-
vilklausel. Die haben wir hier regelmäßig, die ste-
hen auch schon wieder an. 
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Oder auch eine Debatte wie gestern, die sehr emo-
tional geführt werden kann. Das war nicht unbe-
dingt eine Wissenschaftsdebatte, sondern eher eine 
Tierschutzdebatte. Auch diese werden wir weiter-
führen. Ob die dem Image des Wissenschaftsstan-
dortes immer förderlich ist, wage ich zu bezweifeln. 

(Beifall FDP) 

Zum anderen reden wir sehr oft über Arbeitsbedin-
gungen, Beschäftigungsmodalitäten, heute Mor-
gen über Familienfreundlichkeit. Das ist alles un-
gemein wichtig, ich möchte auf keinen Fall miss-
verstanden werden, aber was mir zunehmend fehlt, 
sind wegweisende Debatten mit wirklichen Visio-
nen für die Zukunft. 

Wir sollten aus diesem Grund viel eher und vor al-
lem auch häufiger Debatten darüber führen, was 
wir als Politik unternehmen müssen, damit wir die 
Bremer Hochschullandschaft in Fragen der Digita-
lisierung zukunftsfest aufstellen, und was unter-
nommen werden kann, um uns auch in der For-
schung und Lehre noch fortschrittlicher und moder-
ner zu positionieren. 

(Beifall CDU) 

Zum Beispiel: Wir haben eine Unmenge von groß-
artigen überregional aktiven Instituten, For-
schungsinstituten. Um nur zwei zu nennen wie das 
Leibniz-Institut für Präventionsforschung und Epi-
demiologie - BIPS oder auch das Fraunhofer Institut 
für Digitale Medizin, MEVIS, in der Bildgebung in-
ternational führend, BIPS jetzt gerade in Corona-
zeiten in der Epidemiologie. Wir alle wissen, dass 
gerade in der Medizin in den nächsten Jahren die 
Digitalisierung und die Künstliche Intelligenz so-
wie die Automatisierung von extremer Bedeutung 
sein werden 

(Glocke) 

und man da sehr schnell voranschreitet. 

Einen Satz noch, und dann komme ich gleich noch 
einmal wieder: Von großer Bedeutung halten wir in 
den nächsten Jahren auch die Frage der Interdis-
ziplinarität von Forschung und Lehre. Sind zum 
Beispiel die Unterteilung und das Verharren in Fä-
chern noch zeitgemäß? Gerade bei allen Aspekten 
der Klimaforschung und Digitalisierung reden wir 
immer auch von Interdisziplinarität. 

Es gibt noch einige weitere Punkte, die ich Ihnen 
inhaltlich gern noch näherbringen möchte, deswe-
gen komme ich in der zweiten Runde noch einmal 
zurück. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Janina 
Strelow. 

Abgeordnete Janina Strelow (SPD): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Das Land Bremen setzt auf die richtigen Schwer-
punkte im Bereich unserer Wissenschaft und For-
schung, so würde ich die Ergebnisse der Großen 
Anfrage zur Zukunft des Wissenschaftsstandortes 
zusammenfassen. Die in der Einleitung der Großen 
Anfrage oftmals erwähnten Bedrohungen teilen 
wir nicht. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Auch, dass hier angeblich keine langfristigen Per-
spektiven beschrieben werden, können wir uns an-
hand der ausführlichen Beantwortung der Fragen 
nicht erklären. Gerade die großen sogenannten 
Leuchtturmprojekte brauchen eine Vorlaufzeit und 
gute Planung, auch dieses wurde in den Antworten 
sehr ausführlich beschrieben. Aber ich bin der 
CDU-Fraktion dankbar, dass wir heute über genau 
diese Erfolge der Wissenschaftspolitik sprechen 
können und jetzt auch zur Sprache bringen wer-
den. 

Liest man die Antworten auf die Anfrage, ist das ein 
Ritt durch die verschiedensten Themenbereiche 
und Besonderheiten, die wir hier vor Ort vorhalten. 
Lassen Sie mich ein paar Punkte nennen, die wir 
als SPD-Fraktion gern besonders hervorheben wür-
den. 

In dem Fall sind das die großen Zukunftsfragen. So 
ist es vorbildlich, dass sich die Hochschullandschaft 
im Bereich der Digitalisierung zukunftsfest auf-
stellt. Ob in der Lehre, Verwaltung oder Organisa-
tion – digitale Lösungen schaffen einen Sprung in 
die moderne Zeit und bieten große Chancen für 
uns. 

Nicht zuletzt wurde der Digitalisierungsprozess 
auch durch die Coronapandemie beschleunigt. So 
konnten Ausstattungen, Endgeräte und Co. ange-
schafft und weiterentwickelt werden. Hierbei 
möchte ich betonen, dass gerade in der letzten Zeit 
die Digitalisierung gleichzeitig der Garant dafür 
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war, die Fortführung zum Beispiel eines Studiums 
durch das Homeoffice zu sichern und überhaupt 
erst zu ermöglichen. Wir glauben auch für die Zu-
kunft an die Chancen und die Notwendigkeit, wei-
ter in diesen Digitalisierungsprozess zu investieren. 

Als international gut vernetzter Standort im Land 
Bremen ist die Internationalisierung ein echtes 
Pfund für uns. Die Sichtbarkeit unserer guten For-
schung hat eine starke Strahlkraft, das ist ganz 
deutlich geworden. Wir können auf die Arbeit un-
serer Institute sehr stolz sein, und ich freue mich, 
wenn die Arbeit international die Wertschätzung 
erhält, die sie verdient. Dazu tragen verschiedenste 
Akteure bei, wie zum Beispiel U Bremen Rese-
arch Alliance und die zahlreichen anderen. Doch 
auch unsere Hochschulen sind international gut 
aufgestellt. So werden immer mehr Studienange-
bote auch in englischer Sprache angeboten und der 
Aufbau von gemeinsamen europäischen Universi-
täten wird vorangetrieben. Mit YUFE zum Beispiel 
haben wir hier ein wirklich hervorragendes Bei-
spiel, wie die internationale universitäre Vernet-
zung von morgen funktionieren wird. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Nicht weniger wichtig sind spannende zukunftsge-
richtete Studiengänge und Forschungsbereiche. 
Mit der Wiedereinführung des Sportstudiengangs, 
dem Aufbau des Integrierten Gesundheitcampus 
Bremen oder eines dualen Studiengangs Lebens-
mitteltechnik in Bremerhaven, um nur ein paar Bei-
spiele zu nennen, haben wir ein attraktives Portfo-
lio. 

Wir würden es auch sehr begrüßen, wenn zudem 
an dem Prüfauftrag zur Kooperation mit einer Me-
dizinfakultät festgehalten würde, sodass man viel-
leicht zukünftig auch angehende Ärztinnen und 
Ärzte im Land Bremen ausbilden könnte. 

(Beifall SPD, CDU – Abgeordnete Susanne Grobien 
[CDU]: Mensch!) 

Mit den Exzellenzclustern, unseren Forschungs- 
und Transferschwerpunkten haben wir ebenfalls 
eine starke inhaltliche Ausrichtung, die wir auch 
weiterverfolgen müssen. 

Der letzte, aber ein ganz wichtiger Punkt ist für uns 
die lokale Vernetzung von Unternehmen, Wissen-
schaft und Forschung, also die hier benannten kur-
zen Wege in unserem Land. So sorgt der Wissen-
schaftsstandort für die so wichtigen Nachwuchs-
kräfte vor Ort und dient auch als Innovationsmotor 

neuer Entwicklungen, die bestenfalls direkt in die 
Unternehmen hineingetragen werden. Diese Ko-
operationen zeigen vor allen Dingen Erfolg, wenn 
die räumliche und inhaltliche Vernetzung kombi-
niert wird, wie zum Beispiel im Technologiepark o-
der der Airport-Stadt und bei den Stichworten 
ECOMAT oder DIGITAL HUB Industry. 

Um diese Stärke überregional zu verdeutlichen, 
halten wir die explizite Bewerbung unseres Stan-
dortes auch in den sozialen Medien für ausgespro-
chen wichtig und unterstützen auch im Offline die 
echten Anlaufstellen wie zum Beispiel ein Haus der 
Wissenschaft in Bremen und hoffentlich bald auch 
einen Pavillon in Bremerhaven. Nur so können wir 
auch zukünftig als attraktiver Standort Studie-
rende, Forschende, Mitarbeitende, Unternehmen 
oder Institute für uns begeistern. 

Die Große Anfrage hat insgesamt ganz deutlich ge-
zeigt: Es gibt keinen Grund, sich zu verstecken, 
ganz im Gegenteil. Im Land Bremen bringen wir 
schon heute die Zukunft in unseren Wissenschafts-
standort. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Miriam 
Strunge. 

Abgeordnete Miriam Strunge (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Uns liegt die Antwort des Senats zur Großen 
Anfrage der CDU-Fraktion vor, die einiges über die 
Zukunft des Wissenschaftsstandortes Bremen wis-
sen möchte. Ich hatte bei der Rede von Frau Gro-
bien den Eindruck, dass Sie die Antworten gar 
nicht richtig interessiert haben, denn Sie haben 
eine These: Sie sorgen sich um den Wissenschafts-
standort, und wie die Antworten sind, ist eigentlich 
egal, denn am Ende 

(Zurufe Susanne Grobien [CDU]) 

sagen Sie, dass Sie immer noch die Sorge haben, 
dass es dem Wissenschaftsstandort nicht gut gehen 
wird. Ich kann das nicht verstehen, nachdem ich 
die Antworten gelesen habe. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Was ich an der Anfrage interessant fand war, zu 
welchen Bereichen die CDU-Fraktion keine Fragen 
gestellt hat. 
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Es findet sich keine einzige Frage zur Situation des 
wissenschaftlichen oder nicht wissenschaftlichen 
Personals an den bremischen Hochschulen. Den 
ganzen Sommer über gab es bei Twitter unter dem 
Titel #IchbinHanna eine Kampagne, in der sich das 
wissenschaftliche Personal deutschlandweit über 
die schlechten Vertrags- und Arbeitsbedingungen 
an den Hochschulen beschwert hat. Anscheinend 
ist das spurlos an der CDU-Fraktion vorbeigegan-
gen. 

Fragen gibt es zu den außeruniversitären For-
schungseinrichtungen im Land Bremen nur zu de-
ren Marketing-Konzept. Ansonsten ist das anschei-
nend für die CDU-Fraktion kein Teil des Wissen-
schaftsstandortes. Die Grundlagenforschung strei-
fen Sie nur am Rande, wenn es um die Exzellenz-
initiative geht. Dafür richten Sie einen sehr starken 
Fokus auf den Transfer von Forschung in die Wirt-
schaft sowie in die Ausbildungsfunktion der Hoch-
schulen für die regionale Wirtschaft. 

In meinen Augen zeigt dieser Fragenkatalog, dass 
es bei der CDU-Fraktion wohl ein eher einge-
schränktes Bild von Wissenschaft gibt, in dem Sie 
vor allem die Funktion für die regionale Wirt-
schaftslandschaft hervorheben. Ich bin sehr froh, 
dass die Koalition einen ganz anderen Blick auf das 
Wissenschaftssystem in Bremen hat. 

Grundlagenforschung und Anwendungsbezug ste-
hen bei uns nebeneinander. Wir nehmen Hoch-
schulen und Forschungsinstitute in den Blick. Für 
uns bedeutet Zukunft des Wissenschaftsstandortes 
auch, dass wir es mit einer heterogenen und diver-
sen Studentenschaft zu tun haben, uns um diese 
bemühen und von den Hochschulen auch erwar-
ten, dass sie gute Arbeitgeber:innen sind und sich 
in dieser Rolle stetig fortentwickeln. 

Bei den Fragen aus dem Blickwinkel der CDU-
Fraktion ist es gar nicht so einfach, das, was ich ge-
rade angesprochen habe, darzustellen. Aber der 
Senat hat sich bemüht, auch diese Aspekte immer 
wieder anklingen zu lassen. 

Insgesamt, das zeigen die Antworten des Senats, ist 
der Wissenschaftsstandort Bremen in Bewegung. 
Die Universität bereitet drei neue Cluster für eine 
Bewerbung bei der Exzellenzinitiative vor, ergän-
zend zur Folgebewerbung des MARUM. Die Wie-
deraufnahme des Studiengangs Sportpädagogik 
wird vorangetrieben, in Bremerhaven wird es bald 
eine zweite Studienmöglichkeit für soziale Arbeit 
im Land geben. 

Die Digitalisierung von Verwaltung und Lehre 
nimmt Fahrt auf, wenn natürlich auch hier die Pan-
demie direkt einige Änderungen erzwungen hat. 
Der Integrierte Gesundheitscampus Bremen nimmt 
Gestalt an inklusive einer verbesserten Koordina-
tion des Studienangebots zwischen den Hochschu-
len. Weitere Dynamik könnte durch die Einrich-
tung eines zweiten Universitätscampus in der In-
nenstadt entstehen. All diese Dinge sind möglich, 
weil wir als Koalition weiterhin erhebliche Finanz-
mittel für den Wissenschaftsbereich bewegen und 
die Hochschulen eine hohe Priorität genießen. 

Ja, wir bleiben hinter dem ursprünglich vorgesehe-
nen Aufwuchspfad des Wissenschaftsplan 2025 zu-
rück, und das schmerzt weiterhin. Aber es ist uns 
dennoch gelungen, auch mithilfe des Bremen-
Fonds den wissenschaftlichen Einrichtungen im 
Land Bremen genügend Finanzmittel zur Verfü-
gung zu stellen, damit sie sich weiterentwickeln 
können. 

Dabei erhalten wir das Studienangebot im Land 
Bremen in seiner Breite und bauen es sogar aus. 
Das ist mir besonders wichtig, denn die CDU-Frak-
tion fragt zum Thema Studienangebot neben einer 
Nachfrage zum Sportstudiengang vor allem, ob 
man nicht vermeintliche Doppelstrukturen bei den 
Studiengängen abbauen müsste. 

Ich begrüße die Antwort des Senats sehr, denn der 
Senat macht deutlich, dass Hochschulen und Uni-
versität verschiedene Zielgruppen ansprechen und 
mit einem Angebot verwandter Studiengänge da-
für Sorge tragen, dass wir eine diverse Studenten-
schaft in Bremen haben. 

Ich habe den Studiengang soziale Arbeit in Bre-
merhaven angesprochen. Ich weiß auch nicht, ob 
Sie von der CDU-Fraktion sagen, den brauchen wir 
nicht, das ist eine Doppelstruktur, den haben wir an 
der Hochschule Bremen auch. Ich sehe das deutlich 
anders. Wir brauchen mehr Studiengänge im Be-
reich der sozialen Arbeit, und ich bin sehr froh, dass 
sich auch Bremerhaven auf den Weg gemacht hat. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Eine Sache muss ich wirklich loswerden: Sie spre-
chen auf der einen Seite davon, dass man Syner-
gien schaffen kann, Studiengänge zusammenlegen 
kann, 

(Glocke) 
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obwohl wir doch das Desaster sehen, das die Große 
Koalition dadurch geschaffen hat, dass sie den Stu-
diengang Sport in Bremen geschlossen hat. Deswe-
gen machen wir ihn ja gerade wieder auf. Auch 
dazu stellen Sie die Fragen. Dann fragen Sie aber 
direkt danach: Können wir vielleicht andere Struk-
turen 

(Zuruf Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]) 

wieder schließen? Ich glaube, wir haben in der Ver-
gangenheit gesehen, dass das nicht zielführend 
war, und ich würde mir wünschen, dass die CDU-
Fraktion auch an dieser Stelle lernfähig ist. 

Ich möchte ganz deutlich sagen, dass die Antwort 
des Senats zeigt, dass die Zukunftsfähigkeit des 
Wissenschaftsstandortes in jedem Falle gewähr-
leistet ist, und ich meine auch, dass die Antwort des 
Senats der CDU-Fraktion ihre Sorge eigentlich 
hätte nehmen müssen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Dr. Solveig 
Eschen. 

Abgeordnete Dr. Solveig Eschen (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Da-
men und Herren! Ich möchte einmal ganz am An-
fang ganz klar sagen: Ja, es ist richtig, wir konnten 
nicht, wie wir uns das eigentlich alle gewünscht ha-
ben, denke ich, den Wissenschaftsplan 2025 in der 
Form ausfinanzieren, wie es schön und gut gewe-
sen wäre. Aber, ich möchte an der Stelle trotzdem 
noch einmal ganz klar betonen: Wir haben es im-
merhin geschafft, dass es keine Kürzungen in die-
sem Bereich gegeben hat, sondern zumindest einen 
kleinen Aufwuchs, den wir stemmen konnten, und 
das ist in der aktuellen Haushaltslage ein Erfolg. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Ich bin sehr froh, dass wir das geschafft haben, und 
da haben sowohl ich als auch andere hier sehr viel 
Herzblut und Energie hineingesteckt. Ich glaube, 
dass es deshalb auch wirklich keinen Grund dazu 
gibt, da wir diese Kürzungen jetzt vermeiden konn-
ten, den Teufel an die Wand zu malen und davon 
auszugehen, dass es bergab geht mit unserem Wis-
senschaftsstandort. Nein, 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Das habe 
ich auch nicht gesagt!) 

wir haben uns ja auch nicht verabschiedet von dem 
Wissenschaftsplan. Er wird sich leider verzögern, 
das lässt sich im Moment nicht anders machen, 
aber, wir halten an ihm fest. 

Wenn wir aber über das Thema Zukunft von Wis-
senschaft sprechen, dann ist es aus meiner Sicht 
ganz grundsätzlich wichtig, die Hochschulgrundfi-
nanzierung im Allgemeinen in den Blick zu neh-
men, und hier ist es einfach so: Wir müssen den 
Bund weiter in die Pflicht nehmen. Der Bund muss 
sich mehr beteiligen. Das ist natürlich immer ein-
fach, das aus Ländersicht so zu sagen, das ist auch 
nicht das Einzige, auch wir strengen uns hier an, 
aber es wird nicht möglich sein, die unterschiedli-
chen Ausgangslagen, die wir in den Bundeslän-
dern haben, allein aus den Ländern heraus zu 
stemmen. 

Im Moment ist es so, dass wir eine sehr starke Ab-
hängigkeit von dem Standort einer Hochschule da-
hingehend haben, wie ihre Ausstattung in Lehre, 
Forschung und so weiter aussieht. Hier reicht es 
nicht, dass wir den neuen Zukunftsvertrag Studium 
und Lehre haben. Gut, dass wir ihn haben, aber es 
muss darüber hinaus noch weitere Mittel geben, 
und ich hoffe sehr, dass in den Koalitionsverhand-
lungen nun auch entsprechend nachgesteuert 
wird. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich würde gern in diesem Zusammenhang auch das 
Thema Exzellenz einmal ansprechen, das ja auch 
von Ihrer Anfrage tangiert ist. Denn auch hier muss 
man sagen, es ist natürlich aus einem Bundesland 
heraus, das sich in einer Haushaltsnotlage befindet 
und auch entsprechend mit knappen Ressourcen 
agieren muss, was den Wissenschaftsbereich an-
geht, nicht so einfach, hier in Vorleistung zu gehen, 
Investitionen zu tätigen, die andere tätigen können 
und die dann wiederum eine deutlich einfachere 
Ausgangslage haben, um in solchen Wettbewer-
ben dann auch zu bestehen. Denn dort, wo mehr 
Ressourcen vorhanden sind, kommen dann letzt-
endlich dadurch, dass mehr Ressourcen in die Be-
werbung fließen können, noch einmal wieder Gel-
der obendrauf, und das zeigt natürlich auch noch 
einmal die Schwäche von solchen Initiativen. 

Dennoch, da wir uns ja nun einmal in dieser Situa-
tion befinden, möchte ich betonen, dass ich es rich-
tig finde, dass wir hier in Bremen auch unser Mög-
lichstes tun, dann hier erfolgreich zu sein. Wir ha-
ben auch im Rahmen der finanziellen Möglichkei-
ten, die wir haben, dazu beigetragen. Als kleines 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 31. Sitzung am 17.11.2021 und 18.11.2021 4263 

Bundesland ist es ganz klar: Wir können nicht alles 
machen. Wir können nicht in allen Bereichen groß-
artig sein. Wir müssen auch schauen: Worauf kon-
zentrieren wir uns? Das tun wir ja bereits. 

Es gibt hohe nationale und internationale Sichtbar-
keit in mehreren Bereichen. Das sind die bekann-
ten Meereswissenschaften aber auch die Material-
wissenschaften. Künstliche Intelligenz (KI) und Ro-
botik sind hier stark, Luft- und Raumfahrt, Epide-
miologie und viele andere auch. Wir müssen aber, 
denke ich, auch schauen, dass wir in Zukunft noch 
mehr schauen: Wo sind vielleicht auch Nischen, in 
die wir hineingehen können, in denen wir auch 
noch einmal unsere Stärken zeigen können? Dafür 
ist es für die Zukunft zum Beispiel wichtig, dass wir, 
wenn wir Themen wie KI anschauen, auch 
schauen, dass neben der technischen Weiterent-
wicklung hier weitere Punkte von uns in den Fokus 
genommen werden, denn das können wir. 

Das heißt, wir sollten auch darin brillieren, neben 
dem technischen Fortschritt zu schauen auf The-
men wie Datendiversität, Datengerechtigkeit. Wir 
müssen die Anwendungskompetenz in Forschung 
und Transfer noch einmal betonen und auch die di-
gitale Souveränität der Menschen von Anfang an 
hier mit begleiten, und wir können das in Bremen. 
Diese Themen sind wichtig für unsere Zukunft, und 
ich glaube, hierauf sollten wir auf jeden Fall noch 
einmal einen Fokus legen. Alles Weitere dann in 
meiner zweiten Runde. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Dr. Magnus 
Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Wissenschaft, Forschung, Innovation, das ist das, 
was unsere Gesellschaft voranbringt, was uns bis-
her als Wirtschafts- und Technik- und Industriena-
tion zu unserem Wohlstand verholfen hat, weil wir 
dem offen entgegengetreten sind, weil wir offen 
damit umgegangen sind, Innovationen aus allen 
Bereichen zuzulassen und dann entschieden ha-
ben, wo wir sie ethisch verantwortbar einsetzen 
können und uns nicht vorher Gedankenverbote er-
teilt haben, weil wir uns immer wieder Missionen 
vorgenommen haben, immer wieder Ideen hatten, 
was man entwickeln, erforschen und vorantreiben 
sollte. Nicht nur im technischen, sondern auch im 

sozialen und gesellschaftlichen Bereich Innovatio-
nen angestrebt haben und diese umsetzen und vo-
ranbringen wollen. 

Wir fragen uns natürlich auch, was es denn für ei-
nen Wissenschaftsstandort wie Bremen heißt, wenn 
wir so herangehen, welche Dinge da wichtig sind. 
Ehrlich gesagt ist es nicht nur von Bedeutsamkeit 
für die private Wirtschaft, sondern es ist auch von 
Bedeutung für die Sozialwirtschaft, für die Gesund-
heitswirtschaft und für viele andere Bereiche wich-
tig, welche Forschung und welche Entwicklung es 
hier gibt und welche Fachkräfte da ausgebildet 
werden und welche Dialoge sich am Ende ergeben 
und was da an Übertragungseffekten am Ende ein-
tritt. 

Natürlich muss man sich die Frage stellen – und wir 
werden ja noch den Haushalt diskutieren –, ob die 
Koalition ausreichend getan hat, um den Wissen-
schaftsplan auszufinanzieren, und ob da nicht noch 
Luft nach oben gewesen wäre. Man kann nicht nur 
auf mehr Geld vom Bund hoffen. Ich kann sagen, 
ich hoffe auch an vielen Stellen auf die Koalitions-
verhandlungen – mehr sage ich dazu an dieser 
Stelle nicht. 

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Welche Koa-
lition?) 

Aber ich bin zuversichtlich, dass die neue Koalition 
auf Bundesebene auch da ihre Hausaufgaben ma-
chen wird, die Ampelkoalition, denn da ist viel 
möglich, auch, was am Ende an Transfer möglich 
ist und die Unterstützung des Transfers und des 
Hineintragens in die Gesellschaft. Da müssen wir 
doch schauen, dass wir in Bremen gerade nicht an 
der Spitze der Patententwicklung sind, nicht an der 
Spitze derer, die die Dinge vermarkten, die an den 
Hochschulen entwickelt worden sind und nicht die 
Dinge im nötigen Maß in die regionale Wirtschaft 
tragen. Da ist Luft noch oben, und die müssen wir 
dann auch nutzen. 

(Beifall FDP) 

Zu Recht weist die CDU darauf hin, dass es Studi-
engänge braucht. Bei aller Hochschulautonomie, 
die wir dringend brauchen, brauchen wir den 
Sportstudiengang. Bei Lehrkräften ist es nun ein-
mal so, dass die Ausbildung der Lehrkräfte an den 
Universitäten erfolgt. 

(Abgeordnete Miriam Strunge [DIE LINKE]: Dafür 
haben wir aber nicht die CDU gebraucht!) 
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Natürlich haben wir oder Sie nicht die CDU dafür 
gebraucht, aber sie weist zu Recht darauf hin. Darf 
sie doch, das ist doch in Ordnung. Insofern hat die 
Koalition das angenommen. Aber ich bin, ehrlich 
gesagt, nach wie vor unzufrieden über die Ge-
schwindigkeit. Ich weiß, dass es coronabedingt 
schwierig war, Experten in dem Planungsprozess 
zusammenzubringen. Aber ich habe mich gewun-
dert, dass ich ein Jahr in Videokonferenzen ver-
bracht habe 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Ein ganzes 
Jahr?) 

und die Experten das nicht getan haben. Insofern 
frage ich mich in der Tat, ob man da nicht hätte 
schneller sein können. Ich hoffe, jetzt kommt es 
nicht zu weiteren Verzögerungen, denn Sportlehr-
kräfte brauchen wir dringend. 

(Beifall FDP) 

Ein anderer Punkt ist das Medizinstudium, ein 
Thema, das uns auch immer wieder beschäftigt, bei 
dem wir tatsächlich eine Kosten-Nutzen-Abwä-
gung machen müssen, weil das ein extrem teurer 
Studiengang ist. Ehrlich gesagt, brauchen wir hier 
keine Abbildung auf Basis eines veralteten Studi-
enmodells, sondern wir haben seit Jahren Vor-
schläge zur Reform des Medizinstudiengangs auf 
dem Tisch. Wenn Bremen da aktiv werden will o-
der sollte oder kann, was noch zu prüfen ist, dann 
bitte in der reformierten Art eines Medizinstudiums 
und nicht in alter Art. 

Das Nächste ist: Es gibt natürlich dann auch noch 
die Dinge, die weitergemacht werden müssen, die 
neuen Studiengänge, die ausfinanziert werden 
wollen: Physician Assistance in Bremerhaven und 
anderes an anderen Stellen. Das müssen wir aus-
bauen, und dann müssen wir uns überlegen, wel-
che Dinge wir noch brauchen, um hier unserer Ge-
sellschaft Nutzen zu bringen. Ein Punkt ist dabei 
am Ende auch die Digitalisierung nicht nur der 
Universität und der Lehre selbst, sondern die For-
schung dazu, welche Folgen das hat, welche Aus-
wirkungen das hat. 

Natürlich wollen wir uns in KI weiterentwickeln. 
Wir haben ein Zentrum für Künstliche Intelligenz, 
und wenn alles gut geht, wird die Jacobs University 
auch einen Schwerpunkt in dem Bereich bilden, so, 
wie sie sich ausrichten will, so, wie wir das erfahren 
haben. Dann haben wir hier eine hohe Kompetenz 
am Standort. Aber dann bedarf es nicht nur der 
Entwicklung dort, sondern natürlicher auch der 

Forschung der Auswirkungen davon. Was bedeutet 
das? 

Wir hatten vorhin eine Debatte zu der Frage, 

(Glocke) 

welche Auswirkungen das hat, wenn wir Lerner-
folge mit Teaching Analytics und Learning Analy-
tics auswerten. Es geht doch nicht darum, Leute da-
mit zu gängeln, sondern Erkenntnisse zu gewin-
nen, Hinweise für Lehrkräfte, für Eltern zu generie-
ren, was vielleicht noch einmal angeschaut werden 
müsste. Wir wollen doch nicht Menschen durch 
Computer ersetzen, sondern wir wollen sie unter-
stützen und davon Nutzen haben. 

Insofern: Es gibt viele Missionen, die da unterwegs 
sind. Ich freue mich darauf, hier weitere Wissen-
schaftspolitik zu machen, denn wir haben einen ex-
zellenten Standort, und hoffentlich 

(Glocke) 

wird er bald auch in der Exzellenzinitiative wieder 
seine Chancen nutzen und nutzen können. – Vielen 
Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Susanne Gro-
bien. 

Abgeordnete Susanne Grobien (CDU): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen. Ja, ich 
kann mich meinem Vorredner anschließen und 
auch den anderen, Frau Dr. Eschen, Frau Strunge 
und Frau Strelow, so weit liegen wir ja, glaube ich, 
alle gar nicht auseinander. Ich habe mich auch auf-
richtig bedankt für die ausführliche Beantwortung 
der Fragen. 

Aber es ist und bleibt eben eine Ist-Analyse, und 
dass wir großartig sind und auch vor allen Dingen 
waren und was alles erreicht worden ist, das wird 
ja aufgezählt. Was ich gern noch einmal in den Vor-
dergrund stellen würde, und das ist auch bei Herrn 
Dr. Buhlert eben – –, es fehlt an Dynamik und an 
Visionen auf ein Endziel. 

Wenn wir auf die Digitalisierung schauen, zum Bei-
spiel, ist ja schon klar ─ ich glaube, ich mache 
schon seit einigen Jahren und Legislaturperioden 
Wissenschaftspolitik: Die erste Anhörung über alle 
Fraktionen zwischen Hochschulen und Universität 
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hatten wir vor acht Jahren. Richtig Schwung in die 
Digitalisierung ist an den Hochschulen aber erst 
durch Corona gekommen, ähnlich wie an den 
Schulen, das muss man einfach einmal so sagen. 
Das hat vorher weiter nicht stattgefunden. 

Aber neben diesen Digitalisierungsprozessen sind 
mir noch ein paar andere Punkte wichtig, zum Bei-
spiel: Auch abseits von Forschung und Lehre bringt 
ein studentisches Milieu prägende Akteure einer 
sozialen, politischen und künstlerischen Ausrich-
tung. Universitäten und Hochschulen sind zuneh-
mend ein unglaublich wichtiger Entwicklungsfak-
tor auch für das gesellschaftliche Zusammenleben 
in Bremen und Bremerhaven. Auch hier können 
wir noch mehr tun. Allein die Diskussion um einen 
möglichen Standort in der Innenstadt dauert ein-
fach viel zu lange. 

(Beifall CDU) 

Wenn ich den Medizinstudiengang nehme: Es freut 
mich zu hören, dass das jetzt offensichtlich wieder 
aus der Schublade hochgeholt wird. Denn über 
mögliche Kooperationen und vor allen Dingen auch 
das Zusammenführen all dessen, was wir im medi-
zinischen Bereich hier schon haben, ist ansonsten 
weiter noch nicht viel passiert. – Also gern voran 
und zügig voran! 

(Beifall CDU) 

Nehmen wir die Luft- und Raumfahrttechnik. Was 
hat Bremen für ein riesiges Glück, dass OHB und 
Airbus an diesem Standort sind! Dass sich die 
Raumfahrt weiter kommerzialisieren wird, das, 
denke ich, steht ja wohl auch außer Frage. Das 
zeigt diese Kooperation der NASA mit SpaceX und 
Herrn Musk. Das heißt, man muss wechselseitigen 
Impulsen aus Unternehmen und Forschung und 
umgekehrt eine Dynamik verleihen, damit wir wei-
terhin vorn und oben mitspielen. Eine Verhinde-
rung der Stiftungsprofessur von OHB gehört eben 
nicht dazu und ist genau ein falsches Signal. 

(Beifall CDU) 

Dann ist es ja klar, dass auch die Universität und 
die Hochschulen weiter wachsen wollen. Natürlich 
sind wir auch international besser aufgestellt. Es 
gibt jetzt schon einige englischsprachige Studien-
gänge, und auch ich bin fest davon überzeugt, dass 
das europäische Netzwerk YUFE ein Beitrag dazu 
ist, dass Bremen auch für internationale Studie-
rende attraktiv ist. Auch die U Bremen Research Al-

liance e. V. ist ein tolles Ding. Ich sehe diese Bro-
schüren zweimal im Jahr – ganz große Klasse. Aber 
den wirklichen Nutzen, wo die Vernetzung nach 
vorn und auch die Projekte vorangetrieben wer-
den, den habe ich noch nicht gesehen. 

Da muss man sich bei wachsenden Universitäten 
auch fragen: Warum soll einer aus Bayern oder Ba-
den-Württemberg eigentlich in Bremen oder Bre-
merhaven studieren? Das ist wegen Tourismus in 
Bremerhaven, und das ist wegen Geologie und 
Meereswissenschaften in Bremen. Das reicht eben 
nicht. Wir müssen da doch noch weitere – –. Wir 
können nicht nur die Lehrer für die Region ausbil-
den, sondern müssen gerade auch in den Exzel-
lenzclustern voranschreiten. 

(Beifall CDU) 

Natürlich stehen Hochschulen und Universitäten 
auch immer im Spagat zwischen Hochschulautono-
mie auf der einen Seite und den Vorgaben des Lan-
des auf der anderen Seite, und das ist bei Rot-Grün-
Rot auch nicht immer ganz einfach, das will ich 
gern zugeben. Aber auch da muss man vielleicht 
einmal über innovative Governance-Strukturen 
nachdenken. 

Frau Strunge, wenn Sie sagen, mit den Fragen, das 
haben Sie alles gar nicht – –. Ich glaube, da ist viel 
Gutes dargestellt, in der Antwort. Ich möchte aber 
diese Debatte auch dazu nutzen, ein paar Denkan-
stöße für die Zukunft der Wissenschaftspolitik zu 
geben. Ich möchte deshalb auch mit einem Zitat ei-
nes Zukunftsforschers enden, der da sagt: „Zukunft 
ist die Fähigkeit der Vorstellung, was noch nicht 
ist.“ – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Dr. Solveig 
Eschen. 

Abgeordnete Dr. Solveig Eschen (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Zu-
hörer:innen! Bevor ich zu meinem eigentlichen 
Punkt in diesem zweiten Beitrag komme, möchte 
ich einmal kurz bei Herrn Buhlert anknüpfen, der 
den Sportstudiengang angesprochen hat. Auch 
hier möchte ich nichts verhehlen und nichts be-
schönigen: Natürlich hätten wir uns alle ge-
wünscht, dass das schneller geht, das ist völlig klar. 
Hier müssen wir dranbleiben. Hier müssen wir ei-
nen kräftigen Schritt nach vorn gehen. 
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(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Was mein Hauptthema jetzt in diesem zweiten Bei-
trag ist, ist das natürlich aus unserer Sicht der Grü-
nen-Fraktion Zukunftsthema schlechthin, auch in 
der Wissenschaft, nämlich das Thema Klimaschutz, 
das ist klar. Denn für mich und für uns ist die Zu-
kunftsfähigkeit eines jeden Wissenschaftsstandor-
tes unweigerlich ganz klar damit verbunden. Denn 
ohne Klimaschutz gibt es ohnehin keine Zukunft. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen – Zuruf Abgeord-
neter Robert Bücking [Bündnis 90/Die Grünen]) 

Ja, da kann man klatschen, das ist so. Ja, der Beifall 
muss sein, das ist ganz klar. 

Wir haben in Bremen und Bremerhaven die Situa-
tion, dass wir Klimaschutz, Klimaforschung in un-
serer Forschung und Lehre schon sehr gut vertreten 
haben, das ist wunderbar. Da sollten wir auf jeden 
Fall so weitermachen und dranbleiben. Aber nun 
ist es natürlich auch noch ein großes Ziel und auch 
noch ein Weg, die Hochschulen auf ihrem Weg in 
die eigene Klimaneutralität zu begleiten und auch 
Klimaneutralität als Leitbild in der Wissenschaft 
weiter zu etablieren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Denn wir müssen uns vor Augen führen: Wir haben 
an unseren Hochschulen erfreulicherweise täglich 
Tausende von Menschen, die dort hingehen und 
dort weite Teile ihres Tages verbringen, und alles, 
was wir im Hochschulbereich hinsichtlich Klima-
schutz tun, hat eine große Strahlkraft weit über den 
Hochschulstandort und den Hochschulkontext hin-
aus. Aber auch hier gilt, das lässt sich natürlich 
nicht vermeiden, darüber zu sprechen: Die Heraus-
forderungen sind riesig, auch die finanziellen Her-
ausforderungen in diesem Bereich. Auch hier muss 
ich noch einmal betonen: Wir brauchen auch hier 
ein starkes Bundesförderprogramm, wir brauchen 
ein Programm Klimaneutralität in Wissenschaft 
und Forschung. 

Darauf wollen wir uns natürlich nicht ausruhen. 
Wir haben auch hier unsere Hausaufgaben zu erle-
digen. Wir haben auch im Bereich des Handlungs-
feldes Klimaschutz einiges im Wissenschaftsbe-
reich verankert, aber es ist für uns ganz klar: Ohne 
den Bund geht es nicht und vor allem nicht schnell 
genug. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Am Ende möchte ich gern noch einmal unseren 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen hier im 
Land großen Respekt zollen für all das, was sie leis-
ten, und möchte auch noch einmal betonen: Egal 
wie groß oder klein sie sind, sie alle entfachen Kre-
ativität und Innovation. Sie alle ermöglichen uns 
den Transfer von Wissen in die Gesellschaft und in 
die Wirtschaft, und mit starken Forschungseinrich-
tungen und Hochschulen gestalten wir hier unsere 
Zukunft. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Dr. Magnus 
Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Es ist in der Tat so, dass Hochschulen und Univer-
sitäten für Innovation stehen und für Transfer. Zu-
gleich, liebe Frau Eschen, ist da noch Luft nach 
oben in Bremen, und das dürfen wir nicht verges-
sen, bei all dem Lob für das, was die Einrichtungen 
– und dazu zähle ich ausdrücklich die außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen – leisten. 

Natürlich ist es auch so, dass wir dort ein Pfund ha-
ben, auch in der Grundlagenforschung an etlichen 
Stellen. Ohne die würden wir auch nicht alles ent-
wickeln können, was wir entwickeln wollen. Denn 
ohne Grundlagenforschung fehlt uns eben auch 
manchmal die Idee, wohin die Reise danach wei-
tergehen könnte, wenn neue Erkenntnisse da sind. 

Insofern: viele Chancen, die da sind, die wir auch 
nutzen möchten. Aber wir müssen auch noch an ei-
nen anderen Transfer denken, den wir, glaube ich, 
weiter ausbauen müssen, nämlich an die Weiterbil-
dung. Wissenschaftliche Weiterbildung ist noch ein 
wichtiger Aspekt, in dem wir die Hochschulen und 
die Universitäten stärken sollten. Denn das können 
sie leisten, sie können da vieles an ihrem Wissen 
weitergeben in die Wirtschaft bis hin zu den Schu-
len. 

(Beifall FDP) 

Wir müssen sehen, wie sie integriert in den Bo-
logna-Prozess dann das, was sie an Credits sonst 
vergeben, auch als Zertifikate vergeben können – 
vielleicht nicht immer, um gleich einen Bachelor 
abzuschließen, aber um eben einen Nachweis zu 
haben, welche Leistungen erbracht worden sind 
und welches Wissen erworben worden ist. Ich 
glaube, im Sinne eines lebenslangen Lernens täten 
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wir gut daran, auch diesen Transfer von der Wis-
senschaft, von der Forschung in die Gesellschaft, in 
die Arbeitswelt zu leisten, denn ehrlich gesagt, le-
benslanges Lernen brauchen wir alle. Das ist eine 
Leistung, die hier noch zusätzlich gestärkt werden 
könnte beziehungsweise müsste. 

(Beifall FDP) 

Ich habe vorhin schon anklingen lassen, dass mir 
sehr daran gelegen wäre, wenn es Bremen gelin-
gen würde, wieder Exzellenzuniversität zu werden 
und ich hoffe, dass es gelingt, weitere Cluster zu 
etablieren, sodass da auch die nötige Schwelle und 
die nötige kritische Masse erreicht werden. Ich 
hoffe, dass dafür auch die nötigen Umschichtungen 
und Haushaltsmittel bereitgestellt werden, weil es 
natürlich ein gutes Gefühl ist, hier auch diese Leis-
tungen durch so einen Titel anerkannt zu bekom-
men, unabhängig davon, welche Förderungen es 
auch noch gibt. 

Ein weiterer Punkt, der angesprochen worden ist, 
ist die Frage der europäischen Universitätsver-
bünde. Auch das ist sehr wichtig, dass hier die Uni-
versität Bremen schon gut mit YUFE aufgestellt ist. 
Es gilt, dort weiter zu digitalisieren, weiter zusam-
menzuwachsen und den Austausch über Grenzen 
hinweg mit gemeinsamen Studiengängen, mit ge-
meinsamen Abschlüssen, mit wechselseitigen digi-
talen Besuchen von Vorlesungen und dergleichen 
voranzutreiben, im Sinne von digitalen europäi-
schen Universitäten. Dort ist ein Keim, der dafür 
stehen kann und der durch Digitalisierung von 
Hochschullehre und Prüfung ermöglicht wird. Das 
ist ein Gedanke, den wir weiterführen sollten, weil 
das dazu führt, dass wir mit den anderen Ländern 
Europas zusammenwachsen, weil es eben diesen 
Austausch von Fachkräften und Studierenden gibt. 

(Beifall FDP) 

Weil darüber geredet worden ist: Ich halte es auch 
für wichtig, dass wir uns klar werden, welche Auf-
gaben, welche Missionen Hochschulen in Zukunft 
haben sollten. Ich glaube, wir in Bremen wären gut 
beraten, wenn wir uns auf die Dinge konzentrieren, 
in denen wir Stärken haben. Das ist im Klima-
schutz, das ist in der Nachhaltigkeit, das ist aber 
auch die Frage, wie wir nachhaltige Logistik ma-
chen können. Denn ich glaube, es gibt keine Hoch-
schule in Bremen, an der man nicht Logistik studie-
ren kann. Aber eben diese Fortschritte sind in dem 
Bereich wichtig. 

Auf die Schwerpunkte, die wir in der Meeresfor-
schung haben, ist schon hingewiesen worden. Da 
sind wir, meines Erachtens, neben Kiel relativ ein-
zigartig gut aufgestellt. Und dass bei uns der Welt-
raumstandort in der Wirtschaft ist, ist klar. Der 
zweite in Deutschland ist München, aber der ist 
lange nicht so gut aufgestellt, in meiner Wahrneh-
mung, wie Bremen. 

Das Gleiche sollten wir aber dann auch sein, was 
Forschung und Entwicklung an Hochschulen an-
geht, denn es geht doch darum, sowohl bei Meeren 
als auch beim Weltraum zu schauen, wie wir diese 
sinnvoll für Menschen im Sinne von Nachhaltigkeit 
nutzen können. Denn das ist doch ein Auftrag, den 
wir haben, zu schauen, welche Zusammenhänge 
das Meer und der Weltraum mit unserem Leben 
haben, aber auch, wie sie uns nützen können, ohne 
dass wir sie ausnutzen. In diesem Sinne, glaube ich, 
haben wir gute Missionen, wenn wir uns darauf 
konzentrieren 

(Glocke) 

und damit die Wissenschaft hier weiter stärken, in-
dem wir überlegen, in welche Richtung es denn ge-
hen soll. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen aus den Reihen der Abgeordneten liegen 
mir nicht vor. Als nächste Rednerin erhält Senatorin 
Dr. Claudia Schilling das Wort. 

Senatorin Dr. Claudia Schilling: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich freue mich zuerst über die übereinstim-
mende Einschätzung, dass unser Wissenschafts-
standort eine enorme Bedeutung für unser Bundes-
land und darüber hinaus hat. Die Universität, die 
Hochschulen und die außeruniversitären For-
schungseinrichtungen, ja, unsere gesamte Wissen-
schaftslandschaft ist herausragend stark und trägt 
maßgeblich zur Prosperität in unseren zwei Städten 
bei. Ich denke, da sind wir uns auch alle einig. 

Ich kann Ihnen auch versichern, wir setzen uns mit 
aller Kraft dafür ein, dass wir weiter in dieser Spit-
zenklasse bleiben und auch zukunftsfähig aufge-
stellt sind. Deswegen möchte ich Ihnen auch wider-
sprechen, wenn Sie sagen, dass es uns an einer 
nachhaltigen vorausschauenden Prioritätenset-
zung und an einer Vision für die Wissenschafts-
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landschaft der Zukunft mangeln würde. Aus mei-
ner Sicht zeigen wir das auch in den Antworten auf 
Ihre Große Anfrage. 

Es ist mir zunächst ein besonderes Anliegen zu be-
tonen, dass wir es in einer wirklich schwierigen 
wirtschaftlichen und finanziellen Lage unseres 
Bundeslandes dennoch geschafft haben, Kürzun-
gen im Wissenschaftshaushalt zu verhindern und 
sogar Zuwächse im Haushalt zu verankern. Wir ha-
ben damit die Grundlagen geschaffen, in Kernthe-
men des Wissenschaftsplans, vom Exzellenzantrag, 
dem Ausbau der Hochschule Bremerhaven, der 
Schaffung eines Gesundheitscampus bis hin zur 
Wiedereinführung des Studiengangs Sportpädago-
gik voranzuschreiten. 

Der Einstieg in die Umsetzung des Wissenschafts-
plans, also unsere und die von Ihnen in der Anfrage 
geforderte Vision für die bremische Wissenschafts-
landschaft der Zukunft ist vollbracht, auch wenn 
manche Ziele nicht zuletzt auch aufgrund der 
Coronapandemie sicher erst zeitlich gestreckt er-
reicht werden können. Natürlich wünschen wir uns 
das alle anders, und natürlich hätten wir uns ge-
wünscht, dass wir den Wissenschaftsplan komplett 
ausfinanzieren können, aber wir müssen einfach 
auch unsere finanzielle Situation dabei bedenken. 

Der Senat hat sich damit eindeutig zum Wissen-
schaftsstandort Bremen und Bremerhaven bekannt 
und das auch in einer gemeinsamen Kraftanstren-
gung. Nun gilt es natürlich, diese Schwerpunktset-
zung auch in den kommenden Haushaltsverhand-
lungen zu sichern und so unseren Wissenschafts-
standort weiter für die Zukunft zu rüsten und des-
sen Wettbewerbsfähigkeit zu bewahren. Das wis-
sen wir, und das ist natürlich auch unser Auftrag. 

Lassen Sie mich nun, auch wenn der Senat schon 
ausführlich auf Ihre Anfrage geantwortet hat, noch 
ein paar Aspekte hervorheben. Erstens: Wir beken-
nen uns selbstverständlich zur Exzellenz unserer 
Universität und haben das gemeinsame Ziel, im 
nächsten Wettbewerb 2024/2025 mindestens zwei 
Cluster zum Erfolg zu führen. Im Übrigen hoffe ich 
da auch noch auf die Koalitionsverhandlungen, 
dass das Exzellenzcluster, die Exzellenzstrategie 
insoweit auch noch finanziell ausgeweitet wird. Wir 
schaffen jedenfalls hier damit die Voraussetzung 
dafür, dass sich die Universität erneut dem Wettbe-
werb um die Exzellenzuniversität stellen kann. 

Die Universität erhält sowohl eine finanzielle Un-
terstützung als auch die Möglichkeit, die potenzi-
ellen Exzellenzcluster mit zusätzlichen Professuren 

zu stärken, für die meine Behörde bereits die Stel-
lenfreigaben erteilt hat. In den Jahren bis 2025 sol-
len dazu jährlich 4,4 Millionen Euro an das MA-
RUM und die beiden anderen Clusterinitiativen 
fließen. Ich bin der festen Überzeugung, dass wir 
auf einem sehr guten Weg sind, die international 
ausgewiesene Reputation der Bremer Forschung 
durch Erfolge in der Exzellenzstrategie zu erhalten. 

Zweitens: Wir arbeiten mit voller Kraft daran, un-
seren Wissenschaftsstandort weiter auszubauen 
und gemäß der im Wissenschaftsplan 2025 formu-
lierten Ziele zu entwickeln. Sie wissen, dass wir die 
Hochschule Bremerhaven weiter aufbauen und uns 
durch die aktuell laufende Einrichtung der Studi-
engänge, die hier ja auch bereits angesprochen 
wurden, Soziale Arbeit und Physician Assistant, 
wichtige Wachstumsimpulse erhoffen. Wir setzen 
zudem mit dem Aufbau eines integrierten Gesund-
heitscampus einen wichtigen und auch zukunfts-
orientierten Schwerpunkt in den Gesundheitswis-
senschaften, bei dem wir in den letzten Monaten 
mit der Einrichtung einer Geschäftsstelle sowie ei-
ner hochkarätig besetzten Auftaktveranstaltung 
wichtige Fortschritte bei der Vernetzung und in-
haltlichen Weiterentwicklung machen konnten. 

Zudem bauen die Hochschulen ihr Angebot in die-
sem Bereich weiter aus. Nach dem Pflege- und dem 
Hebammenstudiengang sollen als nächstes der zu-
vor schon erwähnte Physician-Assistant-Studien-
gang an der Hochschule Bremerhaven sowie ein 
neues Masterangebot Palliative Care an der HSB 
starten. Wir wollen den Studiengang Sportpädago-
gik an der Universität aufbauen und starten nun 
mit der, ja, vielleicht etwas durch die Coronapan-
demie versetzt, aber nun doch besetzten Planungs-
kommission in die konkrete Planung des Studien-
ganges und können bereits zeitnah die Ausschrei-
bung von entsprechenden Professuren erwarten. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich möchte Ihnen 
drittens noch erwidern, dass mein Ressort im Rah-
men der Akkreditierungs- und Genehmigungsver-
fahren von Studiengängen selbstverständlich auf 
mögliche Doppelstrukturen im Studienangebot 
achtet, schon bevor solche überhaupt entstehen 
können. Klar ist allerdings auch, dass Überschnei-
dungen im Fächerspektrum der Hochschulen nicht 
per se negativ zu bewerten sind, beispielsweise im 
Gesundheitsbereich. Hier findet eine sinnvolle 
Schwerpunktsetzung zwischen unseren Einrich-
tungen gemäß der jeweiligen Hochschulprofile 
statt. So konzentriert sich die Universität beispiels-
weise auf die berufliche Bildung in der pflegewis-
senschaftlichen Ausbildung, während bei den 
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Hochschulen die Angebote für die praktischen Ge-
sundheitsfachberufe im Mittelpunkt stehen. 

(Glocke) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Entschuldigen 
Sie, Frau Senatorin! Darf ich die Damen und Her-
ren Abgeordneten in diesem Saal bitten, für die 
Nebengespräche den Raum zu verlassen und an-
sonsten der Rednerin zu folgen. Das ist hier eigent-
lich gut geübte Praxis. Langsam wird es ein biss-
chen unruhig. Ich weiß, wir sind in der letzten 
Stunde, aber wir sind eben auch noch in der letzten 
Stunde. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Senatorin Dr. Claudia Schilling: Vielen Dank und 
ich beeile mich. Solche Unterschiede sind auch mit 
Blick auf die Forschungs- und Anwendungsorien-
tierung der Studiengänge wichtig. Denn wir müs-
sen einer immer heterogener werdenden Studie-
rendenschaft passende Studienangebote eröffnen. 
Ohne diese unterschiedlichen Angebote würde die 
Gefahr drohen, dass wir diese jungen Menschen an 
andere Hochschulstandorte verlieren. 

Abschließend möchte ich noch einmal feststellen, 
dass ich Ihrer These widersprechen möchte, dass 
unser Studienangebot an dem Fachkräftebedarf 
der Region vorbei aufgebaut wurde. Auch hier 
kann ich Ihnen nur zurückmelden: ganz im Gegen-
teil. Über 50 Prozent der Absolvent:innen der Uni-
versität Bremen und auch derjenigen der Hoch-
schule Bremen werden vom Arbeitsmarkt in Bre-
men und der Region aufgenommen. Bei den Stu-
dienangeboten, die sich an den ausgewiesenen 
Wirtschaftsclustern Bremens orientieren, liegt 
diese Verbleibquote sogar noch wesentlich höher, 
zum Beispiel in dem Sektor der Luft- und Raum-
fahrt, in dem fast 90 Prozent der Absolvent:innen 
eine Beschäftigung in bremischen Unternehmen 
finden. 

Ich denke, die Empirie zeigt hier eindeutig, dass 
die Hochschulen im Land Bremen für ein umfang-
reiches und ausdifferenziertes Fachkräfteangebot 
für die Unternehmen sowohl in unserem Bundes-
land als auch in der Region sorgen. 

Sehr geehrte Abgeordnete! Sie hören, es ist genau 
so, wie ich es Ihnen am Anfang meines Beitrags be-
reits dargelegt hatte: Der Senat und die Hochschu-
len leisten einiges dafür, dass unser Wissenschafts-
standort weiterhin hochinnovativ bleibt und in der 

internationalen wissenschaftlichen Spitzenliga mit-
spielen kann. Wir werden diesen Weg auch gern 
weiter fortsetzen, und diskutieren auch selbstver-
ständlich gern mit Ihnen darüber in der Bremischen 
Bürgerschaft. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Aussprache ist geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort 
des Senats, Drucksache 20/1124, auf die Große An-
frage der Fraktion der CDU Kenntnis. 

Verbindliche Rahmen für faire Bildungschancen 
schaffen, Ganztagsschulausbau planen und finan-
ziell absichern  
Antrag der Fraktionen der FDP und der CDU  
vom 14. September 2021  
(Neufassung der Drucksache 20/1064 vom 28. Juli 
2021)  
(Drucksache 20/1101) 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Sascha 
Karolin Aulepp. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat die Abgeordnete Birgit 
Bergmann das Wort. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Auf ganz viele Probleme, die wir in Bre-
men haben und mit denen wir uns in der Politik be-
schäftigen, ist Bildung die Antwort. Ob es um sozi-
ale Themen, um Armutsthemen, um Obdachlosig-
keit, Kriminalität, Fachkräftesicherheit, Gesund-
heit, Arbeitslosigkeit geht: Bildung ist die Antwort. 
Wir müssen in puncto Bildung vorankommen. 

Als FDP-Fraktion sehen wir da drei entscheidende 
Schritte, und die haben wir auch in drei konkrete 
Anträge gegossen. Die Schulautonomie – Sie erin-
nern sich sicher, wir brauchen eine größere Frei-
heit, finanzielle, pädagogische und personelle Frei-
heit, und Selbstbestimmung in den einzelnen Schu-
len. Die schaffen das. 

Dann das Zweite, das hat Ihnen mein Kollege Pro-
fessor Dr. Hauke Hilz heute nahegebracht: die Ver-
wirklichung digitaler Lehr-, Lern- und Analyseme-

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1124
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thoden. Ohne die Verwirklichung von Digitalisie-
rung werden wir keine zukunftsfähigen Schulen 
haben. Wenn wir da schon auf einem guten Weg 
sind, umso besser. Drittens geht es darum, die 
Ganztagsschule durch einen standortscharfen 
Schulausbau und Finanzierungsplan Realität wer-
den zu lassen. 

(Beifall FDP) 

Jetzt geht es um diesen dritten Punkt, den Ganz-
tagsschulausbau. Der soll ja nun gesetzlich ver-
pflichtend kommen, also ab 2026 für jeden Erst-
klässler, denn für die Familien war das immer so 
ein Bruch: Die Kinder waren in der Kita, waren da 
gut betreut und kommen in die erste Klasse und 
stehen auf einmal mittags wieder auf der Matte. 
Deswegen sollte dieser Ganztagsschulausbau in 
Bremen gelingen, denn er kann in den Worten der 
ehemaligen SPD-Bundesfamilienministerin Giffey 
ein Gamechanger in Bezug auf die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf und in Bezug auf Chancen-
gleichheit sein. 

Klar, nicht alle Familien brauchen das Angebot 
gleich dringend, aber es gibt in Bremen welche, die 
brauchen es sehr dringend. Für andere gibt es die 
Möglichkeit zur Freiwilligkeit, die müssen ihr Kind 
nicht der Ganztagsschule anvertrauen, aber dieses 
Angebot muss da sein. 

(Beifall FDP) 

Der Senat muss es für Bremer Familien schaffen. 
Nur, als Oppositionspartei sehen wir da ein wenig 
schwarz, wenn wir daran denken, dass es bereits 
seit zwölf Jahren ein Gesetz gibt, welches Familien 
einen Anspruch auf Kitaplätze garantiert und das 
in Bremen für eine, ich lege mich jetzt nicht auf die 
Zahl fest, aber für eine vierstellige Anzahl von Kin-
dern und ihren Familien immer noch keine Realität 
ist. 

Wir sehen auch schwarz, wenn wir das Tempo an-
sehen, in dem der Ganztagsschulausbau in den 
letzten vier Jahren vorangegangen ist. Ich habe das 
einmal hochgerechnet. Machen wir in dem Tempo 
weiter, dann werden wir in den 70er-Jahren – also 
ich spreche von 2070 – jedem Bremer Kind ein 
Ganztagsschulangebot machen können, und das ist 
indiskutabel. 

(Beifall FDP) 

Deswegen fordern wir als Oppositionsfraktionen in 
unserem Antrag eine Schulstandortplanung mit 

konkreter Zieldefinition, und zwar nicht nur für 
ganz Bremen, sondern Stadtteil für Stadtteil nach 
dem Motto SMART: 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Das haben 
wir doch!) 

specific, measurable, achievable, realistic und ter-
miniert. SMART, das kann man nachsehen. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Oh, das sind 
mir zu viele Fremdwörter!) 

Ich weiß, das ist gefährlich, da messbar, und es ist 
beglückend, da messbar. Sie werden sehen, es wird 
das Tempo und auch Ihre Zufriedenheit steigern. 

(Beifall FDP) 

Unsere übrigens auch. 

Zum Zweiten fordern wir, dass wir die Horte als In-
terimslösung bis zum Ziel erhalten. Natürlich kön-
nen wir die Familien, deren Kinder im Hort sind, 
nicht finanziell mehr belasten als die, die schon ei-
nen Ganztagsschulplatz erhalten haben. Deswe-
gen muss der Übergang entsprechend gepuffert 
werden. 

Zu guter Letzt möchte ich noch einmal darauf hin-
weisen, dass Hamburg, das ja in puncto Bildung 
fast genauso grottenschlecht dastand wie Bremen, 
durch den Ganztagsschulausbau den Sprung von 
hinten auf der bundesweiten Vergleichsliste ins 
Mittelfeld geschafft hat, und zwar war der Ganz-
tagsschulausbau gerade für die ökonomisch 
schwachen Familien in Hamburg ein wahrer Se-
gen. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Nein, ganz-
tags!) 

Meine Damen und Herren, ich weiß, dass Sie aller-
meist und so auch heute unsere Anträge mit „brau-
chen wir nicht“ oder „machen oder haben wir 
schon“ ablehnen. Da aber Ihre eigenen Versuche, 
die rote Laterne im Bereich Bildung zu verlassen, 
seit Jahren nicht erfolgreich sind, empfehle ich 
Ihnen dringend: Versuchen Sie doch einmal, un-
sere Anträge ernst und anzunehmen! Schlimmer 
kann es ja nicht werden. 

Sie können aber auch ablehnen und es heimlich 
trotzdem machen, von mir aus auch das. Aus Sicht 
der FDP-Fraktion ist die stadtteilscharfe Planung 
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des Ganztagsschulausbaus und seine finanzielle 
Absicherung 

(Glocke) 

der letzte von drei entscheidenden Sprüngen, mit 
denen Bremen vom Tabellenletzten ins Mittelfeld 
aufsteigen kann. Überwinden Sie sich, nehmen Sie 
unseren Antrag an! Sie tun Bremens Bildung etwas 
richtig Gutes. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Miriam Strunge das 
Wort. 

Abgeordnete Miriam Strunge (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Die Nachmittagsbetreuung von Kindern hat ja 
zwei wesentliche Funktionen. Zum einen sichert 
sie ab, dass alle Eltern, egal ob sie gemeinsam oder 
alleine erziehen, einer Erwerbstätigkeit nachgehen 
können, denn wenn kein Betreuungsplatz zur Ver-
fügung steht, dann wissen wir, dass aufgrund von 
tradierten Rollenbildern oft den Frauen die Rolle 
zufällt, die Betreuung der Kinder zu übernehmen 
und bei der Erwerbsarbeit dann auch zurückzuste-
cken. Daher leistet ein flächendeckend zur Verfü-
gung stehendes Betreuungsangebot über die Kern-
zeit des Unterrichts hinaus einen wesentlichen Bei-
trag zur Gleichberechtigung der Geschlechter. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Die andere Funktion, die der Nachmittagsbetreu-
ung zugeschrieben wird, ist die zusätzliche päda-
gogische Förderung, insbesondere, aber natürlich 
nicht nur, benachteiligter Kinder. Die Studie zur 
Entwicklung von Ganztagsschulen, StEG-Studie, 
die im Jahr 2016 veröffentlicht wurde, warnt hier 
aber davor, überzogene Erwartungen an den ganz-
tägigen Betrieb zu haben. 

Die Studie konnte einen positiven Effekt beim so-
zialen Lernen feststellen, aber keine Steigerung bei 
den fachbezogenen Leistungen messen. Am ehes-
ten trete dieser Effekt aber ein, wenn mit verbind-
lichen Angeboten im sogenannten gebundenen 
Ganztag gearbeitet werde. Unterricht und Förde-
rung müssen in einer gemeinsamen Institution von 
einem gemeinsam handelnden Kollegium erbracht 
werden, um für benachteiligte Kinder zusätzliche 
Bildungschancen zu schaffen. 

Dementsprechend hat unsere Vorgängerregierung 
bereits den Beschluss gefasst, für die Stadtge-
meinde Bremen den gebundenen Ganztag im 
Grundschulbereich als Regelmodell anzustreben. 
Dieses Ziel haben wir im Koalitionsvertrag noch 
einmal bekräftigt. Unsere Koalition ist also seit ih-
rem Start am Thema Ganztagsausbau daran, und 
wir haben hier einmal wieder einen dieser Anträge 
vorliegen, bei dem wir inhaltlich gar nicht so weit 
auseinanderliegen, aber wir machen die Sachen ja 
schon, die Sie beantragen. 

(Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]: Ja, ja, ja!) 

Zum ersten Beschlusspunkt: Da fordern FDP und 
CDU, einen Schulausbauplan für das Land vorzu-
legen. Hierzu ist erst einmal festzuhalten: Das kann 
der Senat gar nicht, denn der Schulausbau ist eine 
Aufgabe der Kommune, und für Bremerhaven kön-
nen wir diesen Plan gar nicht vorlegen. Für Bremen 
gibt es die von Ihnen geforderte Schulstandortpla-
nung aber bereits. 2018 wurde sie erstmals in der 
Deputation für Kinder und Bildung vorgelegt, und 
2020 wurde diese auch aktualisiert. Aus dieser 
kann man zum Beispiel im Detail ablesen, in wel-
chem Stadtteil wie viele Ganztagsplätze an wel-
cher weiterführenden Schule entstehen werden. 

Aus der Schulstandortplanung geht auch klar her-
vor, dass alle Grundschulen grundsätzlich zu ge-
bundenen Ganztagsschulen weiterentwickelt wer-
den sollen, auch wenn es hierfür eine Öffnungs-
klausel gibt und im Einzelfall auch offener stadtge-
bundener Ganztag möglich sein wird. Der konkrete 
Zeitplan wird laufend in der Senatskommission für 
Kita- und Schulbau fortgeschrieben. Anderes 
Thema: Allen Beteiligten ist klar, dass aktuell keine 
Hortplätze abgebaut werden können, weil sie bis 
zum Ausbau der Grundschulen benötigt werden. 
Wir haben das auch im Koalitionsvertrag so verein-
bart, und das ist hier gelebte Praxis. Ihr dritter Be-
schlusspunkt ist auch erfüllt. 

Recht gebe ich Ihnen, dass es in der Erhebung der 
Beiträge für den Hort tatsächlich eine Ungleichbe-
handlung gegenüber der Versorgung von Kindern 
in den Ganztagsschulen gibt. Sollten sich da ent-
sprechende Spielräume im kommenden Landes-
haushalt ab 2024 ergeben, dann wären wir auf je-
den Fall sehr bereit, für eine Kostenfreiheit des 
Hortbetriebs zu stehen. Wenn das nicht gelingt, 
sollte man aber unbedingt prüfen, ob die entspre-
chenden Bundeszuschüsse ab 2026 entsprechend 
eingesetzt werden können. Gerade können wir 
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dazu aber noch nichts sagen, weil die Durchfüh-
rungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern in 
diesem Bereich noch nicht vorliegt. 

Noch einmal zum Stand des Ausbaus der Ganz-
tagsschulen in Bremen: Ich sehe den eigentlich 
ganz positiv. Interessant ist nämlich an dieser Stelle 
auch, dass wir aktuell in diesem Bereich kein Ver-
sorgungsproblem haben. Inzwischen kann allen 
Kindern, für die ein Ganztagsplatz in der Schule o-
der ein Hort gesucht wird, ein entsprechendes An-
gebot gemacht werden. Das ist zumindest mein ak-
tueller Stand. Ich glaube, das liegt auch daran, dass 
wir bei allen Schulneugründungen und Schulaus-
bauten konsequent den Ganztag mitdenken. 
Selbstverständlich aber dürfen wir hier nicht nach-
lassen. Da haben CDU- und FDP-Fraktion auf je-
den Fall recht. Wir müssen den Ganztagsausbau 
weiter ganz konsequent vorantreiben. 

(Glocke) 

Ich sehe in dieser Frage aber eben nicht den Not-
stand oder den kommenden Notstand, den man aus 
dem Begründungstext ableiten könnte. 

(Zuruf Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]) 

Deswegen lehnen wir Ihren Antrag hier heute auch 
ab, aber wir werden weiterhin ganz aktiv im Ganz-
tagsausbau sein. – Herzlichen Dank! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Gönül Bredehorst das 
Wort. 

Abgeordnete Gönül Bredehorst (SPD): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Die Schulstandortplanung wurde 
2018 beschlossen und 2020 unter anderem mit 
Blick auf den künftigen Rechtsanspruch auf ganz-
tägige Betreuung dahingehend angepasst, dass 
sämtliche Grundschulen und Förderzentren in den 
gebundenen Ganztag umgewandelt werden sollen. 
Ab diesem Zeitpunkt ist klar, dass alle Aus- und 
Neubauvorhaben im Grundschulbereich entspre-
chend den Standards für gebundene Ganztags-
schulen herangezogen werden. Das stellt uns be-
züglich Flächen vor neue Herausforderungen, 
aber, meine Damen und Herren, das ist der richtige 
Weg. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

47 von insgesamt 78 Grundschulen sind bereits 
Ganztagsschulen. Für 23 von den verbleibenden 31 
gibt es bereits konkrete Ausbaupläne, und für die 
restlichen acht Schulen werden derzeit Detailfra-
gen geklärt. Wieder einmal ein Mammutprojekt, 
das Bremen zu stemmen hat. Dass nicht alle Schu-
len ab dem Schuljahr 2026/2027 sofort komplett als 
gebundene Ganztagsschule starten können, dürfte 
jedem klar und einsichtig sein. Dies ist aber auch 
berücksichtigt im beschlossenen Rechtsanspruch 
auf eine ganztägige Betreuung, der stufenweise 
eingeführt wird, beginnend mit den Kindern, die 
2026 eingeschult werden. Erst 2029 hat jedes 
Grundschulkind einen Anspruch auf einen Ganz-
tagsschulplatz, aber auch das wird nicht einfach. 

Nach dem Beschluss der Schulstandortplanung hat 
sich im Jahr 2019 die Senatskommission Schul- und 
Kitabau gegründet, bestehend aus dem Bürger-
meister, der Kinder- und Bildungssenatorin, der Se-
natorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, Stadt-
entwicklung und Wohnungsbau und dem Senator 
für Finanzen. Meine Damen und Herren, Schul- 
und Kitabau wird ressortübergreifend angepackt. 
Ich glaube, dass uns fraktionsübergreifend eint, 
dass uns allen der Ganztagsausbau und ein breites 
Angebot sehr wichtig ist. 

Die ressortübergreifende Koordinierung und Steu-
erung der Umsetzungsprozesse von Schul- und 
Kitaprojekten steuert die Zeit-Maßnahmenpläne 
zur Umsetzung der Schulstandortplanung. Damit 
alle betroffenen Ressorts den gleichen Informati-
onsstand haben, gibt es seit kurzer Zeit die Soft-
ware E-Steuerung Schul- und Kitabau. Damit ist 
natürlich noch keine neue Schule oder Kita gebaut. 
Um hier eine Beschleunigung zu bekommen, wur-
den die Bauantragsverfahren beschleunigt. 

Nun zu Ihrem Antrag: Eine Schulausbauplanung 
liegt Ihnen vor. Wir nennen Sie nur Schulstandort-
planung, aber die beinhaltet natürlich alle relevan-
ten Daten, die für einen Schulausbau nötig sind, 
und er wird entsprechend abgearbeitet. Genauso 
versteht sich von selbst, dass man entsprechend 
dem Aufwuchs von Schulen Lehrerinnen und Leh-
rer ausbildet. Darüber, welche vielfältigen An-
strengungen hier unternommen wurden und wer-
den, wird uns regelmäßig in der Deputation berich-
tet. 

Ihre Punkte 2, 3 und 4 müssen wir detailliert mitei-
nander diskutieren, und die Senatorin für Kinder 
und Bildung wird sicherlich auch entsprechende 
Vorschläge erarbeiten. Der Übergang zur gebun-
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denen Ganztagsschule wird gestaltet werden müs-
sen, und in einer Übergangszeit werden natürlich 
auch noch alternative Betreuungsmöglichkeiten 
wie Horte und andere Interimslösungen vorgehal-
ten werden müssen. Natürlich wird es vorkommen, 
dass einige Kinder für eine Übergangszeit durch-
aus im Klassenraum essen könnten, wenn zum Bei-
spiel eine Mensa noch nicht fertiggestellt ist. Die 
Stadtgemeinde ist ab dem Schuljahr 2029/2030 
rechtlich verpflichtet, für alle Grundschuljahr-
gänge eine Ganztagsbetreuung vorzuhalten. 

Zusammenfassend kann ich für die SPD-Fraktion 
sagen: Ja, der Ausbau von Ganztagsschulen ist 
schon lange ein Ziel dieser und der letzten Regie-
rung. Mit dem Rechtsanspruch und mit der Förde-
rung durch den Bund kommt noch einmal ein neuer 
Zug in die Sache. Das ist auch gut so. Wenn Sie 
aber glauben, dass Sie mit Ihrem Antrag einen 
neuen Schwung in einen fortlaufenden Prozess 
bringen, irren Sie sich. Wir lehnen Ihren Antrag ab, 
weil hier der Prozess des Aufbaus schon läuft. 
Trotzdem ist eine regelmäßige Debatte, besonders 
in der Deputation, dazu nötig, die wir sicher ge-
meinsam im Sinne der Kinder und Familien führen 
werden. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Yvonne Averwerser das 
Wort. 

Abgeordnete Yvonne Averwerser (CDU): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Ich möchte nicht noch einmal auf alle Punkte ein-
gehen, die eben angesprochen wurden, aber ein 
paar sind mir schon ganz wichtig. Es ist für die CDU 
landauf, landab in Deutschland nicht ganz typisch, 
dass sie sich für einen Ganztagsschulausbau so ein-
setzt, wie wir das hier in Bremen getan haben. Wir 
haben uns dem verschrieben und haben regelmä-
ßig Diskussionen mit unseren eigenen Parteimit-
gliedern, aber wir haben es getan, weil wir davon 
überzeugt sind, dass das in Bremen der richtige 
Schritt ist, Ihr desaströses Bildungsergebnis etwas 
zu verbessern. 

(Beifall CDU, FDP – Zuruf Gönül Bredehorst [SPD]) 

Das ist kein Bullshit-Bingo, es ist einfach so. Jedes 
zweite Kind hat Sprachdefizite. Das ist auch nicht 
schlimm, aber es wird nicht besser. Es wird immer 
schlimmer. 2020 hatten 52 Prozent der Kinder in 
Bremerhaven und 47 Prozent der Kinder in Bremen 
Sprachdefizite. In Gröpelingen waren es sogar 

70 Prozent. Diese Sprachdefizite sind nie aufgeholt 
worden. 

Die werden in der Schule nicht aufgeholt und füh-
ren zu Schulabbrüchen, die wir im Bundesdurch-
schnitt natürlich auch überproportional haben. 
Diese Kinder haben keine Schulabschlüsse, wer-
den keine Ausbildungsplätze bekommen und ge-
raten dann automatisch – das ist hier in Bremen fast 
so – in einen Armutskreislauf, der sich nur ganz 
schwer durchbrechen lässt. Ein Schritt für uns, 
meine Damen und Herren, ist da tatsächlich der 
Ausbau der Ganztagsbetreuung. 

(Beifall CDU) 

Ich bin ein bisschen überrascht. Selbstverständlich 
arbeiten wir schon eine ganze Weile daran, aber 
dass insbesondere – ich will nicht auf jeden Punkt 
eingehen, aber zum Beispiel bei Punkt 2 – für die 
Kooperation mit externen Partnern im Schulbetrieb 
die Leitfäden – –. Wir haben schon Ganztagsschu-
len, in denen das eigentlich funktionieren soll. Ich 
bin überrascht, dass Sie da zur Senatorin schauen 
und sagen, da überlegt sie sich noch etwas. Ich er-
warte, dass das in der Schublade ist und dass man 
sagen kann: So, liebe Schule, lieber Stadtteil, so 
könnt ihr miteinander kooperieren! 

Es ist wichtig, dass die Sportvereine, dass alle Ver-
eine einbezogen werden, sonst werden die nicht 
mehr existieren können, wenn der Ganztag ausge-
baut ist. Die müssen kooperieren. Da erwarte ich 
den Plan, und zwar nicht erst 2029, 

(Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]: Sie wollen 
Rahmenbedingungen festgelegt haben!) 

sondern jetzt und im laufenden Verfahren. 

(Beifall CDU – Zurufe SPD) 

Moment, Moment, Sie können ja noch einmal – –. 

Über das Thema Horte und Essen im Klassenraum 
ärgere ich mich besonders, weil wir das regelmäßig 
haben. Wir haben es regelmäßig! Wir haben es re-
gelmäßig, dass an eine Schule „Ganztagsschule“ 
geschrieben wird und im Hintergrund noch die Ba-
racken stehen. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Potem-
kinsche Dörfer!) 
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Da passiert gar nichts. Da sind weder Differenzie-
rungsräume da noch ist die Mensa vorhanden noch 
ist die Küche geregelt. 

(Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]: Also, wenn 
Sie Mobilbauten jetzt als Baracke bezeichnen, 
dann finde ich das – –!) 

Nein! Im laufenden Bestand umzubauen ist für 
Lehrer, für Kinder und für Eltern eine enorme Be-
lastung. 

(Beifall CDU – Abgeordnete Gönül Bredehorst 
[SPD]: Das wissen wir!) 

Das dürfen wir nicht machen. Deshalb halte ich 
diesen Antrag für absolut notwendig, um genau 
das zu vermeiden. Ich sage gar nicht – –. Der 
Rechtsanspruch ist richtig, der macht Druck. Auf 
der anderen Seite muss man aber sagen, wenn man 
es nicht schafft, bis 2029 alle Kinder zu versorgen – 
–. Das kann ich mir sogar vorstellen, weil wir eine 
aufwachsende Anzahl von Kindern haben, die im-
mer noch nicht berücksichtigt werden können, das 
wissen wir doch alle. Die Schulstandortplanung ist 
doch in manchen Stadtteilen schon wieder über-
holt. 

In meinem eigenen Stadtteil wird jetzt die zweite 
neue Grundschule gebaut, die darin gar nicht ent-
halten ist. Das muss man so sagen. Das ist nicht 
schlimm, aber das muss man im Auge behalten. 
Darauf muss man reagieren und muss das im Plan 
fortschreiben, und zwar so detailgenau wie mög-
lich. Dazu gehört auch, zu sagen, Horte bleiben so 
lange, bis das Kind, wenn es einen Ganztagsplatz 
hat, in der Schule vernünftig in einer Mensa essen 
kann, versorgt werden kann und die Betreuung be-
kommt, die es tatsächlich braucht, um aus diesem 
Teufelskreis – – die Defizite, und die Betreuung in 
der Lernentwicklung bekommt, die es nötig hat. 

Das ist unser Ansatz und nicht dieses: Wir stecken 
die, die schon gebeutelt sind – das sind häufig die 
aus sozial benachteiligten Stadtteilen –, jetzt auch 
noch in nicht fertige Schulen, die wir Ganztags-
schulen nennen, nur damit wir sagen können, wir 
haben den Haken daran gemacht. Das funktioniert 
dann nicht mehr. 

Ich finde es auch nicht richtig, wenn Sie sagen, wir 
müssen darüber reden, wie wir die Finanzierung 
der Horte dann gestalten, wenn es eigentlich einen 
Rechtsanspruch gibt, der aber eventuell noch nicht 
umgesetzt werden kann, weil der Platz noch nicht 
da ist oder zu wenig Plätze da sind, weil man die 

Ziele nicht eingehalten hat oder die Bedarfe nicht 
ordentlich erhoben hat, was alles sein kann. Dann 
muss man darauf aber eine Antwort für die Eltern 
haben, die jetzt Kinder bekommen, die jetzt ihre 
Kinder in die Kita schicken, die jetzt überlegen, wo 
sie bauen wollen, 

(Beifall CDU, FDP) 

die jetzt überlegen, in welchen Stadtteil sie ziehen. 
Das ist wichtig. Da geht es nicht darum, zu sagen, 
sie müssen pünktlich am 1. August 2026 oder bis 
2029 alle eingesetzt haben. 

(Glocke) 

Darum geht es gar nicht. Es geht einfach um eine 
saubere Planung, die verlässlich ist für Eltern, Leh-
rer, Vereine, Kooperationspartner, für alle gemein-
sam. Das ist der Hintergrund dieses Antrags, und 
ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie ein gutes Ar-
gument haben, dagegen zu stimmen. 

(Beifall CDU – Abgeordneter Heiko Strohmann 
[CDU]: Das brauchen die nicht!) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Christopher Hupe das 
Wort. 

Abgeordneter Christopher Hupe (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Zuhörer:innen! Ganztägige Beschulung, ins-
besondere in dem bunten Modell, bietet den Schu-
len wertvolle pädagogische Möglichkeiten mit 
mehr Zeit und einem Wechsel von Unterricht, Be-
wegungsangeboten und Ruhephasen, um den 
Schulalltag ganz anders strukturieren zu können 
als im Halbtagsunterricht. 

Frau Averwerser ist eben auf die Sprachdefizite 
eingegangen. Die sind hoch. Ich glaube, Sie haben 
gesagt, das ist nicht problematisch. Ich glaube, das 
war ein Versprecher. Es ist sehr problematisch, und 
das teilen wir auch. Das ist es auch in Bremerhaven, 
wo die CDU mitregiert. Darauf müssen wir in bei-
den Städten reagieren. Das ist nicht ein Problem, 
das diese Regierung oder diese Koalition struktu-
rell hat, sondern es zieht sich durch beide Städte, 
egal wer regiert. 

Es ist so, dass wir viele Kinder haben, die in die 
Kita, in die Schule kommen, und darum wollen wir 
uns als Koalition kümmern. Das Sprachkonzept 
wird bald vorgelegt, und ich glaube, damit werden 
wir einen guten Schritt nach vorn machen. 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 31. Sitzung am 17.11.2021 und 18.11.2021 4275 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Aber zurück zum Thema: Wir begrüßen den 
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für 
Grundschulkinder ab 2026 ganz ausdrücklich und 
werden alles dafür tun, dass Eltern, die für ihr Kind 
einen Platz wünschen, diesen auch bekommen. Es 
ist gut, dass der Ganztagsanspruch ab 2026 noch 
einmal ordentlich Schwung in den Ausbau bringt. 

Ehrlicherweise, ja, das gehört auch zur Wahrheit 
mit dazu: In den letzten Jahren ist es nicht in dem 
Tempo vorangegangen, das wir uns gewünscht ha-
ben. Aber ich glaube, das weiß auch die Senatorin, 
und in fast jedem oder in vielen Interviews, die ich 
von ihr gehört habe, war das auch immer Thema, 
dass wir hier ordentlich vorankommen müssen. Ich 
glaube, das werden wir tun. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Mit der Schulstandortplanung 2018 und 2020 – das 
hat Gönül Bredehorst schon erwähnt – haben wir 
im Hinblick auf den Rechtsanspruch bereits den 
ambitionierten Beschluss gefasst, dass alle Grund-
schulen und Förderzentren in den gebundenen 
Ganztag überführt werden sollen und dementspre-
chend für alle Aus- und Neubauvorhaben bereits 
entsprechende Standards für Ganztag geplant wer-
den. Die gute Nachricht ist, dass bereits für 23 der 
noch 31 Grundschulen, die noch nicht im Ganztag 
sind, konkrete Ausbaupläne vorliegen. Der Rest 
wird bald folgen. 

Die Senatsbaukommission – zwei Mitglieder sitzen 
da – hat sich auch mit dem Ziel gefunden, bei die-
sem Thema voranzukommen und die Abstimmung 
zu verkürzen. Ich glaube, das funktioniert, und die 
Früchte werden sich bald zeigen. Der Rechtsan-
spruch wächst ab 2026 beginnend mit der ersten 
Klasse hoch, und das bedeutet, dass mit jedem Ka-
lenderjahr ein weiterer Grundschuljahrgang dazu-
kommt. Das gibt uns Zeit bis 2029, die wir intensiv 
nutzen müssen, damit diese Kapazitäten dann in al-
len Stadtteilen in Bremen und Bremerhaven vor-
handen sind. 

Trotzdem wird es eine Übergangszeit brauchen, bis 
wir ausreichend Ganztagsplätze geschaffen haben, 
um dem Rechtsanspruch gerecht zu werden. Bis 
dahin brauchen wir auch alternative Betreuungs-
angebote wie die Horte. Diese müssen weiterhin si-
chergestellt werden, um die Ansprüche der Eltern 
erfüllen zu können. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD) 

Es ist wichtig, bis dahin allen Schulen, die auf dem 
Weg sind, weiterhin eine engmaschige Begleitung 
und Unterstützung angedeihen zu lassen, und die 
Senatorin wird gleich mitteilen, wie sie das macht. 
Dazu gehört auch Unterstützung bei dem Einbezug 
von Kooperationspartnern aus dem Sport. Das ist 
nicht immer einfach. Die Sportvereine haben nicht 
ohne Weiteres Personal, das nachmittags um 
14 Uhr in der Schule aushelfen kann. Das ist nicht 
leicht, und das funktioniert nicht einfach. Da müs-
sen Wege gefunden werden und es muss miteinan-
der gesprochen werden. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Warum 
machen Sie das nicht da, wo Sie es können?) 

Ich kenne viele Schulen, in denen das auch ge-
macht wird. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Gut, ich 
kenne auch viele Schulen, in denen es nicht ge-
macht wird!) 

Na gut, da müssen wir vielleicht noch mehr dafür 
sorgen, dass die, die es machen, denen, die es nicht 
machen, erzählen, wie es geht. 

Meine Kolleg:innen aus der Koalition haben in ih-
ren Beiträgen ausreichend dargelegt, warum die 
Koalition den Antrag ablehnen wird. Ich möchte 
zum Ende noch einmal erwähnen, dass ein rein 
quantitativer Ganztagsschulausbau die Bildungs- 
und die Chancengerechtigkeit nicht allein ent-
scheidend verbessern wird, sondern dass die Ange-
bote auch qualitativ abgesichert werden müssen. 
Dafür setzt sich die Koalition mit allen Kräften ein, 
damit sich Eltern und Kinder hier in Bremen auf 
eine gute qualitative Ganztagsbetreuung und gu-
ten Unterricht verlassen können. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Birgit Bergmann das 
Wort. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Wenn 
man einen Antrag für etwas Quantitatives stellt, 
dann ist das nicht gegen Qualität, sondern wir 
brauchen beides, und ganz grundsätzlich: Man 
kann das eine nicht gegen das andere ausspielen. 

(Beifall FDP) 
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Von Frau Strunge und von Frau Bredehorst haben 
wir gehört, ja, es gibt diese Standortplanung, es 
läuft alles, deswegen lehnen wir das auch ab. Ich 
weiß nicht, ob Sie ab und zu den „Weser-Kurier“ 
lesen. Sie können das gern noch einmal tun. Da 
kann man hervorragend nachlesen, dass Sie Ihrem 
Ausbauplan jetzt schon meilenweit hinterherhän-
gen. Wir wollen nicht wie hier gesagt eine diffuse 
Beschleunigung, 

(Zuruf Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]) 

sondern eine stadtteilscharfe Planung, mit Finan-
zen und einem Zeitplan unterlegt und so weiter 
und so weiter. 

Liebe Frau Bredehorst, zu diesen Hinweisen, dass 
die liebe Senatorin bestimmt gute Ideen für den 
Übergang in den Ganztag hat, dazu muss ich sa-
gen: Ich würde mir wünschen, dass aus Ihrer Frak-
tion – –, auch von Ihnen als Person, liebe Frau 
Bredehorst. Sooft ich Sie in irgendwelchen Aus-
schüssen oder Deputationen erlebe, ich habe noch 
nie auch nur einen einzigen kreativen inhaltlichen 
Vorschlag von Ihnen gehört. 

(Abgeordneter Martin Günthner [SPD]: Unerhört! – 
Unruhe SPD) 

Auch das darf die Aufgabe einer SPD-Fraktion 
sein, dass man selbst Vorschläge macht und nicht 
nur alles bei der Senatorin und im Ressort verortet. 

(Beifall FDP) 

Das ist durchaus die Rolle einer Partei, und zu kri-
tisieren, 

(Zuruf Abgeordneter Kevin Lenkeit [SPD]) 

inhaltlich zu kritisieren, ist auch Aufgabe einer 
Fraktion hier im Parlament. 

(Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]: Ganz sicher 
nicht vor der Opposition!) 

Es ist etwas anderes, was hier sitzt und was da sitzt. 
Das wollte ich erklären. 

(Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]: Vielen 
Dank für die Belehrung!) 

Gern! Jetzt noch einmal zu dem Thema Ganztags-
schulen und Strukturen für Kooperationen, das ist 
mir wirklich ein ganz wichtiges Anliegen. Wenn 
wir über Ganztagsschulen nachdenken, bei allen 

Kontroversen, die wir haben, ist das wirklich eine 
Herausforderung, die wir bitte im Sinne unserer 
Kinder schaffen müssen: Diese Strukturen für diese 
Kooperationen zu schaffen. 

Ich bin letzte Woche – ich habe es hier schon ge-
sagt, ich weiß gar nicht, mit wem ich darüber gere-
det habe – von einem Vereinsleiter angesprochen 
worden, und der hat gesagt: Wenn der Ganztag 
kommt, dann kommen die Kinder nicht mehr zum 
Sport, denn dann kommen die erst um 16 Uhr, und 
dann hinten dranhängen, dann bekommen wir 
keine Hallen. Da habe ich gesagt: Nein, so kann 
das nicht laufen. Man muss miteinander reden und 
es muss ineinandergreifen. 

Dafür müssen aber die Strukturen geschaffen wer-
den, dafür muss man mit den Vereinen, mit den 
Kirchen, mit den Projekten, mit den Initiativen im 
Gespräch sein. Natürlich muss die Initiative von 
der Behörde ausgehen, damit die Kriterien und 
auch die Strukturen für die Kooperation klar sind 
und die Vereine et cetera wissen, was sie machen 
sollen, damit sie andocken können. 

(Beifall FDP) 

In den Ganztag zu gehen heißt nicht, von früh bis 
abends Mathematik zu machen, sondern dass ge-
nau diese Dinge funktionieren. Deshalb ist es mir 
ein ganz großes Anliegen, das ich auch der Senato-
rin sehr ans Herz legen will, dass wir gut aufpassen, 
das gut vorbereiten und dann auch zu einem guten 
Ergebnis kommen. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Gönül Bredehorst das 
Wort. 

Abgeordnete Gönül Bredehorst (SPD): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen, liebe 
Kollegen! Eigentlich wollte ich gar nicht noch ein-
mal nach vorn kommen, aber Frau Bergmann hat 
mich jetzt persönlich angegriffen, 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Nicht Sie 
persönlich! – Unruhe CDU, FDP) 

also nicht nur meine Fraktion, sondern mich per-
sönlich, und das finde ich nicht in Ordnung. Die Sa-
che ist doch: Erstens einmal ist es als Opposition 
Ihre Aufgabe, kritisch nachzufragen. 
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(Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]: Das ist auch 
Ihre Aufgabe!) 

Wenn ich etwas wissen möchte, dann wende ich 
mich an das Ressort, und ich bekomme eine Ant-
wort, und ich werde auch meine Anliegen beim 
Ressort los. Werden Sie übrigens auch, wenn Sie 
dort anrufen. So, das zum einen. 

(Beifall SPD) 

Zum anderen: Ich weiß nicht, an wie viel teilgebun-
denen und gebundenen Ganztagsschulen Sie in 
den einzelnen Stadtteilen waren. Natürlich gibt es 
da Kooperationen. Die Ganztagsschulen leben von 
diesen Kooperationen. Dass Sie jetzt so tun, als 
würden die da den ganzen Tag pauken und nichts 
machen, das stimmt doch gar nicht. Das wollte ich 
jetzt noch einmal loswerden. 

(Zuruf Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]) 

Ja, Frau Bergmann, Sie haben das jetzt so darge-
stellt, als wenn außer zu lernen in einer Ganztags-
schule nichts stattfindet, und das stimmt so nicht. 
Die Schulen sind so autonom, sie beharren ja auch 
auf Autonomie, dass sie sich in ihren Stadtteilen 
orientieren und mit Musikschulen, mit Musikpäda-
gogen, -pädagoginnen, mit den Sportvereinen ver-
netzen und eben auch Angebote machen. Das ist 
die Wahrheit. 

Frau Averwerser sagte: Darüber müssen wir erst 
reden. Sie möchten ja ein Buch haben, aufgeschrie-
ben haben, wie die Rahmenbedingungen sind, da-
mit Vereine und außerschulische Träger in Schule 
gehen können. Das brauchen sie nicht, sie machen 
es automatisch. Das funktioniert so. Das machen 
die Schulen selbstständig. Wenn Sie gern darüber 
diskutieren wollen, einen Leitfaden, ein Qualitäts-
managementbuch oder was weiß ich, 

(Zuruf Abgeordnete Yvonne Averwerser [CDU]) 

dann können wir das gern in der Deputation ma-
chen. Nichts weiter habe ich in meinem Vortrag ge-
sagt. So! – Danke! 

(Beifall SPD) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen aus den Reihen der Abgeordneten liegen 
nicht vor, deswegen erhält als nächste Rednerin 
Senatorin Sascha Karolin Aulepp das Wort. 

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, liebe Damen und Herren Abge-
ordnete! Eigentlich wollte ich ja jetzt noch etwas 
ausholen, weil mir das immer so gut gefällt, wenn 
ich auch ein bisschen die Geschichte herleiten 
kann, zum Beispiel vom Ganztagsschulausbau, 
dass wir nämlich erst dem konservativen Rollback 
des 20. Jahrhunderts zu verdanken haben, dass wir 
keine Ganztagsschule mehr haben, sondern eine 
klassische Halbtagsschule. Erst, weil die Kinder zu 
Hause auf dem Feld und in den Betrieben arbeiten 
sollten, und dann, weil das irgendwie besser ins 
Bild passte und besser funktionierte, um die klassi-
sche Rollenaufteilung zu perpetuieren. Angesichts 
der fortgeschrittenen Stunde belasse ich es aber 
dabei und sage an der Stelle, dass die Welt – –. 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: In den 
80er-Jahren hatten wir schöne Ganztagsmodelle in 
Bremen!) 

Wir haben auch jetzt schöne Ganztagsschulen in 
Bremen, 

(Beifall SPD) 

und zwar immer mehr. Heute sieht die Welt insge-
samt erfreulicherweise anders aus. Frau Aver-
werser hat schon darauf hingewiesen. Nicht in al-
len Teilen Deutschlands ist die Einigkeit fraktions-
übergreifend so groß, wie wichtig Ganztagsbetreu-
ung und insbesondere Ganztagsschule für Kinder 
und Jugendliche ist, aber hier in Bremen ist diese 
Einigkeit groß, und dafür möchte ich mich an dieser 
Stelle auch noch einmal bedanken. 

(Beifall SPD) 

Ganztagsschule ist wichtig, und da denken wir vom 
Kind aus. Ja, es ist gut für die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf, dass Kinder ganztags zur Schule 
gehen, und insbesondere für Frauen, einerseits für 
die Alleinerziehenden, die ja noch zum allergröß-
ten Teil Frauen sind, und natürlich auch, weil im-
mer noch in den meisten Familien auf die Frage, 
wer eigentlich zugunsten der Nachmittagsbetreu-
ung der Kinder zu Hause bleibt, die Entscheidung 
zugunsten der Frau fällt. Jetzt könnte ich wieder 
auch noch ein bisschen über die Frage der unglei-
chen Lohn- und Gehaltsgefüge und -bedingungen 
ausholen, Frau Averwerser schüttelt schon den 
Kopf, 

(Abgeordnete Yvonne Averwerser [CDU]: Das 
hatte nichts mit Ihnen zu tun, Entschuldigung!) 



4278 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 31. Sitzung am 17.11.2021 und 18.11.2021 

damit wir dann vielleicht doch zügig nach Hause 
kommen. 

Wichtig ist es für die Kinder, das hat etwas mit Bil-
dungsgerechtigkeit zu tun, und zwar profitieren 
davon nicht nur die Kinder, die aufgrund verschie-
dener Problemlagen zu Hause weniger Unterstüt-
zung bekommen als andere, sondern davon profi-
tieren alle Kinder, wenn sie gemeinsam mehr Bil-
dungszeit und individuelle Förderung erhalten, üb-
rigens insbesondere im gebundenen Ganztag mit 
rhythmisiertem Unterricht und natürlich unter Ein-
bindung der lokalen Akteure. Ich bin da sehr froh 
und dankbar, dass wir auch an der Stelle selbstbe-
wusste und kompetente Schulen haben, die das 
richtig gut hinbekommen, und super vernetzte 
Schulleitungen, die das auch untereinander aus-
tauschen. 

Deshalb, glaube ich, wäre es nicht der richtige 
Weg, wenn wir jetzt von oben Konzepte auf-
oktroyieren, sondern an der Stelle eben auch da-
raufsetzen, dass das, was sich in der Praxis gut be-
währt, fortgesetzt wird und eben auch als Best-
Practice-Beispiel dienen kann. 

(Beifall SPD) 

Hier geht es ja aber darum: Wie geht das eigentlich 
mit dem Rechtsanspruch? Das konzediert ja auch 
der Antrag. Rechtsanspruch allein schafft noch 
keine Plätze. Wir haben auch gehört, wir müssen 
nicht nur Ganztagsschulen ausbauen – insofern hat 
sich die Situation seit der ersten Schulstandortpla-
nung 2016 deutlich verändert –, sondern wir müs-
sen massiv Schulen ganz neu bauen – Frau Aver-
werser hat auf die Grundschulen hingewiesen –, 
und natürlich ist es richtig, diese neuen Grund-
schulen dann auch gleich als Ganztagsschulen zu 
konzipieren und zu bauen. 

Das entbindet uns nicht von der Aufgabe, die jetzt 
schon bestehenden Grundschulen – und es gibt, 
auch wenn wir da große Schritte vorangegangen 
sind, eben immer noch etliche, die noch keine 
Ganztagsgrundschulen sind – zu solchen auszu-
bauen. Da haben wir uns auf den Weg gemacht. 

Das ist übrigens auch nicht das Einzige, was wir 
bauen. Wir bauen auch noch Kitas, wir rüsten 
Schulen um, um den Anforderungen der Inklusion 
zu begegnen. Da sind viele Bausteine nötig, die wir 
nacheinander aufeinanderstapeln, und natürlich 
hilft uns da auch die finanzielle Unterstützung des 
Bundes, aber manche reden dann vom Tropfen auf 
den heißen Stein. Das will ich nicht sagen, weil das 

schon ein ordentlicher Batzen ist, aber natürlich 
wünsche ich mir, dass da die zukünftige Bundesre-
gierung auch noch einmal ordentlich einsteigt, bei 
der Finanzierung von Bau und Umbau der Ge-
bäude. 

Über die Frage, dass wir auch weiter zusätzliche 
Fachkräfte brauchen, weil es eben nicht nur damit 
getan ist, Gebäude hinzustellen, in denen sich die 
Kinder aufhalten können, sondern die sollen in die-
sem Ganztagsschulangebot ja auch etwas Vernünf-
tiges angeboten bekommen, – –. Auch da sind die 
Herausforderungen groß, um den Kindern mit ih-
ren Bedürfnissen gerecht zu werden, und auch da 
werden wir uns noch intensiv untereinander unter-
halten müssen – die Bildungspolitikerinnen 
und -politiker, die Schulen und auch die Personal-
vertretungen –, weil wir uns da breiter werden auf-
stellen müssen, was das Personal angeht – da müs-
sen wir wirklich zu multiprofessionellen Teams 
kommen, das wird möglicherweise zu Auseinan-
dersetzungen führen –, damit wir ausreichend Per-
sonen haben, die in Schulen, in Kitas mit den Kin-
dern vernünftig arbeiten, zum Wohl der Kinder, das 
uns allen am Herzen liegt. 

Zur Frage Schulausbauplanung im Land oder ob 
das eigentlich geht, ist ja hier auch schon viel ge-
sagt worden. Ja, wir haben vor, sämtliche Grund-
schulen und Förderzentren zu gebundenen Ganz-
tagsschulen auszubauen. Ja, wir werden auch bei 
den weiterführenden Schulen den Ganztag im 
Blick behalten, aber erst einmal geht es um die 
Schulen, in denen die Kapazitäten ausgebaut wer-
den, weil auch das niemand bestreiten wird: Natür-
lich muss jedes Kind im Land Bremen einen Schul-
platz haben, mit dem es die Schulpflicht erfüllen 
kann. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Erlauben Sie mir noch einen Satz: Natürlich, wenn 
der Ganztagsanspruch für Grundschulkinder 
kommt, dann werden wir, auch wenn wir uns das 
alle wünschen, vermutlich noch nicht so weit sein, 
dass wir das als Ganztagsschulanspruch erfüllen 
können, einfach weil Planen und Bauen lange dau-
ert und weil Personalqualifizierung und -akquise 
auch lange dauert. Natürlich werden wir dann die-
sen Anspruch auf Ganztagsbetreuung in den Hor-
ten, in den Schülertreffs und möglicherweise noch 
in anderen Angeboten sicherstellen, auch wenn 
das Ziel der Ausbau von Ganztagsschulen mit 
rhythmisierten Angeboten ist. 
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Wir lassen die Ärmel hochgekrempelt, das verspre-
che ich Ihnen, so lange, bis jedes Kind den Kita-
platz und den Schulplatz erhält, mit dem es optimal 
gefördert wird. – Herzlichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, FDP, Abgeordneter Heinrich Löh-
mann [AfD], Abgeordneter Jan Timke [BIW]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Uwe Felgenträger [AfD]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Gesetz zur Ausführung des Gesetzes über das 
Studium und den Beruf von Hebammen und der 
Studien- und Prüfungsverordnung für Hebammen 
(Hebammenausführungsgesetz – HebAusfG)  
Mitteilung des Senats vom 19. Oktober 2021  
(Drucksache 20/1137) 

Interfraktionell wurde vereinbart, diesen Tages-
ordnungspunkt noch einmal aufzurufen. Heute 
Vormittag wurde in erster Lesung der Gesetzesan-
trag beschlossen. Es wurde vereinbart, die Vorlage 
nach der ersten Lesung zur Beratung und Bericht-
erstattung an den Ausschuss für Wissenschaft, Me-
dien, Datenschutz und Informationsfreiheit zu 
überweisen. 

Wer dieser Überweisung seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) überweist 
entsprechend. 

(Einstimmig) 

Stärkung der Beteiligung der Bremischen Bür-
gerschaft am Erlass von Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Coronapandemie – 1. Änderung 
des Bremischen Gesetzes zur Stärkung der Betei-
ligung der Bürgerschaft (Landtag) bei dem Erlass 
von Verordnungen zum Schutz vor Neuinfektio-
nen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 auf 
Grundlage von § 32 des Infektionsschutzgesetzes 
(Coronaverordnung-Beteiligungsgesetz)  
Antrag der Fraktionen der CDU, der SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, DIE LINKE und der FDP  
vom 16. November 2021  
(Drucksache 20/1161) 

Wir kommen zur ersten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in erster Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung. 

(Einstimmig) 

Meine Damen und Herren, damit sind wir tatsäch-
lich am Ende der Tagesordnung angekommen. Ich 
schließe die Sitzung und wünsche Ihnen allen, dass 
Sie froh und munter bleiben. 

(Schluss der Sitzung 18:04 Uhr) 
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Anhang zum Plenarprotokoll 

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus 
der Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) vom 

18. November 2021 

Anfrage 10: Pflegekinder im Ausland  
Anfrage der Abgeordneten Jan Timke und Peter 
Beck (BIW)  
vom 14. Oktober 2021 

Wir fragen den Senat: 

1. Wie viele Kinder und Jugendliche, die sich aus 
Fürsorgegründen in behördlicher Obhut der 
Städte Bremen oder Bremerhaven befanden, 
wurden im Zeitraum zwischen dem 1. Ja-
nuar 2017 und dem 31. Juli 2021 zur intensivpä-
dagogischen Erziehungshilfe bei Familien im 
Ausland untergebracht? Bitte getrennt nach Jah-
ren und Kommunen ausweisen. 

2. In welche Länder wurden die Kinder und Ju-
gendlichen aus Frage 1 verbracht und wie hoch 
waren die von den Kommunen zu tragenden 
Kosten für die Hilfen zur Erziehung durch Fami-
lien im Ausland? Bitte getrennt nach Jahren aus-
weisen. 

3. In wie vielen Fällen mussten Maßnahmen der 
intensivpädagogischen Erziehungshilfe bei Fa-
milien im Ausland im oben genannten Zeitraum 
vorzeitig abgebrochen werden und welche 
Gründe haben die Behörden zu dieser Entschei-
dung jeweils bewogen? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: Zwischen dem 1. Januar 2017 und 
31. Juli 2021 hat das Jugendamt Bremen im Rah-
men von intensivpädagogischen Maßnahmen 
gemäß § 35 SGB VIII vier Jugendliche bei Fami-
lien im Ausland untergebracht. Dabei hat es sich 
in den Jahren 2017 und 2018 um jeweils eine 
Person gehandelt, im Jahr 2019 waren es zwei 
Personen. Das Jugendamt Bremerhaven hat 
keine Kinder oder Jugendliche im Ausland un-
tergebracht. 

Zu Frage 2: Die Träger der Maßnahmen haben 
in den genannten Fällen mit den Ländern Polen, 
Rumänien und Spanien kooperiert. Die Kosten 
beliefen sich in 2017 auf rund 75 000 Euro, in 
2018 auf rund 94 000 Euro, in 2019 auf rund 
106 000 Euro, in 2020 auf rund 95 000 Euro und 
bis Juli 2021 auf rund 8 000 Euro. 

Zu Frage 3: In einem Einzelfall wurde die Maß-
nahme auf Wunsch des jungen Menschen früh-
zeitig beendet. Das Einverständnis der Jugend-
lichen ist eine Grundvoraussetzung für die Maß-
nahmen im Ausland. 

Anfrage 11: Meldungen von Coronaerkrankun-
gen bei der Unfallkasse der Freien Hansestadt 
Bremen als Arbeitsunfall  
Anfrage der Abgeordneten Miriam Strunge, Nel-
son Janßen, Sofia Leonidakis und Fraktion DIE 
LINKE  
vom 14. Oktober 2021 

Wir fragen den Senat: 

1. Wie viele Coronaerkrankungen wurden bei 
der Unfallkasse der Freien Hansestadt Bremen 
seit März 2020 als Arbeitsunfall von Kita-Kin-
dern, Schüler:innen oder Studierenden gemel-
det; falls möglich, bitte nach Stadtgemeinden 
aufschlüsseln. 

2. Wie viele Coronaerkrankungen wurden seit 
März 2020 bei der Unfallkasse als Arbeitsunfall 
von Angestellten im öffentlichen Dienst gemel-
det; falls möglich, bitte nach Stadtgemeinden 
aufschlüsseln. 

3. Wie wird in Kitas, an Schulen, in Hochschulen 
und in den anderen Dienststellen des öffentli-
chen Dienstes in beiden Stadtgemeinden darauf 
hingewiesen, dass eine nachweislich in diesen 
Einrichtungen erfolgte Coronainfektion als Ar-
beitsunfall gemeldet werden kann und dies so-
wohl für Beschäftigte als auch Kinder, Schü-
ler:innen und Studierende gilt? 

Antwort des Senats: 

Vorbemerkung: Die Zahlen zu Frage 1 und 2 
sind bereinigt um Vorgänge, die wegen Unzu-
ständigkeit von der Unfallkasse der Freien Han-
sestadt Bremen weitergeleitet oder aufgrund von 
Versicherungsfreiheit der verbeamteten Perso-
nen abgelehnt wurden. 

Zu Frage 1: Bei der Unfallkasse der Freien Han-
sestadt Bremen sind für Kinder in Kindertages-
einrichtungen, Schüler:innen und Studierende 
fünf Arbeitsunfälle verzeichnet, vier in Bremen, 
einer in Bremerhaven. 
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Zu Frage 2: Bei der Unfallkasse der Freien Han-
sestadt Bremen sind für die Mitgliedsbetriebe 
der Unfallkasse der Freien Hansestadt Bremen 
24 Arbeitsunfälle verzeichnet, 16 in Bremen, 
acht in Bremerhaven. Gehören die Mitgliedsbe-
triebe zum Gesundheitsdienst oder zur Wohl-
fahrtspflege, werden COVID-19-Erkrankungen 
in der Regel als Berufskrankheit der Ziffer 3101 
angezeigt. 

Zu Frage 3: Die Unfallkasse der Freien Hanse-
stadt Bremen hat ihren Mitgliedsunternehmen 
mit E-Mail vom 8. Oktober 2020 ein ausführli-
ches Informationsschreiben mit dem Betreff 
„COVID-19-Erkrankung als Arbeitsunfall oder 
Berufskrankheit“ zukommen lassen und dabei 
insbesondere um die Weiterleitung an die zuge-
ordneten Dienststellen gebeten. Ergänzend er-
folgten Veröffentlichungen auf der Homepage 
„https://www.ukbremen.de“. Unabhängig da-
von wurden von der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung e. V., DGUV, überregio-
nale/bundesweite Informationskampagnen 
durchgeführt. Dazu gehört auch die Unterrich-
tung der Ärzteschaft, damit auch Ärztinnen und 
Ärzte mögliche Arbeitsunfälle oder Berufskrank-
heiten direkt beim zuständigen Unfallversiche-
rungsträger anzeigen. 

Der Magistrat der Stadt Bremerhaven hat seinen 
Beschäftigten sowohl das Schreiben der Unfall-
kasse als auch weitere Informationen hierzu un-
verzüglich über das Intranet zur Verfügung ge-
stellt. Die Hochschulen wurden ebenfalls durch 
die Senatorin für Wissenschaft und Häfen ent-
sprechend informiert. Bei einer Meldung eines 
positiven Coronafalls zum Beispiel an der Uni-
versität, wird bei der Kontaktkettenermittlung 
auch die Möglichkeit einer meldepflichtigen 
Coronaerkrankung als Arbeitsunfall mitbewer-
tet. 

Über die Homepage des Referats Arbeits-, Ge-
sundheits- und Umweltschutz wird darauf hin-
gewiesen, dass bei einer wissentlichen Infektion 
während des Dienstes mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 eine Meldung erfolgen kann. Dies 
würde eine Prüfung im Rahmen der Unfallana-
lyse sowie gegebenenfalls bei nachweislicher In-
fektion im beruflichen/studierenden Umfeld o-
der auf dem Weg beziehungsweise von der Uni-
versität eine anschließende Meldung als Arbeits-
unfall bei der Unfallkasse der Freien Hansestadt 
Bremen nach sich ziehen. 

Das Gesundheitsressort informierte mündlich 
wie schriftlich im Betrieblichen Gesundheitsma-
nagement (BGM) Erfahrungsaustausch über die 
Notwendigkeit der Meldung eines Arbeitsunfal-
les bei den Unfallversicherungsträgern, wenn 
die Infektion während der Tätigkeit oder dem 
Arbeitsweg vermutet wird. Diese Information 
wurde durch das Referat Gesundheitsmanage-
ment im bremischen öffentlichen Dienst beim 
Senator für Finanzen mündlich wie auch schrift-
lich an das „Netzwerk Betriebliches Gesund-
heitsmanagement im bremischen öffentlichen 
Dienst“, in dem sich BGM-Beauftragte der bre-
mischen Dienststellen fachlich austauschen und 
an die Netzwerkveranstaltung „Runder Tisch 
BEM“, in der sich die Beauftragten für das be-
triebliche Eingliederungsmanagement der bre-
mischen Dienststellen fachlich austauschen, 
weitergegeben. 

Anfrage 12: Weitergabe von Daten über Can-
nabiskonsument:innen an die Führerscheinstelle  
Anfrage der Abgeordneten Olaf Zimmer, Sofia 
Leonidakis, Nelson Janßen und Fraktion DIE 
LINKE  
vom 19. Oktober 2021 

Wir fragen den Senat: 

1. Werden auch in Bremen Daten von Drogen-
konsument:innen bei Vorliegen einer sogenann-
ten geringfügigen Menge Cannabis an die Füh-
rerscheinstelle weitergegeben, wenn diese in 
keinem sachlichen und zeitlichen Zusammen-
hang zur Teilnahme am Straßenverkehr steht? 

2. Wenn ja, wie oft wurden solche Daten in den 
vergangenen zwei Jahren an die Führerschein-
stelle weitergegeben? 

3. Welche landesrechtlichen Maßnahmen wur-
den ergriffen oder sind geplant, um diese Praxis 
abzustellen? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: Die Polizei ist nach § 2 Absatz 12 
Straßenverkehrsgesetz zum Zwecke von Eig-
nungs- und Befähigungsprüfungen von Fahrer-
laubnissen verpflichtet, bekannt gewordene In-
formationen über Tatsachen, die auf nicht nur 
vorübergehende Mängel hinsichtlich der Eig-
nung oder auf Mängel hinsichtlich der Befähi-
gung einer Person zum Führen von Kraftfahrzeu-
gen schließen lassen, den Fahrerlaubnisbehör-
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den zu übermitteln. Hier inbegriffen ist im Hin-
blick auf § 14 Absatz 1 Fahrerlaubnis-Verord-
nung grundsätzlich auch die Weitergabe der Da-
ten bei Vorliegen von Sachverhalten mit einer 
sogenannten geringfügigen Menge Cannabis, 
auch wenn sie in keinem sachlichen und zeitli-
chen Zusammenhang zum Straßenverkehr steht. 
Diese Vorgehensweise gilt bundesweit und sie 
verletzt nach verwaltungsgerichtlicher Recht-
sprechung auch nicht das Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung. 

Zu Frage 2: Zur Beantwortung der Frage war so-
wohl eine Recherche mit Suchbegriffen als auch 
eine händische Durchsicht erforderlich. In Bre-
merhaven wurden im angefragten Zeitraum, 
Stand: 28. Oktober 2021, neun Mal solche Daten 
an die Fahrerlaubnisbehörde weitergeleitet. In 
Bremen wurden im gleichen Zeitraum 61 solcher 
Datensätze an die Fahrerlaubnisbehörde weiter-
geleitet. 

Zu Frage 3: Es können und werden keine landes-
rechtlichen Maßnahmen ergriffen. Die Polizei ist 
an die gesetzlichen Vorgaben des § 2 Absatz 12 
StVG gebunden. 

Anfrage 13: Kinder und Jugendliche als pfle-
gende Angehörige im Land Bremen  
Anfrage der Abgeordneten Birgitt Pfeiffer, Mus-
tafa Güngör und Fraktion der SPD  
vom 1. November 2021 

Wir fragen den Senat: 

1. Inwieweit hat der Senat Kenntnis über die so-
genannten Young Carers, also Kinder und Ju-
gendliche, die sich um die häusliche Pflege von 
Angehörigen kümmern, und sind dem Senat da-
hingehend empirische Zahlen für das Land Bre-
men, falls möglich aufgeschlüsselt nach Stadtge-
meinde Bremen und Bremerhaven, bekannt? 

2. Welche Maßnahmen gibt es bereits im Land 
Bremen, um diese Gruppe pflegender Kinder 
und Jugendliche aktiv zu unterstützen, und wel-
che weiteren Maßnahmen hält der Senat für not-
wendig? 

3. Inwieweit können bestimmte Maßnahmen 
und Projekte in anderen Bundesländern und 
Kommunen in diesem Zusammenhang auch für 
Bremen von Interesse sein und als Vorbild fun-
gieren? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: Der Sozialdienst Erwachsene hat 
Kenntnis von pflegebedürftigen Elternteilen, die 
im „Akzent-Wohnen“ oder mit ISB-Unterstüt-
zung leben. Hier gab es gelegentlich von Pflege-
diensten Rückmeldungen zu den überforderten 
Kindern. In diesen wenigen Einzelfällen wurde 
der Sozialdienst Junge Menschen des Jugend-
amtes beteiligt. Die genaue Anzahl der betroffe-
nen Kinder und Jugendlichen wurde nicht er-
fasst. 

Unabhängig davon hat das Jugendamt Bremen 
in Einzelfällen zu pflegenden Kindern und Ju-
gendlichen Kontakt. Die Einschätzung des Ju-
gendamtes ist, dass es in diesen Einzelfällen oft 
um Selbstbestimmung und die Angemessenheit 
von Verantwortungsübernahme geht. Für die 
Zielgruppe erfolgt kein gesondertes Controlling. 

Zu Frage 2: In Bremen ist beim „Paritätischen“ 
aus dem Engagement Einzelner ein Gruppenan-
gebot für pflegende Kinder und Jugendliche ent-
standen. Die Gruppe trifft sich monatlich an ei-
nem Nachmittag in der Zeit von 17:00 bis 19:00 
Uhr. Pflegedienste vor Ort erleben, dass Kinder 
und Jugendliche Pflegeaufgaben in der Familie 
übernehmen und dadurch in eine Überforde-
rungssituation geraten. So kann es beispiels-
weise sein, dass ein Vater pflegebedürftig ist, die 
Mutter als Pflegeperson vorgesehen ist, auf-
grund eigener Berufstätigkeit diese Anforde-
rung aber nicht erfüllen kann. Kinder und Ju-
gendliche führen in solchen Situationen Aufga-
ben der Grundpflege durch, wie Medikamenten-
gabe, Ausleeren des Urinbeutels, Essen anrei-
chen et cetera. Der erste Schritt in die Gruppe ist 
oft schambelastet, unterstützt die Betroffenen 
aber in den Situationen. 

Bei Pflegediensten sind vereinzelt Fälle bekannt, 
in denen Kinder aufgrund der Pflegesituation die 
Schule vernachlässigen und kaum soziale Kon-
takte zu Gleichaltrigen haben. In der Regel wird 
in diesen Fällen das Case Management seitens 
der Schule eingeschaltet. In der Selbsthilfe-
gruppe finden die Kinder Halt und treffen 
Gleichgesinnte. Aus Sicht des Jugendamtes han-
delt es sich um Einzelfälle, für die aus dem Um-
feld der Kinder- und Jugendhilfe keine geson-
derten Angebote erforderlich sind. Die zur Ver-
fügung stehenden Jugendhilfemaßnahmen sind 
ausreichend, um die spezifischen Bedarfe abzu-
decken, das Angebot der Selbsthilfegruppe ist 
eine sinnvolle spezifizierte Ergänzung. 
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Zu Frage 3: Die Internetseite „Pausentaste.de“ 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend ist ein „Portal für Young Ca-
rer“, auf dem Kinder und Jugendliche für ihre 
Fragen Unterstützung bekommen und Adressen 
in ihrer Nähe erfragen können. Die Informatio-
nen auf der Seite sind jugendgerecht aufbereitet 
und hervorragend geeignet, auch junge Men-
schen in Bremen zu informieren. 

Anfrage 14: Verausgabung von Finanzhilfen des 
Bundes für das Investitionsprogramm zum be-
schleunigten Infrastrukturausbau der Ganztags-
betreuung für Grundschulkinder  
Anfrage der Abgeordneten Yvonne Averwerser, 
Heiko Strohmann und Fraktion der CDU  
vom 4. November 2021 

Wir fragen den Senat: 

1. Inwiefern stellt der Senat sicher, dass das Land 
Bremen die ihm im Rahmen des Investitionspro-
gramms zum beschleunigten Infrastrukturaus-
bau der Ganztagsbetreuung für Grundschulkin-
der zustehenden Finanzhilfen unter Wahrung 
der innerhalb der zugehörigen Verwaltungsver-
einbarung verabredeten Frist vollständig ver-
ausgabt haben wird? 

2. In welchem finanziellen Umfang ist zum aktu-
ellen Zeitpunkt bereits ein hiermit unmittelbar 
im Zusammenhang stehender Mittelabfluss in 
welche jeweiligen Bauvorhaben erfolgt? 

3. Inwiefern kam es bei der Umsetzung besagter 
zur Förderung angemeldeter Bauvorhaben bis-
her zu Verzögerungen oder anderweitigen Prob-
lemen, sodass es Bremen gegebenenfalls nicht 
gelingen wird, die ihm zustehenden Fördermittel 
vollumfänglich fristgerecht zu verausgaben und 
welche Strategie verfolgt der Senat, um dieses 
Szenario zu vermeiden? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: Die vorgesehenen Projekte haben 
für die Senatorin für Kinder und Bildung, Immo-
bilien Bremen und den Umweltbetrieb eine hohe 
Priorität. Die für eine Förderung erforderlichen 
Rahmenbedingungen wurden eingehalten, es 
sind Teilprojekte gebildet worden und die Be-
auftragungen sind spätestens im Dezember 2020 
erfolgt. Zwischen den Beteiligten findet ein per-
manenter Austausch statt. Die Unternehmen 
sind aufgefordert, die Projekte möglichst weit 

voranzubringen und erbrachte Leistungen zeit-
nah abzurechnen. 

Zu Frage 2: Größere Summen für Baumaßnah-
men oder vorbereitende Baumaßnahmen der 
Stadtgemeinde Bremen sind bislang insbeson-
dere an der Schule Sodenmatt, der Schule an der 
Humannstraße, der Helene-Kaisen-Schule, der 
Schule an der Karl-Lerbs-Straße, der Schule an 
der Lessingstraße und der Schule an der Frei-
ligrathstraße erforderlich. Die Stadtgemeinde 
Bremerhaven setzt die zusätzlichen Bundesmit-
tel für die Goetheschule ein. 

Bis November 2021 wurden für das Land Bremen 
bereits Mittel im Umfang von 3 750 304,74 Euro 
zum Abruf angemeldet. Aufgrund haushalts-
technischer Probleme mit der Bundeskasse sind 
zum aktuellen Zeitpunkt noch keine Mittel tat-
sächlich vereinnahmt worden. Diese techni-
schen Probleme betreffen auch noch andere 
Bundesländer. Die Senatorin für Kinder und Bil-
dung bemüht sich hier jedoch gemeinsam mit 
der Bundeskasse eine Lösung zu finden. 

Zu Frage 3: Die vorgesehene Frist ist für Baupro-
jekte grundsätzlich eng bemessen. Der nicht vor-
hersehbare starke Anstieg der allgemeinen 
Nachfrage im Bausektor innerhalb des letzten 
Jahres hat zu einer sehr angespannten Markt-
lage geführt. Zusätzlich sind für einige erforder-
lichen Rohstoffe Lieferengpässe aufgetreten. 
Dadurch ist es zu Projektverzögerungen gekom-
men. Zudem setzen die Regelungen der Verwal-
tungsvereinbarung mit dem Bund voraus, dass 
die Mittel erst nach Eingang der Rechnungen 
abgerufen werden können. 

Vor dem Hintergrund der kurzen Fristsetzung 
und der hohen Hürden für den Mittelabruf hat 
die Senatorin für Kinder und Bildung bereits im 
ersten Quartal 2021 versucht, eine Fristverlänge-
rung beim Bund zu erwirken, nahezu alle Bun-
desländer stehen hier vor demselben Problem. 
Es konnte in Verhandlungen mit dem Bund zu-
nächst nur eine Fristverlängerung für die Vor-
lage der Verwendungsnachweise um drei Mo-
nate erwirkt werden. Die Verausgabung der 
Mittel müsste nach den geltenden Regelungen 
weiterhin bis Ende 2021 erfolgen. Aktuell plant 
allerdings Niedersachsen über eine Initiative im 
Bundesratsplenum, die Frist für die Förderung 
um ein Jahr, mindestens jedoch um sechs Mo-
nate zu verlängern, per sofortiger Sachentschei-
dung. Bremen unterstützt diese Initiative ebenso 
wie andere Bundesländer. 
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Anfrage 15: Wo bleibt die Zuweisungsrichtlinie 
für das nicht unterrichtende pädagogische Perso-
nal an den Schulen im Land Bremen?  
Anfrage der Abgeordneten Christine Schnittker, 
Yvonne Averwerser, Heiko Strohmann und Frak-
tion der CDU  
vom 4. November 2021 

Wir fragen den Senat: 

1. In welchem Erarbeitungsstand befindet sich 
die Zuweisungsrichtlinie für das nicht unterrich-
tende pädagogische Personal an den Schulen im 
Land Bremen, auf Grundlage derer die beiden 
Stadtgemeinden ab dem Schuljahr 2021/2022 ei-
gentlich Mittel des Landes zugewiesen bekom-
men sollten und ab wann soll dies endlich in 
Kraft treten? 

2. Welche Gründe haben zu einer derartigen 
Verzögerung bei der Erarbeitung beziehungs-
weise Einführung besagter Zuweisungsrichtlinie 
geführt und was unternimmt der Senat, um diese 
Probleme nun schleunigst zu überwinden? 

3. Inwiefern entsprechen die im aktuellen Haus-
haltsentwurf für die Jahre 2022/2023 eingestell-
ten Mittel für das nicht unterrichtende pädago-
gische Personal an Schulen in Bremen und Bre-
merhaven den tatsächlich entstehenden jeweili-
gen Kosten der beiden Schulträger und was un-
ternimmt der Senat, um diese etwaigen finanzi-
ellen Diskrepanzen gegebenenfalls zu beseiti-
gen? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: Das Land Bremen erstattet seit 2020 
den beiden Stadtgemeinden Bremen und Bre-
merhaven, wie in § 8 Finanzzuweisungsgesetz 
festgeschrieben, die tatsächlichen Kosten für das 
nicht unterrichtende pädagogische Personal. In 
den parallel hierzu begonnenen Beratungen zur 
Erarbeitung einer Landeszuweisungsrichtlinie 
für das nicht unterrichtende pädagogische Per-
sonal, an denen neben der Senatorin für Kinder 
und Bildung und dem Magistrat der Stadt Bre-
merhaven auch die Senatskanzlei und der Sena-
tor für Finanzen beteiligt waren, mussten zuerst 
einheitliche und vergleichbare Datengrundla-
gen zwischen den beiden Stadtgemeinden ge-
schaffen werden. Die Komplexität der unter-
schiedlichen Ausgangslagen sorgte dafür, dass 
eine Beschlussfassung bislang noch nicht erfolgt 
ist. 

Zu Frage 2: In den bisherigen Sitzungen der Ar-
beitsgruppe sind bei fast jeder Beschäftigungs-
gruppe des nicht unterrichtenden pädagogi-
schen Personals große Unterschiede in den De-
tails der Berechnungsgrundlagen von Bremen 
und Bremerhaven offenbar geworden. Eine An-
gleichung der detaillierten Parameter hätte zu 
nicht unbedeutenden Ressourcenverlusten auf 
der einen oder erheblichen Mehrbedarfen auf 
der anderen Seite geführt und wäre den unter-
schiedlichen Rahmenbedingungen und Prakti-
ken nicht gerecht geworden. 

Da eine Lösung dieser Problemlage auf dieser 
Detailebene nicht in Sicht ist, soll nun auf der 
Ebene der Landeszuweisungsrichtlinie ein weit-
gehender Verzicht auf Detailregelungen erfol-
gen, um zu pauschaleren Bemessungsgrundla-
gen zu kommen und die detaillierte Verteilung 
den kommunalen Zuweisungsrichtlinien zu 
überlassen. Dieser Ansatz würde den Stadtge-
meinden zugleich die Möglichkeit eröffnen, ei-
gene Schwerpunkte, Konzepte und Modelle um-
zusetzen, wo unterschiedliche Ausgangslagen 
dies sinnvoll oder notwendig erscheinen lassen. 

Zu Frage 3: Die in den aktuellen Haushaltsent-
würfen für die Jahre 2022/2023 eingestellten 
Mittel für das nicht unterrichtende pädagogische 
Personal an Schulen in Bremen und Bremer-
haven orientieren sich an den tatsächlich zu er-
wartenden Kosten der beiden Schulträger. 

Anfrage 16: Beteiligung Bremens am Technolo-
gietransfer-Programm Leichtbau des Bundes  
Anfrage der Abgeordneten Carsten Meyer-He-
der, Heiko Strohmann und Fraktion der CDU  
vom 8. November 2021 

Wir fragen den Senat: 

1. Inwiefern und mit welchem Ergebnis haben 
sich bremische Akteure für eine Förderung aus 
dem Technologietransfer-Programm Leichtbau 
des Bundes beworben? 

2. In welcher Programmlinie wurde eine Förde-
rung beantragt und gegebenenfalls bewilligt be-
ziehungsweise warum wurde keine Förderung 
beantragt? 

3. Sind dem Senat Initiativen zur Umsetzung von 
Forschungs-, Entwicklungs- und Transferpro-
jekten im Bereich Leichtbau bekannt, die mit-
hilfe des Bundesprogramms umgesetzt werden 
sollen, und inwiefern unterstützt er diese? 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 31. Sitzung am 17.11.2021 und 18.11.2021 4285 

Antwort des Senats: 

Zu den Fragen 1 und 2: Das Technologietransfer-
Programm Leichtbau, TTP LB, des BMWi ist im 
Mai 2020 gestartet. Zu diesem ersten Stichtag 
wurden bundesweit kurzfristig 180 Projektskiz-
zen mit mehr als 800 Projektbeteiligten einge-
reicht, davon rund 41 Prozent kleine und mitt-
lere Unternehmen (KMU), rund 26 Prozent 
Großunternehmen, rund 34 Prozent Forschungs-
einrichtungen/Hochschulen/et cetera. Die hohe 
Beteiligung der Wirtschaft, insbesondere der 
KMU, zeigt dabei den unmittelbaren Bedarf an 
Leichtbaulösungen insbesondere für die Mobili-
tätsbranchen, mehr als 50 Prozent der Anträge; 
davon mehr als die Hälfte aus der Automobilin-
dustrie. 

Auch zum zweiten Stichtag im Herbst 2020 
konnte der Erfolg des TTP LB mit rund 150 Skiz-
zen und über 700 Projektbeteiligten fortge-
schrieben werden. Die Beteiligung von KMU 
blieb dabei konstant bei rund 40 Prozent, die Be-
teiligung der Großunternehmen stieg dagegen 
auf rund 30 Prozent, die von Forschungseinrich-
tungen fiel dagegen leicht auf 30 Prozent. 

Hintergrund dazu ist vor allem die sehr starke 
Überzeichnung der Programmlinie 1 „Technolo-
gie“ im TTP LB, während die Programmlinie 2 
„CO2-Reduktion durch neue Konstruktion/Ma-
terialien“ und Programmlinie 3 „CO2-Reduktion 
durch Ressourceneffizienz/-substitution“ über 
eine erheblich bessere Mittelausstattung durch 
den Energie- und Klimafonds des Bundes verfü-
gen. Querschnittlich zu den drei wirkungsorien-
tierten Schwerpunkten wurden im TTP LB die 
Förderlinien „Demonstrationsvorhaben“ und 
„Standardisierung“ verankert, um einen Fokus 
auf anwendungsorientierte Forschung mit In-
dustrie und KMU zu legen. 

Bremische Akteure aus Wirtschaft und Wissen-
schaft haben sich rege und erfolgreich auf eine 
Förderung im Technologietransfer-Programm 
Leichtbau, TTP LB, beworben. Zum ersten Stich-
tag kamen rund drei bis vier Prozent der Antrag-
stellenden aus Bremen, die meisten Projekte 
wurden auch bewilligt. Die Zahl wirkt zunächst 
auf den ersten Blick gering gegenüber den An-
trägen aus Baden-Württemberg, Bayern und 
NRW mit jeweils um die 20 Prozent. Gemessen 
an der Bevölkerung zeigt sich hier allerdings ein 
anderes Bild: Bremen ist auf Platz 1 mit über 25 
Projektbeteiligten je eine Million Einwohner:in-

nen, weit vor Sachsen, Platz 2, mit 17 Projektbe-
teiligten. Im Vergleich waren die Stadtstaaten 
Berlin und Hamburg mit jeweils acht bis neun 
Projektbeteiligten je eine Million Einwohner:in-
nen im TTP LB vertreten. Auch zum zweiten 
Stichtag bewegte sich die bremische Beteiligung 
in ähnlicher Größenordnung. 

Für das Jahr 2021 liegen noch keine Zahlen vor, 
diese werden seitens des Projektträgers und dem 
BMWi zurzeit ausgewertet. Ebenso liegt dem Se-
nat keine umfassende Auswertung vor, welche 
bremischen Akteure mit welcher Fördersumme 
in welcher Programmlinie im TTP LB aktiv sind. 
Aus der Zusammenarbeit mit den Akteuren in 
den bremischen Innovationsfeldern sind ein-
zelne Projekte und Projektanträge des Faserin-
stituts Bremen, dem Leibniz-IWT, dem Fraun-
hofer IFAM, der ELiSE GmbH und dem DLR-RY 
bekannt. Exemplarisch für die bremische Betei-
ligung kann hier das Faserinstitut benannt wer-
den. Hier wurden im TTP LB rund eine Millionen 
Euro Drittmittel eingeworben, weitere rund 
0,9 Millionen Euro sind derzeit in Beantragung. 

Zu Frage 3: Insbesondere für die bremischen Ak-
teure der Innovationsplattform ECOMAT e. V ist 
das TTP LB eine gute Alternative zu Förderpro-
grammen des Landes Bremen, des Bundes und 
der EU, um anwendungsorientierten Leichtbau 
zu entwickeln. Der Senat ist über die Senatorin 
für Wirtschaft, Arbeit und Europa im Beirat und 
Strategiekreis der Initiative Leichtbau des BMWi 
vertreten, ebenso im Vorstand des ECOMAT-
Vereins. Die Geschäftsstelle der Initiative 
Leichtbau wird durch das BMWi finanziert, um 
seitens der Bundesländer und relevanter Ver-
bände, zum Beispiel der Stahlindustrie, der Bau-
wirtschaft, Carbon Composites et cetera, den 
Strategieprozess zu flankieren und Veranstal-
tungen zu organisieren. Hierzu gehört das 
Leichtbauforum beim BMWi und der Light-
weight Summit auf der Hannover Messe. 

Im Rahmen des ECOMATday 2020, am 3. März 
2020, war der zuständige Referatsleiter des 
BMWi auch in Bremen im ECOMAT zu Gast und 
hat das TTP LB vorgestellt. Im Rahmen des ECO-
MAT wurden das TTP LB beworben und die Ak-
teure angeregt, spannende Forschungsprojekte 
vorzubereiten, um diese mit dem Start des För-
derprogramms einzureichen. 

Seit 2019 sind bremische Akteure aus Wirtschaft, 
Wissenschaft und Verwaltung in den Strategie-



4286 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 31. Sitzung am 17.11.2021 und 18.11.2021 

prozess des BMWi bezüglich Leichtbau einge-
bunden. Der finale Expert:innen Workshop des 
BMWi für die Finalisierung der Leichtbau-Stra-
tegie fand in der Landesvertretung Bremen in 
Berlin im Februar 2020 statt. Bereits 2019 war 
Leichtbau das Schwerpunkthema der Wirt-
schaftsministerkonferenz unter bremischem 
Vorsitz und der Beschlussvorschlag Bremens zur 
Initiierung des TTP LB wurde einstimmig be-
schlossen. 

Anfrage 17: Wie steht es um die Aufarbeitung 
und Anerkennung des Schicksals von sogenann-
ten Verschickungskindern im Land Bremen?  
Anfrage der Abgeordneten Sandra Ahrens, Mela-
nie Morawietz, Heiko Strohmann und Fraktion 
der CDU  
vom 9. November 2021 

Wir fragen den Senat: 

1. Wie viele Kinder aus dem Land Bremen wur-
den zwischen den 1950er- bis in die 1990er Jah-
ren zur vermeintlichen Erholung, Heilung oder 
als erzieherische Maßnahme den dafür vorgese-
henen, Kinderkurheimen und -einrichtungen 
anvertraut? 

2. Verfügt der Senat über Erkenntnisse darüber, 
wie viele dieser Kinder systematisch physischer 
und psychischer Gewalt ausgeliefert waren? 

3. Inwiefern greift der Senat den Beschluss der 
Jugend- und Familienministerkonferenz vom 
Mai 2020 auf und unternimmt danach konkrete 
Schritte zur Unterstützung, überfälligen Aner-
kennung, Aufarbeitung, Sichtbarmachung und 
Entschädigung im Interesse der Opfer? 

Antwort des Senats: 

Zu den Fragen 1 und 2: Momentan sind dem Se-
nat keine entsprechenden Einzelfälle und auch 
keine Gesamtzahlen bekannt. Aufgrund der 
Kurzfristigkeit der Anfrage konnten in den be-
treffenden Ressorts – das sind die Senatorin für 
Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz so-
wie die Senatorin für Soziales, Jugend, Integra-
tion und Sport – keine umfangreichen Recher-
chen durchgeführt werden. Es muss zudem da-
von ausgegangen werden, dass die Datenlage 
aufgrund der weit zurückliegenden Zeiträume 
und fristgemäßer Aktenvernichtung höchst un-
vollständig ist. 

Zu Frage 3: Die Jugend- und Familienminister-
konferenz hat mit Beschluss vom 27. Mai 2020 
einstimmig den Bund aufgefordert, „eine bun-
desweite Aufklärung der Vorkommnisse ge-
meinsam mit Vertreterinnen und Vertretern der 
ehemaligen Verschickungskinder und den da-
mals involvierten Institutionen, beispielsweise 
im Rahmen eines Forschungsauftrags, vorzuneh-
men. Im Rahmen des Forschungsauftrags sollten 
unter anderem die zahlreichen Erlebnisberichte 
und Eigenrecherchen der Betroffenen berück-
sichtigt werden.“ Das Land Bremen wird sich an 
entsprechenden bundesweiten Vorhaben betei-
ligen. 

Anfrage 18: Massiver Anstieg schwerer Verläufe 
von Krebserkrankungen infolge der Coronapan-
demie-Wie ist die Lage im Land Bremen? Anfrage 
der der Abgeordneten Rainer Bensch, Heiko 
Strohmann und Fraktion der CDU vom 9. Novem-
ber 2021 

Diese Anfrage wurde zurückgezogen. 

Anfrage 19: Wann endlich setzt der Senat in der 
Coronapandemie gegenüber der Hausärzteschaft 
auf Unterstützung statt Konfrontation?  
Anfrage der Abgeordneten Rainer Bensch, Heiko 
Strohmann und Fraktion der CDU  
vom 9. November 2021 

Wir fragen den Senat: 

1. Wie bewertet der Senat die derzeitige Situa-
tion der Impfstoffbereitstellung in den Hausärz-
tepraxen des Landes und wie unterstützt er da-
bei die niedergelassenen Ärztinnen und Ärzte? 

2. Welche konkreten Maßnahmen unternimmt 
der Senat aktuell zum Abbau ausufernder büro-
kratischer Hürden für Hausärztepraxen; führen 
Sie hierzu landespolitische Zuständigkeiten so-
wie bundespolitische Initiativen an. 

3. Was kostete den Steuerzahlenden im Jahr 
2020 eine Impfung im Impfzentrum des Landes 
Bremens beziehungsweise was kostet derzeit 
eine Impfung in einer Impfstelle gegenüber der 
Vergütung in Hausärztepraxen in Höhe von 
20 Euro pro Impfung? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: SARS-CoV-2-Impfstoffe sind für 
Hausarztpraxen derzeit im zweiwöchentlichen 
Bestellrhythmus über öffentliche Apotheken 
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verfügbar, ab 16. November 2021 im wöchentli-
chen Bestellrhythmus. Es gibt nach Kenntnis des 
Senats keine Lieferengpässe sowohl bei Impf-
stoffen als auch bei Impfzubehör, auf allen Han-
delsstufen. Bei versehentlicher Impfstoffüberbe-
vorratung hat sich das Impfzentrum Bremen in 
Einzelfällen mit niedergelassenen Praxen über 
die Übernahme der von Ärzten gelagerten Impf-
stoffe zur Weiterverwendung im Impfzentrum 
verständigen können. 

Zu Frage 2: Die Coronavirus-Impfverordnung 
sieht für Praxen die Meldung eines einge-
schränkten Datensatzes zu den durchgeführten 
Impfungen vor. Täglich sind nur die Daten zu 
übermitteln, die das Robert-Koch-Institut, RKI, 
für die laufende Beobachtung des Impfgesche-
hens benötigt. Angaben zur Impfindikation so-
wie die Chargennummer werden später mit der 
Quartalsabrechnung erfasst und durch die Kas-
senärztlichen Vereinigungen, KV, an das RKI 
übermittelt. Es gibt keine weiteren Dokumenta-
tionsvorgaben. 

Die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Ver-
braucherschutz steht in einem kontinuierlichen 
und engen Austausch mit der Kassenärztlichen 
Vereinigung, um Themen wie Auffrischimpfun-
gen und Impfungen in Pflegeeinrichtungen ab-
zustimmen. In einer Beschlussvorlage vom 
5. November 2021 hat die Gesundheitsminister-
konferenz, GMK, das Bundesministerium für 
Gesundheit, BMG, gebeten, sich für eine Ver-
kürzung der Lieferfristen sowie für eine Bezugs-
möglichkeit von kleineren, möglichst von Einzel-
dosen, einzusetzen. 

Zu Frage 3: Die Impfungen haben am 27. De-
zember 2020 begonnen. Der Betrachtungszeit-
raum ist zu kurz, daher beziehen sich die Kosten 
einer Impfung auf das 1. und 2. Quartal 2021, in-
klusive Dezember 2020. In diesem Zeitraum be-
laufen sich die Gesamtkosten für die Impfzen-
tren in Bremen und Bremerhaven auf 50,6 Milli-
onen Euro für 469 230 Impfungen. Eine Impfung 
hat damit im Durchschnitt 108 Euro gekostet. In 
diesen Kosten sind unter anderem die Kosten für 
Aufbau der Impfzentren, Infrastruktur, IT, Da-
tenschutzmaßnahmen, Terminsoftware, das 
Callcenter und die Termindokumentation inklu-
diert. 

Die Kosten je Impfung in den neu eingerichteten 
Impfstellen können noch nicht benannt werden, 
da diese erst Mitte Oktober beziehungsweise 
nach Schließung der Halle 7 am 22. Oktober 
2021 und zum Teil erst im November ihre Arbeit 
aufnehmen und auch noch keine Rechnungen 
vorliegen. 

Ein Vergleich der Kosten in den Impfzentren mit 
denen der Hausärztepraxen ist nicht zielfüh-
rend, da eine völlig neue, groß dimensionierte 
Infrastruktur für die Impfzentren aufgebaut wer-
den musste. Zudem sind in den Kosten je Imp-
fung die Beratung, Aufklärung, Dokumentation, 
Impfausweis, und so weiter bereits vollständig 
enthalten, bei den Hausärztepraxen müssten zu-
mindest Teile dieser Kosten noch auf die ge-
nannten 20 Euro hinzugefügt werden. 
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Konsensliste 

Von der Bürgerschaft (Landtag) in der 31. Sitzung nach interfraktioneller Absprache  
beschlossene Tagesordnungspunkte ohne Debatte. 

 

Nr. Tagesordnungspunkt Beschlussempfehlung 

23. 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung besol-
dungsrechtlicher Vorschriften 

Mitteilung des Senats vom 05.10.2021 

(Drucksache 20/1123) 

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt das Ge-
setz in zweiter Lesung. 

26. 

Bericht der Freien Hansestadt Bremen gemäß 
§ 3 Absatz 2 Stabilitätsratsgesetz 
– Stabilitätsbericht 2021 – 

Mitteilung des Senats vom 12.10.2021 

(Drucksache 20/1129) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von dem Be-
richt Kenntnis. 

27. 

Verwaltungsvereinbarung „Mobile Luftfilter 
2021“ 

Mitteilung des Senats vom 12.10.2021 

(Drucksache 20/1130) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ver-
waltungsvereinbarung Kenntnis. 

31. 

Drittes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psy-
chischen Krankheiten 

Mitteilung des Senats vom 19.10.2021 

(Drucksache 20/1135) 

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt das Ge-
setz in erster Lesung. 

34. 

Rahmenkonzept gesellschaftliche Teilhabe 
und Diversity 

Mitteilung des Senats vom 20.10.2021 

(Drucksache 20/1139) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von dem Rah-
menkonzept Kenntnis. 

36. 
Wahl von zwei stellvertretenden Mitgliedern 
des Landesjugendhilfeausschusses 

Die Bürgerschaft (Landtag) wählt anstelle der 
Abgeordneten Sigrid Grönert die Abgeordnete 
Melanie Morawietz und anstelle des Abgeordne-
ten Michael Keller Frau Telly van der Smissen zu 
stellvertretenden Mitgliedern. 

37. 

Zweiter Staatsvertrag zur Änderung medien-
rechtlicher Staatsverträge (2. Medienände-
rungsstaatsvertrag) 

Mitteilung des Senats vom 02.11.2021 

(Drucksache 20/1143) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von dem 
Zweiten Staatsvertrag Kenntnis. 

38. 

Erste Verordnung zur Änderung der Neunu-
ndzwanzigsten Coronaverordnung zum 
Schutz vor Neuinfektionen mit dem Coronavi-
rus SARS-CoV-2 

Mitteilung des Senats vom 20.10.2021 

(Drucksache 20/1138) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ver-
ordnung Kenntnis. 
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39. 

Beteiligung der Bürgerschaft beim Erlass von 
Coronaverordnungen – 
1. Änderungsverordnung zur 29. Coronaver-
ordnung 

Mitteilung des Verfassungs- und Geschäfts-
ordnungsausschusses vom 03.11.2021 

(Drucksache 20/1145) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mit-
teilung des Verfassungs- und Geschäftsord-
nungsausschusses Kenntnis. 

40. 

Staatsvertrag zwischen der Freien Hansestadt 
Bremen und dem Land Niedersachsen im Be-
reich des Ökologischen Landbaus 

Mitteilung des Senats vom 09.11.2021 

(Drucksache 20/1148) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von dem 
Staatsvertrag Kenntnis. 

41. 

Gesetz zur Änderung des Bremischen Justiz-
kostengesetzes 
Mitteilung des Senats vom 9. November 2021 
(Drucksache 20/1149) 

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt das Ge-
setz in erster Lesung. 

42. 

Zustimmungsgesetz zum Staatsvertrag über 
die Errichtung und den Betrieb des elektroni-
schen Gesundheitsberuferegisters als gemein-
same Stelle der Länder zur Ausgabe elektroni-
scher Heilberufs- und Berufsausweise sowie 
zur Herausgabe der Komponenten zur Au-
thentifizierung von Leistungserbringerinstitu-
tionen 
(eGBR-Staatsvertrag – eGBRStVtr) 

Mitteilung des Senats vom 09.11.2021 

(Drucksache 20/1150) 

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt das Ge-
setz in erster und zweiter Lesung. 

 Frank Imhoff 
 Präsident der Bremischen Bürgerschaft 
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